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177. Sitzung 

Bonn, den 11. Oktober 1979 

Beginn: 9.00 Uhr 

Präsident Stücklen: Die Sitzung ist eröffnet. 

(Die Abgeordneten erheben sich) 

Ich habe die traurige Pflicht, Ihnen den Tod un-
seres Kollegen Heinrich Reichold bekanntzugeben. 
Wir sind bestürzt über die Plötzlichkeit, mit der er 
aus unserer Mitte gerissen worden ist. Heinrich 
Reichold starb am 2. Oktober 1979. Er hat vor 
knapp einem Jahr die Mitgliedschaft im Deutschen 
Bundestag erworben. 

Er wurde am 18. Juli 1930 in Mudau/Baden gebo-
ren. Nach dem Schulbesuch arbeitete er in der 
Bundeswehrverwaltung, der er bis zu seinem Ein-
tritt in den Deutschen Bundestag angehörte. 

Heinrich Reichold fühlte sich seit frühester Ju-
gend der Christlich-Sozialen Arbeitnehmerschaft 
eng verbunden. In der christlichen Gewerkschafts-
bewegung, im Deutschen Familienrat und im 
Stadtrat seiner Heimatgemeinde Roding in der 
Oberpfalz arbeitete er mit höchstem persönlichem 
Einsatz, getragen von christlichem Verantwor-
tungsbewußtsein. 

Während der kurzen Spanne seiner Zugehörig-
keit zum Deutschen Bundestag engagierte sich 
Heinrich Reichold vor allem auf dem Gebiete der 
Familienpolitik. Er hat sich den brennenden Fragen 
und Problemen der Familie und der Jugend mit 
großer innerer Anteilnahme und starkem Verant-
wortungsbewußtsein verpflichtet gefühlt. Sein ab-
gewogenes Urteil und seine Sachkenntnis fanden 
den Respekt aller in diesem Hause. 

In seiner politischen Arbeit verstand sich Hein-
rich Reichold immer als Anwalt seiner Mitmen-
schen. Diesem Grundsatz ist er bis zuletzt treu ge-
belieben. Er hat sich unter Hintanstellung persönli-
cher Belange und seiner Gesundheit für seine Mit-
menschen eingesetzt aus christlich verstandener 
Nächstenliebe. 

Ich habe am Grabe unseres Kollegen in Roding 
einen Kranz niedergelegt und seiner Frau und sei-
nen zwölf Kindern unsere Anteilnahme ausgespro-
chen. 

Ich spreche der CDU/CSU-Fraktion meine auf-
richtige Anteilnahme aus. Der Deutsche Bundestag 

wird Heinrich Reichold ein ehrendes Gedenken be-
wahren. 

Als Nachfolgerin für unseren verstorbenen Kol-
legen Reichold hat am 4. Oktober 1979 die Abge-
ordnete Frau Männle die Mitgliedschaft im Deut-
schen Bundestag erworben. Ich begrüße sie herz-
lich in unserer Mitte und wünsche ihr eine gute 
und erfolgreiche Arbeit. 

(Beifall) 

Am 7. Oktober hat die Vizepräsidentin des Deut-
schen Bundestages, Frau Annemarie Renger, ihren 
60. Geburtstag gefeiert. Auch an dieser Stelle, Frau 
Kollegin Renger, nochmals unsere herzlichsten 
Glückwünsche. 

(Beifall) 

Wir treten in die Tagesordnung ein. Ich rufe 
Punkt 3 der Tagesordnung auf: 

Beratung und Schlußabstimmung des von 
der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes über die Feststellung eines 
Zweiten Nachtrags zum Bundeshaushaltsplan 
für das Haushaltsjahr 1979 (Zweites Nach-
tragshaushaltsgesetz 1979) 
— Drucksachen 8/3099, 8/3240 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des Haus-
haltsausschusses (8. Ausschuß) 
— Drucksache 8/3241 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Metz, Dr. Bußmann, Gärtner, 
Dr. Riedl (München), Grobecker, Glos, Prinz 
zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein, Dr. Rose, 
Esters, Frau Traupe, Dr. Dübber, Augstein, 
Löffler, Hoppe, Schmitz (Baesweiler), Simp-
fendörfer 
(Erste Beratung 168./169./170. Sitzung) 

Wünscht einer der Berichterstatter das Wort? — 
Das ist nicht der Fall. Ich eröffne die allgemeine 
Aussprache und die Einzelberatung. Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Prinz zu Sayn-Wittgenstein-
Hohenstein. 

Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein (CDU/ 
CSU) : Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 



13906 	Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode — 177. Sitzung. — Bonn, Donnerstag, den 11. Oktober 1979 

Prinz zu Sayn -Wittgenstein -Hohenstein 
Die Verabschiedung des zweiten Nachtrages zum 
Haushaltsgesetz 1979, nur wenige Wochen nach 
der Einbringung im Bundestag, ist ein weiterer 
Beweis dafür, daß sich das Institut des Nachtrags-
haushaltes bewährt hat und daß es geeignet ist, 
auch bei Mehrausgaben, die unabweisbar und un-
vorhersehbar waren, eine schnelle und zügige Be-
ratung und dabei auch gleichzeitig die Kontrolle 
durch das Parlament sicherzustellen. 

Die beiden Nachträge des Jahres 1979 wie aber 
auch der Nachtrag zum Haushalt 1978 haben zu-
gleich den Beweis erbracht, daß das Parlament und 
seine Ausschüsse in der Lage sind, auch innerhalb 
kürzester Zeit Regierungsvorlagen zu prüfen und 
Alternativen zu erarbeiten und durchzusetzen. 

(Beifall des Abg. Dr. Friedmann [CDU/ 
CSU]) 

Es muß daher für die Zukunft erwartet werden, daß 
keine Regierung, welcher politischen Färbung auch 
immer, unter dem Vorwand einer unabweisbaren 
Notwendigkeit versucht, am Parlament vobei Be-
träge in Milliardenhöhe auszugeben. Wenn ich da-
von spreche, weiß ich und erinnere daran, daß es 
Bundeskanzler Schmidt in seiner damaligen Eigen-
schaft als Finanzminister war, der Milliardenbeträ-
ge am Bundestag vorbei in einer Nacht-und-Nebel- 
Aktion unter die Leute gebracht hat. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das haben wir 
nicht vergessen!) 

Es war das Bundesverfassungsgericht, welches auf 
Grund der Anrufung durch die Opposition der Re-
gierung und dem Bundesfinanzminister bescheini-
gen mußte, das eine solche Handlungsweise ein 
eklatanter Verstoß gegen die Verfassung und vor 
allem eine Verletzung eines ureigensten Rechtes 
dieses Bundestages ist. 

(Zuruf von der SPD) 

— Insofern ist es eigentlich, wenn ich Ihre Zwi-
schenrufe höre, meine Damen und Herren, ein par-
lamentarisches Trauerspiel, daß wir uns nicht ein-
mal in einer solchen Sache einig sind, nämlich ei-
nig in der Abwehr des Versuches der Regierung, 
am Haushaltsrecht des Bundestages vorbei Ausga-
ben durchzusetzen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Wehner 
[SPD] : Das können Sie aber nicht als 

Nacht-und-Nebel-Aktion abstempeln!) 

— Das war eine Nacht-und-Nebel-Aktion! Man 
kann es aber auch als eine Weihnachtsgabe beson-
derer Art ansprechen, jawohl. 

(Wehner [SPD] : Kommen Sie, darauf woll

-

ten Sie doch hinaus!) 

— Herr Wehner, regen Sie sich nicht auf. Meine 
Damen und Herren, die Beschleunigung des Ver-
fahrens bei der Verabschiedung der Nachtrags-
haushalte hat sich bewährt. Sie zieht ganz enge 
Grenzen für das Notbewilligungsrecht des Bundes-
finanzministers und der Bundesregierung. 

Meine Damen und Herren, der zweite Nachtrag 
trägt, wie seine Vorgänger aus dem Jahre 1978 und 
der erste Nachtrag des Jahres 1979, die Hand

-

schrift des Parlamentes und des Haushaltsaus-
schusses. Im vergangenen Jahre bereits wollte der 
Bundesfinanzminister den Nachtrag zum Haushalt 
zu zwei Dritteln durch höhere Verschuldung finan-
zieren. Erst der Haushaltsausschuß und das Parla-
ment haben dies verhindert; sie haben zusätzliche 
Einsparungen beschlossen und dadurch eine weite-
re Erhöhung der Nettokreditaufnahme verhindert. 
Der Haushaltsausschuß und das Parlament haben 
dafür gesorgt, daß bei den Beratungen des Haus-
haltsplanes 1979 die Nettokreditaufnahme wesent-
lich gesenkt werden konnte. Weitergehende Vor-
schläge der CDU/CSU wurden leider von der Ko-
alition abgelehnt, sonst wäre wahrscheinlich die 
Signalwirkung noch größer gewesen, zumindest so 
deutlich, daß der Bundesfinanzminister hätte mer-
ken können und merken müssen, daß ein immer 
größer werdender Teil, der nachdenkliche Teil die-
ses Hauses, der unverantwortbaren Schuldensteige-
rung einen Riegel vorschieben will. 

(Frau Steinhauer [SPD]: Wird denn die 
CDU nachdenklich?) 

Unsere wiederholten Forderungen bei den Haus-
haltsberatungen 1979 und auch beim Nachtrag, 
Ausgaben zu kürzen, verehrte Frau Kollegin Stein-
hauer, gerade bei der Bundesanstalt für Arbeit 
nicht weil wir der Bundesanstalt für Arbeit etwa 
nicht zukommen lassen wollen, was ihr zusteht, 
sondern weil schon zu einem früheren Zeitpunkt 
des Jahres 1979 erkennbar wurde, daß die Bundes-
anstalt dieser Zuschüsse nicht bedarf —, haben un-
verständlicherweise ganz erheblichen Widerstand 
beim Arbeitsminister, beim Finanzminister, aber 
zum Teil leider auch bei den Koalitionsparteien 
SPD und FDP gefunden. Auch das muß man hier 
festhalten. Diese schrittweise Kürzung dieser Zu-
schüsse in den Haushaltsberatungen des zweiten 
Nachtrags zeigen deutlich, daß das Parlament hier 
eigentlich selbstbewußter sein und über Parteigren-
zen hinweg für Haushaltsklarheit und -wahrheit 
sorgen sollte. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Selbst den zweiten Nachtragshaushalt wollten der 
Bundesfinanzminister und die Bundesregierung zu-
nächst durch Neuverschuldung finanzieren. 

(Zuruf von der SPD) 

— Lesen Sie einmal die Verlautbarung vom 5. Juli 
nach. 

(Löffler [SPD] : Lesen Sie doch einmal die 
offizielle Drucksache!) 

Ich erinnere daran, daß der Vorsitzende des Haus-
haltsausschusses noch am 30. August eine Anfra-
ge an die Regierung gerichtet hatte und die Ant-
wort erhielt, 

(Zuruf des Abg. Löffler [SPD]) 

daß man über die Mehreinnahmen aus den Steuern 
und über mögliche weitere Einsparungen noch 
nicht abschließend befunden habe. Ich kann Ihnen 
also nachweisen, daß der Bundesfinanzminister den 
zweiten Nachtrag noch am 5. Juli durch zusätzliche 
Kreditaufnahmen finanzieren wollte. 

(Glos [CDU/CSU] : Der will immer Schul

-

den machen!) 
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Das können Sie, lieber Herr Kollege Löffler, nicht 
bestreiten. Das ist um so unverständlicher, als die 
Beratungen über den Haushaltsplan 1979 deutlich 
gemacht haben, daß quer durch alle Fraktionen 
eine immer größere Besorgnis über die wachsende 
Verschuldung des Bundes geäußert wurde. 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: So ist es!) 

Herr Kollege Löffler, ein Weiteres. Es ist doch 
auch die öffentliche Meinung gewesen, die auf die 
Haltung des Bundesfinanzministers den Einfluß ge-
habt hat, daß er zunächst vorgesehene zusätzliche 
Kreditaufnahmen zur Finanzierung des Nachtrags-
haushalts nicht vorgenommen, sondern zusätzliche 
Einsparungen durchgeführt hat, die wir — ich erin-
nere noch einmal daran, auch wenn Sie es nicht 
hören wollen — bereits im März und im Juni dieses 
Jahres dem Haushaltsausschuß vorgeschlagen hat-
ten, gegen die Sie aber gestimmt hatten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Da ich nicht davon ausgehen kann, daß die Re-
gierung andere Informationen als die Opposition 
hat, muß ich folgern, daß ursprünglich die Absicht 
bestand, andere Ausgaben zusätzlich zu finanzieren 
oder vielleicht Wahlgeschenke zu machen. Ich 
sage noch einmal: Es war ein heilsamer Einfluß, 
nicht zuletzt durch die öffentliche Meinung und 
das ständige Bohren der CDU/CSU-Opposition ver-
ursacht, der dazu geführt hat, daß heute ein Nach-
trag verabschiedet werden kann, der durch Einspa-
rungen finanziert wird und wo die Steuermehrein-
nahmen zur Senkung der Kreditaufnahme benutzt 
werden. 

Ein letztes zu diesem Bereich. Wir haben uns im 
Haushaltsausschuß über das Wesen der globalen 
Minderausgabe unterhalten. Auch hier wollte der 
Bundesfinanzminister zunächst durch den Vor-
schlag einer Senkung der globalen Minderausgabe 
den vom Parlament vorgelegten Einsparungsauftrag 
um 500 Millionen DM kürzen. Die Regierung hat 
die Auffassung vertreten: Die globale Minderaus-
gabe ist keine Einsparungsauflage. Wir vertreten 
— genau wie übrigens auch Piedus in seinem 
Kommentar — die Meinung, daß das ein ganz ein-
deutiger Einsparungsauftrag an die Regierung ist 
und daß daran überhaupt nicht zu deuteln ist. Lie-
ber Herr Kollege Löffler, darüber muß noch einmal 
gesprochen werden. 

Ich stelle fest: Der Bundesfinanzminister hat ent-
gegen seinen verbalen Beteuerungen, Schuldenab-
bau und Konsolidierung hätten Vorrang, nur zö-
gernd und nur unter Druck von außen — vom Par-
lament und von der öffentlichen Meinung — Ein-
sparungen vorgenommen, die zu einer Senkung der 
Nettokreditaufnahme führen. 

Mir ist unverständlich, daß der Kollege West-
phal immer von einem Matthöfer-Haushalt spricht. 
Das ist vielleicht ein Markenzeichen. Aber ein Gü-
tezeichen — das zeigen die bisherigen Beratungen 
— ist das weiß Gott nicht. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Glos [CDU/ 
CSU]: Leider wahr!) 

Die Handschrift des Parlaments hätte bei dem 
Zweiten Nachtragshaushalt noch deutlicher ausfal-
len können, wenn unsere Anträge, unsere zusätzli-
chen Anträge, unsere zusätzlichen Alternativen, 
unsere zusätzlichen Einsparungsvorschläge ange-
nommen worden wären. Nach der Debatte vom 12. 
bis 14. September, nämlich der Haushaltsdebatte, 
ist es unverständlich, daß solche Kürzungsvor-
schläge der Opposition keine Beachtung und keine 
Zustimmung finden. Wenn die Zeitbombe der über-
bordenden Verschuldung tickt, so ein Redner der 
FDP, dann muß man— Koalitionsraison hin, Koali-
tionsraison her — nicht nur den Mund spitzen, 
sondern man muß pfeifen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, noch heute haben Sie 
hier im Bundestag die Möglichkeit, drei Anträgen 
der CDU/CSU, die eine weitere Einsparung im 
Haushalt in einer Größenordnung von 768 500 000 
DM beinhalten, zuzustimmen. Damit wird eine wei-
tere mögliche Senkung der Nettokreditaufnahme 
herbeigeführt. Ich darf die drei Vorschläge der 
CDU/CSU kurz begründen. 

Wir schlagen Ihnen vor, die für die VEBA vor-
gesehenen 320 Millionen DM zur Ausnutzung der 
Bezugsrechte bei der im Oktober vorgesehenen Ka-
pitalaufstockung zu streichen. Wir sind der Auffas-
sung, daß der Bund bei einer Neuverschuldung von 
28 Milliarden DM im Jahre 1979 hier nicht zusätz-
liche finanzielle Engagements vornehmen sollte. 
Das Bezugsrecht und seine Ausübung bedeuten 
kein Geschäft, wenn man hierfür Kredite aufneh-
men muß. Der Anteil des Bundes am Aktienvermö-
gen würde, wenn der Bund auf seine Bezugsrechte 
verzichtet, von 43,75 % auf 36 % absinken. Da-
durch würde der Einfluß des Bundes nur unbedeu-
tend gemindert. Denn in der Hauptversammlung 
wird er auch mit 36 % Anteil seinen Einfluß gel-
tend machen können. In dem Moment, in dem er 
fiskalische Überlegungen in den Vordergrund 
stellt, denen die anderen Anteilseigner nicht folgen 
können, braucht man sich natürlich nicht zu wun-
dern, wenn sich der Bund dann nicht durchsetzen 
kann. Die Interessen des Unternehmens sind vor-
rangig. Beachtet der Bund dies, dann wird er mit 
seinen Vorschlägen auch in der Hauptversamm-
lung die Mehrheit finden. Bisher ist ja auch über 
Kampfabstimmungen in den Hauptversammlungen 
überhaupt nichts bekannt geworden. Von daher ist 
also nicht zu erwarten, daß Befürchtungen, wie der 
Finanzminister sie vorgebracht hat, Wirklichkeit 
werden. 

Meine Damen und Herren, es gibt für uns noch 
einen anderen Grund, die VEBA-Kapitalaufstok-
kung abzulehen. In dem Bericht des Bundeskartell-
amts für das Jahr 1978 ist nach einer Untersu-
chung über die Zusammenschlußaktivitäten der 
einzelnen Unternehmen seit Einführung der Fu-
sionskontrolle festgestellt worden, daß die VEBA 
mit 116 Zusammenschlüssen an der Spitze aller Un-
ternehmen steht. Wir sind nicht bereit, mit einem 
Zuschuß für die Aufstockung des Kapitals Maßnah- 
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men zu finanzieren, die wir als nicht wettbewerbs-
fördernd ansehen 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU] : Mittelstands

-

killer!) 

und die, da wir keinen Einfluß auf die unternehme-
rischen Absichten der VEBA haben, der Kontrolle 
des Parlaments entzogen sind. 

(Zurufe von der SPD) 

Weiter, meine Damen und Herren, schlagen wir 
vor, auch die restlichen 200 Millionen DM, die 
noch als Zuschuß für die Bundesanstalt für Arbeit 
vorgesehen sind, zu streichen. Auch hier ist ganz 
eindeutig, daß dieser Zuschuß nicht mehr benötigt 
wird. Wir können also aus Gründen der Haushalts-
wahrheit und -klarheit fordern, daß auch diese 200 
Millionen DM nunmehr gestrichen werden. Geben 
Sie sich einen Ruck — genauso wie bei den Bera-
tungen im Ausschuß — und vollziehen Sie auch 
hier das nach, was Ihnen die Opposition von 
Anfang an vorgeschlagen und abgefordert hat! 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Diese 200 Millionen DM können Sie streichen und 
damit gleichzeitig die Nettokreditaufnahme weiter-
hin senken. 

Und ein letztes: Wir schlagen Ihnen vor, auch 
die 248 500 000 DM, die für die Rohölbevorratung 
noch im Einzelplan 09 stehen, zu streichen. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD] : Hört! 
Hört!) 

— Sie rufen hier zu Recht „Hört! Hört!" , Herr 
Wolfram. Ich stimme sogar mit Ihnen überein. 
Denn wir haben uns bisher ganz eindeutig dagegen 
gewehrt, daß diese so wichtige Ausgabe gestrichen 
wird. Wir haben von der Regierung gefordert, daß 
sie, gerade im Hinblick auf die Schwierigkeiten auf 
dem Ölmarkt diese Ansätze ausnutzt und zusätzli-
che Vorräte anschafft. Wenn die Regierung uns 
aber im Haushaltsausschuß wörtlich erklärt, daß 
diese Mittel im Jahre 1979 nicht abfließen werden, 
ist es für uns eine Pflicht zu sagen: Dann müssen 
wir die Ansätze streichen. Das entspricht der 
Haushaltswahrheit und -klarheit. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wenn sich ein Vertreter der Regierung heute hier 
hinstellt und im Bundestag verbindlich erklärt: Wir 
sind in der Lage, diese 248 Millionen DM noch im 
Jahre 1979 auszugeben, wir sehen es jetzt als vor-
rangig an, im Hinblick auf die Kostenentwicklung 
auf dem Ölmarkt noch in diesem Jahr zusätzliche 
Vorräte anzuschaffen, dann komme ich noch ein-
mal auf das Rednerpult und ziehe diesen Antrag 
zurück. Solange die Regierung aber auf dem Stand-
punkt steht, sie könne dieses Geld nicht ausgeben, 
ist es Pflicht des Parlamentes, diese Ansätze auch 
zu streichen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Zusammengefaßt, unser Antrag Drucksache 8/ 
3253 ist ein zusätzlicher Streichungsvorschlag mit 
einem Volumen von mehr als 700 Millionen DM, 
mit dem wir die Nettokreditaufnahme senken kön-

nen und ein weiteres deutliches Zeichen für das 
Bemühen des Bundestages, der immer mehr zuneh-
menden Verschuldung entgegenzuhandeln, setzen 
würden. Wir alle wissen, welches Problem die Ver-
schuldung mit sich bringt, welche Folgen die 
Schuldenwirtschaft hat. Im Jahre 1983 werden die 
Zinsen schon höher sein als die neu aufzunehmen-
den Kredite des Bundes. Wer das im Privatleben 
macht, der muß zum Konkursrichter gehen; das 
wissen wir alle. 

Darüber hinaus fordern wir die Bundesregierung 
auf, die globale Minderausgabe voll zu erwirt-
schaften. Dies ist ein Einsparungsauftrag des Parla-
mentes. Sie können diese Mittel auch einsparen 
und brauchen nicht nur darauf zu warten, daß eini-
ge Summen durch den Rost fallen, wie Sie, Herr 
Löffler, es einmal sagten. Vielmehr kann man z. B. 
durch die Streckung der Baumaßnahmen, die ja im 
Hinblick auf die überhitzte Baukonjunktur notwen-
dig ist, durchaus zusätzliche Mittel erwirtschaften, 
um diesen Einsparungsauftrag des Parlamentes zu 
erfüllen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Schließlich — auch hier schließen wir uns der 
Begründung und der Verlautbarung des Bundesra-
tes an — erwarten wir, daß die Bundesregierung 
alle zusätzlichen Steuereinnahmen, die im Jahre 
1979 noch anfallen, voll und ganz für die weitere 
Senkung der Verschuldung benutzt und damit ein-
deutig einen weiteren Beitrag zur Verminderung 
der Nettokreditaufnahme leistet. 

Meine Damen und Herren, Sie haben heute hier 
im Plenum des Bundestages die Möglichkeit, die 
Zustimmung der Opposition zum Zweiten Nach-
tragshaushalt dadurch zu erlangen, daß Sie unseren 
Anträgen zustimmen. Sollten Sie unseren Anträgen, 
die wohlbegründet sind und wohlüberlegt sind, 
nicht zustimmen, können wir dem Zweiten Nach-
trag zum Haushaltsplan 1979 nicht zustimmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Stücklen: Herr Abgeordneter Prinz 
Botho zu Sayn-Wittgenstein, ich habe noch keine 
Anträge vorliegen. 

(Wehner [SPD] : Wir alle auch nicht! — 
Prinz  zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein 

[CDU/CSU] : Sie sind unterwegs!) 

— Sie sind unterwegs. 

(Wehner [SPD] : Wenn wir eine historische 
Entscheidung treffen sollen und Ihren An

-

trägen zustimmen sollen, müssen wir sie 
wenigstens kennen! Wo sind denn Ihre 
Anträge? — Haase [Kassel] [CDU/CSU] : Sie 
können sich mal wieder freuen, Herr Weh

-

ner! Ihr Gegner hat sich das Bein gebro

-

chen!) 

Ich habe Ihnen bereits das Wort erteilt, Herr Kol-
lege Löffler. Bis Sie das Wort ergreifen, ist die 
Ruhe im Saal wiederhergestellt. 

Löffler (SPD) : Herr Präsident! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Der Zweite Nachtragshaus- 
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halt ist ein Dokument der Sparsamkeit, weil die 
Bundesregierung und der Haushaltsausschuß sowie 
dieses Parlament es so wollen, nicht, weil die CDU/ 
CSU-Fraktion gebohrt hat. Ich habe nämlich von 
Ihrem Bohren nichts gespürt. Vielleicht haben Sie 
mit dem Finger gebohrt. Wie das heißt, wenn man mit 
dem Finger in einem ganz bestimmten Organ bohrt, 
brauche ich hier in diesem Hause nicht darzulegen. 
Bohren Sie nicht so viel, sondern sorgen Sie lieber 
dafür, daß die Anträge, über die Sie hier sprechen, 
ordnungsgemäß auf dem Tisch liegen. 

(Beifall bei der SPD) 

In drei Punkten möchte ich den Willen zur Spar-
samkeit, wie er in diesem Nachtragshaushalt zum 
Ausdruck kommt, darlegen und begründen. 

Erstens. Die geschätzten Steuermehreinnahmen 
von ca. 2,3 Milliarden DM werden nicht für neue 
Aufgaben verwandt, sondern dienen dazu, die Net-
tokreditaufnahme zu senken. 

Zweitens. Die im Nachtragshaushalt vorgesehe-
nen Mehrausgaben in Höhe von 1,4 Milliarden DM 
werden durch Einsparungen an anderen Stellen des 
Haushaltes gedeckt. 

Drittens. Darüber hinaus hat der Haushaltsaus-
schuß Ermächtigungen. in Höhe von 570 Millionen 
DM zurückgenommen, da diese Mittel mit hoher 
Wahrscheinlichkeit in diesem Jahr nicht mehr ab-
fließen werden. Dieser Betrag dient ebenfalls zur 
Verminderung der Nettokreditaufnahme. 

Die neue Nettokreditaufnahme liegt jetzt bei 
28 370 000 000 DM. Faktisch dürfte sie noch niedri-
ger sein, da wir auf diese Nettokreditaufnahme 
nicht ausgeschöpfte Kreditermächtigungen aus den 
Vorjahren in Höhe von 4 Milliarden DM angerech-
net haben. Das ist — insgesamt gesehen — ein 
günstiges Ergebnis. 

Dieses günstige Ergebnis konnte aber nur des-
halb erzielt werden, weil die wirtschaftliche Ent-
wicklung in den letzten Monaten positiv verlaufen 
ist. Ohne die Arbeit der Mitglieder des Haushalts-
ausschusses geringschätzen zu wollen, muß einmal 
unterstrichen werden: Das Verdienst an der maß-
vollen Zurückführung der Schuldenaufnahme liegt 
in erster Linie in der lückenlosen Finanzpolitik der 
letzten Jahre begründet. Diese Finanzpolitik ist 
darauf ausgerichtet, unserer Wirtschaft zum 
Wachstum zu verhelfen. Mit welchen einzelnen 
Maßnahmen dieses Ziel verfolgt wurde, braucht 
hier nicht noch einmal erläutert zu werden. Das 
haben wir in vielen Haushaltsberatungen und in 
zahlreichen Wirtschaftsdiskussionen hier in diesem 
Saal dargelegt. 

Wer den letzten Monatsbericht der Deutschen 
Bundesbank zur Hand nimmt, kann sich dort an-
hand von nüchternen Zahlen und Fakten von dem 
Erfolg dieser in sich logisch geschlossenen Finanz-
politik überzeugen. Die Zahlen, die dort wiederge-
geben sind, sind um so gewichtiger, als sie von einer 
neutralen, zu strenger Sachlichkeit verpflichteten 
Einrichtung stammen. Wären wir in den vergange-

nen Jahren den haushaltspolitischen Vorstellungen 
der Opposition gefolgt, 

(Carstens [Emstek] [CDU/CSU] : Wäre es 
viel besser geworden!) 

sähe unsere konjunkturelle Landschaft, lieber Herr 
Kollege Carstens, mit Sicherheit anders aus — 
nämlich schlechter, 

(Dr. Stavenhagen [CDU/CSU] : Was sagt 
denn die Bundesbank?) 

sehr geehrter Herr Stavenhagen. Auf eine Be-
schreibung der gegenwärtigen konjunkturellen Si-
tuation kann hier verzichtet werden; das kann 
nachgelesen werden, z. B. im Bundesbank-Bericht, 
der mit dem Satz beginnt — ich zitiere —: 

Der konjunkturelle Aufschwung in der Bun-
desrepublik hat sich in den letzten Monaten 
mit ungeschwächter Dynamik fortgesetzt, ob-
gleich die drastischen Verteuerungen im Ener-
gie- und Rohstoffbereich die Wirtschaft der 
Bundesrepublik und auch die der wichtigen 
Partnerländer belasten. 

Die Lage ist also alles in allem positiv zu beurtei-
len. Wenn man die Bundesregierung ansonsten für 
alles verantwortlich macht, auch für Dinge, für die 
sie die Verantwortung eigentlich nicht zu tragen 
hat, dann muß man fairerweise anerkennen, daß sie 
auch für diese positive Entwicklung verantwortlich 
ist, und ihr die Anerkennung dafür aussprechen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Dr. 
Stavenhagen [CDU/CSU] : Das ist vielleicht 

eine Argumentation!) 

Die positive Entwicklung führt zu höheren Steu-
ereinnahmen. Herr zu Sayn-Wittgenstein ist heute 
auf dieses Thema nicht eingegangen. Dieses Thema 
haben wir ja hier schon häufig genug abgehandelt. 
Es liegt natürlich in der Logik einer antizyklischen 
Finanzpolitik, daß der Staat in Zeiten des wirt-
schaftlichen Niederganges oder der wirtschaftli-
chen Stagnation helfend eingreifen kann, auch 
wenn er sich dabei verschulden muß. Werden die 
Zeiten wieder besser, zieht sich der Staat aus sei-
ner konjunkturellen Verantwortung im gebotenen 
Maße zurück 

(Dr. Stavenhagen [CDU/CSU] : Das tun Sie 
ja nicht!) 

und benutzt die Steuermehreinnahmen zur Absen-
kung seiner Schuldenaufnahme, wie der Zweite 
Nachtragshaushalt beweist. Lieber Herr Kollege 
Stavenhagen, gucken Sie doch bitte einmal in die 
Unterlagen hinein. Das ist ein zusammenhängen-
der ökonomischer Vorgang, der nicht willkürlich 
auseinandergerissen und einzeln betrachtet wer

-

den kann, wie es die Opposition mit ihren stän-
digen Hinweisen auf die erhöhten Steuern tut, die 
unsere Bürger angeblich zahlen müssen. Schließ-
lich kann man den Staat nicht als Oberbuchhalter 
ansehen, der die großen volkswirtschaftlichen Kon-
ten führt. Die Verpflichtung des Staates für die 
Wohlfahrt seiner Bürger bringt es vielmehr mit 
sich, daß er als eine gestaltende Kraft diese volks-
wirtschaftlichen Konten positiv beeinflussen muß. 
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Dazu braucht er einen finanzpolitischen Spielraum, 
den die Opposition ihm am liebsten nehmen möch-
te. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Das ist nicht unsere Auffassung vom Staat. Ich 
wäre sehr interessiert, zu erfahren — ich werde es 
nur leider nicht mehr erleben —, ob das auch dann 
noch Ihre Auffassung wäre, wenn Sie die Regie-
rung stellten, oder ob Sie sich dann nicht mehr zu 
unserer Haltung bekennen würden. 

(Dr. Stavenhagen [CDU/CSU] : Das erleben 
Sie schon noch!) 

— Wie gesagt, lieber Herr Stavenhagen, ich bin 
zwar noch nicht allzu alt, aber ich erlebe es nicht 
mehr. 
Ein bißchen ist das hier eine Geisterdebatte. Ich 

muß mich jetzt zu Anträgen äußern, die gar nicht 
vorliegen. Aber ich will es dennoch tun, denn Herr 
von Sayn-Wittgenstein hat sich alle Mühe gege-
ben, die Anträge zu begründen. Also soll er auch 
eine Antwort darauf bekommen. 

Was die Rohölreserve anbelangt, so wissen wir, 
daß der . diesbezügliche Titel außerordentlich 
schwer richtig zu schätzen ist. Wir haben schon 
bei der Beratung des Haushaltsplanes um diesen 
Titel besonders intensiv gerungen. Wir haben 310 
Millionen DM von diesem Titel heruntergenommen 
und einen Restbetrag von etwas über 200 Millionen 
DM stehenlassen. Wir haben geglaubt, daß kein 
Geld abfließen wird. Es ist jetzt doch etwas abge-
flossen. An diesen Titel kann man nicht herangehen. 
Die Opposition hat sich ja im Haushaltsausschuß 
gegen eine Kürzung dieses Ansatzes gewandt, of-
fensichtlich in Verkennung der Tatsachen. Jetzt 
wollen Sie den Titel gänzlich streichen. Das ist 
eine schnelle Drehung. Schnelle Drehungen sind 
beim Walzertanzen sehr beliebt, aber in der Haus-
haltspolitik völlig ungeeignet. 

(Heiterheit und Beifall bei der SPD) 

Präsident Stücklen: Gestatten Sie eine Zwischen-
frage? 

Prinz zu Sayn -Wittgenstein -Hohenstein (CDU/ 
CSU) : Herr Kollege Löffler, wären Sie bereit, mir 
zuzugeben, daß, wenn die Regierung im Haushalts-
ausschuß erklärt, das Geld könne in diesem Jahr 
nicht fließen, dies ein neuer Grund für die Opposi-
tion ist, ihre Haltung zu überdenken, und daß wir 
durchaus auf das hören, was die Regierung uns 
sagt? 

Löffler (SPD) : Sehr geehrter Herr zu Sayn-Witt-
genstein, die Opposition kann alles zum Anlaß 
nehmen, ihre Haltung zu überdenken. Wenn Sie 
Ihre Haltung überdenken, kann das immer nur po-
sitiv sein, denn Ihre Haltung ist so, daß sie des 
Nachdenkens ständig würdig ist. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Prinz 
zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein [CDU/ 
CSU]: Beantworten Sie doch einmal meine 

Frage!) 

Herr zu Sayn-Wittgenstein hat dann vorgeschla-
gen, wir sollten die Kapitalerhöhung in Höhe von 
320 Millionen DM bei der VEBA ebenfalls strei-
chen. Die VEBA ist die größte deutsche Mineralöl-
gruppe. Sie hält unter anderem 54 % der Anteile 
an der Deminex, einer Firma, die weltweit nach 
neuen Erdölfeldern forscht. Ein solches Vorhaben 
ist natürlich risikoreich. Ich glaube nicht, daß sich 
der Staat bei diesem risikoreichen Geschäft zu-
rückziehen sollte, denn das müßte auch eine Si-
gnalwirkung auf private Anleger haben.  

(Beifall bei der SPD) 

Man sollte sich einmal überlegen, wie sich unser 
Verhalten, wenn wir von unseren Bezugsrechten 
bei der Kapitalerhöhung der VEBA nicht Gebrauch 
machten, auf die Kurse der VEBA auswirken müß-
te und wie dann letztlich die Kapitalausstattung 
dieses für die gesamte Volkswirtschaft wichtigen 
Unternehmens dastünde. Das hat gar nicht allzuviel 
mit der Mehrheit zu tun, obwohl wir faktisch die 
Mehrheit bei dieser Firma behalten wollen. Wir be-
finden uns hier, nebenbei gesagt, in Übereinstim-
mung mit Herrn Dr. Dollinger, der als Bundes-
schatzminister 1965, als eine Teilprivatisierung die-
ser Firma vorgenommen wurde, davon ausging, 
daß der Mehrheitseinfluß des Bundes gewahrt blei-
be. Ich glaube, das war auch nicht der richtige 
Vorschlag. 

Über den Zuschuß zur Bundesanstalt für Arbeit 
lieber Herr zu Sayn-Wittgenstein, haben wir so 
viel gesprochen, daß ich es mir erspare, hier dar-
auf noch einmal einzugehen. Dort stehen noch 200 
Millionen DM im Ansatz. Ein bißchen Sicherheit, 
ein bißchen Reserve muß natürlich im Haushalt 
bleiben; darauf komme ich aber noch zurück. 

(Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein 
[CDU/CSU] : Für wen muß denn die Reser

-

ve sein? Für den Bundesfinanzminister?) 

— Das werde ich jetzt gleich darlegen. Für den 
Bundesfinanzminister ist sie nicht. Der Bundesfi-
nanzminister hat nichts davon. Vielmehr muß Si-
cherheit für die Menschen vorhanden sein, für die 
wir hier Verantwortung tragen. 

(Beifall bei der SPD) 

Reden Sie doch nicht so, als hätte der Bundesfi-
nanzminister etwas davon, wenn im Haushalt ir-
gendein Titel mit Geld ausgestattet ist. 

Durch das Urteil des Bundesverfassungsgerichts 
vom 25. Mai 1977 ist nun — darauf hat Herr Sayn-
Wittgenstein auch hingewiesen — die Stellung des 
Parlaments gegenüber der Regierung in der Haus-
haltspolitik zweifelsohne gestärkt worden. 

(Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein 
[CDU/CSU] : Durch uns !) 

Dadurch, daß die Regierung nur noch in genau 
festgelegten Grenzen überplanmäßige und außer-
planmäßige Ausgaben von sich aus tätigen darf, ist 
sie verpflichtet, durch Nachtragshaushalte neue 
Ausgabenermächtigungen vom Parlament einzuho-
len. Damit hat das Parlament die Möglichkeit er-
halten, die Haushaltsentwicklung zu verfolgen und 
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aus dieser Entwicklung entsprechende Konsequen-
zen für den Nachtragshaushalt zu ziehen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, diese 
stärkere Einwirkungsmöglichkeit auf der einen Sei-
te bedingt jedoch auf der anderen Seite eine grö-
ßere Verantwortlichkeit des Parlaments. Ein gesun-
des Mißtrauen des Parlaments gegenüber der Re-
gierung ist eine Haltung, die für die Demokratie 
geradezu wesentlich ist. Sie darf allerdings nicht 
so weit getrieben werden, daß der Regierung haus-
haltspolitisch so enge Fesseln angelegt werden, 
daß sie bewegungsunfähig wird; das wäre nämlich 
zum Schaden des gesamten Volkes. 

Nachtragshaushalte dürfen nicht dazu führen, 
daß wir permanente Haushaltsberatungen betrei-
ben, die mehr verwirren als klären, und sie dürfen 
auch nicht dazu führen, daß wir die Regierung 
durch neue Beschlüsse daran hindern, die Politik 
durchzuführen, für die sie am Anfang des Haus-
haltsjahres von uns die haushaltsrechtliche Er-
mächtigung bekommen hatte. Das wäre dann näm-
lich eine Politik, die auf dem Prinzip beruhte, mit 
der einen Hand zu geben und mit der anderen wie-
der zurückzunehmen. Das ist keine klare Linie. Der 
Haushaltsausschuß ist — das möchte ich hier beto-
nen — dieser Versuchung bei der Beratung des 
Zweiten Nachtragshaushalts nicht erlegen, aber er 
war manchmal nahe daran, insbesondere was die 
verschiedenen Anträge angeht, die die Opposition 
im Haushaltsausschuß stellen wollte oder stellte. 

Gestatten Sie mir in diesem Zusammenhang noch 
ein Wort zur globalen Minderausgabe, für die ich, 
wie jedermann in diesem Hause weiß, nicht allzu-
viel übrig habe. Um die Neufestsetzung der globa-
len Minderausgabe ist besonders intensiv gerungen 
worden. Wenn ich „besonders intensiv" sage, be-
deutet das nicht, daß besonders sachkundig gerun-
gen worden wäre. Denn da gab es zunächst die 
Zahl von 3 Milliarden DM, dann waren es 
2 750 000 000 DM, dann 2,5 Milliarden DM,' und dann 
haben wir uns, glaube ich, auf 2 300 000 000 DM ge-
einigt. Das alles waren keine Ergebnisse tiefgrün-
diger Rechenoperationen, sondern Vorgänge, wie 
sie sich bei einer Rinderversteigerung abspielen, wo 
etwas über den Daumen gepeilt wird. 

(Wehner [SPD]: Hört! Hört!) 

— Ja, sehr geehrter Herr Kollege Wehner, so ist 
die Welt, so ist sie auch bei den Haushaltspoliti-
kern, die ja für sich immer in Anspruch nehmen, 
daß sie diejenigen sind, die alles besonders ge-
nau betrachten und die die Politik mit Hilfe ihrer 
Zahlenmanipulationen sehr gut im Griff haben. 

(Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein 
[CDU/CSU]: Nachhilfe für Herrn Wehner! 
— Weiterer Zuruf von der CDU/CSU: Der 

Chefmanipulierer!) 

Dieses Verfahren der Opposition bei der Festset-
zung der globalen Minderausgabe erinnerte mich 
immer an den absurden Satz: abgeschnitten, abge-
schnitten und immer noch zu kurz. Die globale 
Minderausgabe eignet sich nach meinem Verständ-
nis nicht als Instrument für die Haushaltspolitik. 

Sie haben hier ein Wort erwähnt, das ich im Haus-
haltsausschuß verwandt habe, und ich wiederhole 
es: Die globale Minderausgabe ist lediglich ein 
Auffangtitel in buchungstechnischer Hinsicht. Die 
Haushaltswahrheit und die Haushaltsklarheit müß-
ten ja darunter leiden, wenn man mit der globa-
len Minderausgabe wesentliche Teile der Politik 
zurücknehmen wollte, die man vorher mit Zahlen 
in mehreren Tausend Titeln des Haushaltsplanes 
festgelegt hatte. Das ist eine unaufrichtige Politik. 
Denken Sie bitte darüber nach, und lassen Sie uns 
zu der gemeinsamen Auffassung kommen, daß die 
globale Minderausgabe das ist, was im Haushalts-
vollzug anfällt, ohne daß die Regierung besondere 
Anstrengungen unternehmen muß, um die globale 
Minderausgabe erwirtschaften zu müssen. 

Als Vertreter der sozialdemokratischen Fraktion 
möchte ich dieses Rednerpult nicht verlassen, ohne 
ein Wort zur Nettokreditaufnahme gesagt zu ha-
ben. Wir haben hier in diesem Hause häufig darge-
legt, daß eine hohe Nettokreditaufnahme in einer 
schlechten Konjunkturlage ökonomisch geboten ist. 
Ich muß aber genauso deutlich sagen, daß wir uns 
davor hüten müssen, uns an eine hohe Nettokredit-
aufnahme zu gewöhnen. Eine hohe Nettokreditauf-
nahme ist für einen_ längeren Zeitraum keine nor-
male Möglichkeit der Finanzierung des Haushalts. 

(Haehser [SPD]: Richtig!) 

Denn die Zinsen wachsen natürlich an. Herr von 
Sayn-Wittgenstein hat diese Zahlen bereits ge-
nannt, und ich möchte an seine Zahlen einige Be-
trachtungen anknüpfen. So werden im Jahre 1981 
— ich wiederhole diese Zahl — nach der mittelfri-
stigen Finanzplanung 16,9 Milliarden DM an Zin-
sen zu zahlen sein. Die Zinszahlungen stellen na-
türlich eine Umverteilung von den unteren Ein-
kommensschichten zu den höheren dar. Das ist 
also eine ungerechte Umverteilung. Es liegt in der 
Natur der Sache, daß nur diejenigen Geld auslei-
hen können, die Geld übrig haben, und das sind in 
der Regel die Wohlhabenderen und nicht diejeni-
gen, die ihren Verdienst voll in den Konsum flie-
ßen lassen müssen. Bei der gegenwärtigen Schul-
denstruktur des Bundes bedeutet das, daß etwa 
80 % unserer Zinszahlungen den Großbanken, Ver-
sicherungen und anderen Geldanlegern zugute 
kommen, während nur ein verhältnismäßig kleiner 
Teil dem normal verdienenden Bürger zuzurechnen 
sein wird. Aus diesem Grunde muß mit diesem Fi-
nanzierungsinstrument in Zeiten der wirtschaftli-
chen Erholung sehr behutsam und vorsichtig umge-
gangen werden. Das haben wir im Zweiten. Nach-
tragshaushalt gehabt, und deshalb werden wir So-
zialdemokraten diesem Dokument der gesamtwirt-
schaftlichen Verantwortung aus vollster Überzeu-
gung zustimmen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Präsident Stücklen: Das Wort hat der Abgeord-
nete Gärtner. 

Gärtner (FDP) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die philosophische Betrachtung über 
die globale Minderausgabe über den einzelnen 
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Daumen eines einzelnen Haushaltsobmannes wird 
uns wohl noch einmal beschäftigen müssen; denn 
so, wie es hier soeben dargestellt worden ist, ist 
das Verfahren nicht ausreichend gewürdigt. 

(Heiterkeit und Beifall bei Abgeordneten 
der FDP und der SPD) 

Der zweite Nachtragshaushalt 1979 ist zwar spar-
sam, d. h., er ist Ausdruck der sparsamen Haus-
haltsführung, aber von einer Radikalkur in Sachen 
Sparsamkeit kann man natürlich noch nicht re-
den. 

(Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein 
[CDU/CSU] : Dann müßten Sie unsere An

-

träge annehmen!) 

— Prinz Botho, wenn Ihre Anträge vorlägen und 
ich sie lesen könnte, wäre ich natürlich glücklich. 
Aber dieses Thema sollten wir beenden. Sie rühren 
gelegentlich an alte Wunden, wenn es um die 
Frage geht, wann, um welche Jahreszeit und mit 
welchen Beträgen etwas geschehen ist. So können 
Sie mit Sicherheit sagen, daß Sie das, was heute 
passiert ist, an der Geschäftsordnung des Bundesta-
ges vorbei, noch eine Zeitlang beschäftigen wird. 
So etwas geschieht manchmal mit gutem Recht. 

Der Kollege Löffler hat die Nachtragshaushalte 
soeben als die Versuchung des Parlaments bezeich-
net, sozusagen mehr zu tun, als ihm obliegt, indem 
bestimmte zusätzliche Maßnahmen mit abgewickelt 
werden, die selbst die Regierung nicht gesehen hat. 
Der Nachtragshaushalt ist aber auch die Chance 
der Aktualisierung, was nicht schädlich ist, und er 
bietet für die Regierung auch die Möglichkeit der 
Schwerpunktsetzung und Akzentuierung, und diese 
Bezeichnung hat dieser Haushalt meines Erachtens 
auch verdient. 

Hinsichtlich der Konsolidierung und der Ver-
schuldungspolitik, die der Kollege Prinz Botho hier 
wiederum vorgetragen hat, kann ich nur sagen: 
Natürlich bestimmen wir das Konsolidierungstem-
po selbst. Aber wir sollten auch ehrlich bleiben. 
Wer hier sagt, im Jahre 1979 müssen alle Steuer-
mehreinnahmen dazu verwendet werden, die Ver-
schuldung des Bundes herunterzufahren, der muß 
sich natürlich fragen lassen, warum das nur im 
Jahre 1979 geschehen soll und nicht auch im Jahre 
1980. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Wer die Regierung mit ihrer Politik sozusagen der 
Wahlgeschenke verdächtigt, kann meines Erach-
tens von der Sache nur wenig verstehen. Steuersen-
kungen wären natürlich probate Wahlgeschenke, 
die man im kommenden Jahr wunderbar verkaufen 
könnte. Aber wenn diese Regierung auf Steuersen-
kungen verzichtet, hat sie auch ihren guten Grund. 
Ihre Politik wird im übrigen beim Wähler dazu 
führen, daß wir mit einer Mehrheit nach Hause 
kommen. Für uns wird es — das ist jedenfalls 
mein Eindruck — relativ sicher sein, daß Sie uns 
in der nächsten Wahlperiode hier im Bundestag 
wieder erleben und daß sich insgesamt die Ver-
hältnisse genauso darstellen wie heute. Das haben 
wir, glaube ich, auch verdient. 

Wenn man die Frage der Verschuldungspolitik 
wirklich ernsthaft diskutiert, muß man sich auch 
die Frage stellen, wer in den letzten sieben Jahren 
etwas anderes hätte tun können als das, was diese 
Regierung getan hat. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wir hätten eine 
bessere Politik gemacht!) 

— Na, Vorsicht! Die Kollegen sind da unterschied-
lich einzuordnen. Was die einzelnen Kollegen in 
den letzten sieben Jahren da so alles vorgeschla-
gen haben, würde relativ schwierig zu realisieren 
sein, wenn man dabei noch Haushaltskonsolidie-
rung betreiben will. 

Wir müssen uns das Problem eindringlich vor 
Augen führen: Die Politik der Verschuldung des 
Bundes hat mit dazu beigetragen — das kann man 
nicht wegdiskutieren —, daß dieses Land die nied-
rigsten Arbeitslosenquoten und die geringsten In-
flationsraten hat. Daß das Klima in diesem Lande 
in Ordnung ist und daß wir einen inneren und äu-
ßeren Frieden haben, ist mit Ausdruck dieser Poli-
tik, die wir gemeinsam — zum Teil auch mit Ihnen 
— getragen haben. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Man sollte sich aus dieser Verantwortung auch 
nicht in der Form herausstehlen, daß man sagt: 
Wir sind die eigentlichen Sparsamkeitswächter der 
Nation. Das sind Sie in all Ihren einzelnen Teilen 
genausowenig wie wir. Das ist gar keine Frage. 
Was wir in den letzten sieben Jahren als Ausfluß 
der Rohölpreisexplosion im Jahre 1973 getan ha-
ben, ist in diesem Lande auf fruchtbaren Boden ge-
fallen; sonst könnten Sie nämlich nicht mit den 
Steuermehreinnahmen der kommenden Jahre ver-
suchen, Leute zu beglücken. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Man muß sich diesem Thema auch deshalb ernst-
hafter widmen, weil der Bürger in diesem Lande ei-
nen Anspruch darauf hat, sehr ernst genommen zu 
werden, und weil das, was man sagt, immer nach 
dem alten Grundsatz gehen muß: Sag, was wahr 
ist. Fest steht, daß das, was in unserem Lande er-
reicht worden ist, nicht erreicht worden 
wäre, — — 

(Zuruf des Abg. Dr. Kohl [CDU/CSU]) 

— Kollege Kohl, ich verstehe, daß Sie davon nicht 
viel verstehen. — Es ist festzustellen, daß dieses 
Land im Vergleich zu allen anderen Industrienatio-
nen relativ gut dasteht. Darauf kann man doch ge-
meinsam stolz sein. Warum kann man nicht auch 
einmal auf das stolz sein, was man gemeinsam er-
reicht hat? Warum denn nicht? Die anderen Länder 
sagen uns das, und jeder Bürger, der ins Ausland 
fährt, erlebt dies täglich neu. Warum wollen Sie 
denn aus diesem gemeinsamen Erlebnis so freiwil-
lig aussteigen? 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Wenn man sich die Schwerpunkte des Nach-
tragshaushalts noch einmal vor Augen führt, dann 
sind die Kürzungsanträge, die die Opposition ge-
stellt hat, in manchen Bereichen nachdenkenswert. 
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Was die Rohölbevorratung angeht, so hat der Kol-
lege Löffler bereits darauf hingewiesen, daß es 
schon etwas merkwürdig ist, innerhalb von weni-
gen Tagen plötzlich in eine andere Richtung ge-
führt zu werden. War es doch die Opposition ge-
wesen, die die Regierung bei den Haushaltsbera-
tungen noch mehr verteidigt hat, als das sonst üb-
licherweise die Koalition tun soll oder muß; und 
heute stellt sie sich nach einer einzigen Auskunft 
der Regierung auf die andere Seite und sagt: April! 
April! Das muß alles weg. Gingen wir davon aus, 
daß der Betrag am Jahresende für den vorgesehe-
nen Zweck wahrscheinlich nicht ausgegeben wer-
den kann, dann würde ich sagen, daß das heute 
keiner von uns unterschreiben könnte, weder das 
eine noch das andere. Aber belassen wir doch die 
Möglichkeit, dieses Geld unter Umständen auch 
nicht auszugeben! Die Etatisierung eines Titels be-
deutet ja nicht die manische Verpflichtung für die 
Regierung, das Geld bis zum letzten Pfennig auszu-
geben. Ich gehe davon aus, daß die Regierung mit 
jedem Titel das tut, was in der Zweckbestimmung 
steht. Im übrigen sollten wir uns im kommenden 
Jahr noch einmal die Frage mit allem Ernst stellen, 
ob die erhöhten Ansätze im Haushalt 1980 ausrei-
chen oder ob sie nicht vielleicht zu hoch sind. 

Was die Kapitalerhöhung bei der VEBA angeht, 
muß ich sagen, hat das, was der Kollege Prinz Bo-
tho gesagt hat, einiges für sich; es hat natürlich 
auch einiges gegen sich, weil die Frage auch sein 
muß: Wie hoch muß der Anteil sein, um etwas zu 
bewirken? Wir haben in anderem Zusammenhang 
einmal die Frage gestellt, ob bei der Lufthansa 
74 % oder 51 % ausreichend sein würden. Wenn 
der Grundsatz gilt: Mehrheit ist Mehrheit, dann 
gilt dies auch bei 51 %. Die Frage, ob 44 % oder 
36 % Anteile in der Hauptversammlung benötigt 
werden, ist für mich nicht so entscheidend. Die 
Frage ist nämlich auch, ob wir Unternehmen, an 
denen wir erstens beteiligt sind und von denen wir 
zweitens annehmen, daß sie in manchen Feldern 
auch unsere Politik unterstützen, 

(von der Heydt Freiherr von Massenbach 
[CDU/CSU] : Das dürfen die gar nicht!) 

in dem notwendigen Ausmaße kapitalisieren. 
— In der Energiesicherung darf ein Unternehmen 
nicht unterstützen? Das würde ich am besten wie-
der aus dem Protokoll streichen lassen! Es ist ja 
wohl ein Aberwitz, zu behaupten, daß sich ein Un-
ternehmen, das zu diesem Zwecke gegründet wor-
den ist, in diesem Bereich nicht betätigen darf. 
Das, was ich meine, ist folgendes: Wenn ein Unter-
nehmen jetzt kapitalisiert ist, wie ich finde, viel-
leicht ein bißchen zuviel — vielleicht! —, dann ist 
es mit Sicherheit so kapitalisiert, daß es alles das, 
was es unternehmenspolitisch will, auch selbst fi-
nanzieren kann. Das heißt, der Zugang zu weiteren 
staatlichen Förderungsinstrumentarien muß dort et-
was zugemacht werden, wenn man die Kapitalerhö-
hung in diesem Umfange beschließt. 

(Beifall bei der FDP) 

Wir werden uns bei der Beratung des Haushalts 
1980 in diesem Jahre Wiedertreffen. Wir werden 

dann wieder unsere gegenseitigen Aufrechnungen 
vornehmen. Ich hoffe, daß wir dennoch in der Lage 
sein werden, uns gegenseitig zu attestieren, daß so-
wohl der erste Nachtragshaushalt als auch der 
zweite Nachtragshaushalt die Handschrift des Par-
laments tragen. Sie haben das gesagt, Prinz Botho. 
Ich füge hinzu: Einfach weil man die Arbeitslei-
stung, die man in so etwas investiert hat, gelegent-
lich auch einmal sehen will, ist es dieser Haushalt 
wert, daß man ihm zustimmt. Wir jedenfalls wer-
den dies tun. Ich hoffe, daß Sie sich in manchen 
Teilen, auch in diesem Falle, nachdenklich und 
vielleicht auch lernfähig zeigen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Präsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Bun-
desminister der Finanzen. 

Matthöfer, Bundesminister der Finanzen: Herr 
Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Der Herr Abgeordnete Prinz zu Sayn-Wittgenstein-
Hohenstein hat micht mehrfach angesprochen. Ich 
möchte darauf gern antworten. 

Zunächst einmal muß ich die Behaupfung zu-
rückweisen, unsere Schuldenaufnahme sei unver-
antwortlich gewesen. Ich verweise auf das Ergeb-
nis. Wir hatten in der vergangenen Woche in Bel-
grad Gelegenheit, unsere eigenen Statistiken mit 
den Statistiken der anderen 137 Mitgliedsländer, 
darunter aller großen Industrieländer, zu verglei-
chen. Es kann überhaupt kein Zweifel bestehen, 
daß die günstige Kombination der wirtschaftlichen 
Indikatoren der Bundesrepublik in dieser Weise in 
keinem anderen Mitgliedsland des Weltwährungs-
fonds anzutreffen ist, gleich ob Sie nun die Annä-
herung an die Vollbeschäftigung nehmen, die wir 
glücklicherweise haben — da sind wir mit an der 
Spitze der großen Industrieländer —, ob Sie die 
Preisstabilität nehmen, die im internationalen Ver-
gleich vorbildlich ist, insbesondere wenn man be-
denkt, daß wir 95 % unseres Ois einführen müssen, 
von den Ölpreissteigerungen also in einem Grad 
abhängig sind, wie dies kaum woanders der Fall 
ist, oder ob Sie die Produktivitätssteigerungen in 
unserem Lande nehmen, die auf eine leistungs- und 
wettbewerbsfähige Wirtschaft hinweisen und die 
gleichfalls — hier allerdings gleichziehend mit Ja-
pan — vorbildlich in der ganzen Welt sind. Dieses 
gilt in gleicher Weise für die Einkommenssteige-
rungen, die sich daraus ergeben, die Möglichkei-
ten, die soziale Sicherheit zu verbessern, den sozia-
len Frieden in unserem Lande zu stärken, auf den 
schon der Abgeordnete Gärtner hingewiesen hat, 
und es gilt schließlich, Herr Abgeordneter Prinz zu 
Sayn-Wittgenstein-Hohenstein, auch für die Ver-
schuldung, die im internationalen Vergleich gera-
dezu niedrig ist. 

Wir haben dieses Ergebnis auf solide Art und Wei-
se erzielt. Denn wir haben nicht, wie etwa Großbri-
tannien, Jahre mit 24 % Preissteigerung gehabt. 
Was das für das Verhältnis von Nettoverschuldung 
zum Bruttosozialprodukt bedeutet, kann sich jeder 
leicht ausrechnen, wenn er es über einige Jahre 
hinweg verfolgt. Wir sind solide Leute. Wir haben 
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bei niedrigen Preissteigerungen und niedrigen Net-
tokreditaufnahmen im internationalen Vergleich ei-
nen Schuldenstand erreicht, der sich international 
gesehen im unteren Mittelfeld bewegt. 

Weil wir Vollbeschäftigung und Preisstabilität 
und Produktionssteigerungen und Einkommensstei-
gerungen haben, deshalb ist z. B. bei der Bundesan-
stalt für Arbeit die Notwendigkeit, mehr Geld aus-
zugeben, zurückgegangen, deshalb haben wir die 
Steuermehreinnahmen im Vergleich zu den Schät-
zungen vom Januar oder auch zu denen vom Mai, 
deshalb sind wir in der Lage gewesen, die Netto-
kreditaufnahme zurückzuführen, und das ist der 
Grund dafür, daß wir den Nachtragshaushalt ohne 
Plafonderhöhung und ohne Erhöhung der Netto-
kreditaufnahme vorlegen konnten. Dies wollte ich 
noch einmal ausdrücklich festhalten. 

Wir haben auch nicht beabsichtigt, irgendwelche 
Wahlgeschenke zu machen. Ich glaube, die CDU/ 
CSU-Fraktion ist schlecht beraten, das Thema 
Wahlgeschenke hier aufzunehmen. Das letzte Mal, 
als Sie Gelegenheit hatten, Wahlgeschenke zu ma-
chen — im Jahre 1965 —, haben Sie das getan, und 
anschließend haben Sie im Frühjahr 1966 durch das 
Haushaltssicherungsgesetz dem Wähler alles wie-
der abgenommen, was Sie ihm zuvor gegeben ha-
ben. 

(Wehner [SPD] : Hört! Hört! — Zuruf von 
der CDU/CSU: Und Ihr Haushaltsstruktur

-

gesetz?) 

Ich denke nur an Ihre vorliegenden Anträge, 
verehrter Herr Abgeordneter Prinz zu Sayn-Witt-
genstein-Hohenstein. Nehmen Sie nur einmal das 
Erziehungsgeld! Der Antrag Ihrer Fraktion, der 
Milliarden kosten würde, liegt doch vor! Oder neh-
men Sie das von Ihnen unterstützte Verhalten der 
Länderfinanzminister bei den Kinderbetreuungko-
sten, die zusätzliche Kosten in Höhe von Hunder-
ten von Millionen DM verursachen würden. 

(Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein 
[CDU/CSU] : Denken Sie doch einmal an 
die Renten von vor zwei Jahren! Sie brau

-

chen gar nicht so lange zurückzugehen, 
Herr Matthöfer! Denken Sie mal an den 

Rentenbetrug von 1976!) 

Wenn Sie hier Ihre alte Methode verfolgen, jedem, 
der das gerade hören will, zu versprechen, was er 
gern haben möchte, 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Das tun Sie!) 

und gleichzeitig zu behaupten, Sie würden die 
Ausgaben senken und Sie würden auch noch die 
Nettokreditaufnahme senken, dann kann ich Ihnen 
nur sagen — — Ich würde nicht auf diesen Antrag 
verweisen. Wie ich höre, wird er ausgewechselt, 
weil er Druckfehler enthält. 

(Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein 
[CDU/CSU]: Ich schreibe den ja nicht 

selbst, Herr Minister!) 

— Zuerst legen Sie ihn spät vor, und dann ist er 
auch noch nicht richtig. Ich wäre ja nicht von 
selbst darauf zu sprechen gekommen, wenn Sie ihn 

nicht noch stolz hochgehoben hätten. Ich bitte um 
Entschuldigung, wenn ich darauf hinweise. 

Oder nehmen Sie die vom Abgeordneten Gärtner 
erwähnte Steuersenkung im nächsten Jahr! Bis 
heute hat noch niemand von Ihnen gesagt, wie er 
sie finanzieren will. Sagen Sie doch einmal: Wo 
wollen Sie weniger ausgeben im nächsten Jahr? 
Ich bin für Vorschläge wirklich dankbar. Wir wer-
den für das Jahr 1981 dort, wo wir Steuersenkun-
gen ankündigen, eine entsprechende Ausgabensen-
kung gegenüber der  Planung vorzunehmen haben. 
Das werden wir auch auf ganz solide Weise tun. 
Wir werden auch vorher sagen, wo das geschehen 
muß, damit die Leute wissen, woran sie sind, wenn 
sie uns wählen. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich wehre mich aber dagegen, daß Sie hier Steuer-
senkungen ankündigen, ohne dem deutschen Volk 
zu sagen, woher Sie das Geld nehmen wollen, wie 
Sie das alles finanzieren wollen. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der 
CDU/CSU: Wir wollen Steuererhöhungen 

vermeiden!) 

Zur globalen Minderausgabe darf ich folgendes 
sagen: Die globale Minderausgabe wird zu Beginn 
des Jahres beschlossen, und ich halte das auch für 
einen nützlichen Zwang. Sie wissen, daß der Bun-
desfinanzminister selber solche globalen Minder-
ausgaben vorschlägt, um gegenüber seinen Res-
sortkollegen ein Instrument des Drucks in der 
Hand zu haben. Es geht aber doch wohl nicht an, 
im Laufe des Jahres — schon bei der Beratung des 
Hauhalts und jetzt wieder bei diesem Nachtrags-
haushalt — überall da, wo sich Minderausgaben 
zeigen, Streichungen vorzunehmen und am Ende 
des Jahres gleichwohl zu verlangen, daß der Bun-
desfinanzminister globale Minderausgaben in Mil-
liardenhöhe erbringt. Wir haben jetzt Mitte Okto-
ber, und wenn Sie überall bei den Minderabflüssen, 
die sich ja jetzt schon abzeichnen und über die wir 
Ihnen berichten, streichen, dann kann man doch am 
Ende des Jahres nicht mehr in gleicher Höhe eine 
globale Minderausgabe verlangen — es sei denn, 
man sagt, wo gestrichen werden soll. 

(Beifall bei der SPD) 

Zur VEBA-Kapitalerhöhung: Ich bin für diese 
Kapitalerhöhung im Sinne der Politik — wenn ich 
das richtig gelesen habe — aller Bundesregierun-
gen, die der Meinung waren, daß die VEBA bei al-
len Schwierigkeiten des Aktienrechts ein Instru-
ment der Energiepolitik der Bundesregierung zu 
sein hat. 

(Beifall bei der SPD) 

Damit sie als Instrument eingesetzt werden kann, 
muß der Bund selbstverständlich auch den Mehr-
heitseinfluß in dieser Gesellschaft behalten. 

(Beifall bei der SPD) 

Herr Abgeordneter, wir können uns im Sinne unse-
rer Verantwortung gegenüber dem deutschen Volk, 
das von uns eine Energiepolitik in seinem Interes-
se verlangt, nicht auf Experimente einlassen und 
wie Sie sagen: 36 % sind vielleicht auch die Mehr- 
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heit, weil nicht immer alle Mitglieder der Haupt-
versammlung anwesend sind. Das ist doch wohl 
keine Art und Weise, Politik zu machen. Wir müs-
sen sicher kalkulieren können, weil wir auch auf 
dem Gebiet der Energie die Zukunft des deutschen 
Volkes sicherstellen wollen. 

(Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein 
[CDU/CSU]: Wie bei der Kernenergie! — 
Haase  [Kassel] [CDU/CSU] : Sie dürfen 
doch nicht von Energie reden! — Weitere 

Zurufe von der CDU/CSU) 

Hier haben Sie übrigens ein Beispiel für die 
Fragwürdigkeit Ihres Schuldenbegriffs. Wir neh-
men in der Tat Kredite auf, im Moment übrigens 
für einen Zinssatz zwischen 7,5 % und 8 % für 
Geld über viele Jahre. Wir nehmen nicht alles, 
was uns angeboten wird. Wir haben Zwanzigjah-
resgeld abgelehnt. Sie kennen unseren Deckungs-
grad bei der Kreditaufnahme. Wir sind eine gute 
Adresse; jeder will uns Geld leihen. Wir haben 
jetzt einen Zinssatz für sehr langfristiges Geld, zu 
dem Sie manchmal nicht einmal Tagesgeld bekom-
men. Ich will nicht mehr Kredite auf den Kapital-
märkten aufnehmen. In dieser konjunkturellen Si-
tuation müssen sich Bund und Länder, muß sich 
allgemein die öffentliche Hand allmählich von den 
Kapitalmärkten zurückziehen. 

Wir nehmen auch Kredite auf, um sie in profi-
tablen Gesellschaften zu investieren. Es gibt, Herr 
Abgeordneter, kein Bundesunternehmen im Zustän-
digkeitsbereich des Bundesfinanzministers, das in 
diesem ersten halben Jahr keine Gewinne erzielt 
hätte. Das sind gut geführte, leistungsfähige Unter-
nehmen, die zudem noch öffentliche Aufgaben er-
füllen, indem sie der Strukturpolitik, der Energiesi-
cherung oder sonstigen Zielen dienen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Da ist das Geld im Interesse des deutschen Volkes 
gut angelegt. Sie würden auch nicht einen Privat-
unternehmer, der Geld auf den Märkten aufnimmt, 
um es in seinem profitablen Unternehmen anzule-
gen, als „Schuldenmacher" bezeichnen. Was Sie 
machen, ist eine systematische Irreführung des 
deutschen Volkes. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Weh

-

ner [SPD]: Leider wahr!) 

Sie sollten im Interesse der Klarheit und Wahrheit 
Wahlkämpfe auch als Teil eines Aufklärungspro-
zesses und nicht als Teil eines Vernebelungspro-
zesses betrachten. Insofern sollten Sie Ihre Haltung 
überdenken. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Zuru

-

fe von der CDU/CSU) 

Sie haben von der Streckung der Baumaßnahmen 
gesprochen. Lieber Herr Abgeordneter, Sie wissen 
genau, daß ich im Oktober vergangenen Jahres an 
die Bundes- und Länderbehörden einen Brief mit 
der dringenden Bitte geschrieben habe, die Bau-
maßnahmen zu strecken. Sie wissen, daß im März 
dieses Jahres die öffentlichen Hände im Finanzpla-
nungsrat einen entsprechenden Beschluß gefaßt 
und mit Dringlichkeit nach außen gegeben haben. 
Ihnen ist bekannt, daß wir von seiten des Bundes-

finanzministeriums seit einem Jahr mit Erfolg dar-
auf hinwirken, 'daß die Baumaßnahmen im Bundes-
bereich gestreckt werden. • 

Nun sagen Sie im Oktober dieses Jahres, ich sol-
le, um in diesem Jahr ein bißchen einzusparen, die 
Baumaßnahmen strecken. Sie müssen ein bißchen 
früher wach werden und mir früher Bescheid sa-
gen; dann ist das nützlich. Ich bitte ja um Vor-
schläge und um Ratschläge. Nur: Mir das zu sagen, 
was ich machen soll, nachdem in diesem Jahr 
schon alles gelaufen ist, bringt wenig. 

'Sie haben, glaube ich, im großen und ganzen 
nicht viel vortragen können, was uns davon abhal-
ten sollte, diesen Haushalt zu verabschieden. Das 
sage ich auch in meiner Eigenschaft als Abgeord-
neter. Ich bedanke mich sehr herzlich bei den Mit-
gliedern des Haushaltsausschusses und bei dem 
Vorsitzenden dieses Ausschusses für die zügige 
und sachverständige Beratung. Ich bitte das Haus, 
dem Antrag des Haushaltsausschusses zuzustim-
men. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Präsident Stücklen: Meine Damen und Herren, es 
liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. Ich 
schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Einzelberatung und zur Schluß-
abstimmung über den Entwurf eines Gesetzes 
über die Feststellung eines Zweiten Nachtrags zum 
Bundeshaushaltsplan für das Haushaltsjahr 1979 
(Zweites Nachtragshaushaltsgesetz 1979). Zunächst 
bitte ich Sie, in der Drucksache 8/3253 eine kleine 
Korrektur vorzunehmen. Auf Seite 2 muß es unter 
V a) statt „In Artikel 1 Nr. 1" heißen: „In Artikel 1 
Nr. 01". Unter b) muß es heißen: „In Artikel 1 
Nr. 1". 

Im Einvernehmen mit den Antragstellern darf ich 
vorschlagen, daß ,  wir über den Änderungsantrag 
Drucksache 8/3253 insgesamt abstimmen. Wer die-
sem Änderungsantrag zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Das zweite war die Mehrheit; der 
Antrag ist abgelehnt. 

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über die 
Ausschußvorlage. Ich rufe auf die Artikel 1 bis 4, 
Einleitung und Überschrift sowie die Nachträge 
zum Bundeshaushaltsplan für das Haushaltsjahr 
1979, Einzelpläne 04, 05, 06, 08, 09, 10, 11, 15, 23, 
25, 30, 32 und 60. Die Abstimmung hierüber soll 
mit der Schlußabstimmung verbunden werden. 

Wer dem Gesetz als Ganzem zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich, sich zu erheben. Danke. 
Die Gegenprobe! — Danke. Das erste war die 
Mehrheit. Das Zweite Nachtragshaushaltsgesetz 
1979 ist damit angenommen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 4 auf: 

Beratung des Antrags der Fraktionen der 
SPD und FDP 
Anrufung des Vermittlungsausschusses zum 
Gesetz zur Neufassung des Umsatzsteuer

-

gesetzes und zur Änderung anderer Gesetze 
— Drucksache 8/3245 — 
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Wird dazu das Wort gewünscht? — Das Wort hat 

der Herr Abgeordnete Westphal. 

Westphal (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die Koalitionsfraktionen von SPD und 
FDP legen Ihnen einen Antrag auf Anrufung des 
Vermittlungsausschusses vor, mit dem wir errei-
chen wollen, daß endlich das vom Deutschen Bun-
destag bereits am 3. Juli 1979 verabschiedete Ge-
setz zur Neufassung des Umsatzsteuerrechtes auf 
der Grundlage der 6. Harmonisierungsrichtlinie der 
Europäischen Gemeinschaften abschließend behan-
delt wird. 

Es geht dabei, wie inzwischen in diesem Hause 
jedermann und darüber hinaus in einer breiten Öf-
fentlichkeit, die weit über unsere Grenzen hinaus 
nach West und nach Ost reicht, bekannt ist, um 
die Formulierung des sogenannten Inlandbegriffs. 
Durch diesen Inlandbegriff soll das Erhebungsgebiet 
für die Umsatzsteuer abgegrenzt werden. 

Die Bundesregierung hatte dem Deutschen Bun-
destag bei dieser auf Grund der europäischen Steu-
erharmonisierungsbemühungen erstmalig nach vie-
len Jahren erforderlich gewordenen Gesamtneuge-
staltung des Umsatzsteuerrechts für die Abgren-
zung des Erhebungsgebietes eine Definition vorge-
schlagen, die, wie das eigentlich selbstverständlich 
sein müßte, auf inzwischen abgeschlossene und 
gültig gewordene internationale Verträge der Bun-
desrepublik Deutschland Rücksicht nimmt und kei-
ne Zweifel daran läßt, daß wir uns vertragstreu 
verhalten. 

Zweimal, meine Damen und Herren, hat inzwi-
schen der Vermittlungsausschuß die vom Bundes-
tag auf der Grundlage des Regierungsentwurfes be-
schlossene Fassung des Inlandbegriffs bestätigt und 
damit seinerseits die Notwendigkeit bejaht, daß 
Klarheit und Verständlichkeit darüber herrschen 
muß, wo ein im Jahre 1979 beschlossenes Gesetz 
gilt und wo nicht. Zweimal aber, meine Damen und 
Herren, hat die Mehrheit des Bundesrates, gebildet 
aus den CDU/CSU-geführten Ländern — mit Aus-
nahme des Saarlandes —, dagegen votiert, weil sie 
sieben Jahre nach Inkrafttreten des Grundlagen-
vertrages und neun Jahre nach dem Warschauer 
Vertrag mit Polen immer noch und für die Zukunft 
den Geltungsbereich eines Bundesgesetzes auf das 
Reichsgebiet von 1937 erstrecken will. 

An falscher Stelle und ohne Rücksicht auf die 
außenpolitische Brisanz dieser Frage sucht die Op-
position über den Weg der Bundesratsmehrheit bei 
einem Steuergesetz einen Grundsatzstreit mit uns 
und mit der Bundesregierung über eine entschei-
dende außenpolitische Frage, obwohl es auch ihr 
— das nehme ich zugunsten der Opposition an — 
nicht darum geht, die bundesrepublikanische Um-
satzsteuer in Breslau oder in Dresden erheben zu 
wollen. 

(Jahn [Marburg] [SPD] : Wer weiß, wer 
weiß!) 

Wenn der Deutsche Bundestag dies hinnähme, 
würde er sich nicht nur von dem von ihm selbst 
beschlossenen Gesetz entfernen, sondern er würde 

zugleich mitschuldig werden an einer Gefährdung 
unserer weltweit anerkannten Friedens- und Ent-
spannungspolitik. Das gilt im übrigen für West und 
Ost. Denn niemand draußen — das zeigt die inzwi-
schen geführte öffentliche Diskussion in all den 
Ländern um uns herum — hätte Verständnis dafür, 
wenn in einem deutschen Steuergesetz die Grenzen 
des Reichsgebiets vom 31. Dezember 1937 expressis 
verbis aufgenommen würden, obwohl sich unser 
Land in internationalen Verträgen ausdrücklich 
verpflichtet hat, seine Hoheitsrechte nur auf dem 
Gebiet der Bundesrepublik Deutschland auszuüben. 

Darüber hinaus würden bei Aufrechterhaltung 
der rückwärts gerichteten Position der Bundesrats-
mehrheit der Hohen Kommission der Europäischen 
Gemeinschaft Gründe frei Haus geliefert, um ihre 
beim Europäischen Gerichtshof eingereichte Klage 
gegen die Bundesrepublik Deutschland durchzuset-
zen, die uns vorwirft, europäische Verpflichtungen 
nicht einzuhalten. 

Es kommt hinzu, daß unsere Wirtschaft im Wis-
sen um die Notwendigkeit der europäischen Har-
monisierung des Umsatzsteuerrechts sich auf des-
sen Inkrafttreten vorbereiten will, dies aber nicht 
kann, weil das Gesetzgebungsverfahren durch den 
für Steuergesetze mitverantwortlichen und mit zu-
ständigen . Bundesrat nicht nur über Monate ge-
bremst und verzögert worden ist, sondern auch 
blockiert zu werden droht. 

Die Opposition und die Offentlichkeit sollten zu-
sätzlich wissen — dies ist vielleicht gerade im Zu-
sammenhang mit der soeben abgeschlossenen De

-

hatte über den Nachtragshaushalt ganz interessant—, 
daß dann, wenn dieses Umsatzsteuergesetz 1980 
nicht am 1. Januar 1980 in Kraft tritt, in dem von 
uns zur Zeit beratenen Haushalt für das Jahr 1980 
nicht weniger als 1,7 Milliarden DM an Einnahmen 
fehlen würden, die durch Ausgabenkürzungen 
nicht hereingeholt werden können. Das würde also 
eine höhere Nettoneuverschuldung des Bundes um 
diesen Betrag bewirken. Die Opposition würde da-
mit nicht nur unser Konzept der Herabsetzung der 
Neuverschuldung bremsen, sondern auch ihre eige-
nen Ankündigungen in diesem Bereich konterkarie-
ren. 

Ich höre schon den Vorwurf, der frühere Inland-
begriff im Umsatzsteuergesetz sei von der Bundes-
regierung bei der Novellierung des Umsatzsteuer-
rechts in den Jahren nach dem Inkrafttreten des 
Grundlagenvertrags und des Warschauer Vertrags 
nicht zur Änderung vorgeschlagen worden. Dem 
kann nüchtern entgegengehalten werden, daß wir 
in den vergangenen Jahren nicht vor dieser Frage 
gestanden haben, weil es lediglich um gezielte 
Teiländerungen des Umsatzsteuergesetzes gegan-
gen ist. Jetzt aber steht erstmals eine Neugestal-
tung des gesamten Gesetzes an, und sie muß 
selbstverständlich auch die hier anstehende Proble-
matik einer zeitgerechten Lösung zuführen. 

In der Sache geht es bei der Formulierung des 
Inlandbegriffs darum, eine Definition zu finden, in 
der das Gebiet der Deutschen Demokratischen Re-
publik für uns nicht zum Ausland erklärt wird. Vor 
dieser Aufgabe hat der Bundesgesetzgeber schon 
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des öfteren gestanden. Er hat zum Beispiel im deut-
schen Weingesetz eine Formulierung gewählt, die 
fast wortidentisch mit dem ist, was der Deutsche 
Bundestag im Umsatzsteuergesetz 1980 am 3. Juli 
1979 beschlossen hat. Gerade deshalb erscheint 
vielen und auch mir der Streit so unverständlich, 
den die Bundesratsmehrheit eingeleitet hat. 

Die im Bundesrat vorgetragene Argumentation, 
es müsse das Urteil des Bundesverfassungsgerichts 
zum Grundlagenvertrag vom 31. März 1973 beach-
tet werden, bringt mich nur zu der Feststellung, 
daß dem nichts im Wege steht. Dieses Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts stand am Ende eines 
Prozesses, in dem die Bayerische Staatsregierung 
die Bundesregierung verklagt und ihr vorgeworfen 
hatte, mit dem Abschluß des Grundlagenvertrages 
das Grundgesetz nicht eingehalten zu haben. Die 
Bayerische Staatsregierung hat diesen Prozeß ver-
loren; der Grundlagenvertrag wurde als verfas-
sungsgemäß festgestellt. Wir sind verpflichtet, uns 
an das zu halten, was wir in internationalen Ver-
trägen und im Grundlagenvertrag vereinbart und 
ratifiziert haben. 

(Beifall bei .der SPD) 

Spätestens hier, meine Damen und Herren, muß 
darauf hingewiesen werden, daß der von einigen 
Herren — und von einem ganz bestimmten Herrn 
ganz besonders oft — im Munde geführte lateini-
sche Satz „Pacta sunt servanda" eben keine Leer-
formel für Sonntagsreden sein darf, 

(Beifall bei der SPD) 

sondern in diesem konkreten Fall für uns alle zur 
Anwendung kommen muß. Wir jedenfalls stehen 
dazu und fordern  hier  die Mehrheit des Bundesra-
tes — im Interesse der Sache und im Interesse un-
serer Glaubwürdigkeit in der Welt draußen auf, 
ihre unhaltbare  Position aufzugeben. 

Man kann sich durchaus vorstellen, daß es ande-
re Formulierungen — nicht andere Inhalte, andere 
Formulierungen! — des Inlandbegriffs im Umsatz-
steuergesetz gibt als die, die wir durch unseren Be-
schluß vom 3. Juli 1979 gewählt haben. Was nicht 
vorstellbar ist, ist die Annahme einer Formulierung 
im Umsatzsteuergesetz, mit der die Grenzen vom 
31. Dezember 1937 für die Zukunft festgeschrieben 
werden. 

(Wehner [SPD] : Sehr richtig!) 

Der einzige Weg, meine Damen und Herren, dies 
zu bewirken, ist die erneute Anrufung des Vermitt-
lungsausschusses, diesmal durch uns, durch den 
Deutschen Bundestag. Wenn die Opposition mit 
uns will, daß das neue Umsatzsteuerrecht, einge-
ordnet in die europäische Harmonisierung, am 
1. Januar 1980 in Kraft treten soll und daß sich die 
Wirtschaft auf diesen Vorgang vorbereiten kann, 
dann müßte sie unserem Antrag zustimmen und 
darüber hinaus mithelfen, die Mehrheit des Bun-
desrates von ihrer unvertretbaren Position herun-
terzuholen. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich bitte namens der sozialdemokratischen Bun-
destagsfraktion um Annahme dieses Antrags. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Präsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Vogel. 

Vogel (Ennepetal) (CDU/CSU) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Zu dem Antrag der Ko-
alitionsfraktionen auf der Drucksache 8/3245, auf 
Einberufung des Vermittlungsausschusses erkläre 
ich namens der CDU/CSU-Fraktion: 

Wir erleben heute einen Vorgang, der in dieser 
Wahlperiode einmalig ist. 

(Kühbacher [SPD]: Das stimmt!) 

Unter Ausschöpfung der letzten verfassungsrechtli-
chen Möglichkeiten wird zu einem Gesetz, dem 
Umsatzsteuergesetz 1979, das dritte Mal das Ver-
mittlungsverfahren eingeleitet. Der Vorgang ist 
nicht nur einmalig, er war auch, überflüssig. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Wehner 
[SPD] : Das hat an Ihnen gelegen!) 

Ausschließlich die Bundesregierung und — an ih-
rer Spitze — der Bundeskanzler tragen die politi-
sche Verantwortung dafür, daß die Neuordnung 
des Umsatzsteuerrechts bisher gescheitert ist und 
die Bundesrepublik Deutschland inzwischen wegen 
Vertragsbruchs vor dem Europäischen Gerichtshof 
steht. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Kühbacher 
[SPD] : Weil Sie nach 1937 zurückwollen, 

Herr Vogel!) 

Die sachliche Auseinandersetzung um steuerrecht-
liche Detailregelungen, auch um die Definition des 
Inlandbegriffs, wäre längst beendet, wenn die Ko-
alition nicht einen deutschland- und ostpolitischen 
Grundsatzstreit vom Zaun gebrochen und über 
zwei Vermittlungsverfahren hinweg sorgsam ge-
pflegt hätte. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Westphal 
[SPD] : Das glauben nicht einmal Ihre 

eigenen Leute!) 

Daß mit der Verzögerung des Gesetzgebungsver-
fahrens Steuerverwaltung und Wirtschaft vor 
schwere Probleme gestellt werden 

(Wehner [SPD] : Auch der Ruf unserer 
Vertragsfähigkeit wird in Frage gestellt, 

durch Sie!) 

— ich komme auf Sie noch zurück, Herr Kollege 
Wehner —, haben die Bundesregierung und — an 
ihrer Spitze — der Bundeskanzler bewußt in Kauf 
genommen. Sie haben ebenfalls bewußt in Kauf ge-
nommen, daß unter Verletzung des Grundsatzes 
„Pacta sunt servanda" europäische Vertragspflich-
ten nicht eingehalten werden können. 

(Lachen bei der SPD — Dr. Schäfer [Tü

-

bingen] [SPD]: Das ist eine merkwürdige 
Argumentation!) 

Die Bundesregierung und die Koalitionsfraktionen 
haben das Umsatzsteuergesetz zum Vehikel für den 
Versuch gemacht, die Ostverträge und den Grund-
lagenvertrag ein Stück — ich formuliere das ganz 
vorsichtig — aus der Nähe des Grundgesetzes zu 
rücken. 

(Wehner [SPD]: Das ist unerhört!) 
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Vogel (Ennepetal) 
Sie haben diesen Versuch mit der Behauptung ver-
bunden, die Verträge erforderten eine Änderung 
des bisherigen Rechtszustandes. Das geschah zu-
nächst so anbei, wohl in der Hoffnung lautloser 
Behandlung im Gesetzgebungsverfahren. 

Wenn man die Begründung der Bundesregierung 
im ursprünglichen Gesetzentwurf und noch in der 
Gegenäußerung zur Stellungnahme des Bundesrates 
liest, so gewinnt man keineswegs den Eindruck, 
die Bundesregierung halte eine Neufassung der Ge-
bietsdefinition aus Rechtsgründen für geboten. Erst 
als der Bundesrat aus rechtlichen und verfassungs-
politischen Erwägungen darauf beharrte, es bei der 
geltenden Fassung des Umsatzsteuergesetzes zu be-
lassen, wurde der Offentlichkeit, man muß schon 
sagen, eingehämmert, die Verweigerung der quali-
tativen Änderung der bisherigen Rechtsposition sei 
Vertragsbruch. Der Bundeskanzler verstieg sich so-
gar zu der absurden Behauptung, die Behörden der 
Bundesrepublik könnten sonst das Recht beanspru-
chen, in Dresden oder Breslau Umsatzsteuer zu er-
heben. 

(Zuruf des Abg. Westphal [SPD]) 

— Ich kann mich allerdings nicht erinnern, Herr Kol-
lege Westphal, daß der Herr Bundeskanzler, als er 
noch als Finanzminister mit der derzeit gültigen 
Begriffsbestimmung leben mußte, Steuereinzieher 
nach Dresden oder Breslau geschickt hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Man kann sich des Eindrucks nicht erwehren, daß 
die Lautstärke in dem Maße zugenommen hat, in 
dem sich die Koalition bei ihrem Versuch ertappt 
sah, die Ostverträge 

(Wehner [SPD] : Lassen Sie doch solche 
Unterstellungen, Herr! Verträge sind Ver

-

träge!) 

und den Grundlagenvertrag stillschweigend über 
den eigentlichen Inhalt auszudehnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von 
der SPD) 

In diesem Zusammenhang möchte ich die Auf-
merksamkeit auf einen recht interessanten Vor-
gang lenken. Am Tag des zweiten Vermittlungs-
verfahrens veröffentlichte der Tagesdienst der so-
zialdemokratischen Bundestagsfraktion, Ausgabe 860, 
Ausführungen des Bundeskanzlers vor seiner Frak-
tion. Da war ,  die Rede von „schlüsselhafter Bedeu-
tung des Streites", von „Unglaubwürdigkeit", von 
„Glaubwürdigkeit als Vertragspartner", von „un-
sinnigen Fiktionen" und dergleichen. Wohlge-
merkt, dieses Crescendo erhob sich pünktlich am 
Tag des Vermittlungsverfahrens, eines Vermitt-
lungsverfahrens übrigens — und dies muß festge-
halten werden — — 

(Wehner [SPD] : Wollen Sie dem Bundes

-

kanzler auch noch Redeverbot auferle

-

gen?) 

dieses muß festgehalten werden, weil die Bundes-
regierung ja den Vermittlungsausschuß angerufen 
hatte, eines Vermittlungsverfahrens, bei dem die 
Bundesregierung ansonsten selbst sprachlos blieb. 

(Beifall bei der CDU/CSU)  

Demagogie und Provokation ersetzen aber keine 
Vorschläge zur Sache. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Wehner 
[SPD]: Unerhört!) 

Es drängt sich die Vermutung auf, daß der Bundes-
kanzler, aus welchen Gründen auch immer, die Ei-
nigungsbemühungen unterlaufen wollte. 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [CDU/CSU]: Hört! 
Hört!) 

Auch für die Bundesregierung sollte gelten, was 
für die CDU und CSU selbstverständlich ist: Pacta 
sunt servanda, Verträge sind zu halten. 

(Wehner [SPD] : Unglaublich, wie Sie das 
umdrehen!) 

Und dieses gilt im Verhältnis zu den Europäischen 
Gemeinschaften ebenso wie im Verhältnis zur So-
wjetunion, zur Volksrepublik Polen und zur DDR. 
Das leichtfertige Gerede vom Vertragsbruch ist 
nicht nur demagogisch, es ist auch sachlich unrich-
tig. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Wehner 
[SPD] Vertragsunterwanderung machen 

Sie!) 

Dazu zwei Feststellungen. 

Erstens: Die Ostverträge sind Modus-vivendi-
Verträge. Sie haben mithin keinen Endgültigkeits-
charakter. Gerade in diesem Punkt haben wir Ab-
geordnete der Opposition seinerzeit im Rechtsaus-
schuß hartnäckig bei den Vertretern der Bundesre-
gierung insistiert. 

(Wehner [SPD]: Es muß noch einmal Krieg 
sein, damit es endgültig ist! So ist es 

doch! — Weitere Zurufe von der SPD) 

— Mein lieber Herr Kollege Wehner — — 

(Wehner [SPD] : Sie können doch nicht das 
ganze deutsche Volk betrügen mit dem 
Gerede! Es ist aufregend, was Sie uns zu

-

muten! — Haase [Kassel] [CDU/CSU] : Ge

-

meinsame Erklärung des Bundestages! — 
Weitere Gegenrufe von der CDU/CSU) 

— Verehrter Herr Kollege Wehner, Ihr Zwischen-
ruf erinnert mich an etwas, was unsere Wahlkämp-
fer bei ihren Hausbesuchen im Kommunalwahl-
kampf in Nordrhein-Westfalen erlebt haben. 

(Frau Dr. Timm [SPD] : Kollege Vogel, 
Vorsicht!) 

— Moment. Sie sagen: „Vorsicht". „Wenn Franz 
Josef Strauß Bundeskanzler wird, dann gibt es 
Krieg." Dies ist unterschwellige Propaganda, Herr 
Kollege Wehner, seien Sie nicht so leichtfertig mit 
Zwischenrufen, die eine solche Assoziation herstel-
len. Dies ist meine ganz herzliche Bitte an Sie. 

(Wehner [SPD]: Die stellen Sie ja her, um 
wieder eine Sache zu haben, die nichts 

beinhaltet!) 

Meine Damen und Herren, ich erinnere mich 
noch sehr genau, weil ich seinerzeit einer der Be-
richterstatter im Rechtsausschuß für die Ostverträ-
ge war — und ich habe mich noch einmal durch 
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Einblick in die Protokolle vergewissert —: Die 
Verträge als solche ändern nichts am bestehenden 
Rechtszustand. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Abg. West

-

phal [SPD] meldet sich zu einer Zwischen

-

frage) 

— Wir sind bei einer Erklärung, Herr Kollege 
Westphal. Ich weiß nicht, ob der Herr Präsi-
dent — — 

Präsident Stücklen: Nein, Herr Abgeordneter 
Westphal, bei Erklärungen des Vermittlungsaus-
schusses gibt es keine Zwischenfragen. 

Vogel (Ennepetal) (CDU/CDU) : Ich hätte bei Ih-
nen auch gerne Zwischenfragen gestellt. 

(Wehner [SPD] : Sie geben nur noch Erklä

-

rungen ab, lesen sie vor und würzen sie 
mit allen möglichen Geschichten! — Ge

-

genrufe von der CDU/CSU) 

Ich wiederhole: Die Verträge als solche ändern 
nichts am bestehenden Rechtszustand. Sie zwingen 
bei bestehenden gesetzlichen Regelungen nicht zu 
innerstaatlichen Änderungen. Insbesondere Arti-
kel 1 des Warschauer Vertrages läßt Deutschland 
als Ganzes, den gesamtdeutschen Souverän, oder 
wie man es bezeichnen mag, unberührt. Der War-
schauer Vertrag ist — ebenso wie die anderen Ost-
verträge — ein sogenannter politischer Vertrag, 
wie es Leitsatz 1 aus dem Ostvertragsbeschluß des 
Bundesverfassungsgerichts besagt. 

(Wehner [SPD] : Sie treiben eine sogenann

-

te Politik! Das wäre richtiger bei der Ge

-

legenheit zu sagen!) 

— Ich weiß gar nicht, warum Sie sich so furchtbar 
aufregen, Herr Kollege Wehner. 

(Wehner [SPD] : Weil das ein Schaden für 
unser Volk, für unser Ansehen auch inner

-

halb der Europäischen Gemeinschaft ist, 
was Sie hier betreiben! Sie sind Schädiger 
der Europäischen Gemeinschaft! — Dr. 
Jenninger [CDU/CSU] : Hören Sie einmal 

schön zu, was da gesagt worden ist!) 

— Ich habe Ihnen versprochen, daß ich auf Sie 
noch speziell zurückkommen werde. 

Präsident Stücklen: Meine Damen und Herren, 
ich bitte Sie, diese Erklärung doch mit der Ruhe 
hinzunehmen, mit der wir sonst auch so kritische 
Erklärungen hingenommen haben. 

Vogel (Ennepetal) (CDU/CSU) : Ich gebe mir auch 
Mühe, das, was ich vorzutragen habe, auch mit der 
nötigen Ruhe vorzutragen. 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU] : Es ist völlig 
unerfindlich, weshalb der Wehner dieses 
Geschrei anstellt! — Weitere Zurufe von 

der CDU/CSU) 

Ich sage noch einmal: Der Warschauer Vertrag 
ist — ebenso wie die anderen Ostverträge — ein 
sogenannter politischer Vertrag. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es! — 
Wehner [SPD] : Aber „sogenannt" sagen 

Sie! Unerhört! Sie untergraben die Glaub

-

würdigkeit der Bundesrepublik Deutsch

-

land! — Zuruf von der CDU/CSU: Wehner 
stört! — Dr. Jenninger [CDU/CSU] : Sehr 
verdächtig, Herr Wehner! — Haase [Kas

-

sel] [CDU/CSU] : Trag es noch einmal 
vor, langsam zum Mitschreiben! — Weite

-

re Zurufe von der CDU/CSU) 

— Im Bereich des Irrationalen kann man schlecht 
argumentieren. 

Leitsatz 1 aus dem Ostvertragsbeschluß vom 
7. Juli 1975 stellt ausdrücklich fest — ich zitiere 
wörtlich —: 

Die Verträge von Moskau und Warschau (Ost-
verträge) haben hochpolitischen Charakter; sie 
regeln die allgemeinen politischen Beziehun-
gen der Bundesrepublik Deutschland zur So-
wjetunion und zu Polen. 

Damit begründen diese Verträge — jedenfalls 
ohne ausdrückliche Vereinbarung — keine konkre-
ten rechtlichen Handlungs- und Verhaltenspflich-
ten der Bundesrepublik Deutschland. 

Zweitens. Der Grundlagenvertrag mit der DDR, 
insbesondere die Art. 1 und 6, ändert nichts daran, 
daß die Bundesrepublik Deutschland „als Staat 
identisch ist mit dem Staat ,Deutsches Reich — 
in  bezug auf seine Ausdehnung allerdings teiliden-
tisch", so wörtlich das Bundesverfassungsgericht in 
den alle Verfassungsorgane bindenden Gründen 
seines Urteils vom 31. Juli 1973. 

Will die Bundesregierung nichts mehr davon 
wissen, daß sie genau dies durch Staatssekretär Dr. 
Morgenstern seinerzeit im Rechtsausschuß hat vor-
tragen lassen? Ich zitiere wörtlich — so damals 
Staatssekretär Morgenstern —: 

Die erste Frage war, ob die Bundesregierung 
an der Auffassung festhält, daß die Bundesre-
publik Deutschland mit dem Deutschen Reich 
identisch ist. Da kann ich Ihnen eine klare, 
präzise, positive Antwort geben. 

Ende des Zitats des Staatssekretärs Morgenstern. 

Die Unberührtheitsklausel in  Art. 9 — ebenso 
wie übrigens die in Art. IV des Warschauer Ver-
trages — läßt den Rechtsbegriff „Deutschland in 
den Grenzen des Deutschen Reiches vom 31. De-
zember 1937" unberührt. Auf Grund des Grundla-
genvertrages können Rechtsänderungen nicht ver-
langt werden. Das haben die Vertreter der Bundes-
regierung bei den Beratungen des Grundlagenver-
trages im Rechtsausschuß wiederholt versichert. So 
nochmals Staatssekretär Dr. Morgenstern: 

Ich möchte sagen, daß Art. 6 nichts dafür her-
gibt, 

— wörtliches Zitat — 

daß die Bundesrepublik verpflichtet ist, irgend-
ein geltendes deutsches Recht zu ändern. 

Zitatende. Später noch einmal bekräftigend — wie-
der wörtliches Zitat —: 
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Aus dem Art. 6 ergibt sich ja nur die Frage, ob 
die Bundesrepublik verpflichtet ist, gesetzliche 
Vorschriften zu ändern, ob sie sich der DDR 
gegenüber verpflichtet hat, das zu tun. Das 
habe ich vorhin verneint. Ich kann natürlich 
von mir aus jetzt nicht sagen, ob irgendwelche 
Ressorts solche Änderungen vorzuschlagen be-
absichtigen. 

Dann kommt im Protokoll ein Gedankenstrich: 

— Mir wird soeben von dem Kommissionsmit-
glied Dr. Mahnke geflüstert, daß die Regierung 
so etwas nicht plane. 

Ende des Zitats aus dem Protokoll des Rechtsaus

-

schusses.  

Mehr noch! Ministerialdirektor Weichert, der der 
Verhandlungskommission angehört hatte, berichte-
te im Rechtsausschuß — das ist für unser Thema 
hochinteressant —, daß die DDR bei den Verhand-
lungen wiederholt die Terminologie angesprochen 
habe „und daß sie während der Verhandlungen im 
einzelnen dann, z. B." — das ist jetzt auch wieder 
wörtlich aus dem Protokoll zitiert — „wenn wieder 
neue Einkommensteuerrichtlinien herausgegeben 
worden sind, den Inlandsbegriff angesprochen" 
habe. Ministerialdirektor Weichert stellte aber un-
mißverständlich klar: 

Es ist nicht zugesagt worden, daß wir in ir-
gendeiner Form Gesetze ändern werden. 

Punkt, Abführungsstriche. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Angesichts der juristisch eindeutigen Vertragsla-
ge täte die Bundesregierung gut daran, den Grund-
satz „Pacta sunt servanda" ernst zu nehmen, auch 
— hören Sie bitte zu — wenn es um die Wahrung 
eigener Rechtspositionen geht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Offensichtlich war sie noch im Jahre 1976 dazu be-
reit, also zu einer Zeit, als derselbe Helmut 
Schmidt, der jetzt von „Vertragsbruch" spricht, 
schon Bundeskanzler war. Wie anders soll sonst 
das Schreiben des Parlamentarischen Staatssekre-
tärs beim Bundesminister der Finanzen und heuti-
gen Ministers Rainer Offergeld vom 8. April 1976 
an den Vorsitzenden des Ausschusses für inner-
deutsche Beziehungen verstanden werden, in dem 
es heißt: 

Die Bundesrepublik Deutschland und die DDR 
stehen in einem besonderen Verhältnis zuein-
ander. Sie sind füreinander nicht Ausland. Dar-
an hat sich durch den Grundvertrag nichts ge-
ändert. 

Bis hierher hat der Herr Kollege Posser im Bundes-
rat schon einmal zitiert. Aber das Maßgebende 
kommt erst jetzt, und das hat er weggelassen: 

Das besondere Verhältnis zeigt sich u. a. in der 
Regelung der gegenseitigen Wirtschaftsbezie-
hungen. Auf der Grundlage des Berliner Ab-
kommens von 1951 und des Protokolls über 

den innerdeutschen Handel im Anhang zum 
EWG-Vertrag wird der Waren- und Leistungs-
austausch zwischen beiden Staaten als Binnen-
handel abgewickelt. Die Entwicklung des in-
nerdeutschen Handels auf der Basis der beste-
henden Abkommen ist im Zusatzprotokoll zu 
Artikel 7 des Grundvertrages ausdrücklich 
vorgesehen. 

(Zuruf von der SPD: Was soll das besa

-

gen?) 

Den politischen und wirtschaftlichen Gegeben-
heiten hat der Gesetzgeber im Umsatzsteuer-
recht 

(Dr. Jenninger [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

durch den die DDR einschließenden Inlands-
begriff Rechnung getragen. Dieser Inlandsbe-
griff hat den Vorzug, daß einerseits für Waren-
bezüge aus der DDR keine Einfuhrumsatzsteu-
er erhoben wird und daß andererseits der in-
nerdeutsche Handel durch eine Steuererlaßre-
gelung gesteuert werden kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
SPD: Na und?) 

Ich frage: Hat sich seitdem etwas geändert? Ich 
antworte: Nein, nichts hat sich seitdem geändert. 

(Dr. Jenninger [CDU/CSU] : Doch, der Herr 
Wehner hat sich geändert! — Haase [Kas

-

sel] [CDU/CSU] : Nein, der war immer so, 
er hat es nur verschwiegen!) 

Im übrigen möchte ich noch darauf hinweisen, 
daß vor wenigen Tagen der Europäische Gerichts-
hof in einem Vorabentscheidungsverfahren festge-
stellt hat, daß innerdeutsche Handelsgeschäfte im 
Sinne des Protokolls über den innerdeutschen Han-
del nicht als Ausfuhr gelten und daß die DDR im 
Verhältnis zur Bundesrepublik nicht den Charakter 
eines Drittlandes hat. 

(Westphal [SPD] : Eben das sagen wir doch 
hier!) 

Wenn Sie die DDR zu einem Tertium machen, ge-
ben Sie ihr natürlich den Charakter eines Drittlan-
des, einen Charakter, der bisher in der ganzen 
Staatsrechts- und Völkerrechtswissenschaft ein Uni-
kum ist. Ich appelliere an die Bundesregierung und 
die sie tragenden Koalitionsparteien: Beenden Sie 
endlich diese überflüssige Kontroverse. 

Herr Kollege Wehner, ich hatte Ihnen verspro-
chen, daß ich auf Sie noch einmal zurückkomme. 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU] : Er bedarf des

-

sen auch!) 

Mir liegt der Tagesdienst der sozialdemokratischen 
Bundestagsfraktion, Ausgabe 950, vom 26. Septem-
ber 1979 vor. Dort findet sich unter der Überschrift 
„Betr.: Glaubwürdigkeit der Opposition" ein in der 
„Neuen Westfälischen" veröffentlichter Beitrag des 
Herrn Kollegen Wehner, in dem es am Schluß 
heißt — und da wird ja deutlich, worum es hier 
geht —: 

Der Mannschaftsführer der Union, der bayeri

-

sche Ministerpräsident Strauß, muß ... Farbe 
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bekennen: Entweder Vertragstreue mit allen 
Konsequenzen oder Zwielicht für die Glaub-
würdigkeit bundesdeutscher Außenpolitik. 

(Wehner [SPD] : Ist das nicht richtig?) 

Herr Kollege Wehner, ich habe mir die Mühe ge-
macht, eine Ihrer bedeutenden Reden hier im Bun-
destag aus dem Jahre 1960, die Sie anläßlich des 
Geburtstagsempfangs für die verehrte Frau Kolle-
gin Renger zitiert haben, noch einmal sorgfältig 
durchzulesen. Da habe ich gefunden, daß Sie gesagt 
haben: 

Der Herr Bundesminister Strauß z. B. hat ge-
fragt, ob denn die SPD die Verträge der Bun-
desrepublik nur dem Buchstaben nach oder 
dem Sinne nach halten wolle. 

Sie haben dann noch eine nette Geschichte von 
Herrn Höcherl eingeflochten, die ich jetzt weglas-
sen will. Danach fragen Sie: 

Warum aber uns Fragen in dieser Weise stel-
len? Damit im Ausland Zweifel an der Ver-
tragszuverlässigkeit der Deutschen oder we-
nigstens eines großen Teiles der Deutschen er-
weckt oder gar genährt werden? Ist das rich-
tig, ist das klug? 

Jetzt frage ich Sie, Herr Kollege Wehner, 

(Wehner [SPD]: Schreiben Sie es sich hin

-

ter die Ohren!) 

wenn Sie in dieser Sache Fragen an den Kanzler-
kandidaten der Union stellen: 

(Wehner [SPD] : Damals war er das nicht, 
Herr!) 

Ist das richtig? Ist das klug? 

(Wehner [SPD]: Was Sie tun, ist nicht gut! 
Das ist bewußte Verunsicherung!) 

— Herr Kollege Wehner, 

(Dr. Jenninger [CDU/CSU] : Er zitiert doch 
nur Wehner!) 

führen Sie — — 

(Wehner [SPD]: Abbau der Glaubhaftigkeit 
der Vertragsfähigkeit der Bundesrepublik 
und ihrer jetzigen Regierung, das ist der 
Sinn Ihrer Wühlarbeit! — Zustimmung bei 
Abgeordneten der SPD — Zuruf von der 
CDU/CSU: Da haben Sie doch viel mehr 

Erfahrung!) 

Meine Damen und Herren, führen Sie mit uns 
den Streit auf die sachliche Ebene eines Steuerge-
setzes zurück! Das Vermittlungsverfahren bietet 
dafür die geeignete Plattform. Angesichts unserer 
europarechtlichen Gebundenheit ist es  die.  Pflicht 
der Bundesregierung und ist es vor allem die 
Pflicht des Bundeskanzlers, besonders sorgfältig 
abzuwägen, ob Sie es verantworten können, das 
Gesetz entgegen eindeutigen Rechtsverpflichtungen 
gegenüber der Europäischen Gemeinschaft endgül-
tig scheitern zu lassen. 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD] : So kann 
man es auch sagen! — Jahn [Marburg] 

[SPD]: Scheitern läßt immer derjenige, der 
nein sagt! Sie sind doch diejenigen, die 

nein sagen!) 

— Herr Kollege Jahn, ich habe ein gutes Erinne-
rungsvermögen und kann mich an keinen Vor-
schlag aus den Reihen der Koalition, die ihre Ver-
tragspflichten erfüllen will, erinnern, der uns ge-
holfen hätte, aus dieser Kontroverse herauszukom-
men. 

Meine Fraktion wird sich bei der Abstimmung 
über den Antrag von SPD und FDP der Stimme 
enthalten, weil die Zielsetzung des Anrufungsbe-
gehrens nicht erkennbar ist. 

(Jahn [Marburg] [SPD] : Eine klare Posi

-

tion!) 

Ich muß sagen, daß das nach Ihren Zwischenrufen 
noch weniger erkennbar ist. 

Die Beratungen im Vermittlungsausschuß werden 
zeigen, ob sich die Bundesregierung und die Koali-
tion nunmehr in der Lage sehen, vertragsrechtlichen 
Gegebenheiten Rechnung zu tragen und unsere 
verfassungspolitischen Überzeugungen zu respek-
tieren oder ob wiederum nur eine substanz- und, 
sprachlose Anrufung des Vermittlungsausschusses 
gewollt ist. Schlagen Sie eine tragfähige Brücke, 
und wir sind bereit, sie zu betreten! 

(Beifall bei der CDU/CSU — Wehner 
[SPD] : Das ist ein schlechter Witz!  — 
Westphal  [SPD] : War das eine Erklärung 

oder eine Antragsbegründung?) 

Präsident Stücklen: Herr Abgeordneter West-
phal, Sie haben völlig recht. Dieses und auch Ihre 
Ausführungen waren keine Erklärung. 

(Wehner [SPD] : Wir haben nur gesagt „re

-

den" ! Er hat sich damit geschützt und hat

-

te damit mit Recht auch Ihren Schutz vor 
Zwischenfragen!) 

— Herr Abgeordneter Wehner, es wird niemanden 
in diesem Hause geben, der für sich den Anspruch 
erheben kann, unfehlbar zu sein. 

(Erhard [Bad Schwalbach] [CDU/CSU] : 
Doch, der Wehner!) 

Auch die Erhöhung auf diesen Sitz begründet die-
sen Anspruch nicht. Deshalb ist der Einwand des 
Kollegen Westphal völlig richtig, daß es sich hier 
nicht um eine Erklärung gehandelt hat, die nicht 
durch eine Zwischenfrage unterbrochen werden 
durfte, sondern um eine politische Stellungnahme 
der Fraktionen zu dem Antrag der Fraktionen der 
SPD und der FDP. Insoweit bin ich gern bereit an-
zuerkennen, daß die Zwischenfrage, die Sie stellen 
wollten, zu Recht hätte gestellt werden können, 
wenn der am Podium Stehende seine Zustimmung 
gegeben hätte. Ich glaube, damit ist der Friede im 
Haus wiederhergestellt. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Hoppe. 

Hoppe (FDP) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Wie jedermann weiß, muß die Bundesre- 



13922 	Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode — 177. Sitzung. — Bonn, Donnerstag, den 11. Oktober 1979 

Hoppe 
gierung die Anpassung ihres Umsatzsteuerrechts 
an die EG-Richtlinien bis zum 1. Januar 1980 si-
cherstellen. Dazu ist ein neues — das betone ich 
für alle, auch für die Opposition — Steuergesetz 
erforderlich, und eben das wird von der Mehrheit 
der CDU/CSU-regierten Länder im Bundesrat bis 
heute blockiert. 

Zum Streitpunkt ist dabei die Neuformulierung 
des Inlandsbegriffs geworden: Verehrter Herr Kol-
lege Vogel, mir scheint es offenkundig zu sein, wer 
hier wo vehikelt. Wenn das „Reich in seinen Gren-
zen von 1937" jetzt durch eine Formulierung er-
setzt werden soll, die den rechtlichen und tatsäch-
lichen Verhältnissen angepaßt ist, dann dürfte dies 
den gesetzgebenden Organen der Bundesrepublik 
Deutschland eigentlich keine Probleme bereiten. 

Den Streit, den wir hier ausfechten, versteht im 
Ausland bestimmt niemand, und selbst bei der 
eigenen Bevölkerung können sich dafür nur sehr 
wenige erwärmen. Es geht nämlich überhaupt nicht 
um einen Prinzipienstreit; denn wider jede Ver-
nunft wird hier ein Schaukampf aufgeführt, als gin-
ge es um die Frage, wer denn nun der bessere 
Deutsche sei. Dabei will niemand, auch die Oppo-
sition nicht, Hoheitsgewalt über die DDR und die 
früheren deutschen Ostgebiete beanspruchen und 
ausüben. Aber im Ergebnis stellt sich die Opposi-
tion mit ihrer Haltung gegen die Europäische Ge-
meinschaft. Dort sind bereits Irritationen über die 
Verzögerung des Verfahrens für ein europäisches 
Gesetz erkennbar geworden. Und die Opposition 
handelt dabei nun wahrlich auch nicht als Sach-
walter der deutschen Interessen. 

Zur Sachproblematik selbst hat der Staatssekre-
tär im Auswärtigen Amt, Dr. Peter Hermes, in ei-
ner gutachterlichen Äußerung folgendes formuliert: 
Wenn die Bundesrepublik Deutschland in einem im 
Jahre 1979 neu erlassenen Umsatzsteuergesetz den 
alten auf das Gebiet des Deutschen Reiches in den 
Grenzen vom 31. Dezember 1937 abstellenden In-
landsbegriff erneut verwenden würde, so würde sie 
„gegen von ihr übernommene zwischenstaatliche 
rechtliche Verpflichtungen verstoßen und sich außer-
dem in einen Widerspruch zu . zahlreichen von 
der Bundesregierung insbesondere gegenüber der 
polnischen und der DDR-Regierung abgegebene 
Versicherungen setzen". 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD]: So ist es!) 

Meine Damen und Herren, auch für die Opposi-
tion ist die Persönlichkeit des Gutachters nach 
fachlicher Qualifikation, Besonnenheit und partei-
politischer Präferenz sicherlich unumstritten. 

(Dr. Czaja [CDU/CSU]: Und das Bundes

-

verfassungsgericht?) 

Sie sollte deshalb auf das Wort eines erfahrenen 
und geschätzten Mannes hören. 

(Dr. Czaja [CDU/CSU]: Und auf das Bun

-

desverfassungsgericht!) 

Es sollten endlich keine Schlachten mehr mit fal

-

schen Waffen und auf falschen Kriegsschauplätzen 
geschlagen werden. Es bleibt zu hoffen, daß sich 

im neuen Vermittlungsverfahren endlich die Ein-
sicht durchsetzt, daß es mit Rücksicht auf unsere 
Partner in der Europäischen Gemeinschaft an der 
Zeit ist, das Schattenboxen mit dem Osten bei ei-
nem Seitenblick auf den Wähler einzustellen. 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD] : Sehr rich

-

tig!) 

Meine Damen und Herren, meiner Ansicht nach 
ist dieser Streit so unnötig wie ein Kropf; er ist 
höchst überflüssig. Beseitigen wir diesen Streit 
durch das neue Vermittlungsverfahren! 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Präsident Stücklen: Weitere Wortmeldungen lie-
gen nicht mehr vor. Wir kommen zur Abstimmung. 
Wer dem Antrag der Fraktionen der SPD und FDP 
auf Anrufung des Vermittlungsausschusses auf 
Drucksache 8/3245 zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um das Handzeichen. — Danke! Die Gegenpro-
be! — Danke! Stimmenthaltungen? — Bei zahlrei-
chen Enthaltungen ist der Antrag angenommen. 

Ich rufe Punkt 5 der Tagesordnung auf: 

Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu 
dem Vertrag vom 28. Mai 1979 und dem Be-
schluß vom 24. Mai 1979 über den Beitritt 
der Republik Griechenland zur Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft, zur Europäischen 
Atomgemeinschaft und zur Europäischen Ge-
meinschaft für Kohle und Stahl 
— Drucksache 8/3231 

—Überweisungsvorschlag des Altestenrates: 
Auswärtiger Ausschuß (federführend) 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
Haushaltsausschuß gemäß § 96 GO 

Wird das Wort zur Einbringung gewünscht? - 
Das Wort hat der Herr Staatsminister von Dohna-
nyi. 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister im Auswärti-
gen Amt: Herr Präsident! Meine sehr verehrten Da-
men und Herren! Nachdem der Kollege Vogel bei 
dem eben abgeschlossenen Tagesordnungspunkt 
meinte, der Bundesregierung vorwerfen zu können, 
sie hielte sich nicht an die Vereinbarungen im 
Rahmen der Römischen Verträge, möchte ich doch 
mit einem Satz darauf zurückkommen. 

(Erhard [Bad Schwalbach] [CDU/CSU] : Der 
Tagesordnungspunkt ist doch vorbei!) 

Herr Kollege Vogel, es besteht überhaupt kein 
Zweifel daran, daß die Bundesregierung diese Ver-
einbarungen einhält. Es besteht auch kein Zweifel 
daran, daß der Verlauf der Diskussion zu diesem 
letzten Tagesordnungspunkt für uns Probleme auf-
wirft. Der Appell, der hier an uns alle gerichtet 
wurde, nämlich diesen Punkt von seiten der Oppo-
sition noch einmal zu überdenken, kann aus den 
Erfahrungen in den Verhandlungen der Bundesre- 
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gierung in der Europäischen Gemeinschaft nur un-
terstrichen werden. 

(Beifall bei der SPD — Rawe [CDU/CSU]: 
Ich denke wir sind beim nächsten Tages

-

ordnungspunkt! — Weitere Zurufe von der 
CDU/CSU — Rawe [CDU/CSU] : Vielleicht 
kommt der Herr Staatsminister zurück zur 

Tagesordnung!) 

Präsident Stücklen: Herr Staatsminister, ich 
möchte Sie darauf aufmerksam machen, daß ich 
Punkt 5 der Tagesordnung aufgerufen habe. Selbst-
verständlich hat die Bundesregierung — das ist Ih-
nen sicherlich auch bekannt — jederzeit das Recht, 
zur laufenden Debatte das Wort zu beanspruchen. 
Im Augenblick würde ich aber ,sehr darum bitten, 
daß wir uns auf den Punkt 5 konzentrieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Herr Präsident, das ist selbstverständlich. Man 
kann auf der anderen Seite aber nicht unbefangen 
zu einem wichtigen europäischen Thema sprechen, 
wenn der vergangene Punkt ein so wesentliches 
europäisches Thema so streitig behandelt hat. 

(Vereinzelter Beifall bei der SPD) 

Herr Präsident, es ist ein beachtlicher Erfolg der 
Europäischen Gemeinschaft, aber auch dieser Bun-
desregierung, daß der Deutsche Bundestag heute 
die erste Beratung des Gesetzes über den Beitritt 
der Republik Griechenland zur Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft, zur Europäischen Atomge-
meinschaft und zur Europäischen Gemeinschaft für 
Kohle und Stahl vornehmen kann. 

Die Lage der Gemeinschaft heute unterscheidet 
sich damit markant von derjenigen, die die sozial-
liberale Koalition vor zehn Jahren vorfand. Da-
mals stand die Entwicklung im Schatten einer 
ebenso zähen wie erfolglosen Debatte über den 
Beitritt Großbritanniens und anderer nordeuropäi-
scher Nationen. Die damalige Sechsergemeinschaft 
zeigte sich in vielen wichtigen Fragen -handlungs-
unfähig, weil mindestens ein Partner eine Fortent-
wicklung der Gemeinschaft vor ihrer Erweiterung 
als präjudizierend und als den Beitritt Großbritan-
niens erschwerend betrachtete, während minde-
stens ein anderer Partner die Auffassung vertrat, 
die Sechsergemenischaft müsse zunächst ihre eige-
nen inneren Probleme bewältigen und die Integra-
tion vertiefen, bevor sie eine Erweiterung in An-
griff nehmen könne. 

Wir sollten uns deswegen heute daran erinnern, 
daß dieses Dilemma erst auf der Haager Gipfelkon-
ferenz im Dezember 1969 in einem Durchbruch ge-
löst werden konnte. Ohne diesen Durchbruch, an 
dem die Regierung Brandt/Scheel entscheidend mit-
gewirkt hat, könnten wir wahrscheinlich heute 
auch den Beitritt Griechenlands noch nicht bera-
ten. 

Das vergangene Jahrzehnt europäischer Politik 
weist eine Vielzahl bedeutsamer Fortschritte auf. 
Die Konstituierung des ersten direkt gewählten Eu-

ropäischen Parlaments liegt nur wenige Monate zu-
rück. Neben der Erweiterung der Gemeinschaft im 
Norden, dem inneren Ausbau, also der Vertiefung 
der Neunergemeinschaft, zum Beispiel durch den 
Beginn einer gemeinsamen Strukturpolitik, jetzt 
auch durch den Beginn einer gemeinsamen Ener-
giepolitik, war die Vereinbarung über das europäi-
sche Währungssystem sicherlich einer der bedeut-
samsten Fortschritte. Eine zunehmende erfolgreiche 
außenpolitische Zusammenarbeit deutet auf die 
Fortschritte der allgemeinen politischen Integra-
tion. Das Gewicht der Europäischen Gemeinschaft 
als Wirtschaftsfaktor im Welthandel ist in diesem 
Jahrzehnt gewachsen, auch unser Gewicht in der 
Entwicklungspolitik; und der politische Einfluß der 
Gemeinschaft hat unzweifelhaft zugenommen. 

Diese unbestreitbaren Tatsachen sollten uns je-
doch nicht die Probleme übersehen lassen, vor de-
nen die Gemeinschaft heute steht. Die regionalen 
Strukturunterschiede wurden in den kritischen 
Wirtschaftsjahren offenkundiger. Von einer wirkli-
chen Konvergenz der Wirtschaftspolitiken kann 
immer noch keine Rede sein. Der Subventionswett-
bewerb der Mitgliedstaaten untereinander, ja ge-
geneinander, nimmt besorgniserregend zu. Zu ei-
nem Teil haben wir auch die Erweiterung im Nor-
den Europas und die damit zusammenhängenden 
Probleme -sicherlich noch nicht voll bewältigt. 

So steht die Europäische Gemeinschaft gerade in 
diesem Herbst erneut vor der Frage, die von ein-
zelnen Mitgliedstaaten aufgeworfen wird, ob und 
inwieweit die Gemeinschaftspolitiken, wie zum 
Beispiel die Agrarpolitik und die regionale Struk-
turpolitik, untereinander ausgewogen sind und in-
wieweit sie den einzelnen Mitgliedstaaten in einer 
gerechten und den Interessen der ganzen Gemein-
schaft entsprechenden Verteilung zugute kommen. 
Der Europäische Rat in Dublin muß hier eine über-
zeugende Antwort finden, ohne ein gefährliches 
Prinzip des, wie man so sagt, „just retour", also ei-
ner oberflächlichen Gemeinschaftsrendite, zu ak-
zeptieren; denn ähnliche Fragen werden auch durch 
die neue — die südliche — Beitrittsrunde aufge-
worfen werden. 

Die Bundesregierung übersieht also nicht die 
strukturellen Schwierigkeiten dieser vor uns lie-
genden südlichen Beitrittsrunde. Dennoch: So kon-
sequent und notwendig, wie die Erweiterung der 
Europäischen Gemeinschaft im Norden war, so not-
wendig und konsequent ist jetzt die südliche Er-
weiterung der Gemeinschaft. Sie soll mit dem ver-
einbarten Beitritt der Republik Griechenland zum 
1. Januar 1981 beginnen. 

Die Republik Griechenland war seit 1962 mit der 
Europäischen Gemeinschaft verbunden. Ihr Beitritt 
wäre vermutlich früher erfolgt, wenn nicht die 
Blockierung der demokratischen Strukturen durch 
das Regime der Obristen eine unvermeidliche Pau

-

se in dieser Entwicklung erzwungen hätte. Dassel-
be gilt übrigens auch für Portugal und Spanien, für 
die der Weg in die Demokratie auch den Weg in 
die Europäische Gemeinschaft öffnete. 

Die Gemeinschaft hat eben für die ,sie umgeben-
den Nachbarstaaten offenkundig an Gewicht ge- 
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wonnen, und zwar nicht nur ökonomisch, sondern 
auch politisch: Die Demokratie erweist sich hier-
bei als große Anziehungskraft. 

Die vor uns liegende Erweiterung der Gemein-
schaft bietet große Chancen für die beitretenden 
Länder ebenso wie für die heutigen Mitglieder der 
Gemeinschaft. Der Beitritt Griechenlands verstärkt 
die Position der Gemeinschaft im Mittelmeerraum, 
er öffnet einen Markt von über 10 Millionen Men-
schen für Industrie und Gewerbe in der Gemein-
schaft. Wichtiger aber als dies: Die Gemeinschaft 
mit ihren 260 Millionen Einwohnern wird nun ein 
offener Markt für unsere fleißigen und einfallsrei-
chen griechischen Nachbarn. 

Ich sagte schon: Die Bundesregierung sieht die 
Chancen und die positiven Aspekte der neuen Bei

-

trittrunde der Mittelmeerstaaten; aber sie unter-
streicht auch die Probleme, die mit dieser Beitritts-
runde verbunden sein werden. Die Gemeinschaft, 
deren neun Mitgliedstaaten schon heute oft 
Schwierigkeiten haben, ihren Entscheidungsprozeß 
rationell und effektiv zu gestalten, wird auf eine 
Straffung und Stärkung' der Entscheidungsfähigkeit 
bei nunmehr bald zehn und zukünftig wohl zwölf 
Mitgliedstaaten noch mehr Wert legen müssen. Die 
Bundesregierung erwartet deswegen mit Interesse 
die Vorschläge der sogenannten drei Weisen, die 
in diesen Tagen unterbreitet werden sollen. Sie 
wird diese Vorschläge gemeinsam mit den Vor-
schlägen zur Organisation der Kommission, die vor 
einigen Tagen vorgelegt wurden, zu bewerten ha-
ben. 

Meine Damen und Herren, auch die wirtschaftli-
chen Probleme dürfen nicht unterschätzt werden. 
So haben z. B. unsere italienischen, aber auch un-
sere französischen Freunde auf die Tatsache hinge-
wiesen, daß durch die Erweiterung neue Konkur-
renz insbesondere für ihre Agrarprodukte in der 
Gemeinschaft entstehen wird. Um so mehr weiß es 
die Bundesregierung zu würdigen, daß diese Mit-
gliedstaaten, die heute schon Anrainer am Mittel-
meer sind, die südliche Beitrittsrunde so konstruk-
tiv und positiv mit eingeleitet und mit vorange-
bracht haben. Ihre Interessen werden wir in den 
weiteren Entwicklungen nicht aus den Augen ver-
lieren. 

In diesem Zusammenhang muß allerdings die 
Feststellung getroffen werden, daß durch die Er-
weiterung der Gemeinschaft nach Süden auch in 
der Agrarpolitik neue Akzente gesetzt werden 
müssen. Wir müssen uns dem rechtzeitig stellen. 
Dies gilt insbesondere für die Überschußprodukte. 

(V o r s i t z: Vizepräsident Frau Renger) 

Schließlich stellen sich im Zusammenhang mit 
dem Beitritt Griechenlands — und später Portugals 
und Spaniens, wie wir hoffen — auch für diejeni-
gen Staaten Fragen, die nicht Mitgliedstaaten der 
Gemeinschaft, aber auch Anrainer des Mittelmee-
res sind. Ich meine insbesondere die Türkei, aber 
auch Jugoslawien und nicht zuletzt Israel und die 
arabischen Staaten an der nordafrikanischen Küste. 
Die Gemeinschaft muß die Erweiterung auch für 
diese Länder zu einer Chance werden lassen. Das 

Mittelmeer als Ganzes ist eine Region besonderer 
politischer Verantwortung für Europa. Es darf 
insbesondere keine zusätzlichen Behinderungen im 
Zugang zum europäischen Markt geben. Daß gera-
de dies eine schwierige Aufgabe sein wird, ist an-
gesichts der Erfahrung, die die Gemeinschaft in ei-
nigen anderen Bereichen bereits gemacht hat, of-
fenkundig. Um so mehr Aufmerksamkeit wird die 
Bundesregierung dieser Aufgabe zu widmen ha- 
ben. Die Verhandlungen mit Griechenland konnten 
im wesentlichen in der Zeit der deutschen Ratspräsi-
dentschaft, also in der zweiten Hälfte 1978, abge-
schlossen werden. Die Bundesregierung möchte an 
dieser Stelle deswegen noch einmal der griechi-
schen Regierung für die konstruktive Zusammenar-
beit danken, die wir während der oft schwierigen 
Verhandlungen von griechischer Seite erfahren ha-
ben. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Die Bundesregierung hat dem Parlament auf 
Wunsch der griechischen Regierung den Entwurf 
des Vertragsgesetzes beschleunigt zugeleitet. Der 
Bundesrat hat keine Einwände erhoben. Ich möchte 
für die Bundesregierung dem Bundesrat für die zü-
gige und positive Stellungnahme ausdrücklich dan-
ken. 

Die Bundesregierung bittet nun alle beteiligten 
Ausschüsse des Deutschen Bundestages, möglichst 
zügig zu beraten. Sie bietet selbstverständlich ihre 
Zusammenarbeit für alle Einzelfragen an. 

Meine Damen und Herren, wir sehen dem 1. Ja-
nuar 1981, dem geplanten Datum für den Beitritt 
Griechenlands zur Europäischen Gemeinschaft, mit 
Freude entgegen. 

(Beifall bei der SPD und der PDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Danke, Herr Staats-
minister. Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat 
der Abgeordnete Dr. Narjes. 

Dr. Narjes (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen! Meine Herren! Die Fraktion 
der CDU/CSU begrüßt erneut den Abschluß der 
Verhandlungen über den Beitritt der Republik 
Griechenland zur Europäischen Wirtschaftsgemein-
schaft, zur Europäischen Atomgemeinschaft und 
zur Europäischen Gemeinschaft für Kohle und 
Stahl. Mit dem vorliegenden Vertragswerk sind wir 
dem großen Ziel der Einheit des freien und demo-
kratischen Europas um einen bedeutsamen Schritt 
nähergekommen. Der Abschluß des griechischen 
Beitrittsvertrages und der Beginn der Süderweite-
rung der Europäischen Gemeinschaft legen Zeugnis 
ab von der über alle Rückschläge hinweg lebensfä-
higen Idee der Einigung Europas. Sie erweist sich 
erneut als die konstruktivste politische Idee unse-
res Jahrhunderts. Ihr Anspruch als Modell regio-
naler Friedenspolitik wird dadurch abermals unter-
mauert. Der Beitritt betrifft nicht nur die drei Inte-
grationsverträge, sondern auch das politische Kon-
sultationssystem der Europäischen Gemeinschaften, 
der EPZ. Er bringt dadurch die untrennbare Ver- 
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knüpfung aller wirtschaftlichen und politischen Le-
bensinteressen der europäischen Staaten zum Aus-
druck. 

Die Süderweiterung gibt Europa die Chance, sein 
Ziel als Region der Demokratie, des wirtschaftli-
chen Wohlstands, der sozialen Solidarität und Sta-
bilität und der weltwirtschaftlichen Verantwortung 
erfolgreich auszubauen und zu entwickeln zu einer 
tiefen und unauflösbar im Bewußsein der Völker 
verankerten Schicksals- und Friedensgemeinschaft 
der Freien und Gleichen. „Schicksalsgemeinschaft" 
bedeutet den Vorrang der europäischen Verpflich-
tungen bei der Bestimmung aller politischen Inter-
essen der Mitgliedstaaten einschließlich der Vertei-
digungspolitik und der Außenbeziehungen. „Frie-
densgemeinschaft" verlangt den unwiderruflichen 
und über alle anderen Verpflichtungen hinausge-
henden Verzicht auf die Anwendung von Gewalt 
oder auch nur die Drohung mit Gewalt bei der Lö-
sung von Konflikten mit anderen Mitgliedstaaten 
oder Assoziierten der Europäischen Gemeinschaft. 

Unsere Genugtuung über das Zustandekommen 
dieses Vertrags ist besonders groß, weil der ihm 
vorhergehende Assoziierungsvertrag für nahezu 
sieben Jahre einer leidvollen Prüfung des griechi-
schen Volkes unterbrochen war. Wir sehen es als 
einen Teil unserer Verpflichtung zur europäischen 
Solidarität an, durch einen erfolgreichen Beitritt 
die demokratische Entwicklung in Griechenland zu 
festigen und unauflösbar zu verankern. 

Diese erfreuliche Entwicklung der griechischen 
Beziehungen zur Europäischen Gemeinschaft ist in 
erster Linie das persönliche Verdienst der Weitsicht 
und Beharrlichkeit eines großen griechischen 
Staatsmannes, des Ministerpräsidenten Konstantin 
Karamanlis, des Ministerpräsidenten Griechenlands 
1961/62 und heute wieder. Ich erinnere mich — 
wenn dieses persönliche Wort erlaubt ist — noch 
gerne an seinen Besuch in Brüssel, als er vor 20 
Jahren Walter Hallstein, dem ersten Präsidenten 
der Kommission der Europäischen Wirtschaftsge-
meinschaft, den griechischen Assoziationsantrag 
überreichte und diesen damals eindrucksvoll und 
ausschließlich politisch begründete. Wir haben des-
halb seine Auszeichnung mit dem Karlspreis der 
Stadt Aachen im vergangenen Jahr besonders be-
grüßt. 

Die Beitrittsverhandlungen mit Griechenland 
wurden 1975 in einer Phase der Europäischen Ge-
meinschaft begonnen, die durch eine deutliche 
Schwäche gekennzeichnet war; eine Schwäche, die 
durch die Rezession und die im Tindemans-Bericht 
damals beschriebene Unsicherheit über die politi-
sche Orientierung des europäischen Einigungswer-
kes verursacht war. Die innergemeinschaftlichen 
Entscheidungsprozesse der Jahre 1975 bis 1977 zwi-
schen dem in den europäischen Verträgen nicht 
vorgesehenen Europäischen Rat, dem Ministerrat 
und der Europäischen Kommission über den Bei-
tritt Griechenlands wiesen damals deutliche Män-
gel auf, an die wir uns erinnern müssen, wenn 
wir über die durch die Erweiterung ausgelösten in-
stitutionellen Probleme zu befinden haben. 

Auch für das Ratifizierungsverfahren des vorlie-
genden Beitrittsvertrages gibt es, Herr Staatsmini-
ster von Dohnanyi, ein offenes Problem, das einer 
konstruktiven und demokratischen Lösung zuge-
führt werden sollte; wir meinen die förmliche Be-
teiligung des vor vier Monaten direkt gewählten 
Europäischen Parlaments an der Ratifizierung des 
griechischen Beitrittsvertrages, so wie es die Frak-
tion der Europäischen Volkspartei auf eine Initiati-
ve unseres Berliner Kollegen Gero Pfennig gefor-
der hat. Wir hoffen auf die Zustimmung der Bun-
desregierung. 

In seiner Substanz ist der Beitrittsvertrag notwen-
digerweise ein Kompromiß im doppelten Sinne: 
einmal zwischen den Mitgliedstaaten der Europäi-
schen Gemeinschaft und ihren verfassungsmäßigen 
Organen und zum anderen zwischen der Europäi-
schen Gemeinschaft und der griechischen Regie-
rung. Kompromisse bedeuten Konzessionen von al-
len Seiten und schließen es aus, Maximalforderun-
gen durchzusetzen oder sie als alleinigen Maßstab 
der Bewertung heranzuziehen. Wir begrüßen es, 
daß Griechenland von Anfang an als Vollmitglied 
der Europäischen Gemeinschaft beitritt, und wir 
meinen, daß die Prüfung dieses Vertrages in den 
Ausschüssen des Bundestages ergeben wird, daß es 
sich, alles in allem, um einen hinreichend ausge-
wogenen und deshalb zustimmungsfähigen Kom-
promiß handelt. 

Dies gilt auch für die Dauer und die Ausgestal-
tung der fünfjährigen Übergangsperiode. Welcher 
Art die spezifischen Probleme hier sind, hat der 
Bundesrat bereits in seiner einstimmig angenomme-
nen Entschließung zum Beitrittsvertrag umrissen: 
Sie liegen im Bereich der Freizügigkeit der Arbeit-
nehmer, der Agrarpolitik, der Finanzleistungen und 
der institutionellen Ordnung der erweiterten Ge-
meinschaft. 

Die Diskussion über die Sachprobleme sollte in 
den Ausschüssen — darin stimmen wir mit der 
Bundesregierung überein — zügig, aber auch 
gründlich erfolgen, weil den Regelungen des grie-
chischen Beitrittsvertrages in mancher Hinsicht 
eine präjudizierende Wirkung für die laufenden 
oder anstehenden Beitrittsverhandlungen mit Spa-
nien und Portugal und auch für später denkbare 
Verhandlungen mit der Türkei zukommt. 

(Zuruf von der CDU/CSU; Sehr gut!) 

Der Bundestag kann sich dabei auf das reiche An-
schauungsmaterial stützen, das die Anhörungsver-
fahren der zuständigen Ausschüsse über die Pro-
bleme der Süderweiterung der Europäischen Ge-
meinschaft im Mai 1978 vermittelt hat. 

Eine Prüfung verdient dieser Vertrag im übrigen 
auch wegen seiner Rückwirkungen auf die Wirt-
schaftsbeziehungen der Europäischen Gemeinschaft 
mit Drittländern, insbesondere mit den Anrainern 
am Südufer des Mittelmeeres. 

Mit dem Abschluß dieses Vertrags hat sich die 
Gemeinschaft politisch zum wirtschaftlichen und 
sozialen Erfolg der Integration Griechenlands ver-
pflichtet, so wie sie später auch für den ökonomi-
schen und sozialen Erfolg der Erweiterung der Ge- 
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meinschaft um Spanien und Portugal und vielleicht 
auch einmal um die Türkei einzustehen hat. Sie 
hat damit eine Herausforderung auf sich genom-
men, für die es kaum ein Beispiel in der Wirt-
schaftsgeschichte gibt. Sie kann dieser Herausfor-
derung nur erfolgreich begegnen, wenn sie sich der 
konstruktiven und tatkräftigen Mitwirkung der Er-
weiterungspartner sicher ist. Eigene Leistungen, ob 
es sich um einen verstärkten Kapitaltransfer oder 
um die schnelle Öffnung der europäischen Märkte 
etwa für griechische Produkte handelt, werden al-
lein nicht genügen, um dieses Ziel zu erreichen. Es 
gilt, zusammen mit den neuen Mitgliedern dynami-
sche Wachstums- und Entwicklungsprozesse einzu-
leiten und auch durchzuhalten, es gilt, Barrieren 
umsichtig aus dem Weg zu räumen und keine neu-
en zu errichten. Es gilt aber auch — das hat das 
Anhörungsverfahren deutlich gemacht — aus den 
zum Teil nur begrenzten Erfolgen früheren Bemü-
hens der Sechser-Gemeinschaft um die Lösung von 
Entwicklungsaufgaben in Süd- und Inselitalien Leh-
ren zu ziehen. Dazu gehören viel Augenmaß, Zä-
higkeit und die Erkenntnis, daß die Verflechtungs-
prozesse keine Einbahnstraßen bleiben dürfen. 

Kurzum: Ohne einen funktionsfähigen Binnen-
markt kann der volle ökonomische Nutzen des Bei-
tritts nicht erzielt und die Herausforderung nicht 
bestanden werden. Ich nehme dazu an, daß die 
heiklen Probleme der Freizügigkeit der griechi-
schen Arbeitnehmer und des Risikos einer für ge-
wisse Agrarprodukte noch steigende Überproduk-
tion uns in den Ausschüssen und vielleicht auch 
noch einmal in der Abschlußberatung dieses Ho-
hen Hauses beschäftigen werden. 

Für die politische Bewertung der Erweiterung 
bleibt es die wichtigste Frage, zu prüfen, ob und in 
welchem Umfang die Handlungsfähigkeit der Insti-
tutionen der Gemeinschaft durch die Erweiterung 
beeinträchtigt werden kann und mit welchen Me-
thoden und Änderungen der gegenwärtigen Praxis 
der europäischen Institutionen sie den möglichen 
Risiken und Beschränkungen ihrer Handlungsfähig-
keit begegnen kann. Sie wird sich dabei an den 
Grundsätzen zu orientieren haben, die in der Prä-
ambel zu den Römischen Verträgen mit einem ho-
hen Grad an Selbstverpflichtung vereinbart worden 
sind. 

Die Erweiterung der Gemeinschaft darf nicht zu 
Lasten ihrer Vertiefung gehen. Sie sollte eher als 
ein Hebel, eine Chance und eine Möglichkeit be-
griffen werden, Hindernisse ihrer Veränderung, 
Entwicklung und Vertiefung beiseite zu räumen. 
Also Vertiefung durch Erweiterung — und nicht 
Erweiterung anstelle von Vertiefung — sollte un-
sere Losung sein. Wir können ihr dann gerecht 
werden, wenn wir uns der ernsten Mahnung be-
wußt sind, die die Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften im Laufe der Verhandlungen mehr-
mals mit beachtenswerten Gründen vorgebracht 
hat. 

In diesem Geist wird sich die Fraktion der CDU/ 
CSU dafür einsetzen, daß der Vertrag über den 

Beitritt Griechenlands im Deutschen Bundestag 
rechtzeitig ratifiziert werden kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Voigt (Frankfurt). 

Voigt (Frankfurt) (SPD) : Frau Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Auf den Ti-
schen des Bundestages liegt heute ein mehr als 60 
Seiten umfassendes Vertragswerk über den Beitritt 
Griechenlands zur Europäischen Wirtschaftsge-
meinschaft, zur Europäischen Atomgemeinschaft 
und zur Europäischen Gemeinschaft für Kohle und 
Stahl. In diesem Vertragswerk sind umfangreiche 
und ins einzelne gehende Bestimmungen enthalten, 
z. B. über die gemeinsame Marktorganisation für 
Obst und Gemüse, Hopfen, Eier, Erbsen, Puffboh-
nen, Ackerbohnen und Seidenraupen. 

Dieses Vertragswerk ist Ausdruck eines kompli-
zierten Verhandlungsprozesses und Interessenaus-
gleichs zwischen Griechenland und der EG der 
Neun. Diese Paragraphen wären aber nicht denk-
bar ohne politische Zielsetzung und ohne einen po-
litischen Willen: Diese Paragraphen sind Ausdruck 
unserer politischen Ideen und unseres Interesses 
an Fortschritten im westeuropäischen Einigungs-
prozeß. 

So sehr wir darauf achten müssen, daß diese euro-
päische Idee, dieses europäische Interesse sich 
weiterhin in Paragraphen und Vertragswerken — 
z. B. mit Portugal und Spanien — konkretisiert, so 
sehr müssen wir als Politiker auch darauf achten, 
daß der westeuropäische Einigungsprozeß nicht in 
Paragraphen und Marktordnungen erstarrt, weil er 
dann seines politischen Impulses und seines Cha-
rakters als politischer Bewegung beraubt würde. 
Ich erinnere daran, daß Jean Monnet seine Bewe-
gung „Europäische Bewegung" genannt hat. Wir 
sollten dies auch als Auftrag für die Art und Wei-
se verstehen, wie wir unsere Diskussionen über 
das Beitrittsersuchen Griechenlands und den aus-
gehandelten Kompromiß hier führen. 

Unsere Unterstützung des Beitritts Griechenlands 
zur Europäischen Gemeinschaft ist Ausdruck unse-
rer politischen Zielsetzung: Wir wollen, daß die 
Europäische Gemeinschaft für alle europäischen 
Demokratien, die Mitglied werden wollen, offen ist 
und offenbleibt. Das heißt: Wir hoffen auch auf 
einen baldigen erfolgreichen Abschluß der Bei-
trittsverhandlungen mit Spanien und Portugal. Wir 
denken darüber hinaus aber auch nach wie vor an 
andere europäische Staaten. Wir hoffen, daß insbe-
sondere in Skandinavien das letzte Wort über die 
Mitgliedschaft in der Europäischen Gemeinschaft 
noch nicht gesprochen ist. 

Aus dem Griechischen stammt unser Wort für 
„Demokratie". In der kritischen Auseinanderset-
zung mit den Demokratien des griechischen Alter-
tums und in der krititschen Auseinandersetzung 
mit den Staatstheorien, z. B. Platons, haben sich die 
modernen Demokratietheorien in Europa entwik-
kelt. Die griechische Kultur und Griechenland sel- 
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ber sind untrennbarer Bestandteil unserer eigenen 
Geschichte und Kultur. Die griechische Demokratie 
heißen wir als Mitglied der Europäischen Gemein-
schaft innerhalb der Neun und durch die Neun 
herzlich willkommen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Wir heißen die griechische Demokratie nach 1974 
genauso herzlich willkommen, wie wir die Militär-
diktatur von 1967 bis 1974 zurückgewiesen haben. 
Ich möchte hier jetzt nicht auf manches zwiedeuti-
ge, manchmal auch sehr eindeutige Verhalten man-
cher Unionspolitiker in der Zeit von 1967 bis 1974 
anspielen. 

(Hasinger [CDU/CSU]: Hören Sie doch 
auf!) 

Dazu wird an anderem Ort Gelegenheit sein. Ich 
freue mich aber über das eindeutige Ja zum Bei-
tritt des demokratischen Griechenlands jetzt. Es 
war richtig, das Assoziierungsabkommen der Euro-
päischen Gemeinschaft von 1961 mit Griechenland 
für die Dauer der Militärdiktatur einzufrieren. Heu-
te zeigt sich: Unsere Solidarität mit dem demokra-
tischen Widerstand und der demokratischen Emi-
gration zur Zeit der Militärdikdatur verbindet uns 
mit dem heutigen Griechenland. 

(Beifall bei der SPD) 

Mit dem Beitritt Griechenlands und später Portu-
gals und Spaniens werden die wirtschaftlichen Un-
terschiede und — wenn man realistisch ist, muß 
man das hier auch sagen — Spannungen innerhalb 
der Europäischen Gemeinschaft zunehmen. Die 
Zahl der strukturschwachen Regionen und wirt-
schaftlichen Krisengebiete, auch die Zahl der Ar-
beitssuchenden innerhalb der Europäischen Ge-
meinschaft wird wachsen. Sowohl der Vertreter 
der Regierung, Herr Staatsminister von Dohnanyi, 
als auch Herr Narjes haben darauf zu Recht hinge-
wiesen. Es wäre unredlich, wenn wir diese Pro-
bleme, die auf die Neun und auch auf Griechen-
land, Spanien und Portugal selber zukommen wer-
den, leugnen würden. Es wäre unverantwortlich, 
wenn wir diese Länder hinsichtlich dieser Pro-
bleme, die nicht nur die Anpassung an die Bedin-
gungen innerhalb der Europäischen Gemeinschaft, 
sondern die wirtschaftliche Struktur in diesen Län-
dern betreffen, sich selber überlassen würden, ohne 
daß wir über Problemlösungen und Hilfsmöglich-
keiten nachdenken würden. 

Dies ist der Kerngedanke des von uns Sozialde-
mokraten entwickelten Solidaritätsprogramms mit 
Südeuropa. Wie immer man dieses Problem beur-
teilen oder nennen mag: Die Verantwortung und 
die Aufgabe der Solidarität der hochentwickelten 
Industriestaaten Zentral- und Nordeuropas mit den 
wirtschaftlichen Problemregionen Südeuropas blei-
ben bestehen. Das Beispiel der Türkei zeigt, daß 
wir uns aus allgemeinpolitischen und insbesondere 
sicherheitspolitischen Gründen um diese Verant-
wortung nicht drücken können und nicht drücken 
wollen. Unsere Hilfsaktion für die Türkei zeigt auch, 
daß wir mit dem Beitritt Griechenlands zur Europäi-
schen Gemeinschaft gleichzeitig die Beziehungen 
zur Türkei beibehalten, festigen und fortentwickeln 

wollen. Wir wollen alles, was die Frontstellung 
zwischen Griechenland und der Türkei begünstigt, 
abbauen und den Brückenschlag ermöglichen hel-
fen. Aus meiner eigenen engeren Heimat in Schles-
wig-Holstein weiß ich, daß dort in den 20er Jahren 
ein Buch auf dänisch erschien mit dem Titel: 
„Front eller Bro", „Front oder Brücke". Damals war 
das eine Alternative, heute ist der Brückenschlag 
garantiert. Für uns ist es eine Aufgabe, das gleiche 
für das Verhältnis zwischen Griechenland und der 
Türkei zu erreichen und durch die Mitgliedschaft 
innerhalb der Europäischen Gemeinschaft auch zu 
begünstigen. 

Griechenland bringt nicht nur sich selber ein, es 
bringt auch seine Beziehungen zu seinen Nachbarn 
in die Europäische Gemeinschaft mit ein. Das gilt 
insbesondere für seine nachbarschaftlichen Bezie-
hungen zur arabischen Welt. Das gilt auch für sei-
ne nicht immer konfliktfreien, aber trotzdem nach- 
barlichen Beziehungen zur islamischen Welt. 

Ich darf darauf hinweisen, daß mit der Erweite-
rung der Europäischen Gemeinschaft durch Portu-
gal und Spanien auch ganz neue Bezüge zu ande-
ren Regionen der Welt auf uns zukommen, insbe-
sondere z. B. zu Süd- und Mittelamerika, aber auch 
zu einigen Regionen Afrikas. 

Aber Griechenland hat noch mehr einzubringen. 
In der bisherigen Diskussion ist unbeachtet geblie-
ben, daß das griechisch-orthodoxe Griechenland 
besondere kulturelle und religiöse Beziehungen 
nach Osteuropa hin entwickelte. Zwar hat es im-
mer Spannungen zwischen den Griechisch-Ortho-
doxen und z. B. den Russisch-Orthodoxen gegeben. 
Trotzdem ist die gemeinsame Verankerung und die 
Orientierung auf die orthodoxe Tradition noch ein 
bindendes Element. Ich glaube, daß wir mit dem 
Beitritt Griechenlands auch diese Klammer nicht 
nur zur arabischen und islamischen Welt als Brük-
kenschlag begrüßen und nutzen sollten, sondern 
daß wir uns auch dieses Brückenschlages und die-
ser Möglichkeit des Brückenschlages hin zu den 
kulturellen Wurzeln Osteuropas bewußt sein soll-
ten.. 
Der Beitritt Griechenlands ist für uns auch eine 

wichtige Aufgabe und eine wichtige Zielsetzung in 
bezug auf die Stabilität und die Sicherheit in der 
gesamten Region. Es ist zu Recht gesagt worden, 
daß die Europäische Gemeinschaft für uns die Ziel-
setzung hat, auch als Friedensmacht zu wirken. 
Dies ist die Aufgabe, die durch diesen Beitritt er-
leichtert wird. Dies ist aber auch die Aufgabe, der 
wir uns insbesondere in dieser Region und im Ver-
hältnis zu den Südanrainern des Mittelmeers stel-
len müssen. 

Wir nehmen Griechenland als Demokratie auf. 
Wir erhoffen uns durch den Beitritt Griechenlands 
Impulse für die Demokratisierung der Europäischen 
Gemeinschaft. Deshalb ist in den letzten Monaten 
auch im Europäischen Parlament — ich möchte 
diese Idee ausdrücklich aufgreifen — mehrfach die 
Frage gestellt worden, ob man jetzt nicht auch die 
Gelegenheit nutzen sollte, so etwas wie eine Charta 
der Bürgerrechte für die Europäisch Gemein-
schaft zu formulieren. Ich glaube, daß dieser Ge- 
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danke richtig ist und daß man weiter an ihm arbei-
ten sollte. Richtig ist auch der Gedanke, daß man 
weiter daran arbeiten sollte, dem Europäischen 
Parlament mehr Rechte zu geben oder es, soweit 
es möglich ist — an uns Deutschen wird das ja be-
stimmt nicht scheitern —, an diesem Prozeß der 
Ratifizierung zu beteiligen. 

Wir müssen durch die Art der Behandlung des; 
Beitrittsgesuchs oder des fertigen Vertragswerke$ 
jetzt mit Griechenland — das gilt nachher auch für 
die anderen Staaten, für Portugal und für Spanien 
— sehr darauf achten, daß diejenigen, die in ihren 
Ländern für eine Mitgliedschaft in der Europäi-
schen Gemeinschaft eingetreten sind, nicht ent-
täuscht werden. Viel Hoffnung ist mit diesen Bei-
trittsanträgen verbunden. Durch die manchmal 
bürokratische Behandlung von einzelnen Problem-
bereichen könnte es geschehen, daß diese Hoff-
nung in Enttäuschung umschlägt. Wir müssen sehr 
darauf achten, daß diese politische Basis des Bei-
trittswunsches nicht weggezogen oder verkleinert 
wird. Das ist unsere große Aufgabe. 

Gleichzeitig möchte ich an diejenigen appellie-
ren, die bisher in Griechenland dem Beitritt kri-
tisch gegenüberstehen — und diese Kritik zum Teil 
auch mit ernsthaften Sorgen und von uns auch 
ernst zu nehmenden Sorgen begründen —, daß sie 
jetzt, nachdem die Entscheidung für den Beitritt 
Griechenlands gefallen ist und bald auch rechtlich 
endgültig vollzogen sein wird, die Mitgliedschaft 
innerhalb der Europäischen Gemeinschaft als 
Chance nutzen sollten, ihre Kritik in einem kon-
struktiven Sinne einzubringen, daß sie mithelfen, 
die Europäische Gemeinschaft noch demokratischer 
und sozialer zu gestalten. 

Die europäische Gemeinschaft hat durch den 
Vertragsabschluß mit Griechenland ihre Hand-
lungsfähigkeit bewiesen, so wie sie jenseits allen 
Gemunkels und Krisengeredes mit der Direktwahl 
zum Europäischen Parlament, mit dem Europäi-
schen Währungssystem, auch mit dem neuen 
Lomé-Abkommen und der europäischen politischen 
Zusammenarbeit ihre Handlungsfähigkeit bewiesen 
hat. 

Ich glaube, daß wir am 1. Januar 1981 nicht nur 
ein Land mehr als Mitglied der Europäischen Ge-
meinschaft haben werden, sondern daß die Euro-
päische Gemeinschaft in ihrer weiteren Entwick-
lung aus der Mitgliedschaft jetzt Griechenlands, 
dann Spaniens und Portugals Gewinn und Nutzen 
ziehen wird. 

Ich möchte noch einmal sagen: Herzlich will-
kommen für das demokratische Griechenland, herz-
lich willkommen auch später für Spanien und Por

-

tugal. 
(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Dr. Bangemann. 

Dr. Bangemann (FDP) : Frau Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Es ist sicher 
richtig, daß der Beitritt Griechenlands zu den Euro-

päischen Gemeinschaften Anlaß gibt, eine ganze 
Reihe von Zukunftsbetrachtungen anzustellen, was 
in den nächsten Jahren geschehen wird, denn dies 
ist der Beginn der zweiten Beitrittsrunde. Wir wer-
den uns an Hand der Erfahrungen, die wir mit dem 
Beitritt Griechenlands machen, auch auf den Bei-
tritt weiterer Länder einzurichten haben. Nur, mei-
ne Fraktion möchte zunächst einmal ganz klar und 
ohne Blick auf diese anderen Perspektiven festhal-
ten, daß wir den Beitritt dieses neuen Mitgliedslan-
des ohne jeden Vorbehalt begrüßen und daß wir 
deswegen auch zunächst einmal ohne Blick auf 
weitere Perspektiven sagen: Es ist gut, daß Grie-
chenland der Europäischen Gemeinschaft angehö-
ren wird; es ist gut für diese Gemeinschaft; es ist 
auch gut, wie wir hoffen, für Griechenland selbst, 
für die Gemeinschaft in jedem Fall schon deswe-
gen, weil wir ja zwei unterschiedliche Europas ha-
ben. 

Wir haben das politische Europa, das sich in 
der Europäischen Gemeinschaft zunehmend auf 
sich selbst besinnt, zusammenarbeitet, dabei aber 
auch nach außen hin schärfere Konturen annimmt, 
und wir haben ein Europa, das ja weit über dieses' 
politische Gebilde hinausreicht, ein Europa der 
Tradition, ein Europa gemeinsamer kultureller In-
halte, ein Europa, das zum Teil leider auch heute 
nicht denselben politischen Idealen leben kann. 
Deswegen empfinden wir es als eine neue Dimen-
sion der Europäischen Gemeinschaft, daß Griechen-
land — das Land, in dem die politische Tradition 
der Demokratie ihren Beginn gefunden hat — nun 
Mitglied dieser Gemeinschaft wird. Wir werden 
dadurch vielleicht ein wenig von dem selbst wie-
derfinden können, was wir immer vermissen, wenn 
wir die Gemeinschaft betrachten, nämlich ein poli-
tisches Identitätsgefühl, das dieser Gemeinschaft 
vielleicht tatsächlich verlorengegangen ist, weil sie 
sich zu sehr mit einzelnen Sachproblemen befaßt 
hat. 

Ich glaube, daß die Zugehörigkeit zu einer solchen 
Gemeinschaft der Demokratien auch eine Stärkung 
der Demokratie in Griechenland selbst bedeuten 
kann. Wir wissen alle, daß das natürlich nicht al-
lein von uns abhängen kann, auch nicht von die-
sem Beitritt. Ich darf hier noch einmal — wie auch 
die Kollegen — die Bewunderung der liberalen 
Fraktion für diejenigen Politiker aussprechen, die 
in Griechenland dazu beigetragen haben, daß die 
Mutter der Demokratie wieder diese Staatsform 
praktizieren kann. Es war nicht einfach. Vieles an 
Hilfe, was damals von den griechischen Demokra-
ten erwartet worden ist, ist auch geleistet worden. 
Man muß aber gestehen, daß einiges an Hilfe, was 
hätte geleistet werden können, von den damals 
schon existierenden klassischen Demokratien in 
Europa nicht geleistet worden ist. Manche griechi-
schen Demokraten waren ziemlich allein beim 
Kampf um die Wiedererringung der Demokratie in 
ihrem Lande. 

Aber wir wollen nicht einen Blick zurück, auch 
nicht einen Blick zurück im Zorn tun, sondern uns 
nun einmal mit den Zukunftsaspekten beschäftigen, 
die dieser Beitritt auch für uns bedeutet. Es ist 
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ohne jeden Zweifel wichtig, daß man ihn in den 
größeren Zusammenhang des außenpolitischen 
Wirkens der Gemeinschaft stellt. Die Gemeinschaft 
grenzt heute schon durch zwei Mitgliedsländer an 
den Mittelmeerraum. Sie wird durch Griechenland 
ein drittes Mitglied haben, das im Mittelmeerraum 
lebt, und sie wird durch den Beitritt von Spanien 
und Portugal vollends zu einem nördlichen Anrai-
nerstaat des Mittelmeeres, wenn ich einmal einige 
wenige Staaten ausnehme, die jetzt hier keine Rol-
le spielen. Das heißt, meine sehr verehrten Damen 
und Herren, daß das Mittelmeer, die Probleme des 
Mittelmeerraumes, die Entwicklungschancen, die 
dort liegen, für die Europäische Gemeinschaft in 
Zukunft eine größere Bedeutung haben werden. 
Diese Europäische Gemeinschaft muß sich stärker 
politisch engagieren. Sie muß das auch dann tun, 
wenn sie glaubt, daß sie damit vielleicht neue Pro-
bleme auf sich zieht, denn wir können die Probleme 
dieses Raumes nicht auf sich beruhen lassen oder sie 
anderen größeren Mächten aufbürden. Wir müssen 
hier selber zur Lösung dieser Probleme beitragen. 

Das bedeutet, daß wir uns sowohl mit dem Pro-
blem Nahost, mit dem Konflikt in Nahost als auch 
mit einem vernünftigen Verhältnis zu den südli-
chen Anrainern des Mittelmeerraumes befassen 
müssen. Beides geht ineinander über. Die Europäi-
sche Gemeinschaft wird mit der Unterstützung 
Griechenlands vielleicht dafür sorgen können, daß 
wir zu einem Element des Friedens und der Zusam-
menarbeit in diesem Raum werden. 

Daß wir beim Vollzug des Abkommens eine Rei-
he von praktischen Schwierigkeiten haben werden, 
möchte auch meine Fraktion deutlich sagen. Denn 
es wäre verhängnisvoll, wenn wir sozusagen bei 
der Feier, die wir heute veranstalten, vergaßen, 
welche Probleme in den künftigen Alltagswochen 
auf uns beide zukommen, auf uns wie auf Grie-
chenland. Deswegen ist es wichtig, uns darüber 
Rechenschaft zu geben, daß nicht nur finanzielle 
Vorteile, nicht nur die Erweiterung eines Marktes 
beschlossen werden, sondern auch eine ganze Rei-
he von Fragen für beide Teile auftauchen werden. 
Ich nehme einmal den Bereich der Landwirtschaft 
heraus. Wir können mit einiger Befriedigung zur 
Kenntnis nehmen, daß Herr Staatsminister von 
Dohnanyi erklärt hat, daß die Bundesregierung 
sehr wohl diese Probleme sieht und daß sie neue 
Anstrengungen unternehmen will, um besonders 
die Überschußproduktionen zu beseitigen. Ich 
möchte für meine Fraktion sagen: So wichtig die 
Agrarpolitik in ihren Grundsätzen ist und obwohl 
sie heute, allgemein gesehen, fast schon zu einem 
Faktor der Preisstabilisierung geworden ist — 
wenn Sie sich die inflationäre Entwicklung der 
letzten Monate ansehen, werden Sie feststellen, 
daß wir in der Landwirtschaft überhaupt keine we-
sentlichen Preissteigerungen zu verzeichnen hat-
ten —, darf gleichwohl nicht allein der Preis der 
Güter, die gekauft werden, in Rechnung gestellt wer-
den, sondern man muß auch die Kosten der Über-
schußproduktion mit in Rechnung stellen. Ich bin 
sehr gespannt darauf, was die Bundesregierung 
hierzu vorschlagen wird. Wir sollten sie dabei un-
terstützen, dieses Problem in Angriff zu nehmen. 

Im Zusammenhang mit dem Beitritt Griechen-
lands darf ich auch einen anderen Effekt erwähnen, 
den Herrn von Dohnanyi nicht ausdrücklich er-
wähnt hat. Er ist für mich aber fast noch wichtiger, 
wenn man den Beitritt Griechenlands und die 
Chancen, die das Land erhalten soll, beurteilen 
will. Der gesamte Geldtransfer, der über die Agrar-
fonds — besonders über den Garantiefonds — ab-
gewickelt wird, macht ein Vielfaches der Summe 
aus, die wir über den Regional- oder den Sozial-
fonds für die Weiterentwicklung unterentwickelter 
Gebiete ausgeben. Das heißt, wenn man sich heute 
darüber beklagt, daß die Einkommens- und Wohl-
standsdisparitäten in der Europäischen Gemein-
schaft größer geworden sind einfach ausge-
drückt: die armen Regionen werden ärmer, die rei-
chen Regionen werden reicher —, so liegt das zum 
Teil auch daran, daß der Transfer, den wir über 
den Haushalt vornehmen, um die Ärmeren zu un

-

terstützen und die Reicheren zur Solidarität zu 
bringen, nicht funktioniert, weil der Strom des Gel-
des aus dem Sozial- und Regionalfonds konterka-
riert wird durch den Strom des Geldes, der über 
die Garantiefonds in die reicheren Regionen fließt. 
Der Herr Staatsminister zuckt nicht einmal mit der 
Augenbraue, weil er weiß, daß das das eigentliche 
Problem der Europäischen Gemeinschaft ist. Ich for-
dere die Bundesregierung auf, sich nicht nur mit der 
Überschußproduktion zu beschäftigen, sondern 
auch mit der Frage, was man tun kann, um über 
die sonstigen Finanzmechanismen eine wirkliche 
Solidarität in der Europäischen Gemeinschaft her-
zustellen. 

Dann war noch die Rede davon, daß wir uns 
auch mit der Frage der Freizügigkeit der Arbeit-
nehmer beschäftigen werden. Das ist mehr ein Pro-
blem für uns. Wir sollten das gar nicht verheimli-
chen. Selbstverständlich gibt es auch für uns Pro-
bleme. Meine Fraktion unterstützt voll und ganz 
die Lösung, die in dem Vertrag gefunden worden 
ist: an dem Grundsatz der Freizügigkeit festzuhal-
ten und gleichzeitig durch Übergangsregelungen 
eine Lösung praktikabel zu machen, die unnötige 
Spannungen vermeidet. Ich glaube, daß das die 
richtige Lösung ist. Denn wenn man eine solche 
Freizügigkeit dem Grundsatz nach ausgeschlossen 
hätte, hätte das erhebliche Folgen gehabt. Bekannt-
lich gab es dazu Vorschläge in der deutschen De-
batte. Ich will das jetzt gar nicht wieder aufgrei-
fen, weil es möglicherweise mißverstanden werden 
könnte. Aber es gab wichtige politische Persönlich-
keiten bei uns, die diesen Grundsatz der Freizügig-
keit für den Beitritt Griechenlands und der anderen 
Beitrittskandidaten ausgeschlossen wissen wollten. 
Das geht nicht. Wir können nicht ein ungleiches 
Recht für die Mitglieder der Europäischen Gemein-
schaft schaffen. Ich halte es aber für ganz wichtig 
— meine Fraktion möchte das unterstreichen —, 
daß wir in der Übergangsregelung versuchen, diese 
Fragen — und zwar im Interesse der Arbeitnehmer 
— besser in den Griff zu bekommen, als das in der 
Vergangenheit vielleicht der Fall war. 

Wir stehen weiter vor einer Frage, die hier auch 
schon mehrfach angeklungen ist, nämlich vor der 
Frage der institutionellen Entwicklung der Gemein- 



13930 	Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode — 177. Sitzung. — Bonn, Donnerstag, den 11. Oktober 1979 

Dr. Bangemann 
schalt. Ich glaube, daß man den Beitritt Griechen-
lands zum Anlaß nehmen sollte, diese institutionel-
le Entwicklung voranzubringen. In der Tat werden 
ja der Bericht und die Stellungnahme der Kommis-
sion sowie die Haltung des Rates hier in den näch-
sten Monaten eine große Rolle spielen. Ich möchte 
diesem Bericht nicht das Schicksal des Tindemans

-

Berichts wünschen. Dann nämlich, wenn der Mini-
sterrat seine Tätigkeit bei der Weiterentwicklung 
der Institutionen der Gemeinschaft darauf be-
schränkt, von Zeit zu Zeit weise Männer einzuset-
zen und deren Rat anzuhören, ohne daraus Konse-
quenzen zu ziehen, werden beide, sowohl der Min-
sterrat als auch die weisen Männer, Schaden neh-
men, weil dann Weisheit in Zukunft als folgenlos 
gilt, und das liegt sicherlich nicht im Interesse des 
Ansehens von Weisheit und von weisen Männern. 
Weisheit muß Folgen haben, auch in der Politik, 
Herr Staatsminister. Ich bitte darum, daß die Bun-
desregierung im Ministerrat daraus Konsequenzen 
zieht und nun wirklich einmal etwas tut, damit die 
institutionelle Entwicklung besser als in  der  Ver-
gangenheit verläuft. 

Lassen Sie mich noch eine kurze Bemerkung zu 
dem Vorschlag der Fraktion der Europäischen 
Volkspartei, der hier von dem Kollegen Narjes ein-
geführt worden ist, machen. Wenn man das recht-
lich tun wollte, würde man sicher feststellen, daß 
es nicht geht. Dann, wenn  Sie  einen Blick in den 
Vertragstext werfen, werden Sie feststellen, daß 
die vertragschließenden Parteien die Mitgliedslän-
der auf der einen Seite und Griechenland auf der 
anderen Seite sind, daß also die Europäische Ge-
meinschaft als Rechtssubjekt von den Folgen die-
ses Vertrages betroffen wird, aber im Vertragstext 
nicht als vertragschließende Partei angesehen 
wird. 

In Zukunft aber  — und in Zukunft werden sol-
che Fragen anders gelöst werden müssen — bedarf 
es natürlich auch einer Teilnahme des Europäi-
schen Parlaments am Ratifikationsprozeß, und dies 
allein schon deswegen, weil die Haushaltsauswir-
kungen eines solchen Vertrages durch das Europäi-
sche Parlament genehmigt werden müssen. Das 
heißt, ich möchte den Zustand vermeiden, daß man 
das Parlament an der Ratifikation nicht beteiligt, 
wohl aber nachher das Parlament zwingt, haus-
haltsrechtliche Konsequenzen daraus zu ziehen, 
oder aber vielleicht sogar die Situation herbeiführt, 
daß dieses Parlament diese haushaltsrechtlichen 
Konsequenzen ablehnt, was meiner Meinung nach 
noch viel schlimmer wäre. Hier müssen wir also 
für die Zukunft eine Lösung ausarbeiten, und wir 
werden sie auch finden. 

Lassen  Sie  mich eine Schlußbemerkung machen, 
die sich auf die Schlußbemerkung in der von der 
Bundesregierung gegebenen Begründung zum Ver-
tragsgesetz bezieht. Es heißt do rt  — wenn Sie ge-
statten, Frau Präsidentin, darf ich zitieren —: 

Dem Bund entstehen unmittelbar keine Kosten. 
Mittelbar wird der Bundeshaushalt durch er-
höhte Abführung von Mehrwertsteuereinnah-
men an den Gemeinschaftshaushalt im Rahmen 
der Regelung über die eigenen Einnahmen der 

Gemeinschaft betroffen. Der deutsche Anteil 
an der Mehrwertsteuer, die nach dem Beschluß 
des Rates vom 21. April 1970 über die eigenen 
Einnahmen der Gemeinschaft an die Gemein-
schaft abzuführen ist, beträgt z. Z. rund 32 Pro-
zent.  

Dann wird gesagt, das würde mittelbar eine neue 
deutsche Belastung von rund 320 Millionen DM be-
deuten. 

Diese Begründung ist nicht direkt falsch, aber sie 
ist — wenn ich die Worte „mittelbar" und „unmit-
telbar" hier einmal sinngemäß aufgreifen darf — 
indirekt falsch. Damit habe ich übrigens, Frau Prä-
sidentin, einen Anknüpfungspunkt an die vorige 
Debatte, der es mir erlaubt, dazu einige Bemerkun-
gen zu machen, ohne daß das geschäftsordnungs-
widrig wäre. Richtig ist ja gar nicht mehr, daß wir 
über den Mehrwertsteueranteil unmittelbar eine 
Belastung herstellen könnten, sondern richtig ist 
allenfalls, daß dieser Mehrwertsteueranteil steigt, 
wenn die Ausgaben der Gemeinschaft steigen, und 
daß sich dadurch eine Mehrbelastung ergibt. Es 

 gibt aber keine unmittelbare Verbindung zwischen 
den Mehrkosten und unserem Anteil. Ich möchte 
das hier einmal deutlich sagen, damit dieses Argu-
ment aus den Debatten in diesem Hause ver-
schwindet. Ich kann mich an eine Debatte in einer 
Nachtstunde erinnern, in der ich einmal versucht 
habe, die Problematik des europäischen Haushalts 
und der gemeinschaftlichen Finanzinstrumente un-
seren eigenen Haushaltsexperten nahezubringen, 
wobei ich sehr viel gelernt habe. Ob unsere eige-
nen Haushaltsexperten sehr viel gelernt haben, wer-
den wir in den nächsten Monaten sehen. 

Meine Fraktion, die liberale Fraktion dieses 
Hauses, unterstützt rückhaltlos den Beitritt Grie-
chenlands in die Gemeinschaft. Dieser Beitritt ent-
spricht auch einer alten liberalen Forderung. Wir 
haben uns immer dafür eingesetzt. Wir begrüßen 
das neue Mitglied in der Gemeinschaft, weil wir 
glauben, daß wir dadurch selber sehr viel an poli-
tischer Substanz, an politischer Identität zu gewin-
nen haben, und wir hoffen, daß unsere griechi-
schen Freunde nicht enttäuscht sein werden, wenn 
sie Mitglied dieser Gemeinschaft sind. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Viezpräsident Frau Renger: Weitere Wortmel-
dungen liegen nicht vor. Ich schließe die Debatte. 
Die Überweisungsvorschläge des Ältestenrates lie-
gen Ihnen schriftlich vor. Erheben sich dagegen 
Widersprüche? — Das ist nicht der Fall. Dann ist 
es so beschlossen. 

Ich rufe Punkt 6 der Tagesordnung auf: 

Beratung der Stellungnahme der Bundesre-
gierung zum Bericht der Sachverständigen

-

Kommission über die Lage der Psychiatrie in 
der Bundesrepublik Deutschland (Psychatrie-
Enquete — Drucksachen 7/4200 und 7/4201) 
— Drucksache 8/2565 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 
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Vizepräsident Frau Renger 
Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der 

Herr Abgeordnete Picard.. 

Picard (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Vor neuneinhalb Jah-
ren, im April 1970, hat der Deutsche Bundestag auf 
Grund eines Antrages meiner Fraktion zum ersten-
mal über die psychiatrische Versorgung in der 
Bundesrepublik Deutschland debattiert. Auf Grund 
dieses Antrages gab es dann zwei Anhörungen im 
Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit. 
Eine davon fand in einem Landeskrankenhaus statt, 
wo wir uns sehr beeindruckt mit dem Problem di-
rekt konfrontiert sahen. Dies hat dann zu einer ein-
stimmigen Beschlußempfehlung des Hohen Hauses 
an die 'Regierung geführt, eine eingehende Unter-
suchung über die Lage der Psychiatrie in der Bun-
desrepublik Deutschland anstellen zu lassen. Diese 
sogenannte Psychiatrie-Enquete wurde der Regie-
rung vor fast genau vier Jahren zugeleitet, die 
dann ihrerseits dreieinhalb Jahre brauchte, um dem 
Parlament eine Stellungnahme zu überreichen, auf 
Grund deren wir heute endlich sowohl über die 
Enquete als auch die Stellungnahme debattieren 
können. 

Natürlich ist es unmöglich, auf die Vielzahl der 
einzelnen Punkte, insbesondere auf die Empfehlun-
gen, einzugehen. Ich muß mich nicht nur aus Zeit-
gründen auf einige wenige Bemerkungen beschrän-
ken, von denen ich meine, daß sie die wesentlichen 
Punkte berühren. Wir haben bisher das Thema der 
psychiatrischen Versorgung und alles, was damit 
zusammenhängt, in diesem Hause, in seinen Aus-
schüssen und auch in der Offentlichkeit als Mit-
glieder des Hohen Hauses im wesentlichen ohne 
kontroverse Diskussionen, ohne Spannungen und 
Auseinandersetzungen behandelt. Ich denke, daß 
wir dabei auch bleiben werden. Dennoch muß ich 
einige Kritik aussprechen. Ich denke, daß meine 
Fraktion recht hat, wenn sie bedauert, daß die 
Bundesregierung dieses so dringende gesundheits-
und allgemeinpolitische Problem so zögerlich be-
handelt hat. Daraus kann man nicht schließen, daß 
das Interesse der Bundesregierung übermäßig groß 
ist. Es ist der Verdacht entstanden und geäußert 
worden, daß sich die Bundesregierung in die Reihe 
derer einreihe, die die Psychiatrie nach wie vor als 
ein Randproblem behandeln und es gar zu verdrän-
gen suchen. 

Im Zusammenhang mit der Arbeit der Sachver-
ständigenkommission, mit der Psychiatrie-Enquete 
selbst, ihrer Veröffentlichung und einer Reihe von 
Tagungen, Berichten in Presse, Rundfunk und Fern-
sehen, für die man dankbar sein muß, auch wenn 
sie manchmal sehr kritisch und schockierend ge-
wesen sind, ist das Problembewußtsein der Öffent-
lichkeit bei Politikern, Trägern und Verbänden 
erstaunlich gewachsen. Das ist gut so; denn wir 
müssen uns verdeutlichen, um welche Gruppe von 
Menschen es sich handelt. Es ist keineswegs, wie 
häufig angenommen wird, eine kleine Minderheit, 
sondern eine relativ große Gruppe von Menschen, 
die als Stiefkinder unserer Gesellschaft häufig in 
noch viel zu großen Krankenhäusern, weit entfernt 
von Familien und Freunden, mangelhaft versorgt, 

gegenüber körperlich Kranken stark benachteiligt, 
unter immer noch menschenunwürdigen Umstän-
den — das ist ein Zitat aus der Stellungnahme der 
Psychiatriereferenten der Bundesländer — und 
von der Umwelt diskriminiert leben müssen. Dieses 
sind sehr klare, nüchterne und einfache Feststel-
lungen im Blick auf einen für unseren Staat äu-
ßerst betrüblichen Tatbestand, wobei wir davon 
überzeugt sind, daß unser Staat ein sozialer 
Rechtsstaat ist.  Die Wahrscheinlichkeit, an seeli-
schen Störungen zu erkranken, ist weitaus größer, 
als allgemein 'angenommen wird. Die Sachverstän-
digenkommission hat u. a. festgestellt, daß 9 % der 
Bevölkerung wegen psychisch bedingter oder see-
lisch mitbedingter Störungen einen praktischen 
Arzt aufsuchen. Diese Gruppe umfaßt somit fast 6 
Millionen Menschen jährlich. 

Das bedeutet, meine Damen und Herren, daß der 
Hausarzt, der Allgemeinpraktiker traditoneller Art, 
viel stärker als bisher in das Gesamtsystem der 
Versorgung integriert werden muß. Bei einem in-
ternationalen Vergleich schneiden wir als Bundes-
republik, die wir sonst mit Recht stolz darauf sind, 
im sozialen Bereich eine führende Position einzu-
nehmen, schlecht ab. Wir liegen — verglichen mit 
einigen Nachbarländern — um 10 bis 15 Jahre in 
der Entwicklung der deutschen psychiatrischen 
Versorgung zurück. Das hat vielerlei Gründe, auf 
die ich nicht eingehen will. Aber es darf uns nicht 
daran hindern, eine etwas schnellere Gangart ein-
zuschlagen. 

Immer noch muß man zu Recht — wie kürzlich 
im Deutschen Fernsehen geschehen — die Psych-
iatrie als sozialen Notstand Nummer eins bezeich-
nen. In Fragen der psychiatrischen Versorgung ist 
die Bundesrepublik so etwas wie ein Entwicklungs-
land. 

Die am 31. August 1971 konstituierte Sachver-
ständigenkommission hat schon im Oktober 1973 
einen Zwischenbericht vorgelegt, in  dem auf die 
brutale Realität in der stationären Versorgung psy-
chisch Kranker und Behinderter hingewiesen wird. 
Es wurden Sofortmaßnahmen zur Befriedigung hu-
maner Grundbedürfnisse gefordert, und im An-
schluß an den damaligen Zwischenbericht wurden 
auch überall Sofortprogramme aufgestellt, die in 
einigen Bereichen — besonders in dem der statio-
nären Versorgung — sichtbare Veränderungen be-
wirkt haben. Dennoch können wir uns damit nicht 
zufriedengeben, meine Damen und Herren, daß sich 
in unseren großen psychiatrischen Einrichtungen 
die äußeren Verhältnisse gebessert haben. Inzwi-
schen schreiben wir das Jahr 1979. Die eingetrete-
ne Verzögerung bei der Behandlung der Enquete 
führte dazu, daß sich Enttäuschung und Resigna-
tion breitgemacht haben bei den Betroffenen, bei 
deren Angehörigen und bei dem Personenkreis, der 
im Bereich der psychiatrischen Versorgung eine 
nicht leichte verantwortungsvolle Aufgabe zu er-
füllen hat. Die an die Stellungnahme der Bundesre-
gierung zum Psychiatrie-Bericht geknüpften hohen 
Erwartungen sind enttäuscht worden. Das liegt 
auch an dieser Stellungnahme und nicht nur an ei-
ner gewissen Zwangssituation. Unter Hinweis auf 
mangelnde Kompetenz in einem weit überzogenen 
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Maße läßt die Stellungnahme der Bundesregierung 
einen hinreichenden Mut zu einer klaren zukunft-
weisenden gesundheitspolitischen Aussage vermis-
sen. Vergeblich sucht man nach eindeutigen 
Schwerpunkten und Akzenten und nach einer kon-
kreten Bekundung des Willens, die notwendige Re-
form der Versorgung psychisch Kranker und Be-
hinderter in entscheidenden Punkten voranzutrei-
ben. Vielmehr erfahren die Empfehlungen der 
Sachverständigenkommission eine durchgehende 
Relativierung, wenn das Augenmerk beständig auf 
mangelnde Ressourcen, auf langfristige komplika-
tionsreiche Realisierung, auf Überprüfung der Emp-
fehlungen, Berücksichtigung regionaler Strukturen 
usw. gelenkt wird. 

Folgt man der Stellungnahme der Bundesregie-
rung, so stellt man fest, daß ihr eindeutiger und 
klarer politischer Wille, was jetzt zu geschehen 
hat, geschehen könnte, weitgehend unkenntlich 
bleibt. Die Stellungnahme der. Bundesregierung — 
so  scheint es nach einer eingehenden Lektüre tat-
sächlich zu sein — ist eher ein Kommentar zu der 
Stellungnahme der elf Bundesländer. 

Lassen Sie mich hierzu eine Bemerkung machen. 
Natürlich wissen wir, daß der Bund im Bereich der 
Psychiatrie oder, allgemeiner gesagt, im Bereich 
des Gesundheitswesens keine Alleinzuständigkeit, 
sondern nur eine sehr reduzierte Zuständigkeit hat. 
Das darf uns aber nicht daran hindern, ein allge-
mein drängendes und bedrückendes Problem in 
diesem Hohen Hause zu erörtern und die Bundes-
regierung zu veranlassen, dazu eindeutig ihre Mei-
nung zu sagen. 

(Hasinger [CDU/CSU] : Sehr richtig!) 

Welche geringe gesundheitspolitische Bedeutung 
und welch geringen gesundheitspolitischen Stellen-
wert muß wohl die Ministerin der Versorgung psy-
chisch Kranker zumessen, wenn es bei der Kabi-
nettsberatung schließlich zu einer Aktion des Bun-
desfinanzministers kommen mußte, um einen finan-
ziellen Beitrag der  Bundesregierung von einiger 
Bedeutung für die Reform auf die Beine zu stellen? 
Mit welchem Kleinmut muß eine Ressortministerin 
in diese Kabinettssitzung gegangen sein — ohne 
sich vorher entsprechende Vorstellungen gebildet 
zu haben und diese begründen zu können? 

Zwar ist es zu begrüßen — und wir tun das —, 
daß sich die Bundesregierung die vier Prinzipien 
der Sachverständigenkommission zur Reform der 
psychiatrischen Versorgung zu eigen macht, die 
überall in der Welt als verbindlich anerkannt sind, 
nämlich die gemeindenahe Versorgung, die Gleich-
stellung von psychisch und somatisch Kranken, 
eine bedarfsgerechte und umfassende Versorgung 
und die Koordination aller Versorgungsgebiete. 
Dennoch sind die Ausführungen der Bundesregie-
rung zu den einzelnen Punkten dürftig. Besonders 
unbefriedigend erweist sich die Stellungnahme hin-
sichtlich der Verwirklichung einer gemeindenahen 
psychiatrischen Versorgung; denn bedenkenlos 
wird die Auffassung der Psychiatriereferenten der 
Bundesländer übernommen, die psychiatrischen 
Krankenhäuser müßten Kernstück der Versorgung 
bleiben. Ich verweise auf die Seiten 7 und 15 der 

Stellungnahme, wo diese Prioritätensetzung der 
Psychiatriereferenten der Bundesländer vermerkt 
ist. 

Niemand hat je bestritten oder bestreitet es heu-
te, daß die stationäre Versorgung psychisch Kran-
ker auch zukünftig auf bestehende psychiatrische 
Krankenhäuser angewiesen ist. Jedoch zeigt sich in 
der Stellungnahme der  Bundesregierung — und 
nicht nur darin, sondern auch in der öffentlichen 
Diskussion — eine Tendenz zur reformwidrigen 
Festschreibung des Status quo. Es wird nicht zur 
Kenntnis genommen, daß eine Entwicklung zu för-
dern ist, welche dem angemessen dimensionierten 
psychiatrischen Krankenhaus, d. h. nicht einer 
übergroßen Einrichtung, den ihm zukommenden 
Platz zuweist, nämlich ein Glied in dem vielfälti-
gen System von Versorgungsangeboten zu sein, 
das definierte Aufgaben zu erfüllen hat. 

Darüber hinaus hat die Bundesregierung hierbei, 
so scheint mir, einen gesundheitspolitisch wichti-
gen Faktor außer acht gelassen. In der von ihr ver-
anlaßten Planungsstudie zur Psychiatrie-Enquete 
wird nachgewiesen, daß die stationäre Versorgung 
mit weitem Abstand die teuerste Versorgung ist. 
Das heißt mit anderen Worten: Auch wenn wir 
wirtschaftlich denken — wir sind ja wohl dabei, 
im Gesundheitswesen wirtschaftlich zu denken —, 
muß man einen stärkeren Akzent auf die gemein-
denahe Versorgung legen. Eine Gegenüberstellung 
des Versorgungsaufwandes für Wohnheimpatienten 
einerseits und Krankenhauspatienten andererseits 
zeigt deutlich, daß die Betreuung von Wohnheim-
patienten bei einer sogar besseren personellen 
Ausstattung, als wir sie normalerweise in der Pfle-
geabteilung eines Krankenhauses haben, nicht nur 
humaner, sondern auch finanziell wirtschaftlicher 
ist. So ist eine Reduzierung der Kosten, die in die-
sem Bereich von großer Bedeutung ist, um bis zu 
50 % erreichbar. 

Eine entscheidende Rolle 'bei der gemeindenahen 
psychiatrischen Versorgung spielt der Ausbau der 
ambulanten Dienste. Dort fehlen in hohem Maße 
niedergelassene ärztliche und nichtärztliche Psy-
chotherapeuten. Wir müssen uns in absehbarer 
Zeit dennoch, auch wenn das schwierig ist, mit der 
Verabschiedung eines Psychotherapeutengesetzes 
beschäftigen. Es fehlen Beratungsstellen für Kinder, 
Jugendliche und Eltern, es fehlen niedergelassene 
Psychagogen, psychosoziale Versorgungseinrich-
tungen, ambulante Dienste im Krankenhaus. 

Ich sage das deshalb, weil die Mehrzahl aller 
psychisch Kranken, etwa 600 000 im Jahr, wie ich 
vorhin schon ausführte, ambulant versorgt wird 
und nur etwa ein Drittel, nämlich 200 000, in unse-
rem jetzigen Versorgungssystem stationär versorgt 
werden muß. Bei einer Veränderung läßt sich diese 
Zahl der stationären Aufnahmen reduzieren und 
zumindest die Verweildauer für eine Vielzahl von 
ihnen noch verkürzen. Deshalb bedeutet die Fort-
setzung der bisherigen Politik mit dem Hauptak-
zent auf dem psychiatrischen Krankenhaus eine 
nicht zu verantwortende und allen Erkenntnissen 
widersprechende Zementierung des stationären Be

-

reichs. 	(Beifall bei der CDU/CSU) 
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Wir sollten uns nicht scheuen, hier die Akzente 
anders zu setzen, und zwar merklich anders, als sie 
in der Stellungnahme der Bundesregierung gesetzt 
werden. Nicht umsonst hat der Enquete-Bericht in 
seinem Prioritätenkatalog nach dem Auf- und Aus-
bau der komplementären und ambulanten Dienste 
den Aufbau psychiatrischer Abteilungen in Allge-
meinkrankenhäusern gefordert. Eine gemeindenahe 
Psychiatrie ist ohne psychiatrische Abteilungen an 
Allgemeinkrankenhäusern nicht möglich. Eine 
Reintegration der Psychiatrie in die Allgemeinme-
dizin, ein Abbau von Vorurteilen, eine Eingliede-
rung des psychisch Kranken in die Allgemeinmedi-
zin und eine Gleichstellung des psychisch Kranken 
mit dem somatisch Kranken werden ohne Allge-
meinkrankenhäuser mit Fachabteilungen nicht 
möglich sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Seit der Veröffentlichung des Zwischenberichts 
1973 ist entgegen vielen Vermutungen im Bereich 
der psychiatrischen Abteilungen an Allgemein-
krankenhäusern kaum etwas geschehen. Eine noch 
gegenwärtig laufende, nicht abgeschlossene Unter-
suchung macht aber deutlich, daß die Zahl der in-
zwischen entstandenen Fachabteilungen an Allge-
meinkrankenhäusern viel zu niedrig ist, als daß 
man von einer Tendenzwende sprechen könnte; in 
der Zwischenzeit ist fast die gleiche Zahl an neuen 
Krankenhäusern entstanden. Auch die Planung für 
die Zukunft weist die gleiche Tendenz aus. Das ist 
eine gefährliche Entwicklung! Es geht aus dieser 
Untersuchung ganz eindeutig hervor, daß die deut-
sche psychiatrische Versorgung nicht nur am psych-
iatrischen Krankenhaus als einem Glied der Ver-
sorgungskette festhält — was notwendig ist —, 
sondern daß dessen Prädominanz auch für die Zu-
kunft erhalten bleiben soll. Dies wäre ein gefährli-
cher, ein falscher Weg! 

Meine Fraktion wäre der Bundesregierung außer-
ordentlich dankbar, wenn sie die gemeindenahe 
Versorgung und damit die verstärkte Einrichtung 
von Fachabteilungen zum Ziele ihrer Bemühungen 
auch bei der beabsichtigten Modellfinanzierung 
machte. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir halten die Einführung des § 368 n Abs. 6 in die 
Reichsversicherungsordnung für einen großen Fort-
schritt; doch erfordern die bei der Umsetzung in 
die Praxis — nämlich bei der Ermöglichung von 
ambulanter Betreuung durch psychiatrische Kran-
kenhäuser — auftretenden Finanzierungsschwierig-
keiten ein weiteres energisches Bemühen und eine 
entsprechende Verbesserung des Leistungsrechts. 
Ich bin mir klar darüber, daß das eine sehr schwie-
rige Aufgabe ist; aber wir sind auf dem richtigen 
Wege gewesen, als wir diesen Paragraphen ent-
sprechend geändert haben. 

(Hasinger [CDU/CSU] : Richtig!) 

Ich will. es mir ersparen, über die komplementä-
ren Dienste im einzelnen zu sprechen. Ich mache 
nur darauf aufmerksam, daß die komplementären 
Dienste, d. h., all die vielfältigen Einrichtungen der 
Vor- und Nachsorge und die Übergangseinrichtun-

gen unerläßlich sind. Dazu wird mein Kollege Bur-
ger eingehend Stellung nehmen. 

Seit den 70er Jahren haben sich die Landeskran-
kenhäuser zunehmend zu klinischen Behandlungs-
zentren gewandelt. Man spricht von einer Klinifi-
zierung der Psychiatrie. Dieser Prozeß ist uneinge-
schränkt zu begrüßen. Dennoch haben wir erfahren 
müssen, daß Tausende nicht mehr krankenhaus-
pflegebedürftiger Patienten in Heime verlegt wor-
den sind, die ihrerseits leider oft für die Betreuung 
dieser Personen weder vom Raumangebot noch von 
der Personalausstattung noch von der geographi-
schen Lage her geeignet sind. Von einer gezielten 
und ausreichenden Therapie kann ebenfalls weithin 
keine Rede sein. 

So ist eine zwar zu begrüßende Entwicklung inner-
halb der Reform der Psychiatrie auf Kosten und zu 
Lasten der Langzeitkranken und -behinderten ein-
geleitet worden. Auch der Bundesregierung ist be-
kannt, daß die Situation auf dem Heimsektor be-
sorgniserregend und eine Herausforderung für die 
Psychiatrie ist. Bei einer Verlegung aus dem Lan-
deskrankenhaus und anderen stationären Einrich-
tungen in Heime konnten oft die medizinischen 
und sozialen Bedürfnisse der Bewohner nicht hin-
reichend berücksichtigt werden. Das ist eine ekla

-

tante Benachteiligung der Gruppe der psychisch 
und sozial Schwerbehinderten. Letzten Endes be-
deutet das eine Herausnahme einer großen Gruppe 
aus der Verantwortung der Psychiatrie. Wir dürfen 
das nicht zulassen! 

Als unbefriedigend und wenig überzeugend ist 
die Auskunft der Bundesregierung anzusehen, 
wenn sie zwar die Reform des Vormundschafts- 
und Pflegschaftsrechts für erforderlich hält, dabei 
aber nicht erkennen läßt, auf welche Weise bis 
jetzt auch nur Vorarbeiten eingeleitet worden sind. 
Es scheint, als ob es hier bei einer verbalen posi-
tiven Äußerung geblieben ist — ohne den Willen, 
auch wirklich tätig zu werden. 

Ein sehr trauriges Schauspiel bietet die seit Jah-
ren immer wieder angekündigte und dann doch 
verschobene Beseitigung des sogenannten Halbie-
rungserlasses; nicht deshalb, weil dieser soge-
nannte Halbierungserlaß aus dem Jahre 1942, aus 
der Nazizeit stammend und vom Geiste der dama-
ligen Behandlung psychisch Kranker geprägt, heute 
noch angewandt würde. Aber da dieser Erlaß nicht 
mehr angewandt wird, könnte er längst beseitigt 
sein. Warum wird er nicht beseitigt? — Weil es 
bis jetzt keine adäquate, ihn auffangende Kostenre-
gelung gibt, so daß es dann doch wohl bei demsel-
ben Zustand bleibt, den wir haben, nämlich daß 
der psychisch Kranke im Grunde einer Regelung 
unterworfen ist, wonach die Hälfte der durch ihn 
entstehenden Kosten der Sozialhilfe aufgebürdet 
wird. Wenn man einen solchen Erlaß wieder in 
Kraft setzte, könnten die Kosten für die Behand-
lung und Betreuung psychisch Kranker letzten En-
des von dem zu Behandelnden selbst getragen wer-
den. Daß dieser Erlaß noch nicht aufgehoben ist, 
erweckt den Verdacht, daß man aus finanziellen 
Gründen eine Gleichstellung der psychisch Kran-
ken mit den körperlich Kranken vermeidet. Wir er- 
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warten dringend, daß dieser Erlaß ersatzlos gestri-
chen wird, weil er ein Hinderungsgrund für die 
Gleichstellung der psychisch Kranken mit den so-
matisch Kranken ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Seit den ersten Anfragen im Deutschen Bundes-
tag Ende der 60er Jahre sind zehn Jahre vergan-
gen, seit der Vorlage des Zwischenberichts sechs 
Jahre, seit der Vorlage des Endberichts vier Jahre. 
Was hat die Bundesregierung in der Zwischenzeit 
getan, um für die dringend notwendige Reform der 
Versorgung psychisch Kranker gerüstet zu sein? 
Welche Vorstellungen hat sie auf der Basis des 
Sachverständigenberichts entwickelt, welche Kon-
zeptionen? Welche Fachleute hat sie für die Durch-
führung, wenn es eine solche Konzeption geben 
sollte, ins Auge gefaßt? Dabei spreche ich nicht 
von den seit 1976 laufenden zehn kleineren Mo-
dellversuchen, die, was Planung und Koordination 
angeht, mehr schlecht als recht laufen. Ich spreche 
von den Millionenbeträgen, die für die nächsten 
Jahre vorgesehen sind. Darüber gibt es, glaube ich, 
in  diesem Hause keinen Streit. Wir werden den 
vorgesehenen Beträgen zustimmen; wir begrüßen 
es. 
Nur: Es ist bis heute nicht zu erkennen, daß seit 

der Übergabe des Sachverständigenberichts 1975 
eine Konzeption erarbeitet wurde, um jetzt eine 
sinnvolle Planung vorlegen zu können. Dies ist be-
trüblich. Wir werden bei den Haushaltsberatungen 
darauf noch zu sprechen kommen, daß nach jahre-
langem Vorliegen der Empfehlungen, die von einer 
breiten Zustimmung im Kreise der Betroffenen ge-
tragen sind, im zuständigen Ministerium nicht früh-
zeitig für das vorgesorgt wurde, was man tun 
könnte, wenn man entsprechende Mittel hätte. Nun 
kann es passieren, daß wir die Mittel haben, aber 
nicht in der Lage sind, sie gezielt auszugeben. Es 
wäre falsch, große Beträge in die Reform der Psych-
iatrie zu investieren, ohne die damit verbunde-
nen Gefahren zu vermeiden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir haben in den Vereinigten Staaten ein Beispiel 
dafür, was passieren kann, wenn man über mehre-
re Jahre hinweg sehr großzügig finanziert, diese 
Finanzierung dann aber nicht fortgesetzt werden 
kann. Dann treten eine Krise und ein Rückschlag 
ein, die uns um mehr Jahre zurückwerfen, als vor-
her zu befürchten war. 
Ich hoffe deshalb, meine Damen und Herren, daß 

die Bundesregierung sehr rasch eine solche Kon-
zeption entwickelt, die realisierbar ist. Wir haben 
es nämlich mit hohen Beträgen zu tun, und es wäre 
nicht zu verantworten, diese Beträge auszugeben, 
ohne der Gefahr hinreichend vorgebeugt zu haben, 
daß damit Fehlentwicklungen finanziert werden. 
Ich komme in diesem Zusammenhang auf eine 

weitere Empfehlung der Sachverständigenkommis-
sion, die nicht die Gegenliebe der Bundesregierung 
gefunden hat, jedenfalls nicht die Unterstützung 
der Bundesregierung. Die Sachverständigenkom-
mission schlägt vor, eine Institution auf der Ebene 
der Bundesländer zu gründen, um die Entwicklung 
in der Versorgung der psychisch Kranken verfol

-

gen zu können. Wir haben seit 1973 schon nicht 
mehr die Möglichkeit, die seither laufende Ent-
wicklung zu überblicken. Das bringt die Gefahr mit 
sich, daß wir zu Fehlschlüssen kommen. Die Sach-
verständigenkommission hat damals gemeint, daß 
die Reformvorhaben so angelegt sein müßten, daß 
sich aus der konkreten Versorgungssituation her-
aus eine empirische Überprüfung vornehmen ließe. 
Jeder Schritt bedarf der sorgfältigen Vorbereitung 
und Kontrolle, Mängel oder Fehlentwicklungen be-
dürfen einer raschen Korrektur; dazu diese Institu-
tion auf Bundesebene zwischen Bund und Ländern. 
Über die Notwendigkeit dieser Institution sind sich 
interessanterweise alle Fachleute einig, alle Ver-
bände und alle Betroffenen; lediglich ist dies na-
türlich ein Punkt, der zwischen Bund und Ländern 
nur im Einvernehmen zu regeln ist. Ich denke, daß 
man dazu keinen Staatsvertrag braucht, sondern 
daß man da fortfahren kann, wo die Arbeit in der 
Sachverständigenkommission geendet hat, nämlich 
in einer vertrauensvollen und erfolgreichen Zusam-
menarbeit zwischen Bund und Ländern. Auch die 
Erarbeitung der Psychiatrie-Enquete war ja nur 
deshalb möglich, weil sich Bund und Länder dieses 
Problems gemeinsam angenommen haben. 

Meine Fraktion fordert die Regierung dringend 
auf, folgende drei Bereiche in der Versorgung psy-
chisch Kranker und Behinderter vorrangig im Be-
nehmen mit den Ländern durch Modelle zu fördern 
und zu erproben: Erstens. Den ambulanten Sektor, 
der die Mehrzahl aller psychisch Kranken versorgt 
und dessen Ausbau im Vergleich zur Krankenhaus-
versorgung in der Zwischenzeit nicht den Erforder-
nissen angepaßt werden konnte. 

Zweitens. Weiterhin muß vorrangig der komple-
mentäre Bereich gefördert werden; denn diese Ver-
sorgungsform hat Schlüsselbedeutung für die Neu-
ordnung der psychiatrischen Versorgung. Sie entla-
stet den stationären Bereich und gewährleistet zu-
sammen mit ihm eine bedarfsgerechte Versorgung 
und ist wesentlich wirtschaftlicher und humaner 
als der reine Krankenhausaufenthalt. 

Als drittes komme ich auf die genannte Institu-
tion auf Bundesebene zurück, weil wir mit dieser 
Institution eine ständige enge Zusammenarbeit 
zwischen Bund und Ländern gewährleistet sehen 
und eine kontrollierende und wissenschaftliche Be-
gleitung der Modelle als möglich und als notwen-
dig erachten. 

Wir möchten an dieser Stelle der Sachverständi-
genkommission, über deren Bericht wir, obwohl er 
seit vier Jahren vorliegt, noch nicht sprechen 
konnten, für das große Maß an Verantwortungsbe

-

reitschaft und Sachkenntnis herzlich danken. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir möchten auch für die Mitarbeit der Länder 
danken, die sich bewährt hat. Auch wenn wir nur 
eine geringe Zuständigkeit haben, sollten wir uns 
auch in Zukunft mit diesem Thema beschäftigen. 
Übrigens hat  auch das Parlament im Rahmen der 
Interparlamentarischen Arbeitsgemeinschaft eine 
solche Zusammenarbeit mit den Ländern schon bis-
her mit Erfolg praktiziert. 
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Wir hätten uns in der Stellungnahme der Bun-

desregierung mehr Klarheit und Mut gewünscht. 
Ich hoffe, daß die Unterstützung des ganzen Hau-
ses der Bundesregierung diesen Mut und diese 
Klarheit noch verschaffen wird. 

Meine Fraktion ist auch weiterhin bereit, meine 
Damen und Herren — damit greife ich auf, was ich 
eingangs gesagt habe —, und hält es für notwendig 
und für erfolgreich, sich diesem Thema in vertrau-
ensvoller Zusammenarbeit zwischen den drei Frak-
tionen eingehend zu widmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Egert. 

Egert (SPD) : Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren! In der 7. Legislaturperiode hatte ich den 
Vorzug, Berichterstatter für die Psychiatrie-Enquete 
zu sein. Dieses Thema hat mich seit dem nicht 
mehr losgelassen. Die fachliche Zuständigkeit ist 
da geblieben, wo ich früher tätig war. Aber auch 
die Probleme in der Psychiatrie sind an vielen 
Punkten die gleichen, die uns damals beschäftigt 
haben. 

Ich würde mir wünschen, daß sich die Betroffen-
heit, die ein sorgfältiges Studium der Psychiatrie

-

Enquete, die die Sachverständigenkommission ent-
worfen hat, aus diesem Raum über die veröffent-
lichte Meinung bis zu einer kontinuierlichen Be-
richterstattung über den psychiatrischen Alltag 
überträgt; nicht über die Sensationen, die Tages-
aufmacher, wenn da einmal etwas schiefgeht oder 
wenn dort vielleicht auch einmal etwas Neues pas-
siert. Ich glaube, daß dieser Punkt eine kontinuier-
liche Aufmerksamkeit verdienen würde. 

Das Thema, das heute den Deutschen Bundestag 
beschäftigt, gehört sicherlich nicht zu denjenigen, 
die auf der Sonnenseite unserer gesellschaftspoliti-
schen Wirklichkeit angesiedelt sind. Die Psychia-
trie und die Behandlung und Betreuung unserer 
psychisch kranken Mitbürger — auf dieses Substan-
tiv lege ich dabei besonderen Wert — führt ein 
Schattendasein in unserer Wohlstandsgesellschaft. 
Der Anspruch der Deutschen, ein Kulturstaat, eine 
Kulturnation zu sein, wird auf diesem Feld nicht 
eingelöst. Es reicht nicht aus, verpflichtende Na-
men zu Trägern von Instituten zu machen, die das 
Kulturbild von den Deutschen im Ausland prägen 
sollen, wenn man im sozialkulturellen Bereich auf 
dem Feld der Psychiatrie einen erheblichen Nach-
holbedarf — um das so vornehm zu sagen — hat. 

Die Auseinandersetzung mit diesem Thema ver-
langt Ernst, Aufrichtigkeit und Einsicht, und sie 
muß uns an manchem Punkt zur Selbstkritik fähig 
und bereit finden. Dabei ist politische Polemik 
fehl am Platz. 

Gestatten Sie mir eine Fußnote, Herr Kollege Pi-
card. Sie haben hier den Bund beleuchtet. Man 
könnte — ich will es mir versagen — die gleiche 
Rechnung hinsichtlich der Situation der Länder 
aufmachen. Wenn wir uns die Gewichtung der 
Aufgaben angucken, sage auch ich: Egal, ob sie 

blaugelbrot oder blaugelbschwarz, gestreift oder 
nur rot sind, sie sind da alle nicht viel besser. Der 
Bundestag sollte die Chance dieser Debatte nutzen, 
den Schub, der von seiner Anregungskompetenz 
ausgehen kann, nicht zu verschütten. Denn die ge-
meinsame Verantwortung der Politiker aller Frak-
tionen und auf allen politischen Ebenen im Bund 
und in den Ländern und in den Gemeinden ist 
groß. 

„Die Würde des Menschen ist unantastbar. Sie 
zu achten und zu schützen ist Verpflichtung aller 
staatlichen Gewalt." Mit dieser feierlichen Prokla-
mation beginnt unser Grundgesetz. Wir alle sind 
uns darin einig, daß dieser Satz die Grundlage un-
seres gesellschaftlichen Zusammenlebens schlecht-
hin ist. 

Wenn wir uns in diesem Ziel einig sind und 
wenn wir alle diese Verpflichtungen ernst nehmen, 
müssen wir uns vor Augen führen, daß wir dieser 
Verpflichtung gegenüber unseren psychisch kran-
ken Mitbürgern bisher nur sehr bedingt nachge-
kommen sind. 

Die von diesem Haus eingesetzte Sachverständi-
genkommission zur Begutachtung der Lage der 
psychisch Kranken in der Bundesrepublik hat eine 
Menge Tatsachen zutage gefördert, die dies bele-
gen. Dieser Vorwurf trifft uns alle, weil das Kern-
problem der Psychiatrie ausschließlich von uns al-
len gemeinsam unabhängig von unserer jeweiligen 
Aufgabenstellung in Regierung und Opposition ge-
löst werden kann. Das Kernproblem, das die Vor-
aussetzung für die Verbesserung des Loses der 
psychisch Kranken schlechthin bildet, liegt in der 
Einstellung der Bevölkerung zum psychisch Kran-
ken. Zentrale Aufgabe ist es, diese Einstellung zu 
verändern. Es ist nur zu sehr einsichtig, daß diese 
Aufgabe weder die Regierung noch die Opposition 
allein bewältigen kann. Hier stehen wir gemeinsam 
in der Pflicht. 

Sicher ist in den letzten Jahren — nicht zuletzt 
dank der Psychiatrie-Enquete — einiges verändert 
und verbessert worden. Anlaß zu selbstzufriedenem 
Schulterklopfen besteht dennoch nicht. Die Grund-
einstellung unserer Bevölkerung zum psychisch 
Kranken hat sich nicht wesentlich verändert. Sie 
ist weiterhin durch Verdrängen, Verwahren, Ver-
weigern gekennzeichnet. Auch mit noch so viel 
Geld werden wir nichts bewegen, wenn wir nicht 
die Gemüter der Bürger bewegen. Es ist einer 
ernsthaften Analyse wert, zu untersuchen, .warum 
sich die Haltung der Deutschen gegenüber psy-
chisch Kranken grundlegend von der anderer Völ-
kern unterscheidet. 

Sicher gibt es auch dort hin und wieder Vorur-
teile gegenüber psychisch Kranken. Dies rührt zu 
einem großen Teil daher, daß psychische Erkran-
kungen dem einzelnen Bürger schwerer erklärt und 
erläutert werden können, daß sie für ihn schwerer 
begreifbar sind und seit jeher mit einer Aura des 
Geheimnisvollen umgeben sind. Wer sich mit ei-
nem Schizophrenen ganz fehlerfrei und logisch un-
terhält und eine Stunde später erleben muß, wie 
eben dieser Gesprächspartner völlig unkoordinier-
te, wirre und fehlerhafte Dinge tut, muß der nicht 
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annehmen, sein Gesprächspartner sei gar nicht 
krank, sondern wirklich „verrückt"? 

Jeder krankhafte Prozeß — sei es eine Blinddarm-
entzündung, ein Herzanfall oder eine Psychose — 
bedeutet eine Abweichung von der Norm, der Ge-
sundheit, ist also anomal. Warum aber empfinden 
wir nur beim psychisch Kranken, er sei nicht nor-
mal? 

Es gibt Vorurteile gegen psychisch Kranke. Es 
gibt sie in England wie in Spanien, in Frankreich 
wie in Polen. Aber warum hat man es dort ge-
schafft, die Vorurteile durch Information und Auf-
klärung abzubauen? Warum ist das in der Bundes-
republik noch nicht gelungen? 

Ich glaube, der entscheidende Unterschied liegt 
in der Behandlung der psychisch Kranken während 
der Zeit des Nationalsozialismus. Die unvorstellba-
re Pervertierung der Werte, und die verbrecheri-
sche Klassifizierung von Menschen in solche mit 
lebenswertem Leben und solche mit lebensunwer-
tem Leben wirken unheilvoll bis in die heutige Zeit 
nach. In einer Zeit, in der in anderen Ländern die 
Psychiatrie humanisiert wurde und entscheidende 
Fortschritte erfahren hat, wurde sie in Deutschland 
enthumanisiert. Am Ende stand die Verneinung des 
menschlichen Lebens als unantastbarer Wert an 
sich. Hadamar ist insoweit die unvermeidliche Kon-
sequenz einer schrecklichen Entwicklung gewe-
sen. 

Die Klassifizierung kranker Menschen in Norma-
le und Nichtnormale, das Schüren vorhandener 
Vorurteile gegen die Nichtnormalen, ihre Zuord-
nung zu den Lebensunwerten und am Ende der 
Mord — dies ist der entscheidende Unterschied für 
die Entwicklung der Psychiatrie in Deutschland 
und in anderen Ländern. Dieser Unterschied wirkt 
verheerend bis in die heutige Zeit, und das, ob-
wohl die Hälfte unserer Bürgerinnen und Bürger 
die Greuel der NS-Zeit auf Grund ihres Lebensal-
ters nur noch aus Büchern und Erzählungen ken-
nen können. Hinsichtlich der Einstellung der Ge-
sellschaft zum psychisch Kranken stehen wir dort, 
wo wir — gemeinsam mit anderen Ländern — zu 
Beginn der 30er Jahre, vor der NS-Zeit, schon ein-
mal gestanden haben. 

Angesichts dieser schweren Hypotheken der 
Vergangenheit, die schrittweise abzutragen in der 
Bundesrepublik versucht worden ist, ist es bedau-
erlich, daß im Bereich der Psychiatrie größere 
Fortschritte noch nicht gelungen sind. Der Abbau 
der Vorurteile in der Bevölkerung gegenüber unse-
rem psychisch kranken Mitbürger kann nur gelin-
gen, wenn, ausgehend vom politischen Raum — 
und das ist mehr als dieser kleine, aber illustre 
Kreis von Zuhörern —, eine breite informierende 
und aufklärende öffentliche Diskussion in Gang ge-
setzt wird. Dies ist — ich betone es noch einmal — 
eine Voraussetzung dafür, daß die für die Verbesse-
rung der Lage der psychisch Kranken erforderlichen 
Mittel wirklich mit Erfolg eingesetzt werden kön-
nen. 

Die Interessen der einzelnen Gruppen unserer 
Gesellschaft sind wohlorganisiert. Eine Vielzahl 

von Interessenvertretern setzen sich jeweils für 
Rechte und Vorurteile ihrer Gruppen ein. Wo, fra-
ge ich, sind die Interessenvertreter der psychisch 
Kranken? Sicherlich, es gibt eine Vielzahl von Ärz-
ten, Sozialarbeitern . und Krankenpflegekräften, die 
für die Interessen der ihnen anvertrauten Patienten 
streiten. Ihnen gebührt dafür unser Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Trotzdem müssen wir erkennen, daß diese Bürger 
allein zu schwach sind, die Mauern gesellschaftli-
cher Vorurteile einzureißen. Ohne unsere Hilfe, 
ohne die Hilfe der Politiker kann der entscheiden-
de Stoß, der diese Mauer zum Einsturz bringt, nicht 
gelingen. 

(Beifall bei der SPD) 

Dabei ist nicht der große, alles überragende 
Wurf, die Lösung aus einem Guß gefragt, sondern 
gefragt sind zähe und harte Überzeugungsarbeit. 
Hier gilt einmal mehr die Erkenntnis des verstor-
benen, unvergessenen Bundespräsidenten Gustav 
Heinemann: 

Wir müssen uns bemühen um denjenigen klei-
nen Schritt, der zugleich ein strategischer 
Schritt ist, weil er die Tür für die weiteren 
kleinen Schritte zur wirksamen Umgestaltung 
öffnet. 

Deshalb brauchen die psychisch Kranken die Ab-
geordneten als ihre Interessenvertreter, auch — 
lassen Sie mich das so provokativ sagen — wenn 
viele von ihnen keine Stimme haben, um es uns 
bei Wahlen zu danken. Unsere Verpflichtung auf 
das Gemeinwohl unseres Volkes ist zugleich unse-
re besondere Verpflichtung, Interessenvertreter für 
die Benachteiligten zu sein. 

Ich habe dies deshalb so umfangreich ausgeführt, 
weil ich meine, daß die Diskussion der wichtigen 
Einzelheiten der Psychiatrie-Enquete uns in die 
Irre führen würde und wir uns dabei selbst verlie-
ren würden, wenn wir nicht zugleich die Voraus-
setzungen angeben würden, die für einen Erfolg 
unserer Bemühungen erforderlich sind, bevor wir 
über Details reden können und Detailprobleme lö-
sen können. 

Lassen Sie mich die Gelegenheit nutzen, den 
Sachverständigen der Enquete seitens meiner Frak-
tion nachhaltigen Dank für ihre umfangreiche Ar-
beit auszusprechen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Diese Arbeit ist — im Sinne des Wortes — bisher 
beispiellos und für die Zukunft beispielhaft. Mit 
Fleiß und großer Sorgfalt sind hier Fakten zusam-
mengetragen und Lösungsvorschläge aufgezeichnet 
worden. 

Noch während die Kommission an der Arbeit 
war, konnte einer ihrer Vorschläge verwirklicht 
werden. Durch eine Änderung der Reichsversiche-
rungsordnung konnte erreicht werden, daß psych-
iatrische Kiniken Patienten auch ambulant behan-
deln dürfen. Dies war sicherlich nur eine kleinere 
Verbesserung in Richtung auf die Beseitigung des-
sen, was man in der Kürzel-Sprache unserer Zeit 
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,,Drehtür-Psychiatrie" nennt. Leider — ich sage 
dies ohne Polemik — hat diese Maßnahme damals 
nicht die Zustimmung des ganzen Hauses gefun-
den. Ich hoffe sehr, daß die weiteren notwendigen 
gesetzgeberischen Schritte zur Verbesserung der 
Psychiatrie in Zukunft in breiter Übereinstimmung 
in diesem Hause getan werden können. 

Die Ziele der SPD-Bundestagsfraktion im Bereich 
der Versorgung der psychisch Kranken sind in 
Übereinstimmung mit den Ergebnissen der En-
quete-Kommission festgeschrieben, de jure und vor 
allem de facto die Gleichstellung der psychisch 
Kranken mit den körperlich Kranken, dem Rechte 
nach und in der Praxis Gleichstellung, Aufbau ei-
ner orts- und patientennahen Therapie und Versor-
gungskette und Erprobung der vorliegenden Vor-
schläge in Modellversuchen, Verwirklichung des 
Grundsatzes, daß die ambulante Therapie gegen-
über der stationären Therapie den Vorrang hat. 
Dies ist ein Stück weit auch eine Antwort auf die 
Fragen, die der Kollege Picard zu Recht über die 
weitere Entwicklung gestellt hat, wobei der Insti-
tutionenegoismus mit dem, was sozusagen Schub-
kraft aus den Vorstellungen der Enquete ist, die 
andere Bremse ist, die wir auch sehen müssen. 
Viele haben sich hinter den renovierten Fassaden 
häuslich eingerichtet. Auch die gilt es zu schub-
sen; ich würde das dick unterstreichen. Dazu ge-
hört logisch der Abbau der psychiatrischen Groß-
krankenhäuser, die Einrichtung ortsnaher psychia-
trischer Abteilungen in Allgemeinkrankenhäusern. 
Meine Kollegen werden zu den einzelnen Punkten 
noch detaillierter Stellung nehmen. Lassen Sie 
mich trotzdem bereits jetzt auf einige wenige 
Punkte eingehen. 

Zur Frage der Gleichstellung von psychisch 
Kranken mit körperlich Kranken möchte ich für 
meine Fraktion folgendes feststellen. Der Erlaß des 
Reichsarbeitsministers und des Reichsinnenmini-
sters aus dem Jahre 1942, der nach einem Urteil 
des Bundessozialgerichtes als Rechtsverordnung 
weitergilt und der unter dem Kurztitel „Hal-
bierungserlaß" die Übernahme der Kosten für sta-
tionäre psychiatrische Behandlung regelt, muß auf-
gehoben werden. Die SPD-Bundestagsfraktion wird 
dafür Sorge tragen, daß dieser diskriminierende Er-
laß noch in dieser Legislaturperiode aufgehoben 
wird. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Fraktion wird sich dafür einsetzen, daß die-
se Aufhebung durch eine gesetzliche Regelung ab-
gesichert wird, die verhindert, daß Rechtsstreitig-
keiten zwischen Krankenkassen und Sozialhilfeträ-
ger über die Frage Krankheitsfall/Pflegefall auf 
dem Rücken des Kranken ausgetragen werden. 
Eine solche Begleitregelung wird deshalb eine 
Übergangsregelung für psychisch Kranke sein, da 
die Klärung der Frage der Kostenträgerschaft bei 
Pflegebedürftigkeit ohnehin ansteht. Die Klärung 
dieser Frage wird die Abgrenzung der Krankheits-
von den Pflegefällen — und damit auch die Ko-
stenübernahme — für körperlich und seelisch 
Kranke einheitlich regeln. 

Die Bemühungen, den Halbierungserlaß aufzuhe-
ben, werden zur Zeit von einer seltsamen, zwar 
noch leisen, aber dennoch bereits hörbaren Musik 
begleitet. Bekanntlich wird in vielen Fällen der 
Halbierungserlaß derzeit von Kostenteilungsab-
kommen zwischen Krankenkassen und Trägern der 
Sozialhilfe überlagert. Diese Kostenteilungsabkom-
men gehen dem Halbierungserlaß vor. Es ist nun 
zu vernehmen, daß einige Beteiligte die Aufhebung 
des Halbierungserlasses dazu mißbrauchen wollen, 
auch die Kostenteilungsabkommen zu kündigen. 
Auf diesem Wege soll erreicht werden, die eigene 
Beteiligung an den finanziellen Lasten der psych-
iatrischen Versorgung zu mindern, mit unterschied-
lichen Erwartungen. Ich möchte an die Adresse ei-
niger Finanzbürokraten klar und deutlich sagen, 
sosehr solch ein Verfahren ihrem Interesse dienen 
mag, so unanständig wäre dies auch. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Hier würde auf dem Rücken der ohnehin unterpri-
vilegierten psychisch Kranken versucht, politische 
Machtfragen mit finanziellen Auswirkungen in die 
eine oder andere Richtung zu beantworten. Wir 
wollen hier ganz ausdrücklich Neugierige warnen. 
Die SPD-Bundestagsfraktion würde solche krämeri-
schen Machenschaften öffentlich ebenso deutlich 
wie schonungslos bloßstellen, egal, wen es trifft. 
Diejenigen, die mit solchen Gedanken spielen, sol-
len klar wissen, daß sie politischen Widerstand 
finden. 

Im Zusammenhang mit der Aufhebung des Hal-
bierungserlasses wird zur Zeit auch über die Bei-
tragsstabilität in der gesetzlichen Krankenversiche-
rung diskutiert. Hier und da ist das Argument zu 
hören, Maßnahmen in der Psychiatrie seien dem 
Gebot der Beitragssatzstabilität in der Krankenver-
sicherung unterzuordnen. Im Klartext formuliert 
heißt dies doch: Weil wir die Beiträge nicht erhö-
hen wollen, müssen die psychisch Kranken weiter 
in der Situation leben, die von der Enquete be-
schrieben worden ist. Wir würden mit einem sol-
chen Argument, sollten wir es akzeptieren, die 
psychisch Kranken ausdrücklich aus der Solidarität 
der angeblich Normalen ausschließen. Auch dies 
kann nicht angehen. Beitragsstabilität und Verbes-
serungen in der Psychiatrie sind keine alternativen 
Ziele. Wer so argumentiert, bietet eine Scheinalter-
native. Hier ist nicht ein Entweder-Oder, sondern 
ein Sowohl-Als-auch gefragt. 

Wenn ich mir überlege, daß eine Kassenart die 
Begrenzung des Kassenzuschusses für Zahnersatz 
auf 80 % dadurch unterläuft, daß sie die gesetzlich 
vorgesehene Härtefallregelung so ausdehnt, daß 
durchweg 100 % der Kosten bezuschußt werden, 
oder etwa, daß versucht wird, über den Satzungs-
umweg die selbstverständliche familiäre Hilfe im 
Krankheitsfall — die sogenannte Oma auf Kran-
kenschein —, die wir mit dem Kostendämpfungsge-
setz abgeschafft haben, wieder einzuführen, so ist 
das angesichts dieser Diskussion bemerkenswert. 
Wie wollen wir es denn mit unserem Gewissen 
vereinbaren, auf der einen Seite zigtausend DM 
teuren Zahnersatz durch die Kassen erstatten zu 
lassen und auf der anderen Seite dem psychisch 
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Kranken den Abbau von Diskriminierung zu ver-
weigern? 

Noch ein Wort zum Grundsatz des Vorrangs von 
ambulanter vor stationärer Therapie. Vorausset-
zung für einen solchen Grundsatz ist selbstver-
ständlich ein entsprechendes qualitativ ausreichen-
des Therapieangebot im ambulanten Bereich. Dann 
gilt, daß die Aufrechterhaltung der häuslichen Um-
welt und der familiären Bindung im ambulanten 
Bereich selbstverständlich einen besseren Thera-
pieerfolg verspricht als im stationären Bereich. 
Dies ist auch einsichtig und unter Fachleuten wie 
unter Laien nicht mehr so strittig. 

Vor einigen Wochen bin ich auf diese Tatsache 
mit der Bemerkung angesprochen worden, es sei an 
der Zeit, einmal deutlich zu machen, daß dies auch 
seine Grenzen habe. Die Tendenz unter Aufrechter-
haltung der familiären Bindung eher ambulant 
denn stationär zu therapieren, nehme Überhand 
und drohe zu erheblichen persönlichen Belastungen 
zu führen. Man kann dies selbstverständlich im 
Einzelfall nicht ausschließen. Die tatsächliche Ent-
wicklung ist nach meinem Eindruck jedoch eine 
andere. 

Ich halte es für erforderlich, deutlich zu machen, 
daß nicht die Behandlung der Kranken in ihrer 
häuslichen Umwelt, in der Familie tendenziell an 
eine Grenze gestoßen ist, sondern umgekehrt das 
Abschieben von Kranken und Behinderten in Hei-
me mittlerweile ein Ausmaß erreicht hat, daß dort 
gesagt werden muß, daß die Grenze erreicht ist. 
Dies ist das Problem. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Wir haben es in manchen Bereichen geradezu mit 
Abschiebeautomatiken bei Kranken und Behinder-
ten zu tun. Dieser menschenunwürdigen Tendenz 
muß entgegengetreten werden. Das Heim oder das 
Krankenhaus muß die letzte Möglichkeit bleiben, 
einem Kranken oder Behinderten zu helfen. Dieses 
Bewußtsein von Solidarität muß neu geweckt wer

-

den. 

Es wird sicherlich viel persönlicher Einsatz, aber 
auch einiges an Geld erforderlich sein, um die Si-
tuation der psychisch Kranken wirksam zu verbes-
sern. Wir sind aufgefordert, dieses Problem im Dia-
log mit unseren Bürgerinnen und Bürgern offensiv 
aufzugreifen und dabei problembewußt zu machen. 
Dabei kommt der veröffentlichten Meinung eine 
besondere Bedeutung zu. Das setzt voraus, daß die 
Frau oder der Mann an der Kamera, in den Redak-
tionsstuben der Zeitungen und den Rundfunkan-
stalten — ich habe es vorhin schon gesagt — nicht 
nur an den Aufmacher des Tages, an die billige 
Sensation denkt, sondern daß er hilft, geduldig, be-
harrlich und kontinuierlich im Alltag über Pro-
bleme der psychisch Kranken zu berichten. 

(Beifall bei der SPD) 

Für meine Fraktion will ich nicht versäumen, ei-
nem Kollegen zu danken, der auf Grund seiner 
Aufgabe kaum Dank erhält. Ich meine den Bundes-
finanzminister, der wie selbstverständlich in der 
Frage der psychisch Kranken Engagement bewie

-

sen hat. Sicherlich mag der eine oder andere sa-
gen, die vom Finanzminister zur Verfügung gestell-
ten Mittel reichten nicht aus, sie seien nur der be-
rühmte Tropfen auf dem heißen Stein. Dies ist 
wahrscheinlich so, aber die Millionen helfen wei-
ter, und sie haben gezeigt, daß der Finanzminister 
unseren Sorgen nicht abweisend gegenübersteht. 
Dies läßt für die Zukunft hoffen, insbesondere 
dann, wenn das Geld sinnvoll und konzeptionell 
genutzt wird. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Eimer (Fürth). 

Eimer (Fürth) (FDP) : Frau Präsident! Meine Da-
men und Herren! Vor wenigen Wochen gedachte 
die Öffentlichkeit in der Bundesrepublik Deutsch-
land des 40. Jahrestages des 1. Septembers 1939. 
Damals löste Hitler mit dem Überfall auf Polen den 
Zweiten Weltkrieg aus. Der gleiche Termin betrifft 
auch das Thema unserer heutigen Debatte. Be-
zeichnenderweise war es am gleichen Tag, an dem 
Hitler durch die Unterzeichnung des sogenannten 
Euthanasie-Erlasses mit einem einzigen Satz den 
Weg für den Tod von über 100 000 Geisteskranken 
freimachte. 

Ich glaube, wir können heute in diesem Hause 
eine Debatte über die Lage der Psychiatrie nicht 
führen, ohne auf diese dunkle Vergangenheit der 
Psychiatrie in Deutschland einzugehen. Es konnte 
ja auch nicht ohne Duldung — mit belastetem Ge-
wissen oder ohne — von Psychiatern und Pflegern 
geschehen, daß all diese Geisteskranken in den 
deutschen Irrenanstalten ausgesondert und ausge-
liefert wurden. Der Euthanasie-Erlaß ermöglichte 
es gerade, die Befugnisse der verantwortlichen 
Ärzte zur Freigabe für den, wie es hieß, Gnadentod 
zu erweitern, d. h. für die systematische Vernich-
tung angeblich lebensunwerten Lebens. 

Wenn wir uns heute in der Bundesrepublik 
Deutschland an Hand der Psychiatrie-Enquete und 
der Regierungsstellungnahme mit den ernsten 
Rückständen in der psychiatrischen Versorgung 
befassen müssen, so hängt das auch mit jenen un-
zähligen Verbrechen an  schutzbefohlenen Wehrlo-
sen zusammen. Es hängt auch damit zusammen, 
daß die deutsche Psychiatrie damals erzwungener

-

maßen und zum Teil willfährig ihrer humanitären 
Aufgabe, Geisteskranke zu behandeln, zu pflegen 
und möglichst zu heilen, im wesentlichen nicht 
nachkam. Gravierende Rückstände unserer psych-
iatrischen Versorgung gegenüber anderen west-
lichen Länder sind daher bis heute mit darauf zu-
rückzuführen. 

Es gibt aber noch einen zweiten Grund für den 
Rückstand, der mit dem ersten sehr eng zusammen-
hängt. Die Nationalsozialisten diffamierten theore-
tische Wissenschaften und auch die Psychologie 
als Judenwissenschaften. Es war kein Freiraum auf 
diesem Gebiet. Es gab keine Sensibilität für die 
Probleme jener Kranken. Sie lebten in einer ande-
ren und sie waren eine andere . Welt. Diese Tren-
nung der psychisch Kranken von den Gesunden 
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und anderen Kranken wirkt auch nach dem Krieg 
noch lange weiter. 

Das enorm weite Echo der Betroffenheit, das die 
Fernsehserie „Holocaust" vor Monaten in der Be-
völkerung gefunden hat, zeigt, daß in der Bundes

-

republik Deutschland heute die Mehrzahl der Men-
schen zur inneren Bewältigung der Vergangenheit 
bereit ist. Sie scheint mir auch deshalb für eine 
Auseinandersetzung mit dem Problem der Geistes-
kranken in unserer Gesellschaft bis zu einem ge-
wissen Grad bereit zu sein. Beides hängt miteinan-
der zusammen. 

Der außerordentliche Aufschwung, den die Reha-
bilitation Behinderter im Nachkriegsdeutschland 
genommen hat, zeigt .die innere Aufgeschlossenheit 
des Bürgers gegenüber dem behinderten Menschen 
ebenso wie die beträchtliche Spendenbereitschaft 
für soziale Zwecke dieser Art, nicht zuletzt der 
erstaunliche Aufbauerfolg etwa der „Lebenshilfe 
für geistig Behinderte". Dieser positive Trend in 
der Bewußtseinslage unserer Bevölkerung scheint 
mir eine hoffnungsvolle Voraussetzung für die in 
der Bundesrepublik noch zu leistende Reform der 
psychiatrischen Versorgung zu sein. 

Eine der wesentlichen Forderungen der Sachver-
ständigen nach einer Dezentralisation und Integra-
tion der psychischen Versorgung in die ärztliche 
Allgemeinversorgung ist auf Dauer nur mit dem 
weitgehenden Einverständnis der Bevölkerung zu 
verwirklichen. Eine allmähliche Auflösung der gro-
ßen Landeskrankenhäuser, in denen psychisch 
Kranke von körperlich Kranken separiert werden, 
setzt den Aufbau psychiatrischer Abteilungen an 
den allgemeinen Krankenhäusern mit stationärer, 
halbstationärer und ambulanter Behandlung vor-
aus. In jedem Fall kommen bei einer dezentralisier-
ten Versorgung dieser Art seelisch Kranke und 
körperlich Kranke sowie Gesunde viel mehr als 
bisher miteinander in Berührung. Diese Berührung 
schafft Probleme und fordert Toleranz. Daher ist 
die innere Vorbereitung der Bevölkerung auf ein 
begrenztes Miteinander mit psychisch Kranken so 
wichtig. 

Wir debattieren heute unmittelbar nur die Stel-
lungnahme der Bundesregierung vom Februar die-
ses Jahres zum Psychiatrie-Bericht. Dieser selbst 
ist von der Sachverständigenkommission bereits 
1975 erarbeitet und veröffentlicht worden. Ich finde 
es bedauerlich, daß auf diese Weise das Parlament 
erst nach so langer Zeit dazu kommt, die Lage der 
Psychiatrie zu debattieren und sich über die zu zie-
henden notwendigen Konsequenzen klarzuwerden. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Die FDP hat im übrigen bereits im November 
1976 mit der Vorlage ihres Gesundheitsprogramms, 
das eine ausführliche These zur psychiatrischen 
Versorgung enthält, auf den Bericht der Sachver-
ständigenkommission geantwortet. Diese These 10 
unseres Programms bezeichnete die Reform der 
psychiatrisch-psychotherapeutischen Versorgung 
als vorrangig. Als Hauptforderung für die zu lei-
stende Reform stellten wir damals heraus: mehr 
ambulante Versorgung, insbesondere Abbau der 
großen Landeskrankenhäuser zugunsten vor allem  

ambulanter und halbambulanter Versorgung durch 
niedergelassene Ärzte und Psychologen sowie po-
liklinische und stationäre Behandlung in allgemei-
nen Krankenhäusern. 

Wir wollen mehr bürgernahe Versorgung: so 
weit wie möglich Betreuung und Versorgung in 
räumlicher Nähe zur Wohnung des Patienten und 
durch ein möglichst engmaschiges Netz von nie-
dergelassenen Ärzten und Psychologen, von Sozial-
stationen und Krankenhäusern der Grund- und Re-
gelversorgung. Wir wollen mehr integrierte Ver-
sorgung: möglichst weitgehende Einbeziehung der 
psychiatrischen Versorgung in die allgemeine Me-
dizin, insbesondere Aufbau von mehr psychiatri-
schen Fachabteilungen an den allgemeinen Kran-
kenhäusern. Wir wollen mehr kooperative Versor-
gung: gezielte Zusammenarbeit niedergelassener 
Fachärzte, Psychologen, Sozialstationen, Kranken-
häuser sowie freier Gruppen und Träger in einem 
Versorgungsnetz. Und wir wollen mehr psychothe-
rapeutische Versorgung: Behandlung nicht nur 
durch Fachärzte, sondern verstärkt auch durch Di-
plompsychologen oder klinische Psychologen; ich 
komme auf diesen Punkt nachher noch im einzel-
nen zurück. 

Die FDP begrüßt im wesentlichen die Grundsätze 
und Prioritäten der Bundesregierung, die zum gro-
ßen Teil auch die der Sachverständigenkommission 
sind. Nehmen wir die Stärkung der Eigenverant-
wortung. Geistig-seelische Gesundheit ist zum gro-
ßen Teil von der Bereitschaft und der Fähigkeit zu 
individueller Verantwortung abhängig, weshalb ge-
rade in der Psychiatrie die Hilfe zur Selbsthilfe be-
sondere Bedeutung hat. 

Ein weiterer Punkt in dieser Reihe ist der Vor-
rang der ambulanten Versorgung: Förderung 
hauptsächlich des ambulanten, vorstationären, 
komplementären und rehabilitativen Bereiches, 
also der Betreuung durch Fachärzte und weitere 
Angehörige der Gesundheits- und Sozialberufe. 
Richtig wird gesagt, jeder Ansatz der Reform bei 
der stationären Versorgung müsse die Gesamtre-
form lähmen. 

Das Prinzip der gemeindenahen Versorgung wird 
betont: Beschränkung der Großkrankenhäuser auf 
die Behandlung schwer geschädigter, nicht heilbarer 
.Dauerpatienten, mehr Fachabteilungen an örtlichen 
allgemeinen Krankenhäusern, insgesamt Rückfüh-
rung zum Leben in der Gemeinschaft. Das sind die 
Kernforderungen der Reform. 

Das Prinzip der Gleichstellung psychisch Kran-
ker wird von der Regierung als ein weiterer Kern-
punkt bezeichnet. Es geht um die chancengleiche 
Beteiligung der seelisch Kranken und Behinderten, 
insbesondere um ihre Gleichbehandlung mit kör-
perlich Kranken. Die von den Sachverständigen 
und der Bundesregierung aufgeworfenen Fragen 
sind außerordentlich vielschichtig, so daß ich hier 
unmöglich auf alle Punkte eingehen kann. Ich 
möchte jedoch eine Reihe von Fragen herausgrei-
fen, die uns besonders wichtig erscheinen. 

Da ist erstens die Gleichstellung von seelisch 
und körperlich Kranken. Die soeben erwähnte For- 
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derung nach einer Gleichstellung seelisch und kör-
perlich Kranker ist zu einem großen Teil durch 
eine Reihe von Gesetzesänderungen im Sozialge-
setzbuch, im Bundessozialhilfegesetz, im Schwerbe-
hindertengesetz, im Arbeitsförderungsgesetz sowie 
im Gesetz über die Sozialversicherung Behinderter 
in den vergangenen Jahren schon weitgehend er-
füllt worden, und zwar durch die Einführung der 
Gruppe seelisch Behinderter neben den schon bis-
her geförderten Gruppen der körperlich und der 
geistig Behinderten. 

Eine leider seit Jahren nicht erfüllte Forderung 
ist es, eine in ihren Wurzeln noch in das Dritte 
Reich zurückgreifende Ungleichbehandlung see-
lisch und körperlich Kranker zu beseitigen. Ich 
meine den sogenannten Halbierungserlaß aus dem 
Jahre 1942, der freilich in den Bundesländern 
durch eine Reihe von Folgevereinbarungen abge-
löst worden ist. Eine Ungleichbehandlung blieb je-
doch im Prinzip insofern bestehen, als heute zwar 
keine Halbierung der Kosten für seelisch Kranke 
zwischen den gesetzlichen Krankenversicherungen 
und den Sozialhilfeträgern praktiziert wird, jedoch 
noch immer eine gewisse Teilungsquote vorhanden 
ist. In dieser Frage kann es rechtlich eigentlich 
keinen Zweifel geben: Wer als Versicherter kör-
perlich oder seelisch krank ist, hat den vollen An-
spruch auf Leistungen . seiner Krankenversiche-
rung. 

(Hasinger [CDU/CSU] : Richtig!) 

Wer durch körperliche oder seelische Krankheit 
Pflegefall ist, erhält allerdings bis heute in der Re-
gel Leistungen nicht der Krankenversicherung, 
sondern im Bedarfsfall der Sozialhilfe. Beide Fra-
gen, die einer körperlichen oder seelischen Krank-
heit und die andere der Abgrenzung von Krankheit 
und Pflege, dürfen nicht, wie dies die Teilungsab-
kommen tun, miteinander verquickt werden. Ich 
bin froh darüber, daß wir wohl demnächst durch 
ausdrückliche gesetzliche Regelung den Halbie-
rungserlaß und die sich an ihn anschließende Praxis 
der Kostenteilung aufheben werden. 

Ein zweiter Schwerpunkt sind die Förderungsmit-
tel des Bundes. Meines Erachtens hat die Bundesre-
gierung einen ganz wesentlichen Akzent innerhalb 
der Bemühungen um eine Psychiatriereform im 
Frühjahr dieses Jahres durch eine drastische Erhö-
hung der Modellförderungsmittel von 6,4 auf 81,3 
Millionen DM — das ist eine Steigerung von weit 
über 1 000 % — gesetzt. Damit eröffnet sich für die 
Regierung eine einmalige Chance, aufbauend auf 
den Forderungen und Erfahrungen der Psychiatrie

-

Enquete und gemäß ihren Grundsätzen in der Stel-
lungnahme hierzu ein vorbildliches Förderungskon-
zept vorzulegen und durchzuführen. Die Bundesre-
gierung kann dabei den in erster Linie für die Psych-
iatrie zuständigen Ländern wesentliche Impulse 
geben und für die dort zu leistenden Reformmaß-
nahmen Akzente setzen. Ich halte es für notwen-
dig, daß sich die zuständigen Ausschüsse des Bun-
destages möglichst bald von der Regierung über 

die Grundsätze ihres Modellförderungsprogramms 
berichten lassen. 

(Hasinger [CDU/CSU] : Wenn sie solche 
Grundsätze hat!) 

Dabei scheint es mir wesentlich zu sein, daß die 
Möglichkeiten einer Dezentralisierung und weitge-
henden Überführung in ambulante Versorgung 
durch praktische Modelle erprobt werden. Es wird 
auch darauf ankommen, Modelle zur angemessenen 
Betreuung und Versorgung Suchtgeschädigter und 
seelisch Kranker zu entwickeln, zu denen leider 
mehr und mehr Jugendliche zählen. 

Ich komme zum dritten Punkt, zum Psychothera-
peutengesetz. Unsere Fraktion bedauert, daß es 
trotz unserer jahrelangen Bemühungen bis jetzt 
noch nicht möglich war, das unseres Erachtens 
dringend erforderliche Gesetz zur Regelung des Be-
rufsbildes eines nicht-ärztlichen Psychotherapeuten 
vorzulegen. Wir glauben, daß eine ausreichende 
psychotherapeutische und psychologische Versor-
gung der Bevölkerung nur möglich ist, wenn neben 
den hierfür geeigneten Ärzten auch entsprechend 
andere, von Studium und Ausbildung her beson-
ders geeignete Berufsgruppen mit in die Versor-
gung einbezogen werden. Ich meine hiermit insbe-
sondere die Psychologen mit klinischer Spezialisie-
rung. Zwar kennen wir die außerordentlichen 
Schwierigkeiten, die bei der Abgrenzung der Be-
rufsgruppen und der zuzulassenden Tätigkeitsberei-
che sowie bei den Konsequenzen für eine mögliche 
Kostentragung für solche Leistungen durch die 
Krankenkassen bestehen, aber trotzdem sollte man 
dieses Problem, wie ich meine, nicht von Jahr zu 
Jahr weiter vor sich herschieben. Jedenfalls ist die 
gegenwärtige Regelung außerordentlich unbefriedi-
gend, nach der die Krankenkassen eine früher we-
sentlich weitergehende Praxis der Zulassung von 
Diplompsychologen im Delegationsverfahren aufge-
geben haben. Es geht nicht länger an, daß es sich 
nur einkommensstärkere Selbstzahler leisten kön-
nen, notwendige psychotherapeutische Beratungen 
und Betreuungen von nichtärztlichen Therapeuten 
zu erhalten. 

Als vierten Punkt möchte ich das Krankenhausfi-
nanzierungsgesetz ansprechen. Eine, wenn auch 
nur geringe, Möglichkeit des Bundesgesetzgebers, 
auf Grund seiner Zuständigkeit zur Psychiatriere-
form beizutragen, besteht schließlich auf dem Ge-
biet der Krankenhausfinanzierung. Der Regierungs-
entwurf ist allerdings von vornherein durch die ab-
weisende Haltung der Bundesländer beeinträchtigt, 
die vor allem beim ersten Durchgang im Bundesrat 
deutlich wurde. Das war fast eine totale Ableh-
nung jeglicher bundesweiter Vorgaben für die 
Krankenhausbedarfsplanung der Länder. Dabei 
wäre es gerade auf dem Gebiet der Psychiatrie 
dringend notwendig, die Versorgung stärker und in 
den Ländern einigermaßen gleichlaufend mit der 
allgemeinen Krankenhausversorgung zu verzahnen 
und mit der ambulanten Versorgung zur Gesamt-
konzeption abzustimmen. Ich kann nur hoffen, daß 
sich die Länder im zweiten Durchgang nicht end-
gültig gegen das erforderliche Minimum an bun-
desweiter und bundeseinheitlicher Ausgestaltung 
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Eimer (Fürth) 
und Abstimmung der Bedarfsplanung sträuben. Der 
Sache der Psychiatrie wäre es dienlich, wenn dies-
bezüglich die wesentlichen Vorgaben in das Gesetz 
aufgenommen werden könnten. 

Lassen Sie mich noch nach den Folgen dieser 
Debatte fragen. Was bringt diese Debatte für die 
Betroffenen? Wir reden, tauschen Meinungen und 
Ansichten aus und sind uns, wie die heutige De-
batte jedenfalls bisher zeigt, ziemlich einig darin, 
was und vielleicht auch wie es getan werden muß. 
Dann gehen wir möglicherweise zum nächsten Ta-
gesordnungspunkt über und überlassen das Han-
deln der Regierung. Ich meine, das darf nicht das 
Ergebnis dieses Tages sein., 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Wir dürfen gerade auf diesem Gebiet das Handeln 
nicht allein der Regierung überlassen, sondern die-
se Debatte muß für uns der Ansatz zu neuem Han-
deln und neuen Aktivitäten sein. Ich bin mir dar-
über bewußt, daß der Bund und damit die Regie-
rung und wir als Gesetzgeber hier nur einen sehr 
engen Spielraum haben, weil das Grundgesetz an-
dere Zuständigkeiten festsetzt. Aber wir können 
durch Modellversuche Anregungen geben und da-
mit die Länder veranlassen, erfolgreiche Modelle 
weiterzuführen. Wir müssen als Gesetzgeber durch 
unser Interesse dafür Sorge tragen, daß die fast 75 
Millionen DM, die wir im Etat 1980 mehr haben, 
sinnvoll und zweckmäßig ausgegeben werden. Die-
se Debatte muß Anstoß zur Meinungsbildung in 
der Bevölkerung und auch bei den Kollegen in den 
Landtagen geben, die die Hauptzuständigkeit ha-
ben. Diese Meinungsbildung sollte auch bei jenen 
Kollegen erfolgen, die mit diesem Problembereich 
nur am Rande oder nichts zu tun haben. Ich meine, 
wir sind dabei, durch den Stil dieser Debatte für 
diese Arbeit einen guten Grundstein zu legen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Dr. Reimers. 

Dr. Reimers (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Unsere Fraktion mißt dem Pro-
blem der Kinder- und Jugendpsychiatrie besondere 
Bedeutung bei. Sie werden sicherlich alle Kenntnis 
genommen haben von einem Großversuch, der von 
der Gesamthochschule Essen durchgeführt wurde 
und bei dem 1 200 Kinder aus Normalfamilien von 
ihrem fünften Lebensjahr bis zu ihrem vierten 
Schuljahr beobachtet worden sind. Dieser Großver-
such kommt zu einem Ergebnis, das man mit zwei 
Sätzen zusammenfassen kann. Ich zitiere: 

Für die geistige Entwicklung von Kindern ist 
bis zum zehnten Lebensjahr die Familie wichti-
ger als Kindergarten, Vorklasse und Grund-
schule. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sehr gut!) 

Schon bei fünfjährigen Kindern zeigen sich 
Unterschiede in Sprache, Umgang mit Men-
schen und Intelligenz, die kein Außenstehen-
der mehr ausgleichen kann. 

Meine Damen und Herren, das ist eine Feststel-
lung, die für den Bereich der Bildungspolitik sicher 
genauso wie für den Bereich der Familienpolitik 
von Interesse und Belang ist und die darüber hin-
aus auch für unser Thema etwas beizutragen ver-
mag. Denn wenn es stimmt, daß für die normale 
Entwicklung eines Kindes die ersten Lebensjahre 
von grundlegender Bedeutung sind — dies ist ein 
Ergebnis, das nicht nur von der Untersuchung in 
Essen bestätigt wird, sondern es gibt darüber hinaus 
eine Reihe wissenschaftlicher Untersuchungen, die 
zu demselben Ergebnis gekommen sind; man kann 
hier schon von einer gesicherten anthropologi-
schen Erkenntnis sprechen —, dann ist es sicher-
lich auch so, daß die psychische Fehlentwicklung 
von Kindern in den ersten Lebensjahren eine Fe-
stigkeit gewinnt, die  später nur schwer verändert 
und abgebaut werden kann. 

(Frau Traupe [SPD] : Das war immer schon 
so!) 

Mit anderen Worten: Mit jedem Jahr, in dem die 
psychische Störung unerkannt und unbehandelt an-
dauert, werden die Chancen einer vollständigen 
Gesundung des Kindes schlechter, und das war 
schon immer so! 

(Frau Traupe [SPD]: Ich habe nichts ande

-

res getan, als die CDU zitiert!) 

Meine Damen und Herren, die Kinder- und Ju-
gendpsychiatrie hat aus unserer Sicht einen her-
ausragenden Stellenwert. Von dieser Einschätzung 
her ergibt sich für uns die Frage, wie der Arbeits-
anfall gegenwärtig aussieht. Nach den Daten, die 
die Enquete-Kommission geliefert hat, werden je-
des Jahr bei der Einschulung von Kindern in er-
heblichem Umfange Auffälligkeiten festgestellt. Ich 
darf Ihnen die Zahlen nennen. Bei jedem Schulan-
fängerjahrgang sind es im Durchschnitt 25 % der 
Kinder, die Auffälligkeiten aufweisen, die Aufklä-
rung notwendig machen. In Großstädten steigt die-
se Zahl sogar auf 31 %. Das heißt: rund 150 000 
Kinder in unserem Lande allein bei den Schulan-
fängen weisen Auffälligkeiten auf, die aufgeklärt 
und behandelt werden müßten. 

Die Enquete bringt noch einige weitere Zahlen, 
die ich ebenfalls nennen darf. Innerhalb des ersten 
Schuljahres werden 16,3 % der Kinder erheblich 
auffällig, 6 % werden vom Schulbesuch zurück-
gestellt und 8,7 % werden einer Sondereinrichtung 
zugeleitet. 

Meine Damen und Herren, ein Schulanfänger-
jahrgang ist sicherlich ein Bereich, den man anfüh-
ren kann, um den Bedarf zu kennzeichnen. Es gibt 
aber auch noch andere Zahlen, auf die sich hinwei-
sen läßt. Ich darf nur die erschreckend hohe Zahl 
von Selbstmorden ansprechen. Diese Zahl ist in 
den letzten Jahren stark angestiegen. 1965 waren 
es 360, 1977 schon 600 Selbstmorde. In der Alters-
gruppe 16 bis 20 Jahre ist der Selbstmord nach 
dem Unfall die häufigste Todesursache. 

Um zwei weitere Beispiele zu nennen, darf ich 
kurz verweisen auf das Thema der Drogenabhän-
gigkeit und das Thema der Alkoholabhängigkeit. 
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Auch hier gibt es Zahlen, die in den letzten Jahren 
drastisch angestiegen sind. 

Das Urteil, das die Enquete über die Frage 
spricht, welches Therapieangebot diesem Bedarf 
gegenübersteht, ist schlichtweg vernichtend. Ich 
darf einmal aus der Enquete zitieren: 

Ein einigermaßen strukturiertes Versorgungs-
system ist auch in Ansätzen nicht zu erken-
nen. Der Nachholbedarf ist hier besonders gra-
vierend. 

Dies gilt nicht nur für die stationäre Versorgung, 
dies gilt erst recht für die Zahl der niedergelasse-
nen Ärzte. Die Zahl, die in der Enquete genannt 
wird, lautet für das Jahr 1975 bzw. für den Erhe-
bungszeitraum der Enquete 28 Praxen in der ge-
samten Bundesrepublik — 28 niedergelassene 
Fachärzte! 

Wo liegen die Ursachen für den katastrophalen 
Ärztemangel in diesem Bereich? Wir. hatten bereits 
im letzten Jahr, als wir hier einen Antrag zum 
Thema eines Modellversuchs gestellt hatten, auf 
dieses Problem hingewiesen. Es ist vor allem das 
Problem der Weiterbildung zum Facharzt. Gegen-
wärtig besteht die Hauptschwierigkeit darin, daß 
die Institute für Kinder- und Jugendpsychiatrie re-
lativ klein sind, d. h. nur wenige Stellen für Wei-
terbildung zur Verfügung haben. Wenn diese Insti-
tute einen jungen Arzt ausgebildet haben, dann 
sind sie froh, wenn sie ihn haben; sie sind auch 
daran interessiert, ihn im Interesse der Versor-
gungsaufgaben im Institut festzuhalten. Also die 
Stellen für die Weiterbildung werden nicht so frei 
gemacht und bereitgestellt, wie dies erforderlich 
wäre, um eine größere Zahl auszubilden. 

Wir haben deshalb bereits im letzten Jahr ange-
regt, den Vorschlag der Deutschen Gesellschaft für 
Kinder- und Jugendpsychiatrie aufzugreifen, näm-
lich Ausbildungsstipendien zur Verfügung zu stel-
len, die an die Stelle der nicht vorhandenen Plan-
stellen treten könnten. Ich habe erfahren, daß sich 
die Psychiatriereferenten der Länder in ihrer näch-
sten Sitzung mit diesem Vorschlag beschäftigen 
werden. Ich hoffe, daß diese Besprechung ein kon-
kretes Ergebnis haben wird. 

Im Zusammenhang mit der Weiterbildung darf 
ich noch ein anderes Problem ansprechen. Die ge-
genwärtige Weiterbildungsordnung sieht so aus, 
daß der Facharzt für Kinder- und Jugendpsychia-
trie als Assistent zwei Jahre lang das Fach Kinder-
und Jugendpsychiatrie durchlaufen muß, zusätzlich 
aber ein Jahr das Fach Kinderheilkunde und ein 
Jahr das Fach Erwachsenenpsychiatrie. Hier liegt 
ein weiteres Problem, daß nämlich sowohl die päd-
iatrischen Einrichtungen als auch die psychiatri-
schen Kliniken nur ungern Assistentenstellen für 
ein Jahr zur Verfügung stellen. Auch in diesem 
Fall würde sicherlich über einen Stipendienpool, 
der die Finanzprobleme regelt, die Bereitschaft 
wachsen, Weiterbildungsplätze zur Verfügung zu 
stellen. 

Ich hatte eingangs auf den Zusammenhang von 
kindlicher Entwicklung und Familie hingewiesen. 

Von daher liegt es auch auf der Hand, daß die Be-
handlung eines psychisch kranken Kindes sinnvol-
lerweise nur auf dem Wege einer umfassenden Fa-
miliendiagnose und -beratung durchgeführt werden 
kann; denn die psychische Erkrankung des Kindes 
wird sicherlich häufig ihre Ursachen in Problemen 
der Familie haben. 

Hier taucht nun ein Problem auf, das auf die 
vorhin genannte Zahl von 28 Praxen abzielt. Es ist 
klar, daß eine solche Beratungsarbeit, eine solche 
Familientherapie, nur sehr schwer im Rahmen der 
bisher vorhandenen Liquidationsmöglichkeiten nie-
dergelassener Ärzte abzuwickeln ist. Wir müssen 
feststellen, daß heute Fachärzte für Kinder- und 
Jugendpsychiatrie draußen in der Praxis nicht exi-
stenzfähig sind, wenn sie ihren Beruf, ihr Amt 
ernst nehmen. Das ist ein Problem, mit dem wir 
uns auseinandersetzen müssen, über das wir ge-
meinsam nachzudenken haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Mein Fraktionskollege Picard hat auf die Notwen-
digkeit der Zusammenarbeit von Bund und Ländern 
hingewiesen. Ich glaube, es ist wichtig, daß wir ge-
rade auch im Bereich der Kinder- und Jugendpsych-
iatrie nicht den Schwarzen Peter hin- und her-
schieben. Es liegt bei den Defiziten, die die Enquete 
nachgewiesen hat und die ich eben noch einmal 
mit Beispielen belegt habe, auf der Hand, daß man 
in dieser Situation die Länder vor den Aufgaben 
der Heranbildung einer ausreichenden Zahl von 
Kinder- und Jugendpsychiatern nicht alleinlassen 
kann. Jedenfalls ist die CDU/CSU-Fraktion nicht 
bereit, einer solchen Fehlentwicklung tatenlos zu-
zusehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und 
Herren, vor Eintritt in die Mittagspause möchte ich 
Ihnen folgendes mitteilen: 

Für die heutige Fragestunde stehen nur noch 12 
Fragen zur Beantwortung an. Die Fragestunde wird 
deshalb voraussichtlich vor Ablauf der dafür vor-
gesehenen Zeit beendet sein. Im Einvernehmen mit 
den Fraktionen schlage ich Ihnen deshalb vor, daß 
wir unmittelbar nach Ende der Fragestunde mit der 
Tagesordnung fortfahren. — Ich sehe und höre kei-
nen Widerspruch. Dann wird so verfahren. Das 
Ende der Fragestunde wird über die Hausabrufan-
lage bekanntgegeben. 

Die Sitzung ist bis 14 Uhr unterbrochen. 

(Unterbrechung von 12.56 bis 14.01 Uhr) 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Meine Damen 
und Herren, die Sitzung ist wieder eröffnet. 

Wir fahren mit Punkt 1 der Tagesordnung fort: 
Fragestunde 
— Drucksache 8/3237 — 

Es  steht noch die Beantwortung einer Frage aus 
dem Geschäftsbereich des Bundesministeriums für 
Bildung und Wissenschaft aus. Zur Beantwortung 
steht Herr Parlamentarischer Staatssekretär Eng

-

holm zur Verfügung. 
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Vizepräsident Dr. von Weizsäcker 
Ich rufe die Frage 72 des Abgeordneten Weiss-

kirchen auf: 
Stimmt die Bundesregierung der Auffassung zu, daß selbst-

verantwortliche Tätigkeit von Schülern und Jugendlichen in 
Schülerzeitschriften/jugendeigenen Zeitungen grundsätzlich von 
hohem pädagogischen und gesellschaftlichen Wert sind und da-
her Förderung verdienen, und was unternimmt die Bundesregie-
rung zur Förderung der Schülerpresse/jugendeigenen Zeitungen, 
und wie können die Aktivitäten erweitert werden? 

Bitte, Herr Parlamentarischer Staatssekretär. 

Engholm, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Bildung und Wissenschaft: Herr Kollege 
Weisskirchen, Ihre Frage gibt mir Gelegenheit, die 
positive Arbeit von Schülerzeitungen bzw. nicht-
kommerziellen jugendeigenen Zeitungen besonders 
hervorzuheben. Die Bundesregierung stimmt der 
Auffassung zu, daß selbstverantwortliche Tätigkeit 
von Schülern und Jugendlichen in Schülerzeit-
schriften und jugendeigenen Zeitungen grundsätz-
lich von hohem pädagogischem und gesellschaftli-
chem Wert ist und daher Förderung verdient. Die 
Schüler erhalten hierdurch eine nicht zu unter-
schätzende Möglichkeit, ihre Interessen und Wün-
sche in ihrer eigenen Sprache darzustellen. Dies 
bietet für die Schüler zugleich ausgezeichnete 
Möglichkeiten, frühzeitig eigene Erfahrungen in ei-
nem wichtigen Bereich unserer Gesellschaft zu ma-
chen und demokratisches Engagement zu entwik-
keln. 

Nach neueren Untersuchungen arbeiten zur Zeit 
über 10 000 Schüler in Schülerzeitungen mit. Die 
Bundesregierung begrüßt dieses starke Engagement 
nachdrücklich. 

Ich weise in diesem Zusammenhang darauf hin) 
daß die Deutsche Jugendpresse e. V. und der Deut-
sche Jugendpresseclub aus Bundesmitteln vom 
Bundesministerium für Jugend, Familie und Ge-
sundheit gefördert werden. Hier besteht eine lang-
jährige vertrauensvolle Zusammenarbeit. Die Bun-
desregierung beabsichtigt, diese Förderung auch 
in Zukunft in angemessenem Umfang fortzusetzen. 

Vizepräsident von Weizsäcker: Eine Frage, 
Herr Abgeordneter Weisskirchen, bitte. 

Weisskirchen (Wiesloch) (SPD) : Wenn die Bun-
desregierung, Herr Staatssekretär Engholm, so po-
sitiv gegenüber dieser Arbeit der Schülerpresse 
und der nichtkommerziellen Jugendpresse einge-
stellt ist, ist sie dann auch bereit, die Zeitschrift 
für Schülervertretungen weiter zu fördern? 

Engholm, Parl. Staatssekretär: Herr Weisskir-
chen, Sie weisen mit Ihrer Frage auf einen relativ 
komplizierten Sachverhalt hin. Sie wissen, daß die 
Bundesregierung über 20 Jahre hinweg die soge-
nannte SV-Zeitschrift (Zeitschrift für Schülervertre-
tung) finanziell gefördert hat. Der Bundesrech-
nungshof hat aber im Jahre 1979 die Förderung 
wegen des dafür gewählten haushaltsrechtlichen 
Titels beanstandet. Die Bundesregierung hat inzwi-
schen eine haushaltsrechtlich unbedenkliche Lö-
sung erarbeitet, die eine Weiterführung der Zeit-
schrift ermöglicht. Ich begrüße es hier ausdrück-
lich, daß der Haushaltsausschuß dieser Form der 
weiteren Förderung zugestimmt hat. 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Eine zweite 
Zusatzfrage, Herr Abgeordneter, bitte. 

Weisskirch (Wiesloch) (SPD) : Verstehe ich Sie 
richtig, Herr Staatssekretär, daß die Schwierigkei-
ten, die Zeitschrift für Schülervertretung weiter zu 
fördern, demnach also rein haushaltsrechtlicher 
Natur waren? 

Engholm, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Weisskirchen, diese Zeitschrift hat sich im Laufe 
der Jahre mit ganz wesentlichen bildungspoliti-
schen, aber auch schulinternen Fragen befaßt, etwa 
mit der Frage: Wie kann Aggressionsverminderung 
in der Schule stattfinden? Wie können soziale 
Lernprozesse in der Schule organisiert werden? Wie 
kann man geschichtlich darstellen, welche Zusam-
menhänge es gibt zwischen Schülermitverantwor-
tung und -mitwirkung im Verhältnis zu Schule, 
Eltern und Lehrern? 

Das sind alles Themen, die von erheblicher bil-
dungspolitischer Bedeutung sind. Ich schließe dar-
aus ganz eindeutig aus unserer Sicht, daß es nur 
haushaltsrechtliche Gründe gegeben hat, vorüber-
gehend Fragezeichen bei der Finanzierung anzu-
bringen. 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Vielen Dank, 
Herr Parlamentarischer Staatssekretär Engholm. 

Wir kommen zu der Frage aus dem Geschäftsbe-
reich des Bundeskanzlers und des Bundeskanzler-
amts. Zur Beantwortung steht Herr Staatsminister 
Wischnewski zur Verfügung. . 

Ich rufe die Frage 76 des Abgeordneten Abelein 
auf : 

Was waren die Beweggründe für Bundeskanzler Schmidt, Frau 
Allende zu empfangen? 

Bitte, Herr Staatsminister. 

Wischnewski, Staatsminister beim Bundeskanz-
ler: Herr Kollege Dr. Abelein, ich darf Ihre Frage 
wie folgt beantworten. Frau Hortensia Allende, die 
Witwe des am 24. Oktober 1970 vom Kongreß ge-
wählten und am 11. September 1973 beim Militär-
putsch umgekommenen chilenischen Staatspräsi-
denten Salvador Allende, hat den Herrn Bundes-
kanzler um ein Gespräch gebeten. Der Herr Bun-
deskanzler hat diesem Wunsch von Frau Allende 
entsprochen. In dem Gespräch wurden sehr drin-
gende humanitäre Fragen und Probleme der Wie-
derherstellung der parlamentarischen Demokratie 
in Chile besprochen. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Eine Zusatz-
frage des Herrn Abgeordneten Dr. Abelein. 

Dr. Abelein (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, 
wird der Herr Bundeskanzler auch andere Damen 
empfangen, die in der Bundesrepublik Deutschland 
einen Besuch machen und sich um ein Gespräch 
beim Herrn Bundeskanzler bemühen mit dem Inhalt 
der Wiederherstellung der parlamentarischen De-
mokratie etwa in einem kommunistischen Land? 
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Wischnewski, Staatsminister: Der Herr Bundes-
kanzler wird immer dann jemanden empfangen, 
wenn er glaubt, daß es gerechtfertigt und notwen-
dig ist. Er hat dies gerade auch in der Vergangen-
heit bewiesen. Vielleicht ist für Sie von ganz be-
sonderem Interesse, daß Frau Allende am Tage 
vorher von dem christdemokratischen Ministerprä-
sidenten der Niederlande empfangen wurde, 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

früher von Papst Johannes  Paul II.,  vom französi-
schen Staatspräsidenten, vom italienischen Staats-
präsidenten, vom spanischen Ministerpräsidenten, 
vom britischen Ministerpräsidenten, vom dänischen 
Ministerpräsidenten, vom österreichischen Bundes-
kanzler. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Haben Sie 
noch eine weitere Zusatzfrage? — Bitte, Herr Ab-
geordneter. 

Dr. Abelein (CDU/CSU) : Angesichts der mitunter 
sehr schroffen und abweisenden Behandlung von 
Besuchern aus dem Ausland einer politischen Rich-
tung, die Ihnen nicht so nahesteht, möchte ich 
noch die Zusatzfrage stellen: Erfahren Besucher 
kommunistischer Couleur aus dem Ausland oder 
solche, die im linken politischen Spektrum angesie-
delt sind, von der Bundesregierung eine bevorzugte 
Behandlung? 

Wischnewski, Staatsminister: Die Bundesregie-
rung und insbesondere der Herr Bundeskanzler 
werden alle Besuche wahrnehmen, die den Interes-
sen unseres Landes, der Menschlichkeit und der 
Demokratie dienen. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Jäger (Wangen). 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, 
Sie stimmen also mit mir darin überein, daß der 
Bundeskanzler mit diesem Besuch und dem Ge-
spräch mit Frau Allende einen Maßstab gesetzt 
hat, der in Fällen von ähnlicher Wichtigkeit und 
Tragweite im Falle von Menschenrechtsverletzun-
gen auch künftig angewandt werden wird? 

Wischnewski, Staatsminister: Der Herr Bundes-
kanzler und die Bundesregierung in ihrer Gesamt-
heit sind in allen Regionen der Welt um die Lö-
sung von Menschenrechtsproblemen bemüht. Ich 
darf Ihnen ein ganz praktisches Beispiel sagen: In 
diesen Tagen sind es seit dem 1. Januar 1975 ziem-
lich genau 250 000 deutsche Staatsbürger, die aus 
einer Reihe von Ostblockländern in die Bundesre-
publik Deutschland haben ausreisen können und 
die jetzt die Möglichkeit haben, die Rechte und 
Freiheiten des Grundgesetzes für sich in Anspruch 
zu nehmen, 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

eine Aufgabe, um die wir täglich bemüht sind, 
auch dann, wenn es sich nicht um deutsche Staats-
bürger handelt. 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Eine Zusatz-
frage des Abgeordneten Dr. Hupka. 

Dr. Hupka (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, wie 
erklärt es sich aber, wenn man Ihre Antwort sehr 
ernst nimmt, daß zu früheren Zeiten die Menschen-
rechtler und Dissidenten Bukowski und Amalrik 
vom Bundeskanzler nicht empfangen worden 
sind? 

Wischnewski, Staatsminister: Ich habe solche 
Persönlichkeiten im Auftrage des Herrn Bundes-
kanzlers empfangen und mit ihnen Gespräche ge-
führt. 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Eine Zusatz-
frage des Abgeordneten Weisskirchen. 

Weisskirchen (Wiesloch) (SPD) : Herr Staatsmini-
ster, wären Sie bereit, den Fragestellern zu erklä-
ren, wie die chilenische christdemokratische Partei 
ein solches Frage- und Antwort-Spiel bewerten 
würde? 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

Wischnewski, Staatsminister: Ich habe mehrere 
Male die Möglichkeit gehabt, den früheren christ-
demokratischen Staatspräsidenten Eduardo Frei zu 
sprechen, der selbstverständlich auch mehr als ein-
mal im Kanzleramt gewesen ist. Ich glaube, er 
würde sich über eine solche Frage von ihm poli-
tisch Nahestehenden, bei der es um die Witwe ei-
nes bei einem Militärputsch umgekommenen Staats-
spräsidenten geht, sehr, sehr wundern. Ich möchte 
mich darauf beschränken. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Vielen Dank, 
Herr Staatsminister. 

Ich rufe den'  Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters des Auswärtigen auf. Zur Beantwortung steht 
Herr Staatsminister Dr. von Dohnanyi zur Verfü-
gung. 

Die Fragen 77 und 78 des Herrn Abgeordneten 
Dr. Langguth werden auf Bitte des Fragestellers 
schriftlich beantwortet. Die Antworten werden als 
Anlage abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 79 des Herrn Abgeordneten 
Czaja auf. 

Ist die beständige Forderung der Volksrepublik Polen nach 
Änderung von Artikel 116 des Grundgesetzes und des deut-
schen Staatsangehörigkeitsrechts nach Auffassung der Bundes-
regierung eine völkerrechtliche Einmischung in die inneren An-
gelegenheiten der Bundesrepublik Deutschland, und weist sie 
diese Forderungen energisch zurück? 

Bitte, Herr Staatsminister. 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister im Auswärti-
gen Amt: Herr Kollege, die Auffassungen der 
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Staatsminister Dr. von Dohnanyi 
Volksrepublik Polen werden von der Bundesregie-
rung nicht geteilt. Die Bundesregierung hat diese 
Auffassungen ja auch wiederholt zurückgewiesen. 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Eine Zusatz-
frage, Herr Abgeordneter Dr. Czaja. 

Dr. Czaja (CDU/CSU): Läßt sich, Herr Staatsmini-
ster, bestreiten, daß der polnische Justizminister, 
die offizielle polnische Presse, die amtliche Nach-
richtenagentur und der kommunistische Parteichef 
Gierek konstant die Änderung des Staatsangehö-
rigkeitsrechts in der Bundesrepublik fordern, und 
ist das nicht — ich wiederhole die Frage — eine 
Einmischung in die Souveränitätsangelegenheiten 
der Bundesrepublik Deutschland? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, 
zum ersten Teil Ihrer Frage: Deswegen hatte ich ja 
darauf hingewiesen, daß die Bundesregierung diese 
Auffassung nicht teilt. Meine Feststellung hatte 
Sinn auch nur unter der Voraussetzung, daß diese 
Auffassung in der Volksrepublik Polen vertreten 
wird. Sie haben das hier wiederholt. 

Zum zweiten Teil möchte ich sagen, daß es 
schwierig ist, Auffassungen, die andere Regierun-
gen in bestimmten Einzelfragen haben, jeweils als 
Einmischung zu bezeichnen. Wir würden uns sel-
ber ganz erheblich in Dingen einschränken, die wir 
gelegentlich gegenüber andern zu sagen haben. 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Eine weitere 
Zusatzfrage. 

Dr . Czaja (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, Sie 
gehen doch wohl davon aus, daß das Staatsangehö-
rigkeitsrecht eines jeden Staates im Rahmen der 
völkerrechtlichen Bestimmungen zu den Souveräni-
tätskompetenzen eines Staates gehört, und es gilt 
für die Bundesregierung doch wohl noch die Erklä-
rung des Bundesaußenministers Scheel vom 14. No-
vember 1970, daß durch die Ostverträge die Grund-
rechte und die Staatsangehörigkeitsrechte Deut-
scher nicht berührt werden können? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Sicher, Herr 
Kollege. Deswegen hatte ich ja gesagt, daß die 
Bundesregierung diese Auffassung nicht teilt. 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Ich rufe die 
Frage 80 des Herrn Abgeordneten Czaja auf. 

Hat sich die Bundesregierung gegenüber Polen, Rumänien, der 
Tschechoslowakei und der UdSSR bei der Fürsprache für Men-
schenrechte deutscher Staatsangehöriger und deutscher Volks-
zugehöriger auch auf die Weltpakte für politische und bürgerli-
che Rechte berufen? 

Bitte, Herr Staatsminister. 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, 
die Bundesregierung geht von allen Grundlagen 
aus, die der Verwirklichung der Menschenrechte 
dienen können. 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Eine Zusatz

-

frage, bitte. 

Dr. Czaja (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, gilt 
die Antwort der Bundesregierung zur Verwirkli-
chung der Menschenrechte in der DDR, daß wegen 
schwerwiegender Verletzung der Menschenrechte 
Deutscher auch bilateral, ohne sich einer Einmi-
schung schuldig zu machen, nach den Pakten zu 
intervenieren ist, nicht auch für die Rechte deut-
scher Staatsangehöriger unter polnischer Herr-
schaft und deutscher Volkszugehörigkeit in ande-
ren Ländern? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, 
ich wiederhole meine Antwort: Die Bundesregie-
rung geht von allen Grundlagen aus, die der Ver-
wirklichung der Menschenrechte dienen können. 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Eine weitere 
Zusatzfrage. 

Dr. Czaja (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, wür-
den Sie versuchen, konkret die Frage zu beantwor-
ten, ob bei den genannten Regierungen bisher auch 
auf Grund der Menschenrechtspakte interveniert 
worden ist — weil ich von dem Standpunkt ausge-
he, daß diese Pakte geschlossen werden, damit die 
Rechtsverpflichtungen eingehalten werden —? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, 
ich habe zu diesen Pakten im Deutschen Bundestag 
in der Fragestunde wiederholt Stellung genommen. 
Sie kennen die Auffassung der Bundesregierung 
über Rechtsverbindlichkeit und Durchsetzbarkeit. 
Vor diesem Hintergrund muß man der Bundesre-
gierung wohl den Spielraum lassen, sich, wie ich 
gesagt habe, jeweils auf die Grundlagen zu bezie-
hen,  die der Verwirklichung der Menschenrechte 
dienen können. 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Eine Zusatz-
frage des Herrn Abgeordneten Jäger (Wangen). 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU): Herr Staatsmini-
ster, hat die Regierung der Volksrepublik Polen 
bisher eine Berufung der Bundesregierung auf die 
Bestimmungen des Internationalen Pakts der Ver-
einten Nationen über bürgerliche und politische 
Rechte akzeptiert, oder wurde das als Einmischung 
in die inneren Angelegenheiten Polens zurückge-
Wiesen? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, 
es gibt einen solchen von Ihnen hier soeben be-
schriebenen Vorgang nicht. Ich wiederhole noch 
einmal: Wir beziehen uns jeweils auf die Grundla-
gen, mit denen wir der Verwirklichung der Men-
schenrechte konkret dienen können. Wie Sie wis-
sen, hält die Bundesregierung nicht so viel von der 
Berufung auf Schlagworte. 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Eine Zusatz-
frage des Herrn Abgeordneten Dr. Hupka. 

Dr. Hupka (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, zäh-
len Sie zu den Grundlagen, auf die Sie sich bei 
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Dr. Hupka 
Verhandlungen über Menschenrechte beziehen, 
auch die internationalen Menschenrechtspakte? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, 
soweit diese der Verwirklichung der Menschen-
rechte im Einzelfall dienen können, würden sie si-
cherlich herangezogen  werden. 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Eine Zusatz-
frage des Herrn Abgeordneten Ey. 

Ey (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, steht die 
Bundesregierung in ständigen Kontakten zur polni-
schen Regierung, und hegt sie berechtigte Hoff-
nung auf Beilegung dieser unterschiedlichen Auf-
fassungen? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, 
die Bundesregierung steht in menschenrechtlichen 
Fragen natürlich in ständigem Kontakt auch zur 
Volksrepublik Polen. Das ist auch hier im Hause, 
so scheint mir, wohl bekannt. 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Ich rufe die 
Frage 81 des Abgeordneten Dr. Hupka auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung die rückläufige Ausreise 
von deutschen Volksangehörigen aus der Sowjetunion, nachdem 
der Bundesinnenminister noch am 25. Mai 1979 in Moskau vor 
der Presse erklärt hatte, „daß bei seinem Gespräch mit dem so-
wjetischen Innenminister Schtscholokow Fragen der Familienzu-
sammenführung im Geiste der KSZE-Schlußakte sowie der frü-
heren bilateralen Erörterungen behandelt worden seien. Die 
Fortführung dieser Politik sei bestätigt worden"? 

Bitte, Herr Staatsminister. 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Wie Sie wis-
sen, haben die Bemühungen der Bundesregierung 
dazu geführt, daß im Jahre 1976 etwa 9 700 Sowjet-
bürger deutscher Nationalität in die Bundesrepu-
blik Deutschland ausreisen konnten. Diese Zahl 
beinhaltet eine erhebliche Steigerung gegenüber 
den Vorjahren. Die Bundesregierung sieht aller-
dings mit einer gewissen Sorge, daß sich die Zahl 
seit 1977 verringert. Im Jahre 1977 waren es 9 274, 
im Jahre 1978 waren es 8 455. In der Zeit vom Ja-
nuar bis August 1979 liegen die Zahlen im Ver

-

gleich zum selben Vorjahreszeitraum — etwa 20% 
niedriger. 

Die mit Innenminister Schtscholokow abgestimm-
te Forderung und Formulierung, die Bundesinnen-
minister Baum in. Moskau dahin zitiert, daß die 
Fortführung der Politik der Familienzusammenfüh-
rung bestätigt werde, entspricht der bisherigen 
Haltung der sowjetischen Führung, sie wolle Fra-
gen auf diesem Gebiet positiv behandeln. Aber die 
bisherige Entwicklung im Jahre 1979 ist auch für 
die Bundesregierung enttäuschend. 

Wir werden künftige Gespräche erneut nutzen, 
um diese Frage anzusprechen. Der Umfang der Ge-
spräche, die Bundesinnenminister Baum in Moskau 
hierzu geführt hat, beweist, wie sehr uns dieses 
Problem beschäftigt. Die Bundesregierung wird 
deshalb auch weiterhin dafür eintreten, daß diese 
humanitäre Frage großzügig behandelt wird. 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Eine Zusatz-
frage, Herr Abgeordneter Dr. Hupka, bitte. 

Dr. Hupka (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, wor-
auf führen Sie es zurück, daß, wie Sie richtig an-
gegeben haben, seit 1976 die Zahl derer, die aus 
der Sowjetunion zu uns kommen, immer geringer 
geworden ist und jetzt sogar — im Vergleich mit 
den ohnehin schon schlechteren Zahlen von 1977 
und 1978 — mehr als 20 % geringer ist? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Zunächst: 
Herr Kollege, Sie irren sich hinsichtlich des Jahres 
1977. Ich habe Ihnen in meiner Antwort soeben 
ausdrücklich gesagt, daß die Zahlen im Jahre 1977 
sogar noch einmal leicht angestiegen sind. Erst seit 
1978 sind die Zahlen rückläufig. Eine Erklärung 
hierzu kann ich im Augenblick nicht geben. Wir 
haben, wie gesagt, den Punkt in Moskau angespro-
chen; er wird erneut angesprochen werden. 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Eine weitere 
Zusatzfrage. 

Dr. Hupka (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, of-
fenbar haben wir unterschiedliche Statistiken. Die 
vom Bundesinnenministerium besagt, daß 1976 — — 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Einen Mo-
ment, Herr Abgeordneter. Ich bitte, keine Feststel-
lungen zu treffen, sondern Fragen zu stellen. 

Dr. Hupka (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, kön-
nen Sie — unter Berücksichtigung der mir vorliegen-
den Statistik — darüber Auskunft geben, in welcher 
Weise nun mit der Sowjetunion bezüglich derer, 
die seit Jahr und Tag um Ausreise einkommen und 
die Erlaubnis nicht erhalten, verhandelt wird, und 
können Sie die Nachricht bestätigen, die heute in 
der „Frankfurter Allgemeinen Zeitung" steht, daß 
nämlich dem Deutschen Roten Kreuz mehr als 
100 000 Anträge bekannt sind? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Präsi-
dent, wenn Sie erlauben, möchte ich zunächst doch 
kurz auf die Feststellung des Kollegen eingehen, 
weil ich mich in der Tat in der Zahl geirrt habe. 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Die Antwort 
liegt bei Ihnen, Herr Staatsminister. 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Ja. — Ich 
möchte das hier richtigstellen. Ich stelle fest, daß 
die Zahlen bereits im Jahre 1977 in der Tat etwas 
niedriger liegen als die Zahlen im Jahre 1976. 

Was nun die Ursachen angeht, Herr Kollege 
Hupka, so wiederhole ich: Wir sind dabei, diese 
Gespräche fortzuführen, und können erst dann 
hierzu Auskunft geben. 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Eine Zusatz-
frage. 
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Dr. Wittmann (München) (CDU/CSU) : Herr 
Staatsminister, hat die Sowjetunion ihrerseits ir-
gendwelche Gründe für die rückläufige Zahl ange-
geben? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Nein, Herr 
Kollege. Ich sage ja, daß bei den Gesprächen, die 
Herr Baum hierzu geführt hat, die Fortführung der 
Politik der Familienzusammenführung ausdrücklich 
bestätigt wurde. Es kann viele Ursachen dafür ge-
ben, auch solche, die den Zusammenhang voll er-
klären und auch für uns verständlich machen. Ich 
wiederhole, die Bundesregierung ist von der Ent-
wicklung ebenfalls enttäuscht. Aber ehe wir hierzu 
Feststellungen treffen, müssen wir natürlich die 
Zusammenhänge aufklären. 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Ich rufe jetzt 
auf die Frage 82 des Abgeordneten Dr. Hupka: 

Werden Partnerschaften mit polnischen Städten mit hohen 
Zuschüssen der Bundesregierung gefördert, wie der SPD-Stadtrat 
Gerhard Gollnast der Stadt Kerpen erklärt hat, und wenn ja, 
wie hoch sind diese Zuschüsse? 

Bitte, Herr Staatsminister. 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, 
Partnerschaften mit polnischen Städten werden als 
solche von der Bundesregierung finanziell nicht 
unterstützt. Es gibt aber die Möglichkeit der Unter-
stützung einzelner kultureller Veranstaltungen mit 
Auslandsbezug auf kommunaler Ebene aus Mitteln 
des Bundeshaushaltes. Die Mittel hierzu sind im 
Haushalt des Auswärtigen Amtes veranschlagt. 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Bitte, eine 
Zusatzfrage, Herr Abgeordneter. 

Dr. Hupka (CDU/CSU) : Sind die bereits beste-
henden Partnerschaften zwischen Bremen und Dan-
zig, Göttingen und Thorn, Hannover und Posen, 
Nürnberg und Krakau, was das kulturelle Pro-
gramm betrifft, in dieser Weise unterstützt wor-
den? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Es gibt dort 
aus dem soeben von mir zitierten Fonds zum Teil 
Unterstützungen; das ist richtig. 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Eine weitere 
Zusatzfrage, bitte. 

Dr Hupka (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, kön-
nen Sie die Meldung, auf die ich mich bezogen 
habe, das Zitat des Stadtrats, nicht so bestätigen, 
daß unmittelbar für die Aufnahme einer deutsch-
polnischen Partnerschaft seitens der Bundesregie-
rung Gelder zur Verfügung gestellt werden? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, 
das habe ich ausdrücklich soeben klargestellt. Es 
gibt hierfür nicht unmittelbar Mittel. Es gibt Mittel 
für die kulturelle Zusammenarbeit. Ich kann Ihnen, 
wenn Sie daran interessiert sind,. eine Zusammen-
stellung über die Aufteilung dieser Mittel zur Ver

-

fügung stellen. Diese Mittel werden allen Städten, 
die sich darum bemühen, soweit der Haushaltstitel 
ausreicht, zur Verfügung gestellt; selbstverständ-
lich nicht nur gegenüber Osteuropa. 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Eine Zusatz-
frage des Herrn Abgeordneten Dr. Becher. 

Dr. Becher (Pullach) (CDU/CSU) : Herr Staatsmi-
nister, darf ich davon ausgehen, daß die Tatsache, 
daß die Bundesregierung derlei Zuschüsse zu die-
sen Partnerschaften aus Kulturmitteln gibt, nicht 
bedeutet, daß sie damit auch jene Bestimmungen 
von Partnerschaftsverträgen unterstreicht und be-
stätigt, die darauf hinauslaufen, daß die Tätigkeit 
der Deutschen, die aus den polnischen Städten ver-
trieben wurden, in den Partnerschaftsstädten unter-
bunden wird? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege 
Becher, ich möchte zunächst als Antwort auf Ihre 
Frage einmal ganz deutlich machen, daß die Bun-
desregierung Partnerschaften von Städten in der 
Bundesrepublik Deutschland mit Städten in Osteu-
ropa ausdrücklich begrüßt. Das ist ein Teil des 
Entspannungs- und Normalisierungsprozesses. 
Wenn in diesen Partnerschaften die Möglichkeit 
und der Wunsch zu kulturellem Austausch gege-
ben sind und hierfür Unterstützung gegeben werden 
kann, so tun wir dies freudig, und zwar deswegen, 
weil gerade der Kulturaustausch mit Osteuropa 
nach unserer Auffassung ein bedeutsamer Faktor 
in diesem Prozeß der Normalisierung ist. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich hoffe also, daß in dieser Frage Übereinstim-
mung besteht. 

Dr. Becher (Pullach) (CDU/CSU) : Das ist keine 
Antwort auf meine Frage. Die war ja weiterge-
hend. 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Das war eine 
Antwort auf Ihre Frage. 

Dr. Becher (Pullach) (CDU/CSU) : Nein. 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Eine Zusatz-
frage des Herrn Abgeordneten Dr. Czaja. 

Dr. Czaja (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, kön-
nen Sie mir, da Sie die Zusammenstellung haben, 
sagen, wieviel insgesamt bisher gegeben worden 
ist und ob damit nur Summen verbunden waren, 
die nicht die von Ihnen vorhin selbst angeschnitte-
nen Dissense in der Auslegung der Ostverträge be-
trafen? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, 
wenn ich die Zahlen hier insgesamt zusammenfüge, 
dann hat der Titel im Jahre 1978 wohl etwa 
150 000 DM betragen. Für 1979 sind 300 000 DM 
vorgesehen. Ich habe vorhin angedeutet, daß ich 
gerne bereit bin — das ist ja ganz selbstverständ-
lich —, dem Haus Auskunft über die Aufteilung 
der Mittel für einzelne Vorhaben zu geben. 
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Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Bitte eine Zu-
satzfrage. 

Dr. Wittmann (München) (CDU/CSU) : Herr 
Staatsminister, bezieht sich der Titel nur auf kultu-
relle Veranstaltungen im Zusammenhang mit den 
sogenannten Städtepartnerschaften, oder ist dies 
ein Titel im Zusammenhang mit den bestehenden 
Kulturabkommen insgesamt? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, 
der Titel bezieht sich auf Veranstaltungen mit 
Auslandsbezug auf kommunaler Ebene. Aus diesem 
Titel erhalten die kommunalen Spitzenverbände, 
die federführend durch den Deutschen Städtetag 
vertreten werden, einen jährlichen Globalbetrag 
überwiesen. 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Ich rufe Fra-
ge 83 des Abgeordneten Hansen auf: 

Welche Umstände hindern die Bundesregierung, über eine ge-
zielte Entwicklungshilfe an Vietnam den Wiederaufbau des 
durch totale Kriegführung zerstörten Landes zu fördern und da-
mit eine der Ursachen für das Problem der Vietnamflüchtlinge 
beseitigen zu helfen, statt nur zwangsläufige Folgen zu lindern? 

Bitte, Herr Staatsminister. 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Die Bundesre-
gierung, Herr Kollege Hansen, kann die Frage ei-
ner Entwicklungshilfe für Vietnam in der gegen-
wärtigen Spannungslage in diesem Raum nicht auf-
greifen. Voraussetzungen für eine entwicklungspo-
litische Zusammenarbeit mit Vietnam werden da-
durch belastet, daß vietnamesische Truppen in 
Kambodscha stehen, die territoriale Integrität und 
die politische Unabhängigkeit Kambodschas nicht 
wiederhergestellt ist, und dadurch, daß die vietna-
mesische Politik gegenüber eigenen Bevölkerungs-
gruppen von einer großen Mehrheit der Völkerge-
meinschaft verurteilt wird. Dies sind die Gründe 
für unsere Haltung. 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Eine Zusatz-
frage? — Bitte, Herr Abgeordneter Hansen. 

Hansen (SPD) : Herr Staatsminister, habe ich Ihre 
Antwort, daß die Gründe für die Nichtvergabe von 
Entwicklungshilfe an Vietnam nicht mehr das 
Nichtzustandekommen Oder die Nichteinigung über 
eine Berlin-Klausel sind, recht verstanden? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, 
ich wiederhole noch einmal: Die entwicklungspoli-
tische Zusammenarbeit, die ja im Augenblick auf 
breiter Ebene nicht möglich ist, auch nicht über die 
Europäische Gemeinschaft, steht in erster Linie un-
ter der Belastung der Faktoren, die ich hier aufge-
führt habe. 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Eine weitere 
Zusatzfrage des Abgeordneten Hansen. 

Hansen (SPD) : Ich möchte meine Frage noch ein-
mal wiederholen. Sind damit die Auseinanderset-
zungen über die Berlin-Klausel zwischen der Bun-

desrepublik und Vietnam gegenstandslos gewor-
den? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, 
im Augenblick steht das von mir beschriebene Pro-
blem im Vordergrund. Die Möglichkeiten, die sich 
bei der Ausräumung der beschriebenen Probleme 
ergeben, müssen später in dem sich dann ergeben-
den Zusammenhang betrachtet werden. 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Eine Zusatz-
frage des Abgeordneten Dr. Hoffacker. 

Dr. Hoffacker (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, 
da die Entwicklungshilfe gezielt nicht möglich ist, 
frage ich Sie: Was hat die Bundesregierung in bi-
lateralen Verhandlungen und Gesprächen unter-
nommen, um dem Elend der Vertreibung von Viet-
nam aus ein Ende bereiten zu helfen? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, 
wir haben nicht nur auf der Seite der Folgen dieser 
Politik, nämlich bei den Flüchtlingen versucht, wie 
Sie wissen, umfangreich zu helfen, wir haben auch 
jeden möglichen Einfluß auf den verschiedenen 
Ebenen der Politik genutzt. 

(Dr. Hoffacker [CDU/CSU]: Welchen?) 

— Einmal z. B. in der Diskussion über diese Fragen 
in den Vereinten Nationen, aber auch durch unsere 
Beteiligung im Rahmen der Europäischen Politi-
schen Zusammenarbeit, die sich ja auch zu dem 
Problem geäußert hat, und selbstverständlich auch 
bilaterale Gespräche. Es wird jede Möglichkeit ge-
nutzt — auch in Zusammenhang mit den ASEAN-
Staaten —, um Einfluß darauf zu gewinnen, daß die 
Befreiung in Südostasien Fortschritte machen kann. 
Zur Befriedung gehören die Faktoren, von denen ich 
hier soeben gesprochen habe. 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Ich rufe jetzt 
Frage 84 des Abgeordneten Jäger (Wangen) auf. 

Hat der Bundeskanzler bei seiner Unterredung mit dem stell-
vertretenden Ministerpräsidenten der Tschechoslowakei, Jin-
drich Zahradnik, auch die Besorgnis der Bundesregierung über 
die menschenrechtliche Situation in der CSSR, besonders über die 
Verfolgung der Unterzeichner der Charta 77, zum Ausdruck ge-
bracht, und wenn ja, in welcher Weise ist das der deutschen 

Öffentlichkeit zu Kenntnis gebracht worden? 

Bitte, Herr Staatsminister. 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Die Regierung 
der CSSR und auch der stellvertretende Minister-
präsident Jindrich Zahradnik kennen die Haltung 
der Bundesregierung in der von Ihnen angeschnit-
tenen Frage. 

Die Bundesregierung hat der tschechoslowaki-
schen Regierung auch wiederholt ihre Besorgnis 
über Verfolgungsmaßnahmen zum Ausdruck ge-
bracht und wird dies auch in Zukunft tun. Sie hat 
ihre Haltung auch hier in der Fragestunde bereits 
erläutert. 

Aber die Bundesregierung, Herr Kollege, hält es 
nicht für zweckmäßig, jeweils in jedem Falle öf-
fentlich über Einzelheiten zu berichten, die Gegen-
stand des Gespräches des Herrn Bundeskanzlers 
mit seinen Gästen waren. 
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Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Eine Zusatz-
frage des Fragestellers. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU): Herr Staatsminister, 
darf ich aus dieser Antwort schließen, daß der 
Bundeskanzler erstens in diesem Gespräch mit dem 
stellvertretenden Ministerpräsidenten die men-
schenrechtliche Situation nicht in der von mir er-
fragten Weise angesprochen hat, und daß er es 
zweitens in Gegensatz zu dem, was Ihre Kollegin, 
die Frau Staatsministerin Hamm-Brücher hier vor 
vierzehn Tagen gesagt hat, auch nicht für notwen-
dig erachtet hat, die Offentlichkeit darüber zu in-
formieren? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, 
das können Sie natürlich nicht daraus schließen, 
denn wenn diese Rückschlüsse so einfach möglich 
wären, dann wäre ja auf indirekte Weise doch 
wieder eine Aussage zu Einzelheiten des Ge-
sprächs gemacht. Wir können nicht in jedem Falle 
nachträglich zu solchen Einzelheiten Stellung neh-
men. Ich halte es auch wirklich für einen Fehler — 
wenn ich mir die Bemerkung erlauben darf —, 
wenn eine solche Stellungnahme immer wieder zu 
Einzelheiten provoziert werden soll. 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Eine weitere 
Zusatzfrage? — Bitte, Herr Abgeordneter. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, 
da sich der Minister Ihres Hauses, der Bundesmini-
ster Genscher, bei einem kürzlichen Besuch des 
chilenischen Außenministers nicht gescheut hat, 
von sich aus die Offentlichkeit darüber zu infor-
mieren, daß er diesem Herrn die berechtigte Be-
sorgnis der Bundesregierung über die menschen-
rechtliche Lage in Chile zum Ausdruck gebracht 
hat, möchte ich Sie dennoch fragen, ob der Bundes-
kanzler z. B. die strafrechtliche Verfolgung von Mit-
gliedern der Charta 77 in der Tschechoslowakei 
bei diesem Besuch angesprochen hat. 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, 
ich verweise noch einmal auf das, was ich eben 
gesagt habe. Im übrigen gibt es ja eine Vielzahl 
von Äußerungen über Gespräche, die, wann immer 
die Bundesregierung es für richtig hält, veröffent-
licht worden sind oder zu deren Inhalt öffentlich 
Stellung genommen worden ist und die sich auf 
diesen Punkt beziehen. Ich habe z. B. ein solches 
Gespräch mit dem stellvertretenden tschechischen 
Ministerpräsidenten Korcak geführt und habe dar-
über auch der Presse Mitteilung gemacht. Ich wür-
de wirklich bitten, nicht zu unterstellen, daß des-
wegen, weil zu Einzelheiten nicht immer öffentlich 
Stellung genommen wird, diese nicht auch Gegen-
stand des Gesprächs gewesen sein könnten. Wir 
würden dann ja in eine schreckliche Lage im Par-
lament kommen, wenn immer gefragt werden 
könnte: Wenn das und das nicht gesagt worden ist, 
ist es mit Sicherheit auch nicht angesprochen wor-
den? 

(Kühbacher [SPD] : Das paßt aber in sein 
Feindbild!) 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Eine Zusatz-
frage des Herrn Abgeordneten Dr. Czaja. 

Dr. Czaja (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, sind 
eigentlich solche Rechtsverpflichtungen in interna-
tionalen Pakten, auch im Menschenrechtspakt, 
nicht dazu da, eingefordert zu werden, wenn sie 
verletzt werden und durch stille Interventionen die 
Verletzung nicht abgestellt wird? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, 
ich wiederhole die Antwort, die ich in dem Zusam-
menhang vorhin gegeben habe. Die Bundesregie-
rung wird jeweils jede Grundlage benutzen, die ihr 
zur Verfügung steht, um bei der Durchsetzung der 
Menschenrechte im Einzelfall Hilfestellung zu ge-
ben. 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Ich rufe Fra-
ge 85 — des Abgeordneten Jäger (Wangen) — 
auf: 

In welchen Staaten der Welt gibt es nach den Erkenntnissen 
der Bundesregierung nach wie vor Konzentrations- oder Strafla-
ger für politische Gegner des jeweils herrschenden Regimes 
oder für sonstige politische Häftlinge, und was wird die Bundes-
regierung in Berücksichtigung des Appells des Papstes vor der 
Vollversammlung der Vereinten Nationen unternehmen, um die 
betroffenen Staaten zur Beseitigung dieser Lager und zur Frei-
lassung der darin gefangengehaltenen Häftlinge zu veranlas-
sen? 

Bitte, Herr Staatsminister. 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Politische 
Häftlinge in Konzentrationslagern oder Straflagern 
oder anderen Gefängnissen gibt es nach den Er-
kenntnissen der Bundesregierung leider noch in 
vielen Teilen der Welt. Die Bundesregierung teilt 
die Besorgnisse von Papst Johannes Paul II. über 
diese Situation. Sie begrüßt, daß der Papst in sei-
ner Rede vor den Vereinten Nationen zu einer Än-
derung und zu einer stärkeren Berücksichtigung 
der Menschenrechte aufgerufen hat. Dieser Appell 
wird von der Bundesregierung voll unterstützt, und 
zwar bei allen möglichen Gelegenheiten auf allen 
Ebenen und in allen Gremien, in denen die Bundes-
regierung, die Bundesrepublik Deutschland mitwir-
ken können. 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Eine Zusatz-
frage des Abgeordneten Jäger. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, 
hat die Bundesregierung eine Übersicht darüber, in 
wie vielen Ländern noch solche Lager existieren, 
und sind Sie in der Lage, mir wenigstens eine un-
gefähre Zahl zu nennen? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Es gibt keine 
verläßliche Ubersicht, und ich kann Ihnen keine 
Zahl nennen. 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Eine weitere 
Zusatzfrage? — Bitte, Herr Abgeordneter Jäger. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, 
können Sie mir dann wenigstens beispielhaft sa-
gen, welche Anstrengungen die Bundesregierung 
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Jäger (Wangen) 
z. B. etwa bei unserem europäischen Nachbarstaat 
Sowjetunion unternommen hat, die ja für die große 
Zahl der dort noch vorhandenen Konzentrationsla-
ger bekannt ist, um auf eine Beseitigung der Lager 
und Freilassung der Häftlinge hinzuwirken? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, 
ich wiederhole noch einmal: Das Vorhandensein 
von Straflagern oder auch Konzentrationslagern ist 
in dem von Ihnen gewünschten Umfange quantita-
tiv nicht zu belegen. Selbstverständlich bemüht 
sich die Bundesregierung, über diese Fragen im 
Rahmen der ihr zur Verfügung stehenden Möglich-
keiten Auskunft zu bekommen. 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Eine Zusatz-
frage, Herr Abgeordneter Dr. Möller. 

Dr. Möller (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, in 
welcher Weise wird die Bundesregierung den Ap-
pell des Papstes aufnehmen und mit den Ländern, 
in denen noch Konzentrationsläger vorhanden sind, 
darüber sprechen, daß diese beseitigt werden? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, 
die Bundesregierung fühlt sich durch den Appell 
des Papstes vor den Vereinten Nationen in der 
Fortsetzung ihrer bisherigen Politik bestätigt. Die 
Politik der Bundesregierung war und ist es, einzel-
nen Menschen zu helfen und, soweit dies möglich 
ist, zugleich auf die Verwirklichung der Menschen-
rechte in allen Ländern der Welt Einfluß zu neh-
men. 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Eine Zusatz-
frage des Abgeordneten Dr. Hupka. 

Dr. Hupka (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, 
könnte die Bundesregierung unsere Botschaften 
veranlassen, daß sie aus den Ländern, in denen sol-
che Straflager, KZ-Lager, vorhanden sind, der Bun-
desregierung berichten, damit dann nachher die 
Bundesregierung dem Parlament darüber berichten 
kann? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, 
wenn dies ein Weg wäre, um eine so umfassende 
Übersicht zu beschaffen, könnte man das in Erwä-
gung ziehen. Aber ich wiederhole: Auch auf die-
sem Wege lassen sich die von Ihnen gewünschten 
Informationen nicht in vollem Umfange beschaffen. 
Wir sind um Informationen bemüht, wir haben ja 
auch bei verschiedenen Gelegenheiten Auskunft 
über dieses Thema gegeben, und wir werden das 
auch in Zukunft im Rahmen des Möglichen tun. 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Ich rufe Fra-
ge 86 des Abgeordneten Dr. Becher (Pullach) auf: 

Geht die Bundesregierung 'davon aus, daß das Recht eines 
Volks auf Selbstbestimmung und sein eigenes Heimatland allge-
meine Gültigkeit beansprucht, oder will sie dieses Recht nach 
den jüngsten Darlegungen des Bundesaußenministers und des 
Sprechers der EG vor der UNO nur den Palästinensern zubilli-
gen? 

Bitte, Herr Staatsminister. 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, 
die Antwort lautet zum ersten Teil Ihrer Frage 
„Ja", zum zweiten Teil ganz selbstverständlich 
„Nein". 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Eine Zusatz-
frage, Herr Dr. Becher. 

Dr. Becher (Pullach) (CDU/CSU) : Herr Staatsmi-
nister, darf ich dem ersten Teil Ihrer Antwort ent-
nehmen, daß die Bundesregierung grundsätzlich al-
len Menschen das Recht zubilligt, über das Schick-
sal ihrer Heimat, des Landes, dem sie und ihre 
Vorfahren entstammen, in freier Selbstbestimmung 
zu entscheiden? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, 
soweit dies nach den politischen Gegebenheiten 
möglich ist, wird die Bundesregierung solche Inter-
essen immer unterstützen. Aber Sie wissen, daß die 
Bedingungen in den verschiedenen Ländern der 
Welt häufig Probleme von Minderheiten aufwerfen, 
und nicht jedesmal kann sich die Bundesregierung 
in entsprechender Weise engagieren. 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Eine weitere 
Zusatzfrage, Herr Abgeordneter Dr. Becher. 

Dr. Becher (Pullach) (CDU/CSU) : Herr Staatsmi-
nister, darf ich davon ausgehen, daß der Herr Bun-
desaußenminister auch die Feststellungen in sei-
nem hierzulande ja vielzitierten Interview vom 3. 
September 1979 aus der von Ihnen nunmehr bestä-
tigten allgemeinen Gültigkeit der Prinzipien des 
Heimatrechts usw. ableitete, wenn er sagte: Zum 
Selbstbestimmungsrecht des palästinensischen Vol-
kes gehöre ein Heimatland für das palästinensische 
Volk. Das Recht, über das eigene Schicksal ent-
scheiden zu können, könne niemand anders für die 
Palästinenser in Anspruch nehmen, und es gehöre 
dazu auch das Recht, darüber zu entscheiden, wer 
die Palästinenser vertreten solle? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, 
Sie haben den Bundesaußenminister zitiert. Selbst-
verständlich steht der Bundesaußenminister zu den 
Feststellungen, die er in der Vergangenheit getrof-
fen hat. Das ist bei einer Regierung der Kontinuität 
ja selbstverständlich. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Eine Zusatz-
frage des Herrn Abgeordneten Jäger (Wangen). 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, 
bedeutet die von Ihnen skizzierte Haltung der Bun-
desregierung, daß die Bundesregierung in der Fra-
ge der Ausübung des Selbstbestimmungsrechts 
durch verschiedene Völker eine Rangfolge einge-
setzt hat, die sich nach der Lautstärke und gegebe-
nenfalls der Gewalttätigkeit bemißt, mit der dieses 
Selbstbestimmungsrecht von den jeweiligen Betrof-
fenen verfochten wird? 
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Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Aber ganz si-
cher nicht, Herr Kollege Jäger, und Sie werden bei 
meiner Antwort sicherlich auch festgestellt haben, 
daß man in dieser Frage differenzieren muß. 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Eine Zusatz-
frage des Abgeordneten Dr. Czaja. 

Dr. Czaja (CDU/CSU): Herr Staatsminister, kön-
nen Sie uns sagen, welches Echo die sehr beach-
tenswerte Erklärung des Bundesaußenministers vor 
der Generalversammlung der Vereinten Nationen 
gefunden hat, daß jeder Mensch in Freiheit sein 
eigenes Land verlassen kann, daß aber auch jeder 
in Freiheit in seinem Land bleiben kann, und zwar 
unter Beachtung seiner persönlichen Freiheit und 
seiner nationalen Bindungen, also die Erklärung 
mit dem Bekenntnis zum Recht auf die Heimat? 
Wie war das Echo? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege 
Czaja, ich war selbst nicht dort, nehme aber an, 
daß das Echo rundherum positiv war. 

(Dr. Czaja [CDU/CSU]: Danke schön!) 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Eine Zusatz-
frage, Herr Abgeordneter Dr. Hupka. 

Dr. Hupka (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, wie 
begründet sich das unterschiedliche Echo auf die 
Forderung der Palästinenser nach Selbstbestim-
mung und auf die Forderung des deutschen Volkes 
nach Selbstbestimmung? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, 
es gibt den in der Frage des Kollegen Becher un-
terstellten Unterschied nicht. Es geht darum, daß 
das palästinensische Volk gegenwärtig keinen 
Raum für sich in Anspruch nehmen kann, daß es in 
keinem Raum als Volk Selbstbestimmung vollzie-
hen kann. Und es ging dem Bundesaußenminister 
darum, deutlich zu machen, daß diese Vorausset-
zungen für die Lösung des Nahostproblems gese-
hen werden. 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Eine Zusatz-
frage des Herrn Abgeordneten Dr. Wittmann (Mün-
chen). 

Dr. Wittmann (München) (CDU/CSU) : Herr 
Staatsminister, welches sind die Kriterien bei der 
von Ihnen angesprochenen Differenzierung des 
Selbstbestimmungsrechts und des Rechts auf Hei-
mat für einzelne Völker und Volksgruppen? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, 
die Antwort auf diese Frage ist sicherlich komplex. 
Es wird wohl darauf ankommen festzustellen, in-
wieweit im Rahmen gegebener Möglichkeiten eine 
Selbstbestimmung in einem „Lebensraum" — ich 
benutze dieses scheußliche Wort ungern — mög-
lich ist. Auch in Westeuropa gibt es z. B. in be-
stimmten Regionen Forderungen nach mehr Auto-
nomie und nach mehr Selbstbestimmung. Viele die

-

ser Forderungen können nach Auffassung der Bun-
desregierung ohne Anwendung von Gewalt im 
Rahmen der vorhandenen Räume auch auf demo-
kratischem Wege realisiert werden, weil eben be-
stimmte Grundvoraussetzungen gegeben sind. 
Wenn man also differenziert, muß man sehen, in-
wieweit diese Elemente bereits vorhanden sind. 
Die Tatsache, daß es nationale Einheiten gibt, die 
aus einer Anzahl von Minderheiten zusammenge-
setzt sind, bedeutet doch nicht, daß die nationale 
Einheit dort gewissermaßen im Prinzip zu bestrei-
ten wäre. 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Ich rufe die 
Frage 87 des Herrn Abgeordneten Dr. Becher auf: 

Sieht die Bundesregierung einen Widerspruch zwischen den 
Tatsachen, daß sie gemeinsam mit den Partnern in der EG die 
Rückkehr der Palästinenser in ihr Heimatland für legitim er-
klärt, während Bundeskanzler Schmidt die Rückkehr der Gebie-
te in deutsche Hand, in denen heute Deutsche nicht mehr sie-
deln, nach den in Berlin getroffenen Feststellungen als für ihn 
.nicht vorstellbar" bezeichnet, und, wenn ja, wie kann sie die-
sen Widerspruch auflösen? 

Bitte, Herr Staatsminister. 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, 
die Antwort lautet nein. Die Bundesregierung sieht 
darin keinen Widerspruch. 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Eine Zusatz-
frage, bitte. 

Dr. Becher (Pullach) (CDU/CSU) : Herr Staatsmi-
nister, angesichts der Situation, daß der Außenmi-
nister der Bundesregierung das Recht auf Heimat 
für die Palästinenser fordert, während der Herr 
Bundeskanzler zur gleichen Zeit erklärt, ihm sei 
die Rückgabe von Gebieten unvorstellbar, in denen 
einmal Deutsche wohnten, möchte ich Sie fragen, 
ob wir uns nicht auf der Ebene doppelter Mor al 

 oder zweifacher Gesetzlichkeit bewegen, wenn die 
Bundesregierung das legitime Recht auf die legiti-
me Heimat zwar einem anderen Volk zubilligt, 
aber nicht einem beachtlichen Teil des deutschen 
Volkes. 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, 
ich glaube, daß ein großer Teil der Beantwortung 
Ihrer Frage bereits in meinen Zusatzantworten auf 
die vorangegangenen Fragen gegeben wurde. 
Selbstverständlich besteht ein solcher Widerspruch 
nicht. Herr Kollege, wenn ich mir die Bemerkung 
erlauben darf: Ich bin ganz sicher, daß Sie selbst 
wissen, daß ein solcher Widerspruch nicht besteht, 
weil die Ausgangslage sehr unterschiedlich ist.  

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU] : Belehrungen 
dieser Art kann man sich sparen! — Wei

-

tere Zurufe von der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Eine weitere 
Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten Dr. Becher. 

Dr. Becher (Pullach) (CDU/CSU) : Wenn ich da 
für mich das Recht in Anspruch nehmen kann; Ihnen 
zu sagen, daß ich von dem, was ich sage, fest über-
zeugt bin, — — 
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Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Herr Abge-
ordneter, ich bitte, keine Feststellungen zu treffen, 
sondern eine Frage zu stellen. 

(Kunz [Berlin] [CDU/CSU] : Der Herr 
Staatsminister hat auch belehrt! — Dr. 

Möller [CDU/CSU] : Er belehrt ständig!) 

Dr. Becher (Pullach) (CDU/CSU) : Ist dem Herrn 
Bundeskanzler und der Bundesregierung nur das 
vorstellbar, was der Opportunität aktueller Macht-
gegebenheiten entspricht, oder vermögen Sie sich 
vorzustellen, daß das Aufrechterhalten prinzipiel-
ler, also allgemein gültiger Rechtspositionen am 
Ende die eigene Sache auch dann stärkt, wenn die-
se Rechtspositionen weder heute noch morgen ver-
wirklicht werden können, daß also die Treue zum 
Recht auf die Dauer gesehen auch politisch richtig 
ist? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, 
die Bundesregierung und .der Bundeskanzler halten 
sich ganz gewiß an Rechtspositionen. Die Aussage 
des Bundeskanzlers bezog sich auf eine faktische, 
tatsächliche Perspektive. Ich wiederhole es noch 
einmal: Ich bin sicher, daß das ganze Haus die Un-
terscheidung versteht, die ich zu machen versucht 
habe. 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Eine Zusatz-
frage des Herrn Abgeordneten Dr. Czaja. 

Dr. Czaja (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, hat 
der Bundesaußenminister in der Generalversamm-
lung der Vereinten Nationen nicht das Menschen-
recht, in Freiheit in seiner Heimat zu bleiben und 
sich dort frei zu entfalten, für jeden Menschen und 
jede Volksgruppe festgestellt? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Das ist richtig, 
Herr Kollege Czaja. 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Eine Zusatz-
frage des Herrn Abgeordneten Jäger (Wangen). 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU): Herr Staatsminister, 
wie will die Bundesregierung eigentlich dem Ein-
druck in der Weltöffentlichkeit und in der Öffent-
lichkeit des deutschen Volkes entgehen, es werde 
hier politisch nach verschiedenen Maßstäben ge-
handelt, da die Forderung nach Verwirklichung 
des Selbstbestimmungsrechts der Palästinenser 
häufig und mit großem Nachdruck erhoben wird, 
während die Forderung nach Verwirklichung des 
Selbstbestimmungsrechts des ganzen deutschen 
Volkes nicht nur sehr zurückhaltend, sondern gele-
gentlich in der Form behandelt wird, wie sie in der 
Frage des Kollegen Becher dargestellt ist? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, 
ich glaube wirklich, daß Sie jetzt eine andere Fra-
ge stellen als die, die der Kollege Becher gestellt 
hat. Die Bundesregierung wird niemals das Recht 
des ganzen deutschen Volkes auf Selbstbestim-
mung bezweifeln und hat es auch nie bezweifelt. 

Wir haben das wiederholt unterstrichen und es 
steht auch im Grundgesetz. Das ist eine ganz andere 
Frage als die, die der Abgeordnete Becher hier ge-
stellt hat. 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Eine Zusatz-
frage des Herrn Abgeordneten Dr. Hupka. 

Dr. Hupka (CDU/CSU) : Herr Staatsminister, 
nachdem Sie von der unterschiedlichen Ausgangs-
lage gesprochen haben, meine Frage: Worin be-
steht die unterschiedliche Ausgangslage für das 
Selbstbestimmungsrecht des einen und des anderen 
Volkes? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: In der Diffe-
renzierung, Herr Kollege Hupka, wie ich sie vorhin 
deutlich zu machen versucht habe. Es besteht heu-
te eine Möglichkeit demokratischer Selbstbestim-
mung und Selbstverwirklichung für Deutsche, wäh-
rend sie für Palästinenser angesichts der heutigen 
Ausgangslage dort mangels eines Raumes, in dem 
die Identität des palästinensischen Volkes gefun-
den werden kann, nicht besteht. 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Vielen Dank, 
Herr Staatsminister! 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters für Wirtschaft auf. 

Zu den Fragen 73, 74 und 75 haben die Frage-
steller jeweils um schriftliche Beantwortung gebe-
ten. Die Antworten werden als Anlagen abge-
druckt. 

Damit sind wir am Ende der Fragestunde, meine 
Damen und Herren. 

Ich rufe wieder den unterbrochenen Punkt 6 der 
Tagesordnung — Lage der Psychiatrie in der Bun-
desrepublik Deutschland — auf. Wir fahren in der 
Aussprache fort. Das Wort hat Frau Bundesmini-
ster Huber. 

Frau Huber, Bundesminister für Jugend, Familie 
und Gesundheit: Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Krankheit ist seit je eines der großen The

-

men der Menschheit gewesen, und mit Nachdruck 
sind immer neue Mittel und Wege gesucht worden 
— auch irrationale —, um Leid, Ängste, Existenz-
bedrohungen abzuwenden oder doch zu mildern. 
Wissenschaft und Praxis haben auch heute noch 
eine Fülle solcher Aufgaben zu erfüllen, wie uns 
Stichworte sagen wie z. B. Krebs, Herz-Kreislauf-
Erkrankungen, Zuckerkrankheit, Rheuma, um nur 
einige wenige zu nennen. 

Forschungsergebnisse, neue erfolgreiche Unter-
suchungs- und Operationsmethoden, bessere Medi-
kamente signalisieren aber auch Erfolge. Mehr 
Menschen als je zuvor können sich eine Heilungs-
chance, Linderung ihrer Leiden erhoffen. Früher 
weit verbreitete Seuchen sind ausgestorben. Eine 
neue Entwicklung wird sicherstellen, daß neben 
der weit verbreiteten Technik nunmehr auch die 
notwendige Humanisierung bei der Behandlung 
nicht zu kurz kommt. 
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Diese in langer Zeit entwickelte im großen und 

ganzen positive Bilanz gilt nicht für die psychi-
schen Erkrankungen und für die Geisteskrankhei-
ten. Die Geschichte der Psychiatrie ist von Unwis-
senheit, Angst, Vorurteilen und Hilflosigkeit be-
stimmt, von historischen Prozessen wie der Säkula-
risation, der Aufklärung geprägt, und — wie uns 
allen deutlich in Erinnerung — mit Exzessen wie 
in der jüngsten Vergangenheit beladen. 

Der Ausgliederung der geistig Kranken, ihrer 
Isolierung in leerstehenden Seuchenhäusern nach 
dem Rückgang von Lepra und Pest im Mittelalter 
folgte im 17. Jahrhundert die gemeinsame Unter-
bringung mit Kriminellen, Bettlern, Landstreichern, 
Dirnen, aber auch mit politisch Unbequemen und 
Auffälligen, die man abschieben wollte. Diese Ab-
stempelung als Randgruppe der Gesellschaft ist 
ebenso Teil dieser traurigen Geschichte wie die 
Gründung von Tollhäusern und Asylen, die man 
damals schon als Fortschritt betrachtete, weil man 
hier Geisteskranke von Strafgefangenen trennte. 
Die Anstaltsgründungen des 19. Jahrhunderts 
schlossen sich an, und sie haben sich bis in die 
Gegenwart erhalten, und das alles als Folge einer 
tragischen Verkennung von Krankheit und von den 
richtigen Ansätzen, sie zu behandeln und zu hei-
len. 

Es war ein weiter Weg von der „Verwahrpsych-
iatrie" mit dem Einsperren der Irren über deren ge-
zielte Isolierung bis hin zur modernen Behand-
lungspsychiatrie mit „offener Tür". Fortwirkende 
gesellschaftliche Vorteile, Mangel an geeigneten 
Einrichtungen und Fachkräften behinderten eine 
zeitgemäße Behandlung aber auch dann noch in un-
serem Lande, als unser Erkenntnisstand über die 
alten Methoden schon längst hinausgewachsen war. 

So kam es, daß der Deutsche Bundestag im Som-
mer 1971 beschloß, eine Enquete über die Lage der 
Psychiatrie erstellen zu lassen. An ihr haben 140 
Experten über vier Jahre lang mitgewirkt. Sie ha-
ben uns nicht nur die Situation beschrieben, son-
dern sie haben uns vor allem auch dargelegt, nach 
welchen Prinzipien und in welcher Weise eine mo-
derne Versorgung aufgebaut werden sollte. Mit der 
Erarbeitung der Enquete kam zweifelsohne Bewe-
gung in einen Gesundheitssektor, der über das täg-
liche Leben und über das Schicksal von 600 000 
Menschen entscheidet. 

In allen Ländern ist inzwischen mit der Moderni-
sierung der Krankenhäuser begonnen worden, die 
starke Zimmerbelegung wurde abgebaut, neue Be-
handlungsformen wurden gesucht und praktiziert, 
und die durchschnittliche Verweildauer — das ist 
sicherlich eine interessante Zahl — ist in den letz-
ten sieben Jahren, in den Jahren 1970 bis 1977 
also, von 296 auf 190 Tage reduziert worden. 

Wenn trotzdem eine große deutsche Wochenzei-
tung im vergangenen Jahr ihren Bericht über die 
Lage der Psychiatrie überschrieb „Die Gesellschaft 
der harten Herzen", so wird daraus zweierlei deut-
lich: einmal, daß wir hier trotz aller Bemühungen 
noch Nachholbedarf haben und eine humane, mo-
derne Versorgung ihrer vollen Verwirklichung 
noch harrt, und zum anderen, daß das Schicksal 

der kranken Menschen zweifelsohne nicht allein 
von den Einrichtungen abhängt, sondern auch von 
der Bereitwilligkeit der Mitmenschen, auch der Fa-
milien, Hilfestellung zu leisten und sich lösbaren 
Problemen nicht durch Abschieben zu entziehen. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Bundesregierung hat in ihrer Stellungnahme 
zur Psychiatrie-Enquete ausdrücklich betont, daß 
es ein wichtiges Ziel ihrer Politik ist, immer noch 
bestehende Diskriminierungen der psychisch Kran-
ken und Behinderten gegenüber den körperlich 
Kranken zu beseitigen. Das heißt, daß es hier einer 
großen Überzeugungsarbeit bedarf, damit schließ-
lich alle einsehen, daß auch die psychische Krank-
heit eine Krankheit ist, die jeden treffen kann, die 
behandelbar und heilbar ist und nicht den An-
spruch eines Menschen aufhebt, auch als Patient 
wie ein Mensch behandelt zu werden und alle 
möglichen Hilfen und Chancen zu erhalten. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Wir haben heute mehr Grund denn je, uns um 
diese Gruppe kranker Mitmenschen zu kümmern. 
Es kann ja nicht ausgeschlossen werden und ist 
eher wahrscheinlich, daß wir selbst durch die Le-
bensbedingungen, die wir geschaffen haben, Ursa-
chen verstärkt oder ausgelöst haben, auf denen die 
psychischen Krankheiten beruhen. Das bedeutet, 
daß wir bei der Suche nach den eigentlichen 
krankmachenden Faktoren tiefer schürfen müssen, 
als dies heute vielfach geschieht. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Solche Faktoren sind zum Beispiel bestimmte un-
menschliche Wohnformen, die Entfremdung in ei-
ner hochtechnisierten Arbeitswelt, die Verstädte-
rung, die Zerstörung der Umwelt und die Aufhe-
bung wichtiger sozialer Gruppen wie Nachbar-
schaft oder Großfamilie. Zu diesen Ursachen gehö-
ren auch Umstände, die die lebendige Kommunika-
tion im engeren, im engsten Lebensbereich, also in 
Familie und Nachbarschaft, stören oder zum Erlie-
gen bringen. Hier entsteht Einsamkeit und Verlas-
senheit. Hier entstehen auch Altenprobleme in der 
Psychiatrie, um die man sich kümmern muß. 

Aus amerikanischen Untersuchungen wissen wir 
auch, welche verheerenden Wirkungen zum Bei-
spiel wahlloser und hemmungsloser Fernsehkon-
sum auf Kinder, aber auch auf die Familie als Gan-
zes hat. Herr Abgeordneter Reimers hat vorhin 
auch über ein deutsches Modellvorhaben gespro-
chen, nämlich den Großversuch in Essen, der die 
Kinder betrifft. Wir haben diese Ergebnisse sehr 
genau beobachtet und stimmen, was die Aussagen 
über die Familie betrifft, voll mit ihm überein. 

Die Bundesregierung hat sich in ihrer Stellung-
nahme hinter das Konzept der Sachverständigen 
gestellt, die gemeindenahe, nicht diskriminierende, 
bedarfsgerechte, umfassende und gut koordinierte 
Versorgung empfohlen haben. Sie hat auf der 
Grundlage des Zwischenberichts der Sachverstän-
digenkommission in zwölf Modellvorhaben in sie-
ben Ländern wichtige Fragen der Versorgung, der 
Finanzierung, der Kooperation, der Organisation 
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bis hin zur möglichen Selbsthilfe auf Umsetzungs-
möglichkeiten für die Praxis abgeklopft. 

Herr Picard, Sie haben gesagt, die Ergebnisse 
seien nicht alle gut gewesen. Die Ergebnisse sind 
unterschiedlich gewesen; dies geben wir durchaus 
zu. Aber was zeigt uns das? Es zeigt uns, wie groß 
dieses Neuland ist, das wir hier betreten, und wie 
wichtig es ist, daß wir solche Erfahrungen sam-
meln. 

Unsere Modelle haben dazu beigetragen, daß wir 
nunmehr im Zusammenwirken mit den Ländern die 
Reform als Ganzes in Angriff nehmen können. Die 
Psychiatrie in unserem Lande — darüber sind wir 
uns wohl alle einig — muß humaner werden, und 
dies ist eine Forderung an uns alle, 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

nicht nur an die Ärzte, an die Psychotherapeuten, 
an Bauträger und Heimpersonal, sondern auch an 
uns. Die Bundesregierung sagt deutlich, daß sie im 
Rahmen ihrer Möglichkeiten dazu beitragen will. 

Nun ist — auch hier heute morgen — die Stel-
lungnahme der Bundesregierung zur Psychiatrie-
Enquete kritisiert worden, und zwar in zweierlei 
Hinsicht: erstens, weil sie zu lange habe auf sich 
warten lassen, und zweitens, weil sie in bezug auf 
die Sache eher zurückhaltend und nicht engagiert 
genug gewesen sei. Meine Damen und Herren, die 
Vorlage konnte nicht früher erfolgen; denn der 
Auftrag des Deutschen Bundestages lautete, daß 
die Bundesregierung ihre Stellungnahme zusammen 
mit den Stellungnahmen der Länder und der Ver-
bände abgeben sollte. Dieser Prozeß hat ohne un-
ser Verschulden sehr lange gedauert. Die gemein-
samen Stellungnahmen waren aber sinnvoll und 
auch erforderlich, weil hier eine Enquete über ein 
Aufgabenfeld erstellt worden ist, das nicht in die 
Zuständigkeit des Bundes fällt. Unbeschadet der 
Tatsache, Herr Picard, daß auch die Bundesregie-
rung an einer modernen und möglichst bundesein-
heitlich gleich guten Versorgung interessiert ist, 
müssen wir doch auch — und das ist unsere Pflicht 
— darauf aufmerksam machen, daß sich die Forde-
rungen der Enquete in erster Linie an die Länder 
richten, weil diese Aufgabe eben in ihren Verant-
wortungsbereich fällt. Die Verfassung gibt uns eine 
Einnahmen- und Aufgabenteilung vor, die auch bei 
erkanntermaßen notwendigen Reformen nicht dazu 
führen kann, daß alle Aufgaben in den Bereich des 
Bundes wachsen. 

Die Bundesregierung hat deshalb zur Enquete 
nicht halbherzig Stellung genommen, sondern ehr-
lich. Ihre Stellungnahme — die ja nicht bloß als 
pauschale Anmerkung, sondern sorgfältig auf die 
Probleme eingehend konzipiert ist — mag dort er-
nüchternd erscheinen, wo vor dem Hintergrund 
vorhandener und selbst verbesserter personeller 
und finanzieller Ressourcen eine rasche Umsetzung 
der mehr als 150 Expertenempfehlungen, die teil-
weise von maximalen Versorgungsvorstellungen 
ausgehen, nicht realistisch erscheint. Nichtsdesto-
weniger steht die Bundesregierung nicht an, bei 
den Ländern auf zügige Beseitigung immer noch 
vorhandener schlechter bis schlimmer Zustände zu  

dringen. Wer daraus schließt, daß sich die Bundes-
regierung auf diese Weise selbst aus der Verant-
wortung stehlen will, übersieht, daß diese Regie-
rung den Empfehlungen der Sachverständigen nicht 
nur in der großen Linie zustimmt, sondern in ihrer 
Stellungnahme ganz besondere Schwerpunkte her-
vorgehoben hat, indem sie — anders als die Län-
der, meine Damen und Herren — Vorschläge zur 
Prävention aufgenommen und hier auch konkrete 
Ansätze formuliert hat. 

Hilfreicher als Diskussionsstrohfeuer sind Reform-
ansätze, die den täglichen Bedürfnissen der Bür-
ger entsprechen. Deshalb will die Bundesregierung 
außer den zwölf schon seit Jahren mit kommuna-
len, staatlichen, privaten und gemeinnützigen Trä-
gern laufenden Modellvorhaben zu besonderen Ein-
zelfragen jetzt zusammen mit den Ländern Modelle 
umfassender Vollversorgung in dafür geeigneten 
und entsprechend entwickelten Standardregionen 
durchführen. 

Wenn Sie gesagt haben, die Ministerin sei klein-
mütig in die Kabinettsitzung gegangen und habe 
sich nicht engagiert genug gezeigt, muß ich Ihnen 
sagen: Ich freue mich, daß wir die Mittel — jetzt 
70 Millionen und vom nächsten Jahr ab jährlich 
100 Millionen DM. — für diesen Zweck bekommen 
haben. 

(Beifall bei der SPD) 

Aber, Herr Picard, es handelt sich um genau die 
Mittel, die wir ein halbes Jahr vor der Kabinettsit-
zung verlangt und beantragt hatten. Es war ledig-
lich so, daß der Finanzminister selbst den Aus-
schlag für die Bewilligung dieser Mittel gab, und 
er hatte sich mit der Materie erst in der Nacht vor 
der Kabinettsitzung beschäftigt. Für diesen Zeitab-
lauf war ich nicht verantwortlich. Wie dem auch 
immer sei: Wir haben die Mittel bekommen, und 
wir sollten alle froh sein, daß der Bund hier einen 
guten Beitrag leisten kann. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Nun sollen die neuen, umfassenderen Modelle 
auch — wie die Enquete verlangt — gemeindenah, 
vorrangig ambulant und teilstationär sein, und die 
Kranken sollen wieder mehr in die Nähe ihrer alten 
Umgebung kommen. Sie sollen ein möglichst norma-
les Leben führen und dadurch günstigere Heilungs-
aussichten haben. Die Modelle werden zur Zeit von 
uns mit den Ländern erörtert. Sinn dieser Modelle 
ist es vor allem, den Anteil der stationär behandel-
ten Patienten zu reduzieren. Meine Damen und 
Herren, es handelt sich hier um Bereiche, in denen 
bis jetzt keine oder ganz wenig Erfahrung vorliegt, 
besonders im komplementären rehabilitativen Be-
reich. Dies wird daher ein schwieriger Erfahrungs-
prozeß werden. Wir sind durchaus für konstruktive 
Kritik offen und dankbar. 

Der Bund hat seine Mitwirkung aber nicht nur 
auf Modelle beschränkt. Seit es die Gemeinschafts-
aufgabe „Krankenhausfinanzierung" gibt, sind 
nicht unerhebliche Bundesmittel in diesen Sektor 
geflossen, über deren Verwendung die Länder 
selbst bestimmen. Mit Sondermitteln in Höhe von 
127 Millionen DM sind seit 1975 Anreize geschaf- 



Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode — 177. Sitzung. — Bonn, Donnerstag, den 11. Oktober 1979 	13955 

Bundesminister Frau Huber 
fen worden für beondere Verbesserungen in der 
Psychiatrie. Leistungsverbesserungen in der Sozial-
hilfe haben wir hier in diesem Hause auch be-
schlossen, die ebenfalls den psychisch Kranken 
und Behinderten zugute kommen. 

Die richtige und humane Versorgung psychisch 
Kranker hängt aber auch von einer ausreichenden 
Zahl von Fachkräften und von deren Aus-, Weiter-
und Fortbildung ab. Nur in eng begrenzten Aufga-
benbereichen können Laienhelfer Betreuungsfunk-
tionen übernehmen. Um durch Ausbau der ambu-
lanten, komplementären und rehabilitativen Einrich-
tungen und Dienste psychisch Kranke und Behin-
derte bei adäquater Versorgung im Verband der 
Familie, also im Verband der Gesellschaft, zu ha-
ben und Schritt für Schritt die komplementäre Ver-
sorgung zu reduzieren und auf das unbedingt not-
wendige Maß zu beschränken, bedarf es nicht nur 
einer zusätzlichen Anzahl an Therapeuten, sondern 
darüber hinaus an Fachpersonal ganz unterschied-
licher Qualifikationsstufen. Hier weise ich auf 
den Entwurf eines Hebammen- und Krankenpfleger-
gesetzes hin, der sich zur Zeit in der Parlaments-
beratung befindet. In den neuen Ausbildungs-
vorschriften findet sich auch der Bereich der Psych-
iatrie. Es wird verlangt, daß sich die Kranken-
schwestern auch Kenntnisse im Bereich der Psych-
iatrie erwerben. Die Betreuung der psychisch 
Kranken soll in den theoretischen und praktischen 
Unterricht, in  die Ausbildung aller dieser Pflege-
kräfte einbezogen werden. 

Eine staatliche Regelung zur Weiterbildung für 
Krankenschwestern und Krankenpfleger und Fach-
krankenschwestern und Fachkrankenpfleger in der 
Psychiatrie gibt es derzeit in drei Ländern: Ham-
burg, Hessen und Niedersachsen. Wir streben an, 
daß diese Entwicklung bundesweit erfolgt, um die 
erforderliche personellen Kapazitäten für die Ver-
sorgung der psychisch Kranken und Behinderten 
zu bekommen; denn das Ganze ist ja nicht nur ein 
Problem der Gebäude oder des guten Willens, man 
muß auch die Fachkenntnisse haben. 

Zur Sicherstellung der gemeindenahen Versor-
gung psychisch Kranker und Behinderter ist es 
nach allgemeiner Auffassung erforderlich, die Zahl 
der niedergelassenen Fachärzte zu vermehren und 
die an der Versorgung der psychisch Kranken be-
teiligten Allgemeinärzte mehr für die anstehenden 
Probleme zu interessieren und besser für die ange-
sprochenen Bedürfnisse zu qualifizieren. 

Darüber hinaus müssen wir aber auch — das be-
tone ich — andere qualifizierte Therapeuten haben. 
So sagt es auch die Enquete. Wir müssen ihnen die 
Möglichkeit geben, in diesem Felde tätig zu wer-
den. 

In der Praxis hat sich in den letzten Jahren ein 
neuer Berufsstand entwickelt, zu dem insbesondere 
Diplompsychologen mit einer Zusatzausbildung auf 
dem Gebiet der Psychotherapie gehören. Um im . Be-
reich der Psychotherapie tätig sein zu können, be-
darf es allerdings der Zulassung zur Ausübung 
der Heilkunde. Die Psychiatrie-Enquete hat darauf 
hingewiesen, daß ein nicht unbeträchtlicher Bedarf 
an Psychotherapeuten besteht. Daher muß eine ge

-

setzliche Regelung gefunden werden, die die 
Grundlagen für eine angemessene Ausübung dieser 
Berufstätigkeit darstellt und ihre Einordnung in das 
Gefüge der Heilberufe ermöglicht. 

Zur Vorbereitung eines solchen Gesetzes wurde 
ein Referentenentwurf seit Herbst 1978, also seit 
einem Jahr, mit den Ländern, den Verbänden und 
Fachgesellschaften eingehend erörtert. Dieser Refe-
rentenentwurf wird jetzt überarbeitet. Demnächst 
wird er den Beteiligten zugesandt und nochmals 
mit ihnen erörtert werden. Wenn das Gesetz auch 
wegen seiner Kompliziertheit in dieser Periode hier 
nicht mehr über die Runden gehen kann — das 
Parlament und der Fachausschuß haben im Mo-
ment ja auch sehr viel Arbeit —, so gehen die Ar-
beiten an der Materie doch zügig weiter. Wir sa-
gen ausdrücklich: Wir sind daran sehr interes-
siert. 

In dieser ganzen Diskussion, meine Damen und 
Herren, geht es jedoch nicht nur um Krankenhaus, 
ambulante Dienste, Ausbildung. Bei der Frage der 
Finanzierung dreht es sich nicht allein um das 
Wieviel, sondern auch um das Wie. Die Bundesre-
gierung ist sich darüber im klaren, daß der in der 
Nazizeit eingeführte Halbierungserlaß, von dem 
heute schon die Rede war, der die Kosten für die 
psychisch Kranken je zur Hälfte den Krankenkas-
sen und den Sozialhilfeträgern anlastet, in der Pra-
xis überwiegend zwar schon durch andere Rege-
lungen abgelöst ist, aber dennoch durch sein Fort-
bestehen eine Diskriminierung der psychisch Kran-
ken darstellt. Die Bundesregierung hat deshalb in 
ihrer Stellungnahme zur Enquete zugesichert, daß 
der Deutsche Bundestag in dieser Legislaturperiode 
im Rahmen des Gesetzentwurfes die Abschaffung 
des Halbierungserlasses vorschlagen wird. 

(Beifall bei der SPD) 

Hierzu sind nun detaillierte Finanzierungsregelun-
gen erforderlich, zu deren Erarbeitung der Bundes-
arbeitsminister mit den beteiligten Institutionen in 
Gespräche eingetreten ist. Aber der Halbierungser-
laß muß und wird fallen. 

Die Bundesregierung hat ebenfalls ihre Absicht 
bekundet, den § 13 des Bundeszentralregistergeset-
zes zu streichen und darauf zu achten, daß ähnli-
che diskriminierende Regelungen sich in Zukunft 
nicht mehr ausbilden. Auch die versteckten Diskri-
minierungen bedürfen weiterhin unserer besonde-
ren Aufmerksamkeit. Nachdem die Arbeit an der 
Neuregelung des Rechts der elterlichen Sorge nun-
mehr abgeschlossen ist, sind gesetzliche Schritte 
zur Reform des Vormundschafts - und Pflegschafts-
rechts eingeleitet worden. Die Materie ist sehr 
schwierig. Deshalb hat es sich als erforderlich er-
wiesen, sowohl ein rechtsvergleichendes als auch 
ein medizinisches Gutachten darüber einzuholen. 
Das Rechtsgutachten liegt bereits vor, das medizi-
nische wird in absehbarer Zeit erwartet. Wir hof

-

fen auf diese Weise das von uns angestrebte abge

-

stufte System von Betreuungsmaßnahmen in Ergän-
zung oder an Stelle der bisherigen Vormundschaft 
oder Pflegschaft alsbald zu erreichen. Auch das ist  

ein wichtiger Schritt zur Befriedigung der speziel-
len Betreuungsbedürfnisse dieses Personenkreises. 
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Aus all diesen Bemühungen, meine Damen und 

Herren, wird deutlich, daß die Bundesregierung in 
diesem reformbedürftigen Bereich alle Anstrengun-
gen unternimmt und künftig unternehmen wird, 
den psychisch Kranken endlich so zu stellen wie 
andere Kranke auch, jede Diskriminierung zu be-
seitigen und ihm die Behandlungsmöglichkeiten 
und Chancen zu geben, die bei der Natur seines 
Leidens zweierlei versprechen: Mehr Humanität, 
aber auch mehr Erfolg. 

Mit den aufgezeigten neuen Wegen — ich beto-
ne: neuen Wegen —, die die Bundesregierung für 
das Kernstück der Reform hält, sollen auch Mög-
lichkeiten eröffnet werden für jene Familien, die 
dadurch, daß sie ihre Angehörigen bei sich zu 
Hause pflegen, oft schwere Last tragen und durchaus 
der Hilfe solcher Einrichtungen bedürfen, die als 
Tages- oder Nachtkliniken oder als ambulante 
Dienste wohnungsnah in Anspruch genommen wer-
den können. So stimmen wir, Herr Picard, Ihren 
beiden ersten Forderungen durchaus zu. Der drit-
ten stimmen wir auch zu, aber auf die komme ich 
in einem anderen Zusammenhang. 

Wenn das Ziel, die stationäre Behandlung zu re-
duzieren, erreicht wird, dann wird aber auch mehr 
Fürsorge und Humanität von Menschen verlangt 
werden müssen, deren Angehörige bislang, weil so 
entfernt von ihrem alten Lebenskreis, wichtiger 
Heilungschancen beraubt waren, denen sie nun 
wieder näherkommen sollen. . 

Bei all dem können wir nicht davon ausgehen, 
daß Krankenhäuser, bei denen wir uns kleinere 
Einheiten wünschen, künftig ganz entbehrlich sind. 
Indem wir aber Konzepte mit mehr ambulanten 
Einrichtungen erarbeiten und modellhaft erproben 
wollen, erhoffen wir uns auch Erleichterungen für 
die Krankenhäuser mit Blick auf ihre Möglichkei-
ten, die Patienten besser unterzubringen und indi-
vidueller zu betreuen. 

Hier liegt eine große Aufgabe der Gesellschaft, 
die sich daran messen lassen muß, daß alle staatli-
chen Ebenen das Ihre und mehr tun als in der Ver-
gangenheit; denn die Gemeinden sind auch gefor-
dert, z. B. bei der Schaffung von Begegnungszen-
tren. 

Die staatlichen Ebenen allein, meine Damen und 
Herren, werden aber nicht genug bewirken, wenn 
es nicht Menschen gibt, die in den Einrichtungen, 
in Familien und Verbänden sich in ehrenamtlicher 
Arbeit um ihre kranken Mitmenschen kümmern, 
deren Schicksal früher grauenvoll war und auch 
heute noch nicht sehr chancenreich ist. 

Die Bundesregierung hätte nichts gegen eine 
Bund-Länder-Institution, Herr Picard, das war ja 
Ihre dritte Forderung, zur besseren Information al-
ler, wie Sie sagten. Leider ist diese Einrichtung 
von den Ländern als nicht notwendig abgelehnt 
worden, nicht von der Bunderegierung. 

Den Erstellern der Enquete möchte ich heute 
ausdrücklich danken für den Beitrag, den sie in 
zweierlei Weise geleistet haben: erstens durch die 
Schaffung von mehr Problembewußtsein, das auch 
in den Medien einen kräftigen Niederschlag gefun-

den hat, zweitens und am meisten durch die Erar-
beitung konzeptioneller Vorstellungen, wie eine 
bessere Zukunft aussehen könnte. 

John F. Kennedy hat 1963 in einer Sonderbot-
schaft an den Kongreß der Vereinigten Staaten 
festgestellt: 

Die Zeit ist jetzt für ein neues und mutiges 
Vorgehen gekommen. Neue medizinische, wis-
senschaftliche und soziale Mittel und Erkennt-
nisse sind nunmehr vorhanden. Die Regierung 
dieses Landes und die einzelnen Staatsbürger 
müssen sich ihrer Verpflichtung auf diesem 
Gebiet bewußt sein. 

Auch die Bundesregierung hält die Zeit für ein 
neues mutiges Vorgehen für gekommen und bietet 
dazu im Rahmen ihrer Möglichkeiten ihre Hilfen 
an. Eine freiheitliche demokratische Gesellschaft in 
einem sozialen Rechtsstaat muß sich daran messen 
lassen, wie bereit sie ist, sich um die Schwachen 
solidarisch zu kümmern. Und zu diesen gehören 
auch und ganz besonders die psychisch Kranken. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Fiebig. 

Fiebig (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Gestatten Sie mir bitte, daß ich einen Ge-
danken der Frau Minister aufnehme. Haben Sie ein 
wenig Geduld mit mir, daß ich an den Anfang mei-
ner Ausführungen ein ausführliches Zitat stelle: 

Der Begriff der Hilfsbedürftigkeit im Sinn des 
§ 1531 Reichsversicherungsordnung wird dage-
gen von dem Reichsversicherungsamt verneint, 
wenn sich die Unterbringung des Geisteskran-
ken überwiegend aus Gründen der öffentlichen 
Sicherheit als notwendig erwies. In der Praxis 
muß aufgrund dieser Rechtsprechung in jedem 
einzelnen Fall geprüft werden, ob die Unter-
bringung eines Geisteskranken in ,seinem 
eigenen Interesse erfolgte oder vorwiegend aus 
sicherheitspolizeilichen Gründen veranlaßt 
worden ist. Um die mit dieser Prüfung verbun-
denen Schwierigkeiten zu vermeiden und die 
Verwaltungsarbeit der beteiligten Stellen zu 
vereinfachen, ordnen wir auf Grund des Erlas-
ses des Führers und Reichskanzlers über die 
Vereinfachung der Verwaltung vom 28. August 
1939 bis auf weiteres folgendes an: Werden 
gegen Krankheit versicherte Geisteskranke 
von anderen Stellen als den Trägern der ge-
setzlichen Krankenversicherung in Heil- und 
Pflegeanstalten eingewiesen und treten die 
Fürsorgeverbände als Kostenträger auf, so sind 
die den Fürsorgeverbänden durch die Unter-
bringung entstandenen Kosten ungeachtet der 
Gründe, auf denen die Unterbringung beruht, 
je zur Hälfte von dem Träger der gesetzlichen 
Krankenversicherung und dem Fürsorgever-
band zu tragen. 

Namens der sozialdemokratischen Bundestagsfrak

-

tion danke ich Ihnen, Frau Minister, herzlich für 
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die Ankündigung, daß die Bundesregierung nun 
endlich diesen Halbierungserlaß aufheben wird. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Eine lange, unheilvolle Geschichte hat damit end-
lich ihr Ende gefunden. Ich füge an: Sicher hätten 
wir uns dies alles schon ein klein wenig früher ge-
wünscht. 

(Beifall bei der SPD und der FDP sowie bei 
der CDU/CSU) 

Immer noch leidet die Psychiatrie im wahrsten 
Sinn des Wortes an den Folgen des Dritten Rei-
ches. Nicht nur wurde in den Jahren 1933 bis 1945 
die psychiatrische Forschung in Deutschland ab-
rupt unterbrochen. Viel gravierender ist, daß in 
unserer Gesellschaft immer noch das sogenannte 
Dritte Reich nachwirkt. Psychisch Kranke werden 
als nicht leistungsfähig, ja sogar als Schmarotzer 
der Gesellschaft diffamiert. Oft finden sie nicht 
einmal das geringste menschliche Verständnis, ge-
schweige denn Solidarität und aktive menschliche 
Anteilnahme. Hadamar und Euthanasie werfen 
noch immer ihre furchtbaren Schatten. 

Einbezogen in diese angesprochene gesellschaft-
liche Ächtung und die dadurch gegebene Außen-
seiterstellung sind die Angehörigen von psychisch 
Kranken. Auch an sie müssen wir denken. Im öst-
lichen Ruhrgebiet ist dies immer noch eine Beleidi-
gung: „Du gehörst nach Aplerbeck!" Man kann 
auch bei spielenden Kindern oft die Beleidigung 
hören: „Du bist ein Spasti!" Folglich begegnen 
auch die Mitarbeiter in der Psychiatrie immer noch 
diesen alten historischen Vorurteilen. 

Lassen Sie mich an dieser Stelle den unbegrenz-
ten Respekt zum Ausdruck bringen, den wir Sozial-
demokraten vor dem mühsamen und mit ungeheu-
ren Lasten beschwerten Dienst in der Psychiatrie 
haben. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Und wenn das überhaupt unsere Sache sein kann 
und sein soll, müssen wir Sozialdemokraten all de-
nen, die diesen schweren Dienst tun, unseren Dank 
sagen. 

Wenn diese Debatte zusätzlich einen Sinn haben 
könnte, dann diesen: daß wir — über die Partei-
grenzen hinweg — alle miteinander noch mehr Ver-
ständnis für unsere psychisch kranken Mitbürger 
und den Dienst der Psychiatrie in all ihren Formen 
wecken. Dabei sind wir auf die Mitarbeit von Pres-
se, Funk und Fernsehen angewiesen. Wie klein 
die Lobby der psychisch Kranken hier im Parla-
ment ist, sehen wir auch heute wieder an der Prä-
senz im Plenum des Bundestages. 

In die Konfession der Schuld, all der Versäum-
nisse müssen wir Parlamentarier uns selber mit 
einbeziehen. Wir können nicht nur immer auf an-
dere hinweisen, die etwas versäumt haben könn-
ten. Wenn es um die Konfession der Schuld geht, 
dann möchte ich daran erinnern, daß Friedrich von 
Bodelschwingh, der Vater von Bethel, dem soge-
nannten Führer Adolf Hitler 1940 entschlossenen 
Widerstand entgegensetzte, als die Kranken von 
Bethel in die Vernichtungslager abtransportiert  

werden sollten. Ebenso muß an die mutigen Predig-
ten des Bischofs von Münster, des Grafen von Ga-
len, erinnert werden, der den ungeheuren Mut auf-
brachte, die Euthanasie öffentlich zu brandmar-
ken. 

Diese Tradition sollte nicht nur in den Kirchen 
lebendig bleiben. Vielmehr muß unsere Gesell-
schaft an diese unheilvolle Historie erinnert wer-
den, damit die Erfahrungen, die die Kirchen ge-
macht haben, in die Weiterentwicklung der Psych-
iatrie umgesetzt werden. Dazu gehört sicherlich 
auch die praktische Erfahrung, die in Bethel in 
mehr als 100 Jahren im Umgang mit psychisch 
Kranken gemacht worden ist, sowie die Fortschritt-
lichkeit von Vater Bodelschwingh, der erkannte, 
wie wichtig Arbeit und Beschäftigung für alle psy-
chisch Kranken sind. 

Wer erfährt als erster, wenn ein Mitbürger ganz 
konkret psychisch krank wird? Wer wird als erster 
mit einer ausweglos erscheinenden Situation kon-
frontiert? Es sind doch die Familienangehörigen, 
die sich an den Hausarzt wenden, und vielleicht — 
so  hoffe ich, wenn ich pro domo sprechen darf — 
finden sie auch einen Pfarrer, der ihnen als Seel-
sorger hilft. Vor welche Probleme wird eine Fami-
lie gestellt, wenn ein Mitglied der Familie psy-
chisch krank wird? Wo kann sie konkrete Hilfe 
und Beratung erfahren? Wie wird sie mit der neu

-

en Situation fertig? Wie furchtbar für den psy-
chisch Kranken, wenn der Ehepartner nichts Eilige-
res zu tun hat, als einen Antrag auf Scheidung 
oder sogar einen Entmündigungsantrag zu stellen 
oder den psychisch Kranken möglichst schnell in 
stationäre Behandlung abzuschieben! Oft aber — 
das müssen wir auch sehen — bleibt nichts ande-
res als stationäre Behandlung übrig, weil eine Fa-
milie allein mit den Problemen nicht fertig wird. 

Gegenüber 1969/70 haben sich die Verhältnisse 
teilweise verändert; sie müssen fortgeschrieben 
werden. Die Bundesregierung steht jetzt vor Gren-
zen, die offen ausgesprochen werden müssen. Zu-
erst muß mit allem Nachdruck darauf hingewiesen 
werden, daß die allseits berufene gemeindenahe 
Versorgung der psychisch Kranken noch nicht 
überall erreicht ist, ja daß sogar Modelleinrichtun-
gen, die gebildet worden sind, Probleme offenge-
legt haben, die nur durch neue Konzeptionen so-
wohl wirtschaftlicher als auch struktureller Art ge-
löst werden können. So entnehme ich dem Tätig-
keitsbericht 1978 des Sozialpsychiatrischen Dien-
stes Uelzen: 

Aufgaben eines Sozialpsychiatrischen Dienstes 
wurden für das Land Niedersachsen erstmals 
gesetzlich definiert. In Erwartung der gesetzli-
chen Regelung hatte der Sozialpsychiatrische 
Dienst Uelzen bereits bei seiner Einrichtung 
die später im Gesetz enthaltenen Aufgaben mit 
eingeplant und ist darauf vorbereitet, diese 
Aufgaben auch offiziell zu übernehmen. Das 
Gesundheitsamt und die Verwaltung des Land-
kreises Uelzen gehen jedoch davon aus, daß 
die Aufgaben des Sozialpsychiatrischen Dien-
stes, wie sie im niedersächsischen Psychiatrie- 
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Krankenhausgesetz vorgesehen sind, vom Ge-
sundheitsamt übernommen werden. 

Durch diese Auffassungsunterschiede ist es zu Pro-
blemen in der Kooperation gekommen, auf die die-
ser Tätigkeitsbericht eingeht. Außerdem wird in 
diesem Bericht kritisch angemerkt: 

Wir haben den Eindruck, daß die aufgetrete-
nen Schwierigkeiten in der Zusammenarbeit 
mit dem Landkreis Uelzen konzept- und struk-
turbedingt sind. Es hat einen solchen Dienst 
bisher nicht gegeben. Er arbeitet mit einer bis-
her ungewohnten Konzeption. Er ist als multi-
professionelles Team tätig und personell den 
Erfordernissen entsprechend ausgestattet. Er 
paßt nicht in das derzeit bestehende System 
psychosozialer Dienste und läßt sich — dies 
zeigen auch die  Beispiele aus Hannover und 
Berlin — kaum im Rahmen der Vorstellung 
des .  niedersächsischen Psychiatrie-Kranken

-
hausgesetzes von den Landkreisen finanzie-
ren. 

Hier wird also deutlich, wie vor Ort die Schwierig-
keiten gesehen werden. Es zeigt sich aber auch, 
daß diese in Uelzen aufgetretenen Ereignisse ty-
pisch sind und daß bei allen vergleichbaren Re-
formvorhaben ähnliche Schwierigkeiten auftreten. 

Modellversuche der ambulanten gemeindenahen 
Versorgung in der Nachbarschaft meines Wahl-
kreises, nämlich in Dortmund-Aplerbeck, Pader-
born, Lengerich und Gütersloh, haben ein überra-
schendes Resultat gezeigt. Es war durch die ver-
tragliche Vereinbarung mit der Kassenärztlichen 
Vereinigung nur eine 20 %ige Kostendeckung zu 
erreichen, so daß 80 % der benötigten Kosten wie-
derum auf die Krankenhäuser zurückfallen, die die 
Träger dieser Modelleinrichtungen sind, und die 
Krankenhäuser können diese Kosten nicht weiter-
geben. Die ambulante Betreuung konnte sich hier 
nicht auf das Rezeptieren von Psychopharmaka be-
schränken. Es wurden sinngemäß die sozialthera-
peutischen Dienste eingesetzt, von der Krankenver-
sicherung jedoch nur die ärztlichen Leistungen 
nach der Gebührenordnung vergütet. Hier müssen 
wir die Bundesregierung darauf aufmerksam ma-
chen, daß auch hier die Gebührenordnung der Ärz-
te geändert werden muß. Während z. B. ein nieder-
gelassener Nervenarzt aus dem betroffenen Ein-
zugsbeispiel 2 200 Patienten abrechnete, konnten 
die ambulanten Dienste im Quartal nur 150 bis 200 
Patienten betreuen und nur eben zu 20 % abrech-
nen. Es ist natürlich zu fragen, ob unter diesen 
Umständen die Modelleinrichtungen wirklich effek-
tiv arbeiten, ob sich realistische Rezepte dort ent-
wickeln und übertragen lassen. Kosten- und Stel-
lenpläne sind hier zu untersuchen, die Kostenarten 
sind zu analysieren. Insbesondere ist zu prüfen, 
wie solchen Modelleinrichtungen langfristig eine 
Arbeitsmöglichkeit gegeben wird und welchen 
Nutzen, wiederum gemeindenah betrachtet, diese 
Modelleinrichtungen bringen. Auch die Bundesre-
gierung führt in ihrer Stellungnahme aus — Zitat —, 
„daß bei der angespannten Finanzlage der Haus-
halte von Ländern und Gemeinden wie auch bei den 

Kostenträgern im Gesundheitswesen derzeit noch 
Regelungen weiterbestehen, die psychisch Kranke 
und Behinderte in gewissem Umfange benachtei-
ligen". 

Lassen Sie mich noch einen Vergleich im Hin-
blick auf die Finanzen bei ambulanter und statio-
närer Versorgung anstellen. Wenn psychisch 
Kranke gemeindenah ambulant versorgt werden 
können und die stationäre Unterbringung mit we-
nigstens einem durchschnittlichen Pflegesatz, nied-
rig gegriffen, von 100 DM pro Tag, d. h. bei 150 bis 
200 Kranken um eine halbe Million im Quartal, ein 
Vielfaches teurer sein muß als die ambulante Be-
treuung, dann ist die ausreichende, zweckmäßige 
und wirtschaftliche Versorgung der Kranken im 
Sinne der Reichsversicherungsordnung für die am-
bulante Versorgung nicht gewährleistet. Das be-
deutet nicht mehr und nicht weniger, als daß die 
Kassenärztlichen Vereinigungen den Sicherstel-
lungsauftrag nicht erfüllt haben. Mit der gegenwär-
tigen Vergütung der ambulanten ärztlichen Tätig-
keit nach Höhe und Inhalt ist offensichtlich die 
ausreichende ambulante Versorgung nicht durchzu-
führen, ohne daß irgend jemand sich bemüßigt ge-
fühlt hätte, etwas zu ändern oder auch nur Alarm 
zu schlagen. Die gemeindenahe Versorgung benö-
tigt meines Erachtens nicht nur mehr Mittel, son-
dern zusätzlich auch eine Umschichtung der Mittel 
bei sehr wahrscheinlicher Kostenersparnis. 

Ein großes Problem ist die stationäre Versor-
gung. Die Verkleinerung der  psychiatrischen Kran-
kenhäuser mit Ausgliederung der Pflegeheime hat 
häufig wegen Mangels an qualifiziertem ärztlichem 
und pflegerischem Personal zu .  einer Verschlechte-
rung der Lage psychisch Kranker geführt. Die Ein-
richtung psychiatrischer Abteilungen in Allgemein-
krankenhäusern stößt auf große Schwierigkeiten. 
Hier sind beschäftigungs-, arbeits- und sozialthera-
peutische Kräfte einzubeziehen und Lentsprechende 
räumliche Bedingungen zu schaffen. Die Handha-
bung des Krankenhausfinanzierungsgesetzes durch 
die Krankenkassen hat dazu geführt, daß sich die 
Krankenhausträger bei der Verwirklichung der 
Forderung der Psychiatrie-Enquete oft einem un-
tragbaren wirtschaftlichen Risiko bei einer bedarfs-
gerechten personellen Ausstattung der psychiatri-
schen Abteilungen ausgesetzt sehen. 

(Hasinger [CDU/CSU]: Richtig!) 

Die Krankenkassen, die zumeist unter Hinweis 
auf die Kosten im Vergleich mit anderen Einrich-
tungen die Humanität durch kostengünstige chemi-
sche Zwangsjacken ersetzen, sind nicht bereit, die 
notwendigen Pflegesätze zu zahlen. Eine kosten-
günstige stationäre Behandlung mit notwendiger-
weise hohem Pflegesatz setzt eine kostendeckende 
ambulante oder teilstationäre Behandlung voraus. 
Dies ist nicht eine Frage der Finanzkraft der Kran-
kenkassen, denn hier geht es um ein grundsätzli-
ches Problem. Sowohl das Krankenhausfinanzie-
rungsgesetz wie auch das Kostendämpfungsgesetz 
werden von den Krankenkassen nicht so angewen-
det, wie wir das erwarten müßten. 

Ich darf einmal einen etwas unscharfen Ver-
gleich im Hinblick auf die Kosten, die bei Chirur- 
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gie und Psychiatrie entstehen, anstellen. Ich weiß, 
daß man das eigentlich nicht miteinander verglei-
chen kann, aber ich will es dennoch einmal tun. In 
einem mittleren Krankenhaus hat ein Chirurg nicht 
mehr alle angemeldeten Patienten aufgenommen, 
sondern einen erheblichen Teil ambulant versorgt. 
So wurde die Belegung auf 70 % reduziert; die 
Kasse sparte dadurch 2,5 Millionen DM an Kosten. 
Da die fixen Kasten jedoch die gleichen bleiben, 
auch bei einer geringeren Belegung ,des Kranken-
hauses, verteilen sich die Basiskosten dann eben 
auf weniger Pflegetage. Die Kassen waren in die-
sem Fall nicht bereit,. den Pflegesatz trotz verrin-
gerter Gesamtkosten, nämlich um 2,5 Millionen 
DM, zu erhöhen. 

Die im Kostendämpfungsgesetz vorgesehene vor-
und nachstationäre Behandlung und Diagnostik 
sind nicht durchgeführt worden. Sie können aber 
nur zum Zuge kommen, wenn Kranke durch die 
vorhandenen Krankenhausbetten nach dem Vollbe-
legungsprinzip nicht mehr durchgeschleust werden, 
sondern wenn für dieselben Kranken weniger Bet-
ten benötigt werden. Das hat zur Folge, daß die 
Belegung der Krankenhäuser sinken muß. Mit nied-
rigerer Belegung und Verkürzung der Verweildau-
er kommen mehr Leistungen und Kosten auf den 
jeweiligen Pflegetag. Das heißt: Bei fallenden Ge-
samtkosten müssen — so paradox ,das klingt — die 
Pflegesätze steigen. Bei wirtschaftlicher Vernunft 
könnten dann aber im Endeffekt viele Kosten ge-
spart werden. 

Was geschieht aber jetzt? Die Kassen drücken 
nur auf die Pflegesätze und sind leider beim Aus-
handeln der Pflegesätze mit den Krankenhäusern 
nicht zu einer vernünftigen Kooperation bereit. Die 
Kassenärztlichen Vereinigungen versuchen, die Be-
teiligungen und Ermächtigungen der Krankenhaus-
ärzte abzubauen. Das ist ein obendrein uner-
wünschter Effekt. So werden also die Absichten 
des Kostendämpfungsgesetzes und der Psychiatrie

-

Enquete blockiert. Wir müssen hier die Gretchen

-

frage stellen, ob Krankenkassen und Kassenärztli-
che Vereinigungen hierbei in der Lage sind, die 
Probleme zu erkennen oder aber ob es zu einer 
Umstrukturierung kommen muß, nämlich wenn es 
darum geht, die Kostenexplosion und das Problem 
der Humanität im Krankenhaus in den Griff zu be-
kommen. 

Eine weitere Aufgabe ist der Ausbau einer qualifi-
zierten Mitbestimmung der Versicherten in allen 
Gremien und bei allen Entscheidungen, die die 
Krankenkassen zu treffen haben. Solidarität — das 
Grundprinzip jeder Sozialversicherung, auch der 
Krankenkassen — muß' sich auch und vor allen an-
deren auf psychisch Kranke beziehen. 

Ein weiteres Kapitel ist die Lage der psychiatri-
schen Krankenhäuser. Hier haben wir es mit ver-
schiedenen Patientengruppen zu tun, vorwiegend 
mit jüngeren Patienten, die in ein oder zwei Episo-
den im Leben psychiatrisch erkranken, dann die 
chronischen Erkrankungen und zuletzt mit reinen 
Pflegefällen. Diese drei Gruppen benötigen ver-
schiedene Behandlungssituationen und -einrichtun-
gen. 

Hier taucht das böse Wort von der Edelpsychia-
trie auf. Die Einrichtungen mit chronisch Kranken 
möchten gern die Patienten mit akuten Episoden 
behandeln, obwohl sie für diese Gruppen nicht 
oder ungenügend eingerichtet sind. Wenn es 
Edelpsychiatrie ist, die Kranken zweckmäßig, ge-
meindenah stationär und ambulant zu versorgen, 
dann müssen wir eben diese betreiben. Wir müssen 
aber das eigentliche Problem der psychiatrischen 
Krankenhäuser sehen. Mit dem Aufbau sozialpsych-
iatrischer Dienste, die über die notwendigen Res-
sourcen für die Krisenintervention und die ambu-
lante Behandlung verfügen, wird sich der prozen-
tuale Anteil chronisch Kranker und der Pflegefälle 

I in den Krankenhäusern erhöhen. 
Ich sehe, daß ich zum Schluß kommen muß. Ich 

versuche, noch einmal zusammenzufassen. Wir 
müssen berücksichtigen, daß auch die Personalisie-
rung der Verantwortung im Krankenhaus weiter 
vorangetrieben werden muß. Ich denke an das Ur-
teil eines Kölner Gerichts in einem Fall, als ein 
Assistenzarzt versagt hat und dieses Versagen dem 
leitenden Arzt angelastet worden ist. Das Urteil 
hat auch für den Bereich, den wir heute behandeln, 
weitreichende Konsequenzen. Denn wer trägt die 
Verantwortung, wenn z. B. ein Patient in einem 
psychiatrischen Krankenhaus Selbstmord begeht? 

Die Ziele der Psychiatrie-Enquete können nur er-
reicht werden, wenn es gelingt, die gemeindenahe 
ambulante und stationäre Versorgung psychisch 
Kranker kostendeckend durchzusetzen und die Hei-
lung und Behandlung der psychisch Kranken finan-
ziell besser auszugestalten sowie die Psychiatrie 
durch Personalisierung der Verantwortung zu hu-
manisieren. Dazu brauchen wir qualifizierte Mitbe-
stimmung der Versicherten in allen Gremien, sozial-
medizinische und volkswirtschaftiche Qualifika-
tionsnachweise für die Krankenkassen, durchgrei-
fende Krankenkassenaufsicht und eine Überprü-
fung der Erfüllung des Sicherstellungsauftrages der 
Kassenärztlichen Vereinigungen. 

Für die SPD-Fraktion sage ich eine sorgfältige 
Behandlung der Stellungnahme der Bundesregie-
rung zur Psychiatrie-Enquete zu. Wir werden uns 
in unserem Ausschuß überlegen müssen, wie wir 
dieses Thema weiter behandeln, wie wir es parla-
mentarisch weiter verfolgen. Eventuell müssen wir 
überlegen, ob wir nicht noch einmal die Fachleute 
der Psychiatrie-Enquete zu uns bitten, um zu se-
hen, wie sich die Dinge in der Zwischenzeit weiter-
entwickelt haben. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Burger. 

Burger (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren. Herr Kollege Fiebig, 
Sie haben eben dramatisch die Geister der Vergan-
genheit beschworen. Ich glaube, Sie haben es zu 
Recht getan. Sie haben den Halbierungserlaß zi-
tiert, der mit die Diskriminierung der psychisch 
Kranken gebracht hat. Ich frage mich mit Ihnen: Wie 
konnte es geschehen, daß er jetzt erst außer Kraft 
gesetzt wird? 
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Aber noch etwas hat sich vor 40 Jahren ereignet. 

Am 1. September 1939 hat Hitler den Euthanasie-
Erlaß unterschrieben. Die „Frankfurter Allgemeine 
Zeitung" schrieb in diesen Tagen: Unter dem An-
schein der Barmherzigkeit schuf dieser Erlaß die 
Rechtsgrundlage für das Programm zur Vernich-
tung lebensunwerten Lebens. Mehr als 100 000 
Menschen mußten sterben. Auch ich habe damals 
als 14jähriger diese Zeit in der Nähe des Landes-
krankenhauses Emmendingen miterlebt. Ich habe 
von diesen Vorfällen in einer Predigt des Freibur-
ger Erzbischofs Gröber gehört. Ich weiß, daß die 
Anstrengungen der Kirchen dazu geführt haben, 
daß im Jahre 1941 — etwa in dieser Zeit — der Er-
laß zurückgenommen worden ist — allerdings 
nachdem schon weit über 100 000 Menschen, viel-
leicht sind es sogar 120 000 gewesen, gestorben 
sind. Warum sage ich das? Ich sage es deshalb, 
weil diese Zeit die deutsche Psychiatrie um Jahr-
zehnte zurückgeworfen hat und weil der psychisch 
Kranke durch diese Zeit — vielleicht noch im Un-
bewußten vorhanden — diskriminiert und sozu-
sagen ins Abseits gestellt worden ist. 
Wir haben dann die Initiative ergriffen, die in 

die Psychiatrie-Enquete mit ihren Feststellungen, 
mit ihren Diagnosen, mit ihren Vorschlägen einge-
mündet ist. Die Bundesregierung steht dahinter, 
wir stehen dahinter. Wir wollen versuchen, das Be-
ste daraus zu machen, und zwar unverzüglich. Wir 
wollten damit auch sehr bewußt ein Stück Vergan-
genheit bewältigen. Wir sind bereit — unser Sin-
nen steht nicht nach Konfrontation —, auch in den 
nächsten Jahren in gemeinsamer Anstrengung das 
zu tun, was zu tun notwendig ist, wenn wir es mit 
den Menschenrechten in unserer Verfassung ernst 
meinen. 

(Beifall) 

Ich stimme Ihnen voll zu, Frau Minister Huber, 
wenn Sie als die Ziele der Psychiatriereform eine 
moderne Versorgung und die Gleichstellung der 
psychisch Kranken genannt haben. Wir dürfen uns 
allerdings von Anfangserfolgen im stationären Be-
reich nicht täuschen lassen. Wir sollten auch noch 
stärker den Ursachen der Zunahme der Zahl der 
psychisch Kranken nachgehen. Eine dieser Ursa-
chen ist die zunehmende langfristige Arbeitslosig-
keit. Wir müssen die Reform als Ganzes vorantrei-
ben. Wir müssen die Mängel sehen und insbeson-
dere darauf achten, daß die Mittel, die bereitge-
stellt worden sind - und wir begrüßen sehr, daß 
es diese Mittel gibt —, auch dort schwerpunktmä-
ßig sinnvoll eingesetzt werden, wo zunächst noch 
die gröbsten Mängel bestehen. 

Wir hätten — ich darf das wiederholen — in der 
jüngsten Vergangenheit von der Bundesregierung 
ein bißchen mehr Mut und Engagement erwartet. 
Zu stark hat sie manchmal ihre Nichtzuständigkeit 
betont. Aber last not least, meine Damen und Her-
ren, darf ich noch einmal sagen: Wir wollen keine 
Konfrontation und keine Härte, wir wollen im Gu-
ten zusammenwirken und das Beste aus dieser En-
quete machen. 

Ich möchte mich noch kurz mit dem Problem der 
Rehabilitation der Behinderten auseinandersetzen. 

Ich fürchte, die psychisch Kranken sind heute noch 
Stiefkinder der Rehabilitation. 

(Picard [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Für Körperbehinderte und geistig Behinderte ist in 
der Bundesrepublik in den letzten zwei Jahrzehn-
ten ein Rehabilitationssystem von hohem Niveau 
aufgebaut worden. Für diese Gruppen wurden Ein-
richtungen zur medizinischen, zur beruflichen und 
zur schulischen Rehabilitation bereitgestellt. Für 
die psychisch Kranken steht noch nichts Gleich-
wertiges bereit. Zwar kennt das Bundessozialhilfe-
gesetz seit rund einem Jahrzehnt einen Rechtsan-
spruch für seelisch Behinderte, und seit Jahren be- 
steht auch das Gesetz zur Angleichung der Lei-
stungen in der Rehabilitation. Auch das Schwerbe-
hindertengesetz und das Arbeitsförderungsgesetz 
kennen keinen Unterschied zwischen körperlich 
und seelisch Behinderten. Trotzdem gehören die 
psychisch Kranken immer noch zu der am meisten 
benachteiligten Behindertengruppe. 

Die Psychiatriereform hat vor allem die Situation 
in den Landeskrankenhäusern verbessert. Es wur-
den räumliche und hygienische Mißstände abge-
baut, die Personalausstattung verbessert und auch 
der Langzeit- und der Pflegebereich reduziert. So 
hat zum Beispiel das Land Baden-Württemberg — 
ich kenne nur die Zahlen aus diesem Lande — in 
einem Aufbau- und Nachholprogramm für die psych-
iatrischen Großkrankenhäuser etwa 80 Prozent 
dieser Häuser saniert. Es wurden 650 Millionen 
DM bereitgestellt; dadurch konnten selbstverständ-
lich die gröbsten Mängel beseitigt werden. Andere 
Länder haben ähnliche Anstrengungen unternom-
men. 
Durch diese Verbesserungen und auch durch 

neue Möglichkeiten im medizinischen Bereich sind 
aber auch die Chancen für die Rehabilitation der 
seelisch Behinderten gewachsen. Für diese große 
und leider Gottes noch wachsende Gruppe der psy-
chisch Behinderten fehlt jedoch noch weitgehend 
ein integriertes Rehabilitationssystem. Diese Lücke 
wirkt sich ungünstig aus, denn die schon erwähnte 
Modernisierung der Fachkrankenhäuser und die 
wirksameren Behandlungsmethoden führen mehr 
psychisch Kranke als früher an die Schwelle der 
beruflichen Rehabilitation heran. 

Auch die Veränderung der Lebensbedingungen, 
vor allem die erhöhten Anforderungen im Arbeits-
leben, hat gleichzeitig zu einer Verminderung der 
Chancen der psychisch Behinderten geführt, die 
sich ohne berufliche Maßnahmen nicht werden be-
haupten können. Vor allem die Zahl der jungen 
Behinderten, die den Einstieg ins Berufsleben nicht 
schaffen, ist stark angestiegen. So hat man festge-
stellt, daß in Übergangswohnheimen — das sind 
Heime, die Patienten nach der Akutbehandlung 
aufnehmen — von den 18- bis 25jährigen weniger 
als ein Viertel und von den 26- bis 40jährigen nur 
die Hälfte eine Berufsausbildung haben. Der enge 
Zusammenhang zwischen psychischer Behinderung 
und mangelnder beruflicher Verwirklichungsmög-
lichkeiten wird hier sehr deutlich sichtbar. 

Die Angebote an Einrichtungen für die beruflich

-

soziale Rehabilitation psychisch Behinderter sind in 
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der Bundesrepublik außerordentlich knapp bemes-
sen. Das in den letzten Jahren aufgebaute dichte 
Netz von Berufsbildungswerken für Jugendliche 
und von Berufsförderungswerken für Erwachsene 
ist den psychisch Behinderten weitgehend ver-
schlossen. Die Werkstätten für Behinderte sind, 
von Ausnahmen abgesehen, vorrangig auf die Be-
dürfnisse der geistig Behinderten abgestimmt. Da 
wegen der besonderen Betroffenheit der seelisch 
Behinderten meist nur eine stufenweise Rehabilita-
tion möglich ist, muß in der Zukunft vor allen Din-
gen ein Netz von komplementären Diensten ge-
schaffen werden. Dazu gehören Übergangsheime, 
Wohnheime, beschützende Wohngruppen, Patien-
tenklubs und Tagesstätten, daneben rehabilitative 
Dienste, beschützende Werkstätten und auch be-
schützende Arbeitsplätze. Der Ausbau dieses Über-
gangsbereiches ist von einer Gesamtvereinbarung 
der Kostenträger abhängig, um die notwendigen 
therapeutischen und berufsfördernden Leistungen 
auch zu finanzieren. Eine solche Regelung wird ge-
genwärtig von der Bundesarbeitsgemeinschaft für 
Rehabilitation vorbereitet. Ich hoffe, sie wird bald 
verabschiedungsreif beraten sein. 

Wir begrüßen es, daß die Bundesregierung dem 
Aufbau der komplementären Dienste prinzipiell 
eine erhebliche Bedeutung beimißt. Da auf diesem 
Gebiet auch ein strukturelles Durcheinander 
herrscht, muß eine sinnvolle Abstimmung beim 
Ausbau dieser Hilfen erfolgen. 

(Hasinger [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Zusammenarbeiten müssen vor allem auch die Ver-
waltungen der Gesundheitsfürsorge, der Sozialhilfe, 
der Jugendhilfe und der Arbeitsämter. Die volle 
berufliche Eingliederung — das darf nicht ver-
schwiegen werden — bedeutet indes für viele psy-
chisch Behinderte eine Überforderung. Es müssen 
daher auch Beschäftigungsformen akzeptiert wer-
den, die auch nur beschränkt Arbeitsfähigen eine 
Chance geben. Insbesondere sollten auch die 
Werkstätten für Behinderte stärker als bisher An-
gebote machen. Die Bundesregierung muß in der 
noch zu erlassenden Rechtsverordnung sicherstel-
len, daß neben den  geistig Behinderten auch see-
lisch Behinderte dort einen Platz erhalten können. 
Wir sind in der jüngsten Vergangenheit nicht mü-
ßig geworden, immer wieder darauf hinzuweisen, 
daß in diesen Werkstätten für Behinderte alle Be-
hinderten, die gemeinschaftsfähig sind, einen Platz 
finden müssen. Dies gilt neben den geistig Behin-
derten auch für die seelisch Behinderten. In der 
Zukunft dürfen nicht zwei Klassen von Werkstät-
ten geschaffen werden. 

(Beifall) 

Ich komme zu einem weiteren wichtigen Punkt. 
Der Kernpunkt der Rehabilitation psychisch Behin-
derter ist die Frage der Annahme durch die Gesell-
schaft, also durch die Mitmenschen, und zwar be-
sonders am Arbeitsplatz. Die angestrebte Rehabili-
tation oder Integration ist noch keine Selbstver-
ständlichkeit. Die psychisch Behinderten sind 
durchaus leistungsfähig, wenn der Arbeitsplatz auf 
ihre individuellen Möglichkeiten abgestimmt wird. 
Bei diesem Personenkreis ist aber begleitende Hilfe 

besonders erforderlich. Hier treten bereits die er-
sten Schwierigkeiten für die Bereitschaft der Auf-
nahme psychisch Behinderter auf. Ihre Eingliede-
rung erfordert eine besondere Rücksichtnahme. Er-
hält ein so Behinderter nicht die notwendige Hilfe 
oder erlebt er Mißerfolge, kann er zerbrechen. Um 
dies zu verhindern, muß die Umgebung im Tätig-
keitsbereich in  der  rechten Weise eingestellt wer-
den. Die Mitarbeiter müssen lernen, den Umgang 
mit seelisch Behinderten als allgemein-menschli-
ches Problem zu erkennen. Bei vielen dieser Behin-
derten sind persönliche Hilfen am Arbeitsplatz er-
forderlich. Ihr Selbstvertrauen muß gestärkt, Lei-
stungen müssen gerecht beurteilt und Fehler müs-
sen sachlich korrigiert werden. Zu dieser Rehabili-
tation gehört auch das Instrument der Arbeitser-
probung. Diese Möglichkeit sollte besonders in der 
Zukunft stärker in Anspruch genommen werden. 

Im Vergleich zu Körperbehinderten erfordert der 
psychisch Behinderte weit mehr Einfühlungsvermö-
gen und flankierende mitmenschliche Hilfe, um 
Kontaktstörungen und phasenhaft schwankende 
Leistungseinbußen zu überwinden. Eine befriedi-
gende Beschäftigung ist eine wichtige Lebensbasis; 
dies gilt für Gesunde wie für Behinderte, aber ganz 
besonders für seelisch Kranke. 

Meine Damen und Herren, ich möchte zum 
Schluß kommen. Die Deutsche Gesellschaft für So-
ziale Psychiatrie hat auf einer Tagung in Heidel-
berg auf all diese ungelösten brennenden Fragen 
ebenfalls hingewiesen. Auf dem Kongreß wurde 
bekannt, daß im vergangenen Jahr 23 000 psy-
chisch Behinderte zu Frühinvaliden wurden und 
daß im Jahre 1978 rund 14 000 Menschen aus die-
sem Personenkreis Selbstmord begingen. 

Diese Zahlen müssen aufrütteln. Sie müssen uns 
zu größeren Anstrengungen anspornen. Die Rück-
kehr der psychisch Kranken in die Gesellschaft 
statt der früheren Verwahrung in Heil- und Pflege-
anstalten stellt diese Gesellschaft — das sind wir 
alle — vor ganz neue Aufgaben. 

Viele Menschen haben dies auch begriffen; denn 
in Stadt und Land gibt es Initiativgruppen, die sich 
der Betroffenen annehmen. Wir müssen den see-
lisch behinderten Mitbürgern durch den energi-
schen Ausbau von Rehabilitationsdiensten mög-
lichst bald eine faire Chance zu einem neuen Start 
geben. Das angekündigte Internationale Jahr der 
Behinderten sollte für die Bundesregierung der An-
stoß sein, das Aktionsprogramm für die Rehabilita-
tion mit diesem Schwerpunkt fortzuschreiben. Ich 
meine — dies ist ein Wort des ehemaligen Arbeits-
ministers Grundmann —: Eine Gesellschaft ist 
nicht nur an ihrem Lebensstandard, sondern ebenso 
an ihrer Menschlichkeit zu messen. 

(Beifall) 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Spitzmüller. 

Spitzmüller (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen! Meine Herren! Sicherlich habe 
nicht nur ich, sondern es haben auch viele andere 
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Abgeordnete aus diesem Plenum ihre Augen immer 
wieder zur Bundesratsbank schweifen lassen. Diese 
Bank manifestiert die institutionalisierte Möglich-
keit der Länderkammer, in Gestalt von Ländermini-
stern oder deren Beauftragten an der Debatte des 
Deutschen Bundestages teilzunehmen. Doch diese 
Bank war von Anfang an leer und blieb auch leer. 
Ich frage mich: Warum sind eigentlich die für die 
Psychiatrie zuständigen Landesminister oder deren 
Beauftragte nicht erschienen, jene Vertreter der 
Bundesländer, die für die psychiatrische Versor-
gung in erster Linie zuständig sind und die von der 
Psychiatrie-Enquete in erster Linie angesprochen 
werden. Wollen Sie etwa durch ihr Fernbleiben 
schamhaft zum Ausdruck bringen, daß der in der 
Stellungnahme der Bundesregierung dokumentierte 
Rückstand der Länder auf diesem Gebiet wohl den 
Tatsachen entspricht und daß noch vieles fehlt, ob-
wohl alle Länder in den letzten Jahren große An-
strengungen um Verbesserungen unternommen ha-
ben? Davon sprach auch der Kollege Burger. Der 
Nachholbedarf war eben riesig. 

Aber, meine Damen und Herren, eine Reform der 
Psychiatrie kann — wenn sie richtig bewältigt 
werden soll — nur aus einer gemeinsamen An-
strengung der Länder und des Bundes hervorgehen. 
Sie darf nicht etwa zerfallen in eine Bundesre-
form, mit der sich der Bundestag heute zu beschäf-
tigen hätte, und in eine Länderreform oder besser 
in Länderreförmchen, die jedes Land für sich 
betriebe. 

Es wird entscheidend darauf ankommen, daß 
Bund und Länder geeignete Gremien finden, um die 
Zusammenarbeit künftig noch viel enger zu gestal-
ten als bisher. Das gilt für die Regierungen ebenso 
wie für den parlamentarischen Bereich. 

Kollege Picard hat ja heute morgen bereits eine 
Forderung aufgestellt. Frau Minister Huber hat er-
läutert, warum diese Forderung allein durch den 
Bund nicht zu erfüllen ist, und gesagt, daß hier alle 
Länderregierungen mitspielen müssen. 

Wollen wir Parlamentarier die Initiative zur 
Psychiatrieform nicht an die Ministerien des Bundes 
und der Länder verlieren, so muß ab sofort auch 
eine enge Zusammenarbeit zwischen den Landta-
gen und dem Bundestag gerade auf diesem Gebiet 
stattfinden. Als FDP-Sprecher will ich gern hinzu-
fügen, daß ich für (lie nächste Fraktionsvorsitzen-
denkonferenz unserer Partei die Psychiatriereform 
als Tagesordnungspunkt vorgeschlagen habe. Wir 
wollen auf diese Weise dazu beitragen, zwischen 
Bund und Ländern abgestimmte Initiativen gerade 
auch in den Landtagen zu erreichen. 

Nun zur Sache selbst, meine Damen und Herren. 
Der für uns Liberale entscheidende Punkt der Psych-
iatriereform ist eine wesentlich verstärkte Wie-
dereingliederung seelisch und geistig Kranker und 
Behinderter in die Gesellschaft. Deshalb Abbau der 
isolierenden Großkrankenhäuser, deshalb Integra-
tion der Psychiatrie in die allgemeine Krankenver-
sorgung, deshalb ortsnahe Dezentralisation der Hil-
fen, deshalb vor allem der Vorrang ambulanter Be-
treuung, deshalb schließlich auch möglichst weit

-

gehende Eingliederung der psychisch Kranken in 
die allgemeine Lebens-, Wohn- und Arbeitsgesell-
schaft der Gesunden. 

Verstehen Sie mich bitte nicht falsch: Soweit 
Landeskrankenhäuser für schwere Fälle weiter be-
nötigt werden, ist deren Sanierung vordringlich. 
Wir haben auch nichts Grundsätzliches gegen ei-
nen weitverzweigten Ausbau psychiatrischer Ab-
teilungen an Allgemeinkränkenhäusern; im Gegen-
teil, wir brauchen diese. Allerdings darf heimliches 
Motiv für einen solchen Ausbau nicht die Wieder-
anhebung der Belegungsquoten in weiten Berei-
chen der stationären Versorgung sein. Ich sehe 
hier nämlich mit etwas Sorge allzu naheliegende 
Sachzwänge. 

Wesentlicher als all dies und unseres Erachtens 
vorrangig sind weitverzweigte Angebote psycho-
therapeutischer Versorgung durch niedergelassene 
Ärzte, Psychologen, Sozialarbeiter und andere Be-
rufsgruppen und durch Selbsthilfeorganisationen. 
Notwendig sind nicht zuletzt in verstärktem Um-
fang Angebot der beruflichen Rehabilitation für 
psychisch Kranke und Behinderte, beschützende 
Werkstätten, geeignete Arbeitsplätze in Betrieben, 
eine entsprechende Kapazität der Berufsförderungs-
werke. Nur durch eigenverantwortliche Wiederteil-
nahme am Arbeitsleben kann nämlich in vielen 
Fällen das Selbstvertrauen eines Partienten wieder-
hergestellt und seine Rückkehr auf Zeit oder auf 
Dauer zu einer normalen bürgerlichen Existenz ge-
sichert werden. 

Ein Letztes, meine Damen und Herren. Nicht nur 
der Zwischenbericht 1973, sondern auch der eigent-
liche Bericht 1975 hat in einem bedauerlichen 
Ausmaß noch inhumane Zustände in der psychia-
trischen Versorgung festgestellt. Einige Kolleginnen 
und Kollegen sind darauf eingegangen. Auch heute 
ist die Lage leider noch so, daß uns — gewiß nicht 
zu Unrecht — ein offener Brief von Mitarbeitern 
eines Landeskrankenhauses erreichen kann, der für 
Patienten, Ärzte, Schwestern und Pfleger gleicher-
maßen unzumutbare Zustände beklagt. Nicht nur 
die räumliche Situation ist oft noch unerträglich; 
vor allem ist es die chronische personelle Unterbe-
setzung, die Ansätze zur notwendigen Betreuung, 
Behandlung und Förderung im Keime erstickt. 

Lassen Sie mich an dieser Stelle einen ausdrück-
lichen Dank an all jene Mitarbeiter in der Psych-
iatrie aussprechen, die trotz aller Mängel, Ver-
säumnisse und trotz aller Überlastung aufopfernd 
seit Jahren ihren harten sozialen Dienst am Kran-
ken versehen. Unsere Aufgabe muß es sein, den 
Dienst an diesen Kranken attraktiver zu machen, 
damit die Fehlstellen endlich auch einmal besetzt 
werden; denn zur Humanität in der Psychiatrie ge-
hört Humanität für die Patienten wie für diejeni-
gen, die im Dienste der Patienten stehen. Auch das 
dürfen wir bei dieser Debatte nicht übersehen. 

Die Konsequenz für uns Politiker kann nur sein: 
Hier in der Psychiatrie muß das meist vorherr-
schende Denken in Kategorien der Kostendämp-
fung und der Rationalisierung weitgehend vor der 
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Tür bleiben. Wir müssen erkennen, was die Huma-
nität gegenüber den Kranken und Helfern unab-
dingbar erfordert: die Auffüllung unbesetzter Stel-
len, die Herstellung eines für moderne Psychiatrie 
erforderlichen Stellenschlüssels, ausreichende Aus

-

Weiter- und Fortbildung der Mitarbeiter. 

Doch nicht nur an den Staat und an die Kran-
kenhausträger richtet sich mein Appell. Eine aus-
reichende ambulante Versorgung psychisch Kran-
ker kann in großem Stil nur dann gesichert werden, 
wenn etwa auch die Kassenärztlichen Vereinigun-
gen für eine genügende Zahl niedergelassener Fach-
ärzte für den psychiatrischen Bereich sorgen und dar-
über hinaus dafür sorgen, daß viele niedergelas-
sene Ärzte mehr von der Psychiatrie verstehen, als 
das in der Vergangenheit der Fall war. 

Daneben werden wir aber auch unbedingt klini-
sche Psychologen brauchen, insbesondere als nie-
dergelassene Therapeuten. Deshalb ist das Psycho-
therapeutengesetz, von dem Frau Minister Huber 
sprach, so notwendig. Schließlich müssen die Kran-
kenkassen und die Beitragszahler, wie ich hinzufü-
gen möchte, wissen, daß dies erhebliche Mehrko-
sten verursachen wird. Diese für unsere psychisch 
Kranken aufzubringen, sollte von uns allen als 
Konsequenz akzeptiert werden, so bitter diese Kon-
sequenz ist. Humanität in diesem Bereich ist nicht 
umsonst zu haben. Mehr Humanität kann in diesem 
Bereich teilweise eben auch nur durch mehr und 
besser qualifiziertes Personal, durch mehr persönli-
che Dienstleistungen erreicht werden. Kosten für 
Dienstleistungen aber steigen überproportional. Da-
mit wir uns am heutigen Tage nichts in die Tasche 
lügen, wollte ich diese Erkenntnis zum Schluß 
nicht verschweigen. 

(Beifall) 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Braun. 

Braun (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen, meine Herren! Als sich der 
Deutsche Bundestag am 26. April dieses Jahres auf 
Grund der Großen Anfrage der CDU/CSU-Fraktion 
mit der Lage der älteren Menschen in der Bundes-
republik Deutschland befaßte, wurde deutlich, wie 
notwendig und wichtig es ist, daß wir uns endlich 
im Rahmen der Psychiatrie-Enquete mit der Ver-
sorgung psychisch kranker alter Menschen befas-
sen. 

(Hasinger [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Dies ist auch deswegen notwendig, weil der Anteil 
der über 65jährigen an der Gesamtbevölkerung in 
den letzten Jahrzehnten nicht nur in der Bundesre-
publik Deutschland, sondern in allen Industrielän-
dern ständig und erheblich zugenommen hat. Wir 
sollten allerdings differenzieren und nicht so ohne 
weiteres alle über 65jährigen als eine einheitliche 
Gruppe mit gleichen Problemen ansehen. 

(Hasinger [CDU/CSU]: Richtig!) 

Immer mehr wird deutlich, daß wir heute innerhalb 
der sogenannten älteren Generation praktisch zwei 
Generationen haben: zum einen die Gruppe der 

„jüngeren Älteren", die noch im aktiven Erwerbs-
leben stehen könnten und selbständig den dritten 
Lebensabschnitt meistern können, und zum anderen 
die im hohen Alter Stehenden, die vielfach einer 
Hilfe, Versorgung und auch Betreuung bedürfen. 
So wird auch in dem Bericht zur Lage der Psych-
iatrie darauf hingewiesen, daß der Anteil spezifi-
scher psychischer Alterserkrankungen in den psych-
iatrischen Krankenhäusern der Bundesrepublik 
erheblich angestiegen ist. Diese starke Zunahme an 
alten Patienten wirft aber auch gleichzeitig die 
meines Erachtens entscheidende Frage auf, ob es 
wirklich notwendig ist, daß von den Patienten in 
stationären Einrichtungen zirka 20% älter als 65 
Jahre sind. Hier möchte ich mir die Aussage des 
Berichts zur Lage der Psychiatrie zu eigen machen, 
die besagt — ich zitiere —: 

Manche alten Menschen, die heute noch in ei-
ner psychiatrischen Anstalt leben, bedürfen si-
cher nicht unbedingt der Unterbringung in ei-
nem Fachkrankenhaus und wären ebensogut in 
einem gemeindenahen Pflege- oder Kranken-
heim bzw. in anderen Heimen zu betreuen, 
wenn diese über die notwendigen personellen, 
therapeutischen und rehabilitativen Vorausset-
zungen und über einen regelmäßigen psychia-
trischen Konsiliardienst verfügen würden. 

Deswegen kommt gerade bei psychisch kranken al-
ten Menschen der ambulanten Versorgung hohe 
Bedeutung zu. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Auch heute wird noch viel zu schnell in stationäre 
Einrichtungen eingewiesen, obwohl gerade eine 
solche Aufnahme in eine Institution mit erhebli-
chen Belastungen körperlicher und auch seelischer 
Art verbunden ist, denen der ältere Mensch viel-
fach nicht gewachsen ist. Jeder längere Aufenthalt 
in einem Fachkrankenhaus birgt die Gefahr in sich, 
daß die Selbständigkeit verlorengeht und oft eine 
Rückkehr zu eigener Selbständigkeit unmöglich 
wird. 

Weil für einen hohen Prozentsatz von psychisch 
kranken alten Menschen die ambulante Versor-
gung die optimale Behandlungsform darstellt, soll-
ten wir gemeinsam — Bund, Länder, Gemeinden, 
Kirchen und auch Wohlfahrtsverbände — alle An-
strengungen unternehmen, um die ambulanten An-
gebote zu verbessern. Dazu ist meines Erachtens 
im einzelnen folgendes notwendig. 

Erstens. Die bisherige Planung der Altenhilfe hat 
ein zu starkes Gewicht auf die Versorgung im Sin-
ne der Pflege, Betreuung und Bewahrung gelegt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Der Ausbau der ambulanten Versorgung darf nicht 
vernachlässigt, sondern muß verstärkt werden. 

Zweitens. Schaffung von gemeindenahen Dien-
sten, die in der Lage sind, beratende therapeutische 
und präventive Funktionen zu übernehmen. In den 
letzten Jahren sind in Groß- und Mittelstädten sol-
che Dienste geschaffen worden. Wir sollten daran 
denken, daß auch im ländlichen Raum und in klei- 
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neben Städten solche Dienste in gleichem Maße 
notwendig sind. 

Drittens. Es fehlt heute noch weitgehend die ge-
genseitige Durchlässigkeit von Institutionen und 
Einrichtungen, die sich mit der Versorgung von 
Alterskranken befassen, wie Altenwohnheim, Al-
tenheim, Altenpflegeheim, Krankenhaus. 

(Vorsitz : Vizepräsident Frau Renger) 

Eine Umkehr aus einer solchen Einrichtung in eine 
andere ist so gut wie ausgeschlossen. Nicht zuletzt 
wegen der Verschiedenheit der Finanzierung bzw. 
Kostenübernahme der einzelnen Einrichtungen ge-
rät hier der betroffene ältere Mensch in eine Sack-
gasse. 

Viertens. Die Koordinierung und Zusammenar-
beit der verschiedenen Träger von Einrichtungen 
muß verbessert werden. 

Fünftens. Eine Verzahnung von psychiatrischer 
und allgemeinmedizinischer Versorgung ist für äl-
tere Menschen besonders wichtig und daher zu 
verbessern. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Eine Angliederung psychiatrischer Abteilungen an 
Allgemeinkrankenhäuser ist notwendig. 

Sechstens. Zeitgemäße Versorgung psychisch 
kranker alter Menschen erfordert neben den bishe-
rigen Einrichtungen stationärer und ambulanter 
Art neue und zusätzliche Übergangseinrichtungen 
und Dienste. Vor allen Dingen benötigen wir mehr 
Tageskliniken, die den Bedürfnissen der psychisch 
kranken alten Menschen gerecht werden. 

(Kroll-Schlüter [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Ich möchte als beispielhaft die Tagesklinik inner-
halb der Einrichtung der Stiftung „Tannenhof" in 
Remscheid im Bergischen Land herausstellen. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, die Debatte zur Lage 
der älteren Menschen in der Bundesrepublik 
Deutschland hat im April sicherlich manchen An-
stoß zum Nachdenken und Handeln gegeben. Auch 
diese Debatte sollte uns nachdenklich machen, uns 
zum Handeln einfach zwingen. Wir tragen Verant-
wortung für die älteren Menschen, die durch 
Schicksalsschläge wie Verlust des Ehepartners, 
Krankheit, Umzug aus der gewohnten Umgebung 
oder Aufnahme in ein Altersheim psychisch beson-
ders gefährdet sind. 

Zum Schluß möchte ich allen denen, die, gleich 
in welcher Position und Funktion, in den stationä-
ren und ambulanten Einrichtungen für die psy-
chisch kranken alten Menschen tätig sind und ih-
ren schweren Dienst tun, ganz herzlich danken. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Weisskirchen. 

Weisskirchen (Wiesloch) (SPD) : Frau Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Sehen 
Sie es mir bitte nach, wenn ich, obwohl ich erst  

seit drei Jahren Mitglied des Bundestages bin, zu 
Beginn selbstkritisch etwas über uns selbst sage. 

Der Bericht zur Lage der Psychiatrie liegt seit 
1975 vor. In seine 426 Seiten gepreßt ist all das 
Leid und die Angst von Zehntausenden von Men-
schen; Zeile um Zeile eine Klage über das Elend 
derer, die abgeschoben und ausgestoßen werden, 
mit dem Stempel „nicht normal" versehen. 

Die Psychiatrie-Enquete konnte nur eine Erinne-
rung an das Schmerzliche sein, das wir doch allzu-
oft verdrängen, daß wir als Auftrag haben — auch 
als Politiker einen Auftrag haben —, mitzuhelfen, 
solche Lebensverhältnisse zu schaffen, daß Men-
schen ohne Beschädigungen leben können, und daß 
wir neben unserer Fähigkeit zu trauern — „Holo-
caust" ist angesprochen — auch die Fähigkeit mitzu-
leiden entwickeln müssen. 

Die Psychiatrie -Enquete hätte darüber hinaus eine 
Mahnung und ein Stück Aufforderung zum gesell-
schaftlichen Handeln sein können. 

Vier Jahre nach ihrem Erscheinen reden wir dar-
über zum erstenmal im Bundestag. Ich bitte um 
Verzeihung, wenn ich frage: Müßten wir nicht 
eigentlich Scham darüber empfinden, daß wir erst 
jetzt die Zeit dazu finden, über dieses Problem mit-
einander zu reden? Ist es nicht beschämend für uns 
selbst, daß wir die nicht sehen wollten, die im 
Dunkeln sind, obwohl wir es wußten? Über vieles 
haben wir hier in diesem Hause laut und oft 
oder manchmal zu laut gesprochen. Manches haben 
wir dabei umgangen, z. B. auch dieses Problem, über 
das wir heute sprechen. 

Damit mich niemand falsch versteht: Meine Kri-
tik richtet sich nicht etwa an einen einzelnen. Ich 
habe gehört, daß alle Fachminister der Länder von 
Frau Minister Huber schriftlich zu dieser heutigen 
Sitzung eingeladen wurden. Ich finde, es gehört 
mit dazu, daß es denjenigen, die letztlich die Ver-
antwortung mittragen, in deren Kompetenz es mit 
liegt, auch mitzuhelfen, gut angestanden hätte, wenn 
sie heute dabeigewesen wären und vielleicht auch 
in. der Debatte mitgeholfen hätten. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Von pauschaler Schuldzuweisung — das möchte 
ich unterstreichen — halte ich allerdings über-
haupt nichts. Das wäre auch nicht gerechtfertigt; 
denn in vielen Ländern unterschiedlicher Couleur 
gibt es wirklich gute Ansätze, die Psychiatriere-
form voranzutreiben. Der Bund und die Länder ha-
ben Modelle in Angriff genommen, die Zeichen der 
Hoffnung gesetzt haben. 

Worauf ich allerdings hinweisen will, ist dies: 
Ich glaube, daß wir, d. h. das Parlament selbst, den 
Mut haben müssen, uns den Beladenen zuzuwen-
den, denen, die sonst wenig Lobby haben. Wegse

-

hen, das ist bequem. Es ist noch nicht allzu lange 
her, daß die Internierung der „Irren" den Schein 
aufrechterhalten sollte, daß die Gesellschaft und 
der Wahnsinn voneinander getrennt seien. Je fe-
ster die Mauern der Psychiatrie gefügt waren, de-
sto sicherer konnten sich alle wähnen: die da drau-
ßen, die sind normal, die Welt ist damit wieder in 
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der alten Ordnung. Der geschlossene Turm für die-
jenigen, die in der Psychiatrie eingesperrt waren, 
der geschlossene Turm für die Störer bestätigte die 
Gesundheit für die anderen, die außerhalb der 
Mauern waren. Medizin und Justiz verknüpften 
Therapie und innere Kolonie zu einem Netz, das 
dem einzelnen, dem, der sich in diesem Netz 
manchmal verstrickte, wenig in seinen Problemen 
half. 

Die Versuchsreihe des amerikanischen Psycholo-
gen David A. Rosenham ist Ihnen sicherlich be-
kannt. Er hatte 48 Pfleger, die nachweislich gesund 
waren, in psychiatrische Kliniken geschickt; keiner 
seiner Pseudopatienten wurde entdeckt. 18 aller-
dings von diesen, die er in Kliniken geschickt hat-
te, konnten sich nicht mehr ohne Hilfe von außen 
aus ihrer Lage befreien. Allein dieses eine Beispiel 
— es gibt deren mehrere — belegt: es ist tatsäch-
lich an der Zeit, daß wir alle aus der Psychiatrie

-

Enquete, diesem Dokument des Mangels, jene Vor-
schläge verwirklichen, die die über die Bundesre-
publik Deutschland verstreuten Einzelverbesserun-
gen, die es ja gibt, sowie die baulichen Sanierun-
gen, die es auch gibt, zu einem neuen Konzept zu-
sammenfassen. 

Warum ist dieses neue Konzept notwendig? Die 
Glaubwürdigkeit der alten bewahrenden, der ku-
stodialen Psychiatrie ist zutieft erschüttert. Das 
Kernstück der psychischen Krankheiten ist uner-
forscht. Über die Beschreibung von Verhaltensfor-
men hinaus scheinen die Ursachen der Schizophrenie 
bisher jedenfalls ungeklärt zu sein. Dem steht die 
stürmische Entwicklung in der Pharmazie seit den 
50er Jahren und die Erweiterung psychiatrischer 
Erklärungsmodelle gegenüber. Die Ausquartierung 
als unbewußter Versuch, die innere Entfremdung 
von Lebenssituationen in unserer Gesellschaft in 
ein bewachtes Ghetto abzudrängen, wird um so 
fragwürdiger, je mehr nach dem Sinn bedrückender 
gesellschaftlicher Entwicklungen gefragt wird. Die 
Antworten auf dieses Problem sind in den westeu-
ropäischen Ländern mit Phasenverschiebungen 
ähnlich verlaufen, wenn sie auch in den Begrün-
dungen oftmals unterschiedlich ausgefallen sind. 

Beispielsweise haben Ihre Parteifreunde mit un-
seren Parteifreunden in Italien im August 1978 das 
Gesetz 180 verabschiedet, das die bisherige ge-
schlossene Psychiatrie völlig aufgehoben hat. Dort 
ist ein radikaler Schritt vollzogen worden. Anders 
als bei uns wird dort die totale Institution der 
Psychiatrie, die geschlossene Anstalt, als Ursache 
und als Produktionsstätte des Wahnsinns aufgefaßt. 
Vom Bruch mit dieser Institution erhofft man sich 
das Ende der psychischen Krankheit. 

Ich glaube, es wäre heute zu früh, eine vollstän-
dige Erklärung und eine abschließende Beurteilung 
dieses italienischen Wegs abzugeben. Ob das, was 
dort geschieht, eine Illusion ist, wissen wir nicht 
genau. Werden damit die Probleme nicht vielleicht 
auf die Familie zurückgedrängt, wo die einzelnen 
herkommen, oder in eine neue gesellschaftliche 
Isolierung führen? 

(Hasinger [CDU/CSU]: Oder wenn sie kei

-

ne Familie mehr haben!) 

— Oder wenn sie keine Familie mehr haben. Wel-
che Auffangpositionen werden im gesellschaftli-
chen Feld bereitgestellt, damit eine Kette des Han-
delns gesellschaftlich verantwortet in Gang gesetzt 
werden kann, damit nicht jemand in dieses Loch 
verschwindet, das sich möglicherweise auftut? Sind 
die Erfahrungen in Italien vielleicht noch zu jung, 
um allgemeine Schlußfolgerungen für uns in 
Deutschland zu ziehen? 

Ich finde, wir sollten das, was in Italien ge-
schieht, sehr aufmerksam verfolgen. Ich jedenfalls 
möchte sagen: Was in Italien geschieht, findet mei-
ne Sympathie, auch wenn Probleme dabei selbst-
verständlich nach wie vor offenbleiben. 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD] : Das geht in 
der Großfamilie, aber nicht in der Kleinst

-

familie!) 

— Herr Kollege Schäfer, genau dies ist das Pro-
blem. In Italien ist teilweise eine Familienstruktur, 
die von der in der Bundesrepublik Deutschland 
verschieden ist. Dort sind noch sehr viel größere 
Familien und ein größerer Familienverband vor-
handen, während sich bei uns die Familie durch 
die industrielle Revolution sehr viel stärker zur 
Kleinfamilie verändert hat. Der Blick auf die inter-
nationale Entwicklung, übrigens auch in England 
oder Holland oder in den skandinavischen Ländern, 
mag uns allerdings helfen, unsere eigenen Pro-
bleme schärfer als bisher zu sehen. 

Das sollte uns vielleicht ermutigen — viele ha-
ben heute von dem Mut gesprochen, den wir brau-
chen —, unser Handeln anzuspornen. Ich finde, es 
wäre besser, wir würden über dieses Problem nicht 
nur miteinander reden. Wir müßten vielmehr dar-
angehen, neben dem, was die Bundesregierung zu 
Recht und, wie ich finde, hervorragend an diesem 
Modellprogramm vorantreiben will, dies in all den 
politischen Bereichen gemeinsam abzustützen, in 
denen wir Verantwortung gemeinsam tragen kön-
nen. 

Was können wir tun? 

Erstens: Sinnvolle Änderung kann von radikalem 
Umdenken erwartet werden. Vieles davon ist heute 
schon von vielen gesagt worden. Lassen Sie mich 
einige Fragen an uns — nicht nur an uns als Politi-
ker — und auch an die Gesellschaft stellen: Kann 
es nicht sein, daß die Vergötzung des Leistungsprin-
zips sensible Menschen krank machen kann, daß am 
schnellsten vorankommt, wer am brutalsten seine 
Ellbogen gebraucht? Kann es nicht sein, daß die 
Zerlegung von Produktionsvorgängen und ihre zu-
nehmende Kompliziertheit zur Atomisierung der 
Persönlichkeit des arbeitenden Menschen führen 
können, der immer mehr solchen Zwängen der Ver-
änderung von Produktionsprozessen ausgeliefert 
ist? Oder: Welche Folgen hat es für eine Familie, 
wenn Kinder ihre Eltern fragen und die Eltern diese 
Fragen nur noch zum Teil beantworten können oder 
sie vielleicht gar abwehren, weil sie gleichzeitig 
fernsehen wollen? Oder: Was sagt der ältere Arbeit-
nehmer, der im Lauf seines Arbeitslebens krank ge-
worden ist — „gesundheitlich eingeschränkt", wie 
man in der Sprache der Sozialpolitiker sagt —, 
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wenn ihm durch die Kündigung eröffnet wird, daß 
er nicht mehr gebraucht wird, weil eine EDV-An-
lage da ist, die ihn abschafft? Sind nicht solche Pro-
zesse, die in der Gesellschaft ja zunehmen und 
nicht abnehmen, Auslöser, Ursache, Verstärkung 
von psychischen Krankheiten? Ist nicht vielleicht 
der psychisch Kranke stellvertretend für uns krank, 
weil er auf diese Probleme mit Krankheit, mit ande-
rem Verhalten reagiert? 

Das sind schmerzhafte Fragen— das gebe ich zu—, 
aber ich glaube, die Wirklichkeit dieser Menschen 
ist noch weitaus schmerzhafter als die Fragen, 
die man dazu stellen kann. Zu dieser Wirklich-
keit gehören z. B. auch — der Herr Vorredner 
hat vorhin davon gesprochen — die Vergötzung 
ewiger Schönheit, die Vergötzung ewiger Jugend 
und — gleichzeitig als Antwort darauf, als die 
Kehrseite der Medaille — das Abschieben der Al-
ten in Heime, in Fabriken. Da sind sie abgeschirmt. 
Wir bezahlen dafür, tun einiges und entlasten un-
ser Gewissen damit. Das sind, glaube ich, alles 
Chimären einer Entwicklung unserer westlichen Zi-
vilisation, vielleicht der Zivilisation überhaupt. 
Das sind Chimären der Hollywood-Plastikwelt, die 
unsere Fähigkeit zum Mitleiden zuschütten. Von 
dieser Gaukelei des falschen Scheins, finde ich, 
müssen wir uns lösen, damit wir so, nach diesem 
Sich-Lösen, für solidarisches Handeln für diese 
Menschen frei werden. 

Zweitens. Psychiatrisches Elend, das oftmals in 
sozialen Verhältnissen gegründet ist, darf durch In-
stitutionalisierung nicht länger unsichtbar gemacht 
werden. In den letzten Jahren haben viele Hunder-
te von Pflegern und Therapeuten, von Ärzten und 
Sozialarbeitern durch ihre Praxis beweisen können, 
daß auch bei uns Patienten — auch solchen, die 
man heute noch als chronisch Kranke bezeichnen 
würde — erfolgreich geholfen werden kann. Ich 
bin sehr dankbar für den Hinweis auf das Aktions-
programm für die Behinderten. Ich finde auch, wir 
sollten uns — wenn ich das an dieser Stelle sagen 
darf — überlegen, ob wir dies bei der nächsten 
Fortschreibung nicht ausweiten und gemeinsam mit 
dem Arbeitsminister — das ist eine Bitte an ihn — 
ein solches Aktionsprogramm formulieren können. 

Bund, Länder und Gemeinden haben mit dazu 
beigetragen, daß die psychisch Kranken außerhalb 
von Anstalten leben können, wenn es für sie am-
bulante Dienste, beschützte Wohngruppen und be-
schützte Arbeitsplätze gibt. Deshalb begrüße ich es 
ganz ausdrücklich, daß die Bundesregierung zusätz-
liche Finanzmittel für die neuen Modelle in der 
Psychiatrie bereitstellt. Damit ist ein neuer An-
fang zur Verwirklichung der Enquete-Empfehlun-
gen möglich. An diesen neuen Anfang knüpfe ich 
einige Hoffnungen, aber auch, wenn Sie gestatten, 
einige Forderungen. Nur komplementäre und am-
bulante Dienste sollten gefördert werden; großsta-
tionäre Einrichtungen haben wir mehr als genug. 
Gelder für den Bau von Kliniken sollten nicht aus-
gegeben werden. Durch psychosoziale Arbeitsge-
meinschaften sollten alle in der Region Arbeiten-
den zusammengeführt werden, die — alle für sich 
selber — Teil der. sektorierten Versorgung sind. 

Alle Projekte sollten durch die intensive Fort- und 
Weiterbildung der Mitarbeiter begleitet werden. 
Die Therapiekette muß Vor- und Nachsorge sowie 
— Sie haben es angesprochen — Rehabilitation ne-
ben ambulanter und stationärer Versorgung auf-
weisen, am besten gewährleistet durch begleiten-
des Personal. 

Lassen Sie mich zum Schluß noch eines sagen: 
Ich hoffe sehr, daß dieses neue Programm, das wir 
jetzt durch die Hilfe der Bundesregierung voran-
bringen können, für uns der Anlaß sein möge, die 
gesamte Psychiatrie-Debatte wieder neu zu begin-
nen, neu zu begründen und einen neuen Anfang zu 
setzen. Sprechen wir mit den Bürgerinnen und Bür-
gern darüber, wo diese Modellprojekte durchge-
führt und wie sie gestaltet werden! Überlassen wir 
es bitte nicht nur den Ministerien, wie sie ausse-
hen! Machen wir das zu unserer eigenen Sache! 
Was soll denn das Prinzip der Gemeindenähe — 
lassen Sie mich das hier beispielhaft sagen — 

(Glocke des Präsidenten) 

— ich komme zum Schluß —, wenn die Gemeinden 
Modellprojekte einfach nur übergestülpt bekom-
men, wenn sie nicht selber die Chance haben, die 
Basisaktivitäten, die es gibt — Selbsthilfegruppen, 
sozialpsychiatrische Vereine und ähnliches —, in 
diese Modellprojekte von unten herauf mit einzu-
beziehen? All diese Aktivitäten müssen in diesen 
gesamten Reformprozeß mit einbezogen werden, in 
einen- Reformprozeß, den wir neu begründen müs-
sen. Bisher war der psychisch Kranke das Symbol 
unserer Ängste. Dieser Kreislauf muß durchbro-
chen werden. Dieser Kreislauf kann durchbrochen 
werden. Wir brauchen nur etwas Mut dazu. Der 
Verlauf unserer Debatte berechtigt dazu. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Hasinger. 

Hasinger (CDU/CSU) : Frau Präsidentin! Meine 
bamen und Herren! Die Psychiatrie-Enquete wid-
met verhältnismäßig breiten Raum dem Thema 
Psychotherapie und Psychosomatik. Die zentrale 
Aussage in diesem Zusammenhang lautet, daß ge-
genwärtig das psychotherapeutische Angebot bei 
weitem nicht ausreiche, entsprechende Erkrankun-
gen zu behandeln. Nach den Feststellungen der En-
quete gelangt — so wörtlich — „nur ein sehr be-
schränkter Teil der entsprechenden Kranken in 
eine fachgerechte Behandlung". Die Enquete nennt 
dafür drei Tatbestände, die ursächlich sind: Einmal 
das zu geringe Angebot an Psychotherapeuten, vor 
allem auch im ländlichen Raum. Dann traditionelle 
Vorurteile bei den Kranken selbst und einen oft-
mals mangelnden Informationsstand, der diese Be-
hinderten davon abhält, fachliche Hilfe zu suchen. 
Besonders bedeutsam erscheint mir aber folgende 
Feststellung der Enquete: „Eine einseitige Gesund-
heitsaufklärung der Bevölkerung und vor allem 
auch eine einseitige Schulung der Ärzte über einen 
langen Zeitraum haben bewirkt, daß unser Gesund-
heitssystem viele eigentlich seelisch Kranke in un- 
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angemessener Weise auf die Angebote der Körper-
medizin hin umdirigiert." So die Feststellung der 
Enquete. 

Lassen Sie mich, bevor ich auf konkrete Maß-
nahmen zu sprechen komme, dazu noch einige all-
gemeine Bemerkungen machen. Wir können mit ei-
nem gewissen Stolz darauf zurückblicken, daß die 
Tiefenpsychologie und die Anfänge der Psycho-
therapie — ich meine etwa die Psychoanalyse und 
das wichtige autogene Training — im deutschen 
Sprachraum entwickelt worden sind. Es gehört auf 
der anderen Seite — darauf haben.  verschiedene 
Redner heute schon hingewiesen — zu den dun-
klen Kapiteln unserer Geschichte, ,daß diese Ent-
wicklung in den Jahren 1933 bis 1945 gehemmt 
und teilweise abgebrochen worden ist. Wo Rassen-
ideologie und ein sogenanntes gesundes Volks-
empfinden am Werk waren, war natürlich für die 
Lehren der Psychoanalyse wenig Raum. 

Erfreulicherweise sind diese Lücken nach 1945 
verhältnismäßig rasch durch die Gründung von In-
stituten in freier Initiative gefüllt worden. Seitdem 
haben wir eine zusätzliche Entwicklung zu ver-
zeichnen. Neuere Schulen, wie etwa die Verhaltens-
therapie, die Gesprächstherapie, die Gestalt- und 
Familientherapie, haben sich vor allem in den 
Vereinigten Staaten herausgebildet und auch bei 
uns Eingang gefunden. Den Laien hat dabei oft der 
Streit der Schulen untereinander verwirrt. Wenn 
nicht alles täuscht — wir als CDU haben dazu ein 
intensives Sachverständigenhearing abgehalten —, 
gehen hier  jedoch die Meinungen aufeinander zu, 
wenigstens insoweit, als man gegenseitig andere 
Methoden gelten läßt, wenn es auch nicht zu einer 
Synthese der verschiedenen Schulen kommt. Vieles 
wird heute im Bereich der Tiefenpsychologie und 
der Psychotherapie als gesichert gelten können, 
und wir werden auch gesundheitspolitisch von die-
sem Grundbestand gesicherter Erkenntnisse ausge-
hen können. 

Ich halte es im übrigen für eine positive Erschei-
nung, daß wir der bloßen Betrachtungsweise des 
Menschen als eines physisch-rationalen Wesens 
die weitere Dimension Psyche hinzufügen. Ich habe 
auch gar keine Sorge, statt „Psyche" das alte und 
gute Wort „Seele" zu benutzen. Die seelisch-emo-
tionale Seite des Menschen ist sicherlich seit der 
Aufklärung und dem Siegeszug der Naturwissen-
schaften zu kurz gekommen. Jede Neuanbahnung 
von Zugängen zu dieser Seite unseres Seins sollte 
uns willkommen sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wenn heute viele junge Menschen den Wunsch 
haben, Psychologie zu studieren, so liegt der 
Grund hierfür wohl darin, daß sie eine bloße natur-
wissenschaftlich-technische Beschreibung unseres 
Menschseins für unzureichend halten und eine um-
fassendere Antwort auf die Frage nach dem eigenen 
Selbst suchen. 

Diese ganze Entwicklung hat sich nun im Be-
reich der psychotherapeutischen Versorgung nur 
wenig widergespiegelt. Zwar gibt es gute und ver-
nünftige Entwicklungen. Dazu gehört beispielswei-

se die erstaunliche Offnung der ärztlich-psychiatri-
schen Einstellung gegenüber psychotherapeuti-
schen Methoden. Die lange Zeit geradezu klassi-
sche Verachtung der Psychoanalyse und anderer 
psychotherapeutischer Methoden durch die Psych-
iatrie ist heute eben nicht mehr typisch. Viele Psych-
iater und andere Ärzte haben eine psychothera-
peutische Weiterbildung absolviert. An den Lan-
deskrankenhäusern und anderen Fachkrankenhäu-
sern sind in erheblicher Zahl Psychologen tätig. 

Anders steht es jedoch mit der ambulanten Ver-
sorgung. Sie kann nach den Bestimmungen der 
Reichsversicherungsordnung nur durch Ärzte oder 
deren Gehilfen erfolgen. Ich will an dieser Stelle 
der gesetzlichen Krankenversicherung und auch 
der privaten Krankenversicherung ein Wort des 
Dankes sagen, daß sie. mit dem sogenannten Dele-
gationsverfahren dennoch einen Weg gefunden 
haben, um wenigstens in einem beschränkten Um-
fang Psychotherapeuten in unser Leistungssystem 
der Sozialversicherung einzubeziehen. Dennoch ist 
das Delegationsverfahren heute überholt. 

Es ist der Tätigkeit eines Psychotherapeuten 
auch nicht angemessen, wenn er sich nach dem 
Heilpraktikergesetz richten muß. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

Die Zeit für eine gesetzliche Regelung der mit der 
Tätigkeit des Psychotherapeuten zusammenhängen-
den Fragen erscheint reif. Der dazu vom Bundesmi-
nister für Jugend, Familie und Gesundheit vorge-
legte Referentenentwurf war freilich so unzuläng-
lich, daß er die Dinge weniger gefördert als ver-
wirrt hat. Ich will mich nicht mit einer Kritik die-
ses nicht kritikfähigen Papiers aufhalten, sondern 
meinerseits einige grundsätzliche Gesichtspunkte 
für eine gesetzliche Neuregelung, die sicherlich in 
der kommenden Legislaturperiode in Angriff ge-
nommen werden kann, nennen. 

Erstens. Es muß sich um eine Gesamtlösung han-
deln. Deshalb ist ein Teilentwurf, der lediglich 
die Berufszulassung regelt, abzulehnen. Kein Ge-
setzgeber kann es sich leisten, Voraussetzungen 
für die Berufszulassung zu bestimmen, dann aber 
die Frage offenzulassen, wer die entsprechenden 
Leistungen eigentlich bezahlen soll. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Zweitens. Deshalb muß der Gesetzentwurf von ge-
sicherten Zahlen über Bestand und Bedarf an Psy-
chotherapeuten ausgehen und die auf die Versiche-
rungen zukommenden Kosten quantifizieren. Ich 
empfinde es in diesem Zusammenhang als uner-
träglichen Mißstand, daß die vom Bundesministe-
rium für Jugend, Familie und Gesundheit zu die-
sem Thema immerhin aus Steuermitteln in Auftrag 
gegebene Studie des Max-Planck-Instituts in Mün-
chen zwar unterderhand weitergereicht, aber den 
Abgeordneten des Deutschen Bundestages vorent-
halten wird. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Drittens. Sicher wird es zum Sinn eines kommen-
den Psychotherapeuten-Gesetzes gehören, unwis-
senschaftliche Scharlatanerie unmöglich zu ma- 
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chen; denn die Gefahren unsachgemäßer psycho-
therapeutischer Behandlung sind genauso groß wie 
die einer unqualifizierten medizinischen Behand-
lung. Deshalb wird zu überlegen sein, ob das Ge-
setz einen Katalog geschützter, vorbehaltener Tä-
tigkeiten enthalten soll. Freilich ergeben sich da-
durch schwierige Abgrenzungsfragen. Wo liegt 
etwa die Grenze zwischen Behandlung und Bera-
tung? Auch die Grenzen zwischen seelsorgerischer 
Tätigkeit und Psychotherapie — das Wort „Psy-
chotherapie" bedeutet ja nichts anderes als Seelen-
behandlung — sind fließend. Es darf durch ein 
kommendes Gesetz — das möchte ich hier sehr 
deutlich sagen — nicht zu einer Behinderung der 
vorhandenen Ehe- und Familienberatungsstellen, 
insbesondere im kirchlichen Raum, kommen, meine 
Damen und Herren. 

(Kroll-Schlüter [CDU/CSU] : Das muß man 
unterstreichen!) 

Ein Viertes. Schwierige Abgrenzungsfragen wirft 
in diesem Zusammenhang auch der Krankheitsbe-
griff auf. Keinesfalls wird uns dabei der außeror-
dentlich weit gefaßte Gesundheitsbegriff der Welt-
gesundheitsorganisation weiterhelfen. Ich möchte 
in diesem Zusammenhang hinzufügen, daß dieser 
Begriff der WHO überhaupt wenig nützlich gewe-
sen ist. Nicht jede Verstimmung, jede Lebenspro-
blematik ist eine behandlungsbedürftige Krankheit. 
Wir dürfen die Verantwortung ides  einzelnen zur 
Lösung seiner Probleme nicht von ihm auf die Ge-
sellschaft verschieben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ein Fünftes. Eine vertrauensvolle Kooperation 
zwischen Arzt und nichtärztlichem Psychotherapeut 
muß gewährleistet sein. Es geht hier nicht um Pre-
stige- und Standesgesichtspunkte, sondern um ge-
sundheitspolitische Fragen. Niemandem wird eine 
Perle aus der Krone fallen, wenn sein Patient vor-
her ärztlich untersucht wird. 

Sechstens. Gründlicher Prüfung wird die Frage 
bedürfen, welche Vorbildung und welche Ausbil-
dung von einem Psychotherapeuten zu verlangen 
ist. Um zu verhindern, daß in diesen Beruf Perso-
nen drängen, die über ihre eigenen Probleme keine 
Klarheit haben, wird die von Anfang an entwickel-
te Methode der Lehranalyse oder überwachter 
Eigenerfahrung zur strikten Voraussetzung zu ma-
chen sein. Im übrigen wird der Gesetzgeber sich 
nicht zum Richter über die wissenschaftliche Halt-
barkeit oder Nichthaltbarkeit von wissenschaftli-
chen Schulen aufwerfen können. Neue Entwicklun-
gen müssen offenbleiben. Die bisher in der Bundes-
republik Deutschland meist aus Privatinitiative ar-
beitenden Institute und anderen Einrichtungen, die 
im wesentlichen den internationalen Standard der 
deutschen Psychotherapie ausmachen, dürfen durch 
eine neue Gesetzgebung nicht wegrationalisiert 
werden. Dies gilt um so mehr, als ein auf Behand-
lung ausgerichteter akademischer Studiengang erst 
im Werden begriffen ist. 

Siebtens. Die Behandlung von Kindern weist ge-
genüber der von Erwachsenen erhebliche methodi-
sche Unterschiede auf. Im ärztlichen Bereich hat 

dazu mein Kollege Dr. Reimers heute vormittag 
schon Stellung genommen. Bei Kindern kommt 
eben pädagogischen, spielerischen Methoden grö-
ßeres Gewicht zu. Deshalb wird zu prüfen sein, in 
welchem Umfang die bisher bewährte Ausbildung 
von Kinder- und Jugendpsychotherapeuten, die auf 
einem Studium der Pädagogik, Sozialpädagogik 
oder Sozialarbeit aufbaut, beizubehalten ist. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Unerläßlich!) 

Ein letztes. Die Überlegungen des Bundesmini-
sters für Jugend, Familie und Gesundheit werden 
auch dort kritisch zu überprüfen sein, wo sie allzu 
einseitig auf den alleinbehandelnden niedergelasse-
nen Psychotherapeuten abstellen. Viele Erfahrun-
gen deuten darauf hin, daß ein dauerhafter Hei-
lungserfolg am ehesten von einem Team zu erzie-
len ist. Dabei geht allerdings nun die Psychiatrie

-

Enquete in der anderen Richtung zu einseitig vor, 
indem sie vorwiegend von Psychotherapeutischen 
Diensten spricht. Nach meiner Auffassung wird es 
neben derartigen Diensten, die in Einrichtungen 
angeboten werden, auch weiterhin niedergelassene 
Psychotherapeuten geben müssen. 

Ich möchte damit dieses Thema abschließen. 
Noch einige wenige Bemerkungen möchte ich am 
Schluß dieser Debatte hinzufügen. Wir können alle 
miteinander folgendes feststellen: Diese Debatte 
war dadurch gekennzeichnet, daß es über die Pro-
bleme über die Parteigrenzen hinweg keinen Streit 
gibt. Wir alle miteinander, ob wir nun auf dieser 
oder jener Seite oder in der Mitte des Hauses sit-
zen, sind der Meinung, daß im Bereich der psychi-
schen und psychiatrischen Versorgung — bei allen 
Fortschritten, die wir zu verzeichnen haben — 
noch große Lücken bestehen. Ich möchte für meine 
Fraktion die Mitarbeit in einem vollkommen offe-
nen und bedingungslosen Sinne anbieten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abge

-

ordneten der SPD) 

Ein weiteres Fazit dieser Debatte wird sein, daß 
wir zu Fortschritten auf diesem Gebiet nicht im Al-
leingang des Bundes kommen konnen, sondern daß 
es nur in einer Kooperation mit den Ländern geht. 
Dazu will ich sagen, daß wir als Unions-Abgeord-
nete bereit sind, mit denjenigen Ländern, die CDU/ 
CSU-regiert sind, zu sprechen, um zu einer Koope-
ration zwischen Bund und Ländern zu kommen. 

Ein weiteres in diesem Zusammenhang. Eine der 
schwierigsten Fragen wird sein, wie wir die Pro-
bleme, die heute angesprochen worden sind, im So-
zialversicherungsrecht regeln. Deswegen müssen 
sich diesem Problem nicht nur die Gesundheitspoli-
tiker öffnen, sondern auch — jetzt sage ich es ein-
mal so, was immer man darunter verstehen mag — 
die  Sozialpolitiker im klassischen Sinne. 

Wir werden es mit dieser Debatte im Plenum 
nicht bewenden lassen können. Da möchte ich mich 
ganz dem anschließen, was mein Vorredner gesagt 
hat. Wir werden die Dinge vor allem im federfüh-
renden Ausschuß für Jugend, Familie und Gesund-
heit weitertreiben müssen. Hinter den Vorschlag, 
der ebenfalls gemacht worden ist, die Professoren, 
die die Enquete mit erarbeitet haben, erneut zu hö- 
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ren, möchte ich ein Fragezeichen setzen. Ich meine, 
die Sammlung der Forschungsergebnisse ist abge-
schlossen. Worauf es ankommt, ist, daß diese For-
schungsergebnisse jetzt in die Praxis umgesetzt 
werden, und zwar unverzüglich. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Eine letzte Bemerkung sei mir gestattet: Ich 
glaube, es gibt vielleicht nur wenige Gebiete, auf 
denen der Bundestag selbst als Parlament mit sei-
ner Arbeit einen so starken Akzent gesetzt hat wie 
auf diesem. Schließlich ist es eine parlamentarische 
Initiative gewesen, die die Enquete-Kommission ins 
Leben gerufen hat, und ich glaube, daß wir heute 
noch nicht so weit wären, geschweige denn die 
Mittel zur Verfügung hätten, wenn nicht seinerzeit 
diese parlamentarische Initiative von unserem 
Kollegen Picard ausgegangen wäre. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Damit die Dinge nicht einseitig verteilt sind, 
möchte ich hinzufügen, daß diese Initiative in der 
Zwischenzeit in der Aktion „psychisch Kranke" 
eine Fortsetzung gefunden hat, an der sich Parla-
mentarier aller Fraktionen tragend und führend be-
teiligen. Sie können darauf vertrauen, daß wir als 
Parlamentarier die Bundesregierung auch in Zu-
kunft kritisch und unterstützend begleiten werden 
und daß wir die langen Zeiträume, die den Weg 
dieser Enquete kennzeichnen, in Zukunft nicht 
mehr zulassen werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Dr. Schwenk. 

Dr. Schwenk (Stade) (SPD) : Frau Präsident! Mei-
ne Damen und Herren! Gestatten Sie zum Schluß 
der Debatte noch einige Blicke auf den mit dem 
Thema zusammenhängenden rechtspolitischen Be-
reich, der bei einer Fortentwicklung der Lage und 
des Schutzes der psychisch Kranken und Behinder-
ten nicht außer acht gelassen werden darf. 

Die Kommission hat sich an einigen Stellen da-
mit befaßt, hat Forderungen aufgestellt und Bitten 
ausgesprochen zur Verbesserung der Ausgestal-
tung der leider manchmal unumgänlichen Frei-
heitsentziehung mit einer stärkeren Betonung der 
fürsorgerischen Aspekte bei einer Unterbringung; 
zu einer Gesamtreform des Vormundschafts- und 
Pflegschaftsrechts im Bereich der Versorgung psy-
chisch Kranker; zur Anpassung strafrechtlicher 
Vorschriften an die besonderen Probleme straffällig 
gewordener Menschen, wobei insbesondere die Be-
rücksichtigung verminderter Schuldfähigkeit nicht 
aus den Augen verloren werden sollte; sowie zu 
einem verbesserten Schutz personenbezogener Da-
ten einschlägiger Art. 

Bei dieser Ausgangsbetrachtung möchte ich doch 
noch einmal darauf hinweisen, daß der Abschluß-
bericht des Max-Planck-Instituts zur Psychiatrie 
den Abgeordneten nicht vorenthalten worden ist, 
sondern auf Abruf bekommen werden kann. Wer 

sich dafür interessiert hat, hätte ihn also erhalten 
können oder kann ihn noch erhalten. Vielleicht ist 
es doch ganz sinnvoll, solche wertvollen Drucksa-
chen nun nicht an alle zu verteilen, woraufhin die 
meisten Exemplare doch im Papierkorb landen, 
sondern die Möglichkeit zu eröffnen, daß die Inter-
essierten den Bericht auch wirklich in die Hand 
bekommen. 

(Hasinger [CDU/CSU] : Aber nicht in sei

-

ner ursprünglichen, sondern nur in einer 
redigierten Fassung! Darum geht es!) 

— Herr Kollege, ich weiß nun nicht, ob das für die 
weitere Behandlung wirklich wertvoll und wichtig 
ist. Oder geht es bei der nicht redigierten Fassung 
darum, festzustellen, wo möglicherweise noch die 
eine oder die andere Lücke ist, in die man stoßen 
könnte? Das ist ja wohl nicht der Sinn der Sache. 
Der Abschlußbericht ist also erhältlich, und das ist 
ja wohl das Wichtige dabei. 

Bei dieser Gelegenheit wollte ich Sie allerdings 
noch Fragen, woher Ihre Besorgnis kommt, daß die 
Beratungstätigkeit der freien Träger etwa einge-
schränkt werde. Davon ist für mich nichts zu er-
kennen. Da Sie hier eine Warnung ausgesprochen 
haben, die schon etwas anklagend geklungen hat, 
muß ich diese Frage stellen. Ich meine, dahinter 
dürfte nichts weiter stehen. Auch in der Entwick-
lung des Jugendhilferechts kann ich so etwas nicht 
erkennen. 

Zunächst komme ich zu j 13 des Bundeszentral-
registergesetzes, der auch von der Kommission an-
gesprochen worden war. Bereits der Kommissions-
bericht hat bewirkt, daß der Gesetzgeber in einigen 
Bereichen tätig geworden ist. Auch wenn hier 
mehrfach beklagt wurde, daß die Beantwortungs-
zeit sehr lang war, ist der Gesetzgeber nicht untä-
tig geblieben. Dieser Bericht hat bereits seine Fol-
gewirkungen gezeitigt. Dieser § 13 ist gestrichen, so 
daß nicht jeder Behörde, die einen Registerauszug 
verlangt, schwache Stellen im früheren Lebensweg 
des Betroffenen mitgeteilt werden. Während dieser 
Schutz besteht, hat das Bundeszentralregister in 
den wirklich wichtigen Fragen der Auskunft über 
Entmündigung und Schuldunfähigkeit keineswegs an 
Auskunftsfähigkeit eingebüßt. 

Die nächste Frage bezieht sich auf den Daten-
schutz. Nach dem geltenden § 35 des Sozialgesetz-
buches gibt es bereits einen Datenschutz. Aller-
dings ist bei fortschreitender kritischer Beobach-
tung des Datenschutzrechtes herausgekommen, daß 
die einzelnen Schutzvorschriften noch weiter diffe-
renziert werden müssen, daß der Austausch von 
Daten auch innerhalb von großen Behörden auf das 
wirklich Notwendige beschränkt werden muß, daß 
dabei allerdings, soweit das Auskunftsersuchen er-
forderlich ist, keine Einschränkung gilt, damit die-
jenigen, die Gelder oder Hilfen bewilligen müssen, 
auch die nötigen Daten bekommen. In den Aus-
schüssen wird zur Zeit darüber beraten — das 
möchte ich hiermit unterstützen —, wie dieser Pa-
ragraph noch weiter differenziert und ein undiffe-
renzierter Datenaustausch innerhalb großer Behör-
den oder unter den fachspezifischen Behörden zum 
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Vorteil des Betroffenen noch weiter eingeschränkt 
werden kann. 

Auch im Bereich des Unterbringungsrechts hat 
die Kommission Verbesserungen gefordert. Hier 
müssen wir allerdings darauf hinweisen, daß Lan-
deszuständigkeit gegeben ist. Die Länder Hamburg, 
Niedersachsen und Schleswig-Holstein haben Ge-
setze über Hilfen und Schutzmaßnahmen für psy-
chisch Kranke erlassen; bei anderen Ländern ist 
das in Vorbereitung. Wir hoffen, daß auch das bald 
verabschiedet wird, damit auch die Länder ihren 
Teil zur Verbesserung der Lage der psychisch 
Kranken beitragen. 

Im Bereich der aus Krankheitsgründen notwendi-
gen Freiheitsentziehung haben wir bundeseinheit-
lich zur Zeit im psychischen Bereich nur für das 
Kind neue Vorschriften durch das neu beschlosse-
ne Gesetz zur Neuregelung der elterlichen Sorge. 
Die Kommission hatte noch den vorgeschlagenen 
§ 1631 a gerügt. Sie hatte befürchtet, daß jegliche 
Unterbringung eines Kindes betroffen sein könnte. 
Wir hatten das Problem erkannt und deshalb in 
dem entsprechenden jetzigen § 1631 b nur die mit 
Freiheitsentziehung verbundene Unterbringung an-
gesprochen, so daß Internate oder Heime in der 
Regel nicht darunter fallen. Hierbei möchte ich 
noch einmal dem Kollegen Reimers danken. Seine 
Ausführungen zur Lage psychisch geschädigter 
oder gefährdeter Kleinkinder hörten sich wie ein 
Plädoyer für dieses Gesetz zur Neuregelung der el-
terlichen Sorge an. Ich bedanke mich dafür, daß 
das von Ihrer Seite so gekommen ist. 

Entsprechende Verfahrensvorschriften für Er-
wachsene gibt es allerdings bundeseinheitlich 
nicht. Herr Picard, hier haben Sie auf dem falschen 
Fuß gestanden; denn es liegt ein Bericht der Korn-
mission für die Neufassung des Gesetzes über die 
freiwillige Gerichtsbarkeit seit Dezember 1977 vor. 
Nur haben sich ersten noch nicht alle Landesjustiz

-

verwaltungen dazu geäußert, und zweitens behar-
ren mehrere Landesjustizverwaltungen auf der Län-
derzuständigkeit, so daß der Bundesgesetzgeber in 
diesem Bereich noch gar nicht tätig werden kann. 

Wie ich eben ausführte, liegt der Bericht vor, 
und wir sind zur Gesetzgebung bereit, wenn Bund 
und Länder bereit sind, sie zu tragen. Bei dem hier 
angesprochenen Problembereich gilt das insbeson-
dere für die vorgesehenen Vorschriften über ein 
einheitliches Betreuungsverfahren. Das wäre das 
Pendant für Erwachsene zur Neuordnung des Rechts 
der elterlichen Sorge die Kinder betreffend. Aber 
ich darf noch einmal darauf hinweisen: Erst einmal 
muß klar sein, daß Bund und Länder dieses Gesetz 
gemeinsam tragen wollen. 

In Vorbereitung befindet sich ferner eine Neu-
ordnung des Vormundschafts- und Pflegschaft

-

rechts. Nachdem wir aber im familienrechtlichen 
Bereich das gerade angesprochene Gesetz verab-
schiedet haben, haben wir uns im Rechtsausschuß 
zunächst einmal anderen Aufgaben zuzuwenden. 
Gleiches gilt auch für das Bundesjustizministerium. 
Wir müssen hier noch bis zur nächsten Legislatur-
periode warten. 

Ein Satz noch zur Postkontrolle, die ebenfalls im 
Bericht angesprochen wurde. Die Postkontrolle ge-
hört zur Ländergesetzgebung. 

Zur Straffälligkeit und Strafverfolgung psychisch 
kranker Straftäter darf ich darauf hinweisen, daß 
mit früheren Strafrechtsänderungsgesetzen seit 
1969 neue Vorschriften eingefügt worden sind, die 
diesen Problemen gerecht werden. Es sind dies die 
§§ 63 und 65 des Strafgesetzbuchs. Außerdem ist in 
§ 65 aufgenommen worden, daß sozialtherapeuti-
sche Anstalten einzurichten sind. 

Der Stichtag liegt allerdings noch in weiter Fer-
ne; es ist der 1. Januar 1985. Wir wissen, daß man 
hierzu einen längeren Zeitraum braucht. Wir kön-
nen in diesem Bereich nicht mit kürzeren Zeitein-
heiten rechnen. Es zeigt sich aber zumindest, daß 
Bundesregierung und Bundesgesetzgeber durchaus 
bereit sind, etwas zu tun. Wir wollen das nicht aus 
dem Auge verlieren. Und wir wollen ab 1. Januar 
1985 auch Erfolge sehen, das heißt, daß in diesem 
sensiblen Bereich den Erkrankten — ich darf mich 
hier einmal auf meinen Kollegen Weisskirchen be-
rufen — mit der erforderlichen Sorgfalt geholfen 
wird. 

Meine Damen und Herren, in bezug auf die Al-
tersstraffälligkeit wurde gefragt, wie weit wir in 
der Lage seien, mehr zu tun. Ich darf darauf hin-
weisen, daß die §§ 20 und 21 des Strafgesetzbuchs, 
Allgemeiner Teil, den dafür aufgeschlossenen 
Staatsanwälten und Richtern ausreichende Mög-
lichkeiten geben, dem altersbedingten Straftäter 
entgegenzukommen. Wir müssen dabei sehen, daß 
es sich bei solchen Delikten oft um eine Folge des 
Abbaus von Hemmungen handelt und nicht um 
eine Folge des direkten Willens zum Rechtsbruch. 
Dies kann nun einmal in der Altersentwicklung des 
Menschen liegen; davor ist keiner gefeit. 

Bei allen Bemühungen um die Verbesserung der 
Lage der psychisch Kranken und Behinderten soll-
ten wir auch einmal den eigenen Sprachgebrauch 
überprüfen. Oft genug hören wir bei Streitgesprä-
chen — ob am Biertisch oder anderswo bei ernste-
ren Gelegenheiten —, daß einer auf die Meinung 
des anderen mit dem Ausspruch reagiert: das ist 
doch schizophren! Wäre jemand unter den Zuhö-
rern, der zufällig diese Krankheit hat, so müßte er 
zusammenfahren. Wir sollten Krankheitsbilder 
nicht dazu benutzen, dem Diskussionsgegner einen 
verbalen' Knüppel zwischen die Beine zu werfen. 
Hier sollten wir unseren Sprachgebrauch doch ein-
mal überprüfen. Auf Platt würde man ganz einfach 
sagen: „Da versteihst du ji nix von." Das würde 
sowohl die Sachlage klarrücken wie das verbale 
Klima nicht verderben. 

Wir alle, die wir hier zu dem Thema gesprochen 
haben, sind uns — so meine ich — in großen Zü-
gen entgegengekommen, beseelt von dem Willen, 
etwas zu tun, um denjenigen, die auf der seeli-
schen Schattenseite des Lebens stehen, zu helfen. 
Ich bitte deshalb abschließend, den Bericht zur 
weiteren Beratung an den federführenden Aus-
schuß für Jugend, Familie und Gesundheit zu über-
weisen, damit dort die Problematik und die Lö- 
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sungsansätze vertieft, beraten und in eine Empfeh-
lung gefaßt werden können. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Weitere Wortmel-
dungen liegen nicht vor. Ich schließe die Ausspra-
che. 

Der Ältestenrat schlägt die Überweisung der 
Stellungnahme der Bundesregierung zum Bericht 
der Sachverständigen-Kommission über die Lage 
der Psychiatrie in der Bundesrepublik Deutschland 
an den Ausschuß für Jugend, Familie und Gesund-
heit vor. — Dagegen erhebt sich kein Wider-
spruch. Dann ist das so beschlossen. 

Meine Damen und Herren, ich rufe den Tages-
ordnungspunkt 7 auf: 

Beratung des Antrags der Fraktion der CDU/ 
CSU 
Bundesgrenzschutz 
— Drucksache 8/3131— 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Innenausschuß (federführend) 

Haushaltsausschuß 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der 
Abgeordnete Dr. Jentsch. 

Dr. Jentsch (Wiesbaden) (CDU/CSU) : Frau Präsi-
dent! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Die augenblickliche relative Ruhe täuscht: In der 
Bundesrepublik Deutschland wird nach wie vor 
entschlossen versucht, unsere Sicherheitsorgane zu 
schwächen. Polizei einschließlich Bundesgrenz-
schutz, Bundeskriminalamt, Verfassungsschutz und 
Geheimdienst werden systematisch als Einrichtun-
gen abgestempelt, die nicht der Freiheit unserer 
Bürger dienen, sondern eine Bedrohung dieser Frei-
heit darstellen. Ich muß nicht im einzelnen die 
zahlreichen Indikatoren dieser Kampagne aufzäh-
len. Die Diffamierungen aus der jüngsten Zeit sind 
noch gut in Erinnerung; wir haben hier darüber 
diskutiert. 

Die Kampagne begann, nachdem der Innenmini-
ster höchstpersönlich das große Aufräumen ange-
kündigt hatte. Bezeichnungen wie „Schnüffler vom 
Dienst", „Sonderpolizei", „gestapoähnlich" finden 
sich dann auch gerade in der Presse, die der Bun-
desregierung und dem Innenminister höchst wohl-
wollend gegenübersteht. Diese Diffamierungen und 
Verleumdungen sind aber alles andere als eine 
ernsthafte Diskussion darüber, wie weit denn nun 
die Zuständigkeiten der Sicherheitsorgane gehen 
dürfen. Sie machen deutlich, daß es den Initiatoren 
dieser Kampagne darum auch gar nicht geht. Hier 
sind nämlich diejenigen am Werk, die die Freiheit 
diesseits von Mauer und Stacheldraht nicht für be-
droht und deshalb Einschränkungen oder Opfer 
auch im Bereich des persönlichen Freiheitsraumes 
nicht für berechtigt halten. Hier sind diejenigen 
am Werk, die den sogenannten kapitalistischen 
und faschistischen Staat Bundesrepublik Deutsch-
land seiner die Freiheit sichernden Einrichtungen 
berauben wollen. Alle, die leichtfertig unsere Si-
cherheitsorgane ins Zwielicht bringen, müssen wis

-

sen, wessen Geschäft sie betreiben. Ich meine, ein 
Bundesinnenminister muß es ganz besonders gut 
wissen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vor diesem Hintergrund gibt die Lage des Bun-
desgrenzschutzes Anlaß zur Sorge. Der Bundes-
grenzschutz darf nämlich nicht zum Werkschutz 
verkümmern, der an irgendwelchen Objekten Wa-
che schiebt und bei Passagieren und Besuchern das 
Gepäck kontrolliert. Der Bundesgrenzschutz darf 
nicht stillschweigend zur bloßen Schutzpolizei um-
funktioniert werden, wenn er seinen Aufgaben ge-
recht werden will, die ihm kraft Gesetzes aufgetra-
gen sind. 

Ich verkenne nicht die Pflicht des Bundesgrenz-
schutzes, in Notzeiten auch dort einzuspringen, wo 
die übrigen Sicherheitsorgane Hilfe und Unterstüt-
zung benötigen. Zu diesem Zweck haben wir ja das 
Bundesgrenzschutzgesetz geändert und den Aufga-
benbereich des Bundesgrenzschutzes 1972 erwei-
tert. Diese Aufgabenerweiterung — das ist das Ent-
scheidende — hat aber nicht zu einer Befreiung 
von den ursprünglichen Aufgaben oder etwa zu de-
ren Minderbewertung geführt. So steht auch in der 
jetzigen Fassung des BGS-Gesetzes nicht ohne 
Grund der grenzpolizeiliche Schutz an erster Stelle 
im Aufgabenkatalog, gefolgt von den polizeilichen 
Schutz- und Sicherungsaufgaben in den Fällen des 
Art. 91 und des Art. 115 f des Grundgesetzes; das 
sind der Notstands- und Verteidigungsfall. Mit Be-
ginn eines bewaffneten Konflikts ist der Bundes-
grenzschutz Teil der bewaffneten Macht der Bun-
desrepublik Deutschland. So sieht es § 64 des Bun-
desgrenzschutzgesetzes ausdrücklich vor. Der Bun-
desgrenzschutz muß also kraft Gesetzes auf diese 
Sicherheitslagen vorbereitet sein. 

Um diesen bedeutsamen Sicherheitslagen gerecht 
werden zu können, ist der Bundesgrenzschutz als 
Truppenverband organisiert worden. Er ist in Ab-
teilungen und Hundertschaften gegliedert. Wenn 
diese Gliederung, meine Damen und Herren, nicht 
nur auf dem Papier stehen soll, muß der Bundes-
grenzschutz aber auch in dieser Formation hand-
lungsfähig und einsatzfähig sein. Das ist er zur 
Zeit weder in personeller noch in technischer noch 
in organisatorischer Hinsicht. 

Ich darf folgende typische Lage schildern, die 
ich beim Besuch einer Einsatzabteilung vorgefun-
den habe: Von den ca. 540 Angehörigen der Abtei-
lung waren 99 durch Ausbildung gebunden, und 
zwar die Mehrzahl als Auszubildende, die also 
noch gar nicht für einen vollen Einsatz zur Verfü-
gung standen. Auf Grund von Abordnungen, 
Krankheit und Abteilungsdienst standen weitere 
265 Beamte zum Einsatz nicht zur Verfügung. Wei-
tere 19 Beamte waren in Werkstätten und im Ab-
teilungsstab eingesetzt. 47 Beamte waren wegen 
geleisteter Dienststunden freigestellt, so daß 110 
von 540 verfügbar waren. Von diesen 110 aller-
dings mußten alle zwei Wochen 85 Beamte für die 
Bewachung zweier Objekte in 150 km Entfernung 
abgestellt werden. 

Dieses Beispiel zeigt ganz klar, daß der Bundes-
grenzschutz als Verband überhaupt nicht zur Ver- 



13972 	Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode — 177. Sitzung. — Bonn, Donnerstag, den 11. Oktober 1979 

Dr. Jentsch (Wiesbaden) 
fügung steht. Er ist auch als Verband nicht einge-
übt; denn Übungen einer geschlossenen Abteilung 
haben seit vielen Jahren nicht mehr stattgefunden. 
Selbst Hundertschaften werden im Ernstfall zusam-
mengewürfelt, wenn sie irgendwo eingesetzt wer-
den müssen. 

Der Polizeidirektor Schubarth-Engelschall hat ge-
stern abend im ZDF-Magazin in bewundernswerter 
Offenheit auf die Frage, ob er seine Abteilung ge-
schlossen einsetzen könnte, erklärt: „Nein, das 
kann man im Augenblick nicht; denn die Abteilung 
als Verband ist zur Zeit mit zwei Hundertschaften 
in der Ausbildung der Beamten des zweiten Dienst-
jahres gebunden; die dritte Hundertschaft als Ein-
satzhundertschaft verfügt zur Zeit nur noch über 
einen Einsatzzug; die Stabshundertschaft mit den 
Spezialzügen ist ebenfalls nicht in der Lage, da 
auch diese Kräfte nur zum Teil noch vorhanden 
sind und somit nicht die vollen Züge einsatzbereit 
sind." 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD]: Woher ha -
ben Sie den Wortlaut?) 

— Den haben Sie gestern abend und heute mittag 
noch einmal hören können! 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD]: Gutes Ti

-

ming zwischen Herrn Dregger und Herrn 
Löwenthal!) 

Auf die  Frage, ob sich dieser Zustand in abseh-
barer Zeit ändern werde, erklärt der Kommendeur, 
daß dies wahrscheinlich über etliche Jahre hinweg 
nicht der Fall sein werde. Die Angehörigen des 
Bundesgrenzschutzes sprechen übrigens in diesem 
Zusammenhang von „Geister-Hundertschaften", die 
nur auf dem Papier stehen und in Wirklichkeit gar 
nicht einsatzbereit, gar nicht vorhanden sind. 

Wie konnte es zu dieser Entwicklung kommen? 
Hieran ist sicherlich das Personalstrukturgesetz 
von 1976 schuld, das die Angehörigen des Bundes-
grenzschutzes den Polizeibeamten der Länder 
gleichstellen will. Hierdurch ist eine erhebliche 
Ausbildungslawine auf den Bundesgrenzschutz zu-
gekommen, die natürlich wesentliche Kräfte bindet. 
Der Regierung muß jedoch gesagt werden, daß dies 
alles seinerzeit voraussehbar war. Es war meine 
Fraktion, die Fraktion der CDU/CSU, die damals 
deutlich darauf hingewiesen hat, ihre Zustimmung 
zum Personalstrukturgesetz erfolge nur unter der 
Voraussetzung, daß der Truppen- bzw. Verbands-
charakter des Bundesgrenzschutzes in keiner Wei-
se eingeschränkt werde. Uns ist dies damals zuge-
sichert worden. Wir haben dem Personalvertre-
tungsgesetz im Vertrauen darauf zugestimmt, daß 
die Änderung des persönlichen Status des Bundes-
grenzschutzbeamten nicht zu einer Veränderung 
der Funktionsfähigkeit und der Aufgabenstellung 
des Bundesgrenzschutzes führt. 

(Becker [Nienberge] [SPD]: Wer hat das 
gesagt? Kein Mensch!) 

Heute müssen wir feststellen, daß die Änderung 
genau mit der Zielsetzung erfolgt ist, den Charak-
ter des Bundesgrenzschutzes zu verändern und ihn 
seiner Truppenstruktur zu entkleiden. 

Hierfür gibt es zwei Belege: Erstens. Die Bundes-
regierung, voran der Bundesinnenminister, und die 
sie tragenden Parteien verharmlosen und verniedli-
chen die Unfähigkeit des Bundesgrenzschutzes, als 
Verband zu agieren, derart, daß verbale Bekennt-
nisse zum Truppencharakter, die wir sicherlich 
nachher auch wieder hören werden, nur als Beruhi-
gungspillen angesehen werden können. Herr Mini-
ster Baum, Ihr verbales Bekenntnis zum Truppen-
charakter auch vor einigen Tagen auf dem Ver-
bandstag des Bundesgrenzschutzverbands ist solan-
ge wertlos, wie Sie nichts unternehmen, um diesen 
Truppencharakter wiederherzustellen. 

Zweitens. Von anderer Seite wird jeder Hinweis 
auf die Notwendigkeit der Wiederherstellung des 
Truppencharakters des Bundesgrenzschutzes als 
„paramilitärisch" verunglimpft. Zugleich wird aus 
dieser Richtung die Abschaffung des Kombattan-
tenstatus des Bundesgrenzschutzes verlangt. 

Ich habe mit Freude zur Kenntnis genommen, 
daß sich Minister Baum auf dem schon erwähnten 
Verbandstag des Bundesgrenzschutzverbands ein-
deutig von diesen Bestrebungen distanziert hat. Ich 
begrüße das. Nur, Herr Minister Baum: Ich weiß 
nicht so recht, ob dies augenblickliche Taktik oder 
wirkliche Überzeugung bei Ihnen ist; denn Sie 
bleiben auch in dieser Frage solange im Zwielicht, 
wie Sie nicht entschlossen mit Taten für die Wie-
derherstellung des Truppencharakters eintre-
ten. 

Meine Damen und Herren, so wie der Bundes-
grenzschutz zur Zeit seinen polizeilichen Schutz-
und Sicherungsaufgaben im Falle eines inneren Not-
stands oder im Verteidigungsfall nicht gerecht 
werden könnte, so müssen auch erhebliche Zweifel 
angemeldet werden, ob er der Aufgabe des grenz-
polizeilichen Schutzes des Bundesgebietes gerecht 
wird. Soll man wirklich davon ausgehen dürfen, 
daß dieser Schutz gewährleistet ist, angesichts der 
Tatsache, daß die Grenzstreifentätigkeit vom Jahre 
1977 auf das Jahr 1978 von 46 000 auf 31 000 
Grenzstreifen zurückgegangen ist? 31 000 Grenz-
streifen pro Jahr — so steht es im Tätigkeitsbe-
richt des Bundesinnenministeriums — bedeuten, daß 
täglich 88 Streifen am rund 1 800 km langen Gebiet 
zur DDR und zur CSSR tätig sind. Eine gleiche 
rückläufige Tendenz findet sich übrigens bei den 
Grenzüberwachungsflügen mit Hubschraubern. 

Der Bundesgrenzschutz kann seine Aufgabe auch 
nur dann wahrnehmen — damit komme ich zu ei-
nem nächsten Punkt —, wenn er einem Truppen-
verband entsprechend ausgerüstet ist. Deshalb ver-
folgen wir mit großer Sorge Bestrebungen, die 
Ausstattung mit Sonderwagen zu reduzieren. Der 
Bundesgrenzschutz verfügt derzeit über 513 solcher 
Sonderwagen. Diese sind bei großen gewalttätigen 
Demonstrationen unentbehrlich, weil sie die Ge-
fährdung des einzelnen Polizeibeamten mindern. 
Dieser findet Schutz in der Nähe dieser Wagen. 
Die mit Gittern bestückten Sonderwagen erlauben 
bewegliche Straßensperren, die sonst von den Poli-
zeibeamten selbst gebildet werden müßten. Wer 
also diese Sonderwagenausstattung des Bundes-
grenzschutzes reduziert, muß sich schlicht und ein- 
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fach sagen lassen, daß er unnötig das Leben von 
Polizeibeamten aufs Spiel zu setzen bereit ist. Die-
sen Vorwurf wird sich sicherlich niemand einhan-
deln wollen. 

Deshalb ist es völlig unverständlich, wenn die 
Bundesregierung nur bereit ist, etwa, wie sie er-
klärt hat, 300 bis 350 der vorhandenen Sonderwa-
gen zu ersetzen oder zu modernisieren, und in 
Kauf nimmt, daß die restlichen ausfallen, wenn sie 
verschlissen und nicht mehr einsatzfähig sind. 

Meine Damen und Herren, in diesem Zusammen-
hang ist es auch dringend erforderlich — auch das 
wird demjenigen, der den Bundesgrenzschutz häu-
fig besucht, auffallen —, die Zahl der geländegän-
gigen Fahrzeuge zu erhöhen. Wir können uns auch 
in diesem Punkt mit der Antwort der Bundesregie-
rung auf unsere Kleine Anfrage vom Frühjahr des 
letzten Jahres nicht zufriedengeben. Dort wird dar-
auf hingewiesen, daß das Gebiet der Bundesrepu-
blik Deutschland verkehrsmäßig sehr gut erschlos-
sen sei. Neben Bundes-, Land- und Kreisstraßen 
ständen fast überall im Gelände zahlreiche befe-
stigte oder gut ausgebaute Feld- und Waldwege 
zur Verfügung, so heißt es in dieser Antwort. Der 
Verfasser dieser Antwort darf es mir nicht übel-
nehmen, aber ich werde bei derartigen Formulie-
rungen eher an das Räuber- und Gendarm-Spiel er-
innert als an einen polizeilichen Truppenverband, 
der auch in Sicherheitslagen eingesetzt werden 
soll, in denen die Existenz unseres Staates bedroht 
ist. Sowohl in einem solchen Fall als auch dann, 
wenn ein aus der DDR Geflüchteter — das haben 
wir ja gestern im ZDF-Magazin in einem Film vor-
geführt bekommen — und auf unserem Gebiet nie-
dergeschossener Mitbürger verblutet, muß wohl je-
der Grenzschützer so ausgestattet sein, daß er 
nicht mit seinem feinen Auto irgendwo im Dreck 
steckenbleibt, sondern schnellstmöglich an die 
Stelle herankommt. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, Gegenstand unserer 
Sorge ist auch die Ausstattung des BGS mit Waf-
fen. Wir fühlen uns hier ein wenig hinters Licht 
geführt, denn in unserer Kleinen Anfrage hatten 
wir damals nach der Entwicklung auf diesem Ge-
biet gefragt und die Antwort bekommen, daß zwar 
an anderer Stelle abgebaut werde, aber eine Erhö-
hung der Zahl von Maschinengewehren für den 
Einsatz von Sonderwagen in Aussicht gestellt sei. 
Wir fühlen uns deshalb hinters Licht geführt, weil 
wir jetzt feststellen müssen, daß diese Sonderwa-
gen reduziert werden. So geht es natürlich nicht, 
uns auf der einen Seite darauf hinzuweisen, daß 
auf der einen Seite der Einsatz dieses Gerätes ver-
mehrt möglich ist, anschließend aber erkennen zu 
geben, daß man die Sonderwagen reduzieren will. 

In diesem Zusammenhang soll auch ein deutli-
ches Wort zu der Polemik gegen eine wirksame 
Bewaffnung des Bundesgrenzschutzes gesagt wer-
den. Die Bestrebungen, die Ausstattung des Bun-
desgrenzschutzes ausschließlich auf Handfeuerwaf-
fen zu begrenzen, sind nach meiner Auffassung ein 
Teil des Versuches, den Bundesgrenzschutz von ei-
ner. hochqualifizierten Polizeitruppe auf eine reine 

Schutzpolizei umzufunktionieren. Eine auf jede Si-
cherheitslage vorbereitete Polizeitruppe benötigt 
auch Maschinenwaffen, Maschinengewehre und 
Maschinenkanonen. 

(Zuruf des Abg. Pensky [SPD]) 

- Ich habe das Vergnügen, jawohl, Herr Pensky, 
mich in diesem Zusammenhang auf Justizminister 
Vogel beziehen zu dürfen. Er hat in der „Neuen 
Ruhrzeitung" vor etwa zwei Jahren — Sie kennen 
das Zitat sicherlich - gesagt: 

Nach den heutigen Erfahrungen kann keines-
wegs ausgeschlossen werden, daß Terroristen 
mit Handgranaten, Maschinengewehren und 
anderen Waffen auftreten. Was will ein Poli-
zeibeamten mit einer Pistole gegen einen Ter-
roristen mit einem Maschinengewehr ausrich-
ten?  

An anderer Stelle dieses Interviews sagt er: 

Man sollte vielmehr ernsthaft überlegen, ob 
der Bundesgrenzschutz mit solchen Aufgaben 
betraut und mit einer entsprechenden Bewaff-
nung ausgerüstet werden kann. 

Ich darf Ihnen sagen, wir sind zu diesen Überle-
gungen bereit, denn wir meinen, daß die Ausrü-
stung und Bewaffnung den möglichen Sicherheits-
lagen adäquat sein muß und nichts anderes. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, ich komme zum 
Schluß. Wir sind mit der Überweisung unseres An-
trages zur Beratung im Innenausschuß einverstan-
den. Am Ende dieser Beratung muß aber die Ent-
schlossenheit dieses Deutschen Bundestages deutlich 
werden, den Bundesgrenzschutz, die Polizei des Bun-
des, als Polizeitruppe zu stärken, damit sie als Ein-
greifreserve für alle, auch die schwierigsten Si-
cherheitslagen zur Verfügung steht. Sie darf nicht 
das Sicherheitspotential der Länderpolizeien erset-
zen, sondern muß dieses Sicherheitspotential er-
gänzen. Das sind wir meines Erachtens unseren 
Bürgern schuldig; denn Sicherheit dient der Frei-
heit, und Wachsamkeit ist der Preis der Freiheit. 
Ich meine, das gilt auch hier. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Pensky. 

Pensky (SPD) : Frau Präsidentin! Meine sehr ver

-

ehrten Damen und Herren! Um den Bundesgrenz-
schutz sind schon zahlreiche Glaubenskriege ge-
führt worden, leider mit teilweise fürchterlichen 
Ausuferungen, die allesamt nur zu Lasten dieser 
Einrichtung gingen und die jeweils nichts anderes 
als eine totale Verunsicherung der in ihr tätigen 
Beamten bewirkt haben. Manches spricht dafür, 
daß es immer noch Kreise gibt, die, aus welchen 
Gründen auch immer, diesen Glaubenskrieg fortset-
zen möchten. 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD] : Sehr 
wahr!) 
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Dafür spricht z. B. der hier zur Debatte stehende 
CDU/CSU-Antrag und die dazu von der Union ein-
geleitete Begleitmusik durch Presseerklärungen, öf-
fentliche Reden, vorausgegangene Anfragen an die 
Bundesregierung mit unmißverständlicher Tendenz; 
dazu gehören auch Ihre gestrigen Äußerungen, 
Herr Kollege Jentsch, in der ZDF-Magazinsendung 
des Herrn Löwenthal, wo Sie sich sicher sehr 
wohlgefühlt haben. 

Schon früher wurde dem Grenzschutz von seiten 
der CDU/CSU ein Selbstverständnis zugedacht, das 
ebenso töricht wie politisch gefährlich war und das 
natürlich auch auf die Beamten abfärben mußte. 
Denn wie anders ist es zu erklären — ich muß das 
noch einmal hier dartun —, daß beipsielsweise just 
zu dem Zeitpunkt, als der damalige Bundeskanzler 
Willy Brandt sich anschickte, seinen ersten Besuch 
in Erfurt zu machen, um den schwierigen Prozeß 
der Entspannungspolitik einzuleiten, ein hoher Be-
amter des Bundesgrenzschutzes vor an der Grenze 
zur DDR versammelten Journalisten und CDU-Poli-
tikern folgendes erklärte: 

Die da drüben 

— gemeint war die DDR — 

verstehen nur eine Sprache. Dahinter muß im-
mer die nackte Gewalt stehen. Wer glaubt, 
man könne mit denen im guten verhandeln, 
mit dem wird nur Schlitten gefahren. 

Schließlich verteidigte damals in diesem Zusam-
menhang der Bundesgrenzschutzgeneral die Theo-
rie vom sogenannten Polizeipuffer des Bundes-
grenzschutzes im Verteidigungsfall. Er forderte 
eine Bewaffnung des Bundesgrenzschutzes mit 
schweren Waffen. Kein Wunder, meine Damen und 
Herren, denn die fatale Geisteshaltung, die mit die-
sen Äußerungen zum Ausdruck gebracht worden 
ist, entspricht genau dem, was die CDU und CSU 
jahrelang als die Maxime ihrer Politik des Säbel-
rasselns mit Vehemenz vertreten haben. Und was 
soll man, so frage ich, eigentlich von einem lei-
tenden Beamten erwarten, dem ständig ein solches 
Denkmodell als adäquates Feindbild vermittelt 
worden ist? 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD] : Sehr rich

-

tig!) 

Man könnte meinen, dies alles sei der Schnee 
von gestern und müsse schon deshalb längst der 
Vergangenheit angehören, weil der Deutsche Bun-
destag ja 1972 in großer Übereinstimmung aller 
Fraktionen bei wenigen Gegenstimmen der CDU/ 
CSU ein neues Bundesgrenzschutzgesetz verab-
schiedet habe, in dem klar und unmißverständlich 
dem Bundesgrenzschutz ausschließlich polizeiliche 
Aufgaben zugewiesen wurden, und zwar sowohl an 
der Grenze wie im Innern des Landes. Aber weit 
gefehlt. Wer die öffentlich geführten Diskussionen 
von seiten der CDU und der CSU beobachtet hat, 
stellt fest, daß es dort offenbar noch eine Reihe 
von Leuten gibt, die sich immer noch nicht von 
den überholten Denkmodellen gelöst haben. Was 
soll man den sonst von den ständig wiederholten 
Äußerungen von Unionspolitikern halten, beispiels

-

weise von Herrn Jentsch, die davon reden, dem 
Bundesgrenzschutz drohe Abrüstung; der Bundes-
grenzschutz müsse in der Lage sein, Grenzzwi-
schenfällen zu begegnen, er müsse bei militäri-
schen Angriffen von östlicher Seite als Polizeipuf-
fer funktionieren? „Unanständig!", sage ich, solche 
Leute als Kanonenfutter für eine Aufgabe vorzuse-
hen, für die sie nicht ausgebildet, nicht ausgerüstet 
sind, für die sie nach dem Gesetz auch nicht ge-
dacht sind. 

(Dr. Jentsch [Wiesbaden] [CDU/CSU] : Wer 
hat denn das gesagt?) 

Wer, wie Herr Jentsch, meint, der Bundesgrenz-
schutz könne nur als Polizeitruppe seine gesetzli-
chen Aufgaben erfüllen, und wer, wie Herr Hand-
los — ich weiß nicht, er ist ja Verteidigungspoliti-
ker, habe ich mir sagen lassen —, vor Bundes-
grenzschutzbeamten in Deggendorf befürchtet, daß 
— ich zitiere — „die Grenzer zu Polizeibeamten 
gemacht würden" , und daran die Feststellung 
knüpft „Damit wäre dann die Sicherheit unserer 
Grenze nicht mehr gewährleistet", der, meine Da-
men und Herren, ignoriert nicht nur das 1972 in 
großer Übereinstimmung verabschiedete Bundes-
grenzschutzgesetz und die damit verbundene Ent-
schließung zur Weiterentwicklung des Bundes-
grenzschutzes, sondern der stellt sich auch gegen 
das gemeinsame Sicherheitsprogramm, das die 
Ständige Konferenz der Innenminister und -senato-
ren des Bundes und der Länder im Jahre 1972 be-
schlossen und im Jahre 1974 fortgeschrieben hat. 

Dieses gemeinsame Sicherheitsprogramm ist von . 
uns damals — wohl völlig zu Recht — als großer 
Fortschritt bezeichnet worden, weil es mit ihm 
erstmals in der Nachkriegsgeschichte Deutschlands 
überhaupt gelungen war, die Aufgaben und Zu-
ständigkeitsbereiche der Sicherheitsbehörden — 
ausgehend von der geteilten politischen Verant-
wortung von Bund und Ländern für die innere Si-
cherheit — in einem Gesamtkonzept gegeneinander 
abzugrenzen und die Möglichkeit zur Kooperation 
zu finden. Diese politischen Entscheidungen waren 
gerade für den Bundesgrenzschutz deshalb von al-
lergrößter Bedeutung, weil damit das jahrelange 
Gerangel um die Frage „Bundesgrenzschutz — ja 
oder nein?" ein für allemal ein Ende gefunden hat-
te. 

Wichtig war aber auch, daß mit der Neuum-
schreibung des Aufgabenfeldes des Bundesgrenz-
schutzes sowohl im Grundgesetz als auch im BGS-
Gesetz saubere Rechtsgrundlagen für die aus-
schließlich polizeiliche Funktion des Bundesgrenz-
schutzes geschaffen wurden. Wir Sozialdemokraten 
— das sage ich hier noch einmal in aller Deut-
lichkeit — stehen zu dieser Konzeption, weil sie 
dem Sicherheitsbedürfnis in unserem Lande voll 
gerecht wird. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich meine, es ist an der Zeit, daß auch die Oppo-
sition in diesem Hause endlich Farbe bekennen 
und erklären sollte, was sie denn von diesem ge-
meinsamen Sicherheitskonzept hält, das immerhin 
auch von den Innenministern ihrer eigenen Partei 
in den Ländern mitentwickelt worden ist. 
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Nun ist es natürlich kein Geheimnis, daß der 

Bundesgrenzschutz zur Zeit noch mit enormen per-
sonellen Engpässen zu kämpfen hat. Daraus aber 
der Bundesregierung oder dem Bundesminister des 
Innern einen Vorwurf machen zu wollen, geht 
wohl an den Realitäten vorbei. Ihnen, meine Damen 
und Herren von der Opposition, war wie uns bei 
der Beratung des Personalstrukturgesetzes durch-
aus bewußt, daß der Verzicht auf Dienstpflichtige, 
auf Kurzdienende und die Umstellung auf das Le-
benszeitprinzip mit den damit verbundenen ver-
stärkten Schulungsmaßnahmen zu personellen Eng-
pässen führen mußten. Wir haben dies damals — 
Herr  Kollege Jentsch, Sie waren nicht dabei; Sie 
sollten es sich einmal sagen lassen — gemeinsam 
in Kauf genommen: im Interesse einer baldigen 
Verwirklichung der neuen Konzeption, aber auch 
— das füge ich hinzu — in der Erwartung, man 
möge mit der Heranziehung von Bundesgrenz-
schutzbeamten zu Einsätzen in der Umstellungs-
phase etwas zurückhaltender sein. Letzteres ist of-
fenbar — auch das müssen wir sehen — auf Grund 
der anhaltend angespannten Sicherheitslage länge-
re Zeit nicht erreichbar gewesen. 

Wir begrüßen es deshalb, daß es dem Innenmini-
ster in Vereinbarung mit den Bundesländern den-
noch gelungen ist, auswärtige Einsätze von Grenz-
schutzbeamten etwas zurückzudrehen. Wir wün-
schen, daß daran noch etwas mehr zurückgedreht 
werden könnte. Ich möchte auch von dieser Stelle 
aus ein mahnendes Wort an die Länder richten, im 
Interesse einer nicht zu vertretenden dauerhaften 
Überforderung noch eine Weile äußerste Zurück-
haltung bei der Anforderung von Beamten des 
Bundesgrenzschutzes zu üben. 

Wenn ich auch soeben die Gemeinsamkeit von 
Bund und Ländern in Zusammenhang mit der Erar-
beitung des Sicherheitskonzepts besonders gewür-
digt habe, so komme ich nicht umhin, ein Wort der 
Kritik zu sagen, das sich jedoch ausschließlich ge-
gen den Freistaat Bayern richten muß. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU] : So!) 

— Jawohl, wir wissen alle, daß das BGS-Personal-
strukturgesetz nur funktionieren kann, wenn die 
Länder bereit sind, ihren Personalbedarf für die Po-
lizei zum Teil durch Übernahme von Bundesgrenz-
schutzbeamten zu decken. Wir Sozialdemokraten 
sind befremdet darüber, daß, obwohl gemäß Ab-
sprache in der Innenministerkonferenz alle Bundes-
länder eine entsprechende Ü bernahmeerklärung 
unterzeichnet haben, sich allein Bayern bis heute 
noch dagegen sperrt. Vielleicht können Sie das Ih-
rem großen Vorsitzenden mal sagen, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Lösen Sie doch 
erst mal die Probleme von heute!) 

meine Damen und Herren von der CSU. Ich frage, 
wie sich das eigentlich mit den starken Worten 
des CSU-Vorsitzenden vereinbart, der in den letz-
ten Tagen und Wochen besonders lauthals von 
der „Verantwortung für ganz Deutschland" 
spricht. 

(Krey [CDU/CSU]: Haltet den Dieb!) 

Ich stelle folgendes fest. Erstens: Die Bundesre-
gierung hat ihre Pflicht getan, indem sie konsequent 
den Bundesgrenzschutz so fortentwickelt hat, wie 
es der gesetzlichen Konzeption unter Berücksichti-
gung des gemeinsamen Sicherheitsprogramms von 
Bund und Ländern entspricht. Das bezieht sich ins-
besondere auch auf das Ausbildungsprogramm, das 
ebenfalls einvernehmlich von einer Bund-Länder- 
Kommission festgelegt ist. 

Zweitens: Die Beamten des Bundesgrenzschutzes 
haben vollauf ihre Pflicht erfüllt, indem sie gerade 
in der schwierigen Umstellungsphase einen ganz 
erheblichen Beitrag zur Gewährleistung der inne-
ren Sicherheit erbracht haben, wozu wir ihnen Dank 
und Anerkennung sagen. 

Drittens: Die Opposition wird aufgefordert, eben-
falls etwas pflichtbewußter zu sein, indem sie sich 
endlich zu dem gemeinsam beschlossenen Sicher-
heitskonzept bekennt und künftig darauf verzich-
tet, dieses Konzept immer wieder in Frage zu stel-
len oder ihm einen völlig falschen Inhalt zu ge-
ben. 

(Krey [CDU/CSU] : Wer trägt denn hier die 
Verantwortung?) 

Zum Schluß bleibt noch anzumerken: die Siche-
rung und Befriedung unserer östlichen Staatsgrenze 
ist nicht nur durch Sicherheitsorgane zu gewährlei-
sten, sondern auch durch die Fortsetzung der Ver-
handlungen in der Grenzkommission, deren Ergeb-
nisse bisher schon zu einer erheblichen Verminde-
rung von Konfliktfällen an der Grenze zur DDR 
beigetragen haben. Zu dieser Politik der Bundesre-
gierung gibt es keine Alternative. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Dr. Wendig. 

Dr. Wendig (FDP) : Frau Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Zunächst eine allge-
meine Bemerkung zu Ihnen, Herr Kollege Jentsch. 
Sie haben an den Anfang Ihrer Ausführungen für 
die Opposition wieder einmal die Behauptung von 
der systematischen Schwächung der Sicherheitsor-
gane in unserem Lande gestellt. Wir müssen uns 
an dieses Thema gewöhnen, das in gewissem Sinne 
System hat. 

Nicht gewöhnen kann ich mich allerdings daran, 
daß ich am Beginn einer solchen Debatte für mich 
eine Bildungslücke bekennen muß, insofern näm-
lich, als ich nicht in der Lage war, die gestern 
stattgefundene und so oft zitierte ZDF-Sendung zu 
hören. Ich finde es also nicht so furchtbar begei-
sternd, wenn eine solche Sendung — ob sie gut 
oder schlecht war, vermag ich nicht zu beurteilen; 
ich habe sie, wie gesagt, nicht gesehen — nun so 
stark in den Mittelpunkt einer Debatte hier im 
Deutschen Bundestag gestellt wird. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Das nennt man 
aktuell!) 



13976 	Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode — 177. Sitzung. — Bonn, Donnerstag, den 11. Oktober 1979 

Dr. Wendig 
— Abgeordnete haben bisweilen auch abends noch 
etwas anderes zu tun, als sich ZDF-Sendungen an-
zusehen. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU] : In der Mittagspau

-

se!) 

Der Bundesgrenzschutz — meine Damen und 
Herren, damit komme ich jetzt zum Thema — ist 
als Verband und als Polizei des Bundes nach sei-
nem gesetzlichen Auftrag ein unverzichtbarer Ga-
rant für die Sicherheit der Bundesrepublik 
Deutschland. Dennoch glaubt die Opposition — ich 
sage: wieder einmal — Veranlassung zu der Be-
hauptung zu haben, der Bundesgrenzschutz sei zur 
Erfüllung seiner gesetzlichen Aufgaben nicht in der 
Lage. Ich sage „wieder einmal", weil die Bundesre-
gierung erst im vergangenen Jahr auf eine entspre-
chende Kleine Anfrage der CDU/CSU eine, wie ich 
meine, durchaus erschöpfende Antwort gegeben 
hat. Was soll also der heutige Antrag? 
Am Anfang dieses Antrages steht, wie immer, 

die Frage nach dem Verbandscharakter des Bun-
desgrenzschutzes, den niemand in Zweifel gezogen 
hat und den, wie ich sehe, in Zukunft auch nie-
mand in Zweifel ziehen wird. Gewiß gibt es Fra-
gen, Probleme und Schwierigkeiten, die zu über-
winden sind. Auf ihre Ursachen komme ich gleich 
zu sprechen. All dies ist aber in der Antwort der 
Bundesregierung auf die Anfrage der CDU/CSU 
aus dem Jahre 1978, wie ich meine, überzeugend 
und klar dargestellt. Deshalb wiederhole ich wie-
derum meine Frage: Was soll der heutige Antrag? 
Ich habe den Eindruck, die Opposition will einige 
ganz klare Tatsachen und einige ganz klare Ent-
wicklungen einfach nicht zur Kenntnis nehmen. 
Erstens. Das Bundesgrenzschutzgesetz mit dem in 

der Fassung von 1972 festgeschriebenen Aufgaben-
katalog enthält neben verbandspolizeilichen Aufga-
ben eine Fülle von Aufgaben, die nicht durch ver-
bandspolizeilichen Einsatz im alten Stil zu bewälti-
gen sind. Das Bundesgrenzschutzgesetz von 1972 
hat diese Erweiterung der traditionellen grenzpoli-
zeilichen Aufgaben um andere Sicherungsaufgaben 
im Inneren der Bundesrepublik Deutschland be-
wußt fortgeschrieben. Wir alle haben dem zuge-
stimmt. Daß dies gewisse Konsequenzen haben muß-
te und gehabt hat, kann 'sicherlich nicht in Zwei-
fel gezogen werden, aber das ist nicht der Kern 
des Problems. Auch ich erinnere hier unter Punkt 1 
daran, daß dies alles, was 1972 Gestalt gewonnen 
hat, dem gemeinsamen Sicherheitsprogramm der 
Innenminister aller Länder in der IMK entspricht. 
Zweitens. Die Sicherheitslage in der Bundesrepu-

blik Deutschland, insbesondere seit 1976, hat den 
Bundesgrenzschutz in sehr viel stärkerem Maße als 
in den vergangenen Jahren zwangsläufig auf Auf-
gaben hingelenkt, die überwiegend oder nur allein 
im Einzeldienst zu bewältigen sind. Es kann auch 
kein Zweifel daran bestehen, daß der Bundesgrenz-
schutz in .den letzten Jahren durch binnenländische 
allgemeinpolizeiliche Aufgaben zur Unterstützung 
— nicht zum Ersatz — der Polizeien der Länder ge-
fordert gewesen ist. Ich würde von der Opposition 
gerne einmal hören, auf welche der zusätzlichen 
Aufgaben des BGS, die in den letzten Jahren für 
alle erkennbar zwangsläufig gewesen sind, sie 

glaubt verzichten zu müssen oder wo sie Ein-
schränkungen für zulässig hält. 
Drittens. Das Personalstrukturgesetz aus dem 

Jahre 1976, das den Ausbau des Bundesgrenzschut-
zes als der Polizei des Bundes mit Zustimmung al-
ler Fraktionen erfreulich fortentwickelt hat, mußte 
Umstellungsschwierigkeiten mit sich bringen. Es 
hat aber durch die Verbesserung der sozialen Ab-
sicherung der Angehörigen des BGS, durch die 
Verwirklichung des Lebenszeitprinzips das Grund-
gefüge des BGS ganz eindeutig verstärkt. Wir ha-
ben hier gewisse Schwierigkeiten in der Umstel-
lung, die niemand bestritten hat und auch von uns 
niemand bestreiten wird; aber ich sage noch ein-
mal: Man darf diese Schwierigkeiten hier nicht 
zum Kern der Debatte machen. 
Ich will heute der Einzelberatung im Innenaus-

schuß zu den einzelnen Punkten des Antrages ge-
wiß nicht vorgreifen. Schon jetzt dürfte indessen 
sicher sein, daß der Antrag der Opposition einer 
soliden sachlichen Grundlage entbehrt, es sei denn, 
ich würde die Konzeption des Bundesgrenzschut-
zes, die sich aus dem BGS-Gesetz und dem Perso-
nalstrukturgesetz ergibt, in wesentlichen Positio-
nen in Frage stellen. 
Das A und O Ihrer Ausführungen ist immer wie-

der die Klage über den angeblich bedrohten oder 
gar verlorengegangenen Verbandscharakter des 
Bundesgrenzschutzes. Die Verbandsstruktur des 
Bundesgrenzschutzes hat sich bewährt. Sie wird 
von niemandem, auch, wie ich weiß, von der Bun-
desregierung nicht, in Frage gestellt. Ich erinnere 
nur an die verschiedenen Tätigkeitsbereiche der 
Bundesregierung. Ich erinnere auch an die Ausfüh-
rungen, die Innenminister Baum erst vor etwa zwei 
Wochen vor dem BGS-Verband gerade diesem 
Thema gewidmet hat. 
Schon in der Antwort auf die Kleine Anfrage aus 

dem Jahr 1978 ist ersichtlich klar dargelegt wor-
den, daß die Umstellung von Einsatzabteilungen in 
Ausbildungabteilungen die Leistungsfähigkeit des 
Bundesgrenzschutzes nicht geschwächt, seine Aus-
bildungskapazität aber verstärkt hat. Gerade diese 
Verstärkung der Ausbildungskapazität ist aber, 
wenn man eine Übergangsphase überwunden hat, 
eine sehr wertvolle und wesentliche Voraussetzung 
dafür, daß auch die Einsatzfähigkeit des Bundes-
grenzschutzes im Verband wie im Einzeldienst in 
Zukunft noch besser sein wird. 
Man kann nach meiner Überzeugung auch nicht 

daran zweifeln, daß die Neuerrichtung des Grenz-
schutzkommandos West von der vorgegebenen Si-
cherheitslage her geboten war. Es läßt sich doch 
nicht leugnen, daß sich im Gefolge dieser Sicher-
heitslage, die wir ja alle ganz genau kennen, die 
Einsatzschwerpunkte des Bundesgrenzschutzes in 
gewissen Zeiten und in gewissen Bereichen grund-
legend verschoben haben. Ich würde es eher für 
eine Schwächung der Einsatzfähigkeit des Bundes-
grenzschutzes gehalten haben, hatte man der beson-
deren Sicherheitslage im Westen der Bundesrepu-
blik Deutschland — nehmen wir den Raum Bonn als 
Beispiel — im Rahmen der alten lokalen Strukturen 
Rechnung tragen wollen. Ich glaube, das hätte nicht 
gepaßt. 
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Dr. Wendig 
Dann kommen Sie mit den angeblich fehlenden 

Übungen des BGS in größeren Verbänden. Was ist 
in den letzten Jahren tatsächlich geschehen? Gera-
de die vielfachen Großeinsätze, die durch die be-
sondere Sicherheitslage bedingt waren und über 
den Rahmen der einzelnen Einsatzabteilungen oft 
hinausgingen und den BGS mit den Polizeien der 
Länder zu einer gemeinsamen Operation zusam-
mengeführt haben, haben in der Praxis das er-
bracht, was Sie in der Theorie zu einem wesentli-
chen Teil zu vermissen meinen. Zusätzliche Übun-
gen größerer Art, etwa im Großverband, hätten in 
dieser Phase, von der wir ja alle sprechen, die Lei-
stungsfähigkeit des BGS unzumutbar und, wie ich 
meine, unnötig überfordert. 

Zusammenfassend kann man deshalb heute schon 
folgendes feststellen: Erstens. Die Konzeption des 
Bundesgrenzschutzes besteht in der doppelten Auf-
gabe, die Grenzen der Bundesrepublik Deutschland 
zu schützen und zugleich in besonderen Fällen als 
Sicherheitskräfte zur Unterstützung »der Polizeien 
der Länder im Innern zur Verfügung zu stehen. 
Diese neue Konzeption hat ihre Bewährungsprobe 
in den letzten Jahren glänzend bestanden. Die FDP-
Fraktion steht unverändert hinter dieser schon seit 
Jahren vertretenen Konzeption. 

Zweitens. Der grundsätzliche Verbandscharakter 
des Bundesgrenzschutzes steht »außer Zweifel. Er ist 
nicht nur verbal erklärt worden, wie Sie, Herr 
Jentsch, gemeint haben. Ich meine, er ist auch in 
der Praxis nie in Frage gestellt gewesen. 

Drittens. Die Ist-Stärke des Bundesgrenzschutzes 
ist heute höher als je zuvor. 

Viertens. Durch die Einführung des Lebenszeit-
prinzips im Personalstrukturgesetz ist der Beruf des 
Grenzschutzbeamten sicherer als je zuvor. 

Umstellungsschwierigkeiten waren vorauszuse-
hen. Ihr Ende ist aber absehbar. Die Erfahrung hat 
gezeigt, daß die Einsatzfähigkeit des Bundesgrenz-
schutzes hierdurch in keiner Weise vermindert 
wurde. Ich habe dies schon ausgeführt. 

Ich verkenne nicht, daß dies alles von den ein-
zelnen Angehörigen des Bundesgrenzschutzes ein 
hohes Maß an Einsatzbereitschaft und Einsatzfreu-
de voraussetzt. Diese Einsatzbereitschaft und diese 
Einsatzfreude waren unvermindert zu jeder Zeit 
vorhanden. Sie haben sich in dieser schwierigen 
Phase praktisch bewährt. Hierfür gebührt allen An-
gehörigen des Bundesgrenzschutzes unser Dank. 

Die Ausstattung des Bundesgrenzschutzes mit 
modernen Waffen und Fahrzeugen, die zur Durch-
führung der gesetzlichen Aufgaben notwendig sind, 
ist nach Zahl und Qualität im Prinzip sicherge-
stellt. Minister Baum hat vor etwa zwei Wochen 
vor dem BGS-Verband dargelegt, daß lediglich die 
bestehende Haushaltssituation zu einer stufenweise 
Ersatzbeschaffung älterer Fahrzeuge Veranlassung 
gegeben hat. Ich nehme an, »das ist auch die gegen-
wärtige Situation. 

Was der Bundesgrenzschutz braucht, ist eine 
Phase der Konsolidierung, d. h. praktisch der Ruhe. 
Dieser Forderung wird man nicht gerecht, wenn 
man ihn hinsichtlich seiner Leistungsfähigkeit im

-

mer wieder öffentlich in Frage stellt. Für diese 
Forderung müssen oder sollten wir alle in diesem 
Hause Verständnis haben. 

In einer solchen Situation, in der — ich sage das 
noch einmal — Übergangsschwierigkeiten nicht 
beschönigt werden sollen, ist der Antrag der Oppo-
sition im Grunde nicht verständlich. Bisweilen be-
schleicht mich bei diesem Tun allerdings die Sor-
ge, daß Sie noch immer dem Modell einer — ich 
nenne das Wort einmal — paramilitärischen Ein-
heit alten Stils nachtrauern, daß Sie sich von die-
sem Modell nicht lösen können. Wenn dem so ist, 
sollten Sie das offen sagen und nicht mit den The-
sen des heutigen Antrages Ihr wahres Anliegen 
verbergen. 

Ich halte es nicht für gut, wenn durch eine im-
merwährende Debatte zum gleichen Thema in der 
Öffentlichkeit der Eindruck erweckt wird, die in-
nere Sicherheit der Bundesrepublik Deutschlands sei 
durch die gegenwärtige Verfassung des Bundes-
grenzschutzes nicht gewährleistet. 

Die FDP-Fraktion wird den Antrag der Opposi-
tion im Innenausschuß sorgfältig beraten. Ich habe 
indessen schon heute keinen Zweifel daran, daß 
sich am Ende dieser Beratung jenes Gesamtbild be-
stätigen wird, das zu zeichnen ich soeben in kurzen 
Sätzen versucht habe. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der 
Herr Bundesinnenminister. 

Baum, Bundesminister des Innern: Frau Präsiden-
tin! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Auch ich, Herr Kollege Jentsch, frage mich nach 
der Motivation Ihres Antrages. Ihre drei Einzelan-
träge gehen alle ins Leere. Ich werde das im ein-
zelnen ausführen. 

Zunächst muß ich mich dagegen wehren, daß Sie 
der Bundesregierung unterstellen, sie beschönige 
die Situation. Das tut sie nicht. Wir haben an vielen 
Stellen — bei Anfragen, die Sie an uns gerichtet 
haben, und auch in öffentlichen Erklärungen und 
Reden — keinen Hehl daraus gemacht, wie die 
Lage des Bundesgrenzschutzes ist. Wir haben 
nichts zu verbergen. Deshalb bin ich froh darüber, 
daß wir diese Debatte führen, damit wir endlich 
auch einmal hier im Deutschen Bundestag Ihren 
Verdächtigungen entgegentreten können. 

(Zustimmung bei der FDP und der SPD) 

Wir waren gestern abend, als die Sendung von 
Herrn Löwenthal lief, beim BGS, Herr Jentsch, und 
haben uns über den Ausbildungsstand der GSG 9 
unterrichtet. 

Ich frage mich auch, Herr Jentsch: Haben Sie, 
hat die Offentlichkeit überhaupt einen Anlaß, sich 
über die Einsatzfähigkeit des BGS zu beklagen? Ist 
in den letzten Jahren irgend etwas passiert, ein Er-
eignis, das Sie zu dem Schluß veranlassen könnte, 
der BGS sei nicht einsatzfähig? Wie kommen Sie 
dazu, hier die Stimmung auszubreiten, der BGS 
habe es verdient, jetzt ins Gerede zu kommen? 
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Bundesminister Baum 
Ich frage mich auch — wie meine Vorredner — 

ernsthaft, ob Sie noch hinter dem Neukonzept ste-
hen, das damals von allen Parteien dieses Hauses 
getragen und das von Bund und Ländern beschlos-
sen worden ist, hinter einem Neukonzept, das we-
sentlich bessere Voraussetzungen hinsichtlich der 
Berufsbedingungen im BGS geschaffen hat — Sie 
wissen, daß wir den einfachen Dienst abgeschafft 
haben —, einem Neukonzept, das mit einer wesent-
lich besseren Ausbildung verbunden ist — zweiein-
halb Jahre für die Männer im BGS —, einem Neu-
konzept, das — und das ist sehr wichtig — dem 
BGS endlich eine gesicherte Position im Sicher-
heitsverbund von Bund und Ländern eingeräumt 
hat. 

Ich jedenfalls, Herr Kollege Jentsch, habe nicht 
den geringsten Anlaß, den BGS zu kritisieren. Ich 
habe im Gegenteil hier vor dem Deutschen Bundes-
tag festzustellen, daß er seinen Aufgaben bisher 
vorzüglich gerecht geworden ist und daß er es 
nicht verdient, in dieser Weise in Kritik gezogen 
zu werden. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Wenn ich gesagt habe, wir haben nie verhehlt, 
daß es Schwierigkeiten gibt, so ist das auch an 
dieser Stelle. Wir alle wußten ja, daß mit der Um-
stellung des BGS, daß mit dem neuen Personal-
strukturgesetz eine schwierige Umstrukturierungs-
phase zu bewältigen ist. Auch in den nächsten 
Jahren, bis etwa 1983, wird die hohe Ausbildungs-
belastung, bedingt durch die Berufsförderung für 
die ausscheidenden Beamten alten Rechts und 
durch die gleichzeitige zweieinhalbjährige Ausbil-
dung der Polizeibeamten neuen Rechts, andauern. 
Dies muß festgehalten werden. Das ist so, und das 
fordert dem BGS und den in ihm Tätigen große 
Leistungen ab. Von 1976 bis 1984 müssen insge-
samt 13 000 Beamte neu ausgebildet werden, 13 000 
Beamte, das sind etwa 1 600 pro Jahr, das ist, mei-
ne Damen und Herren, mehr als die Hälfte des ge-
samten Bestandes. Und das innerhalb von acht Jah-
ren! Ich frage Sie, welcher Verband eine solche 
Last in einer so kurzen Zeit zu bewältigen gehabt 
hat, wie das beim BGS bisher ohne Beanstandung 
der Fall war, wobei auch noch, Herr Kollege Jentsch, 
die Phase der angespannten inneren Sicherheit 
zu berücksichtigen ist; denn es kann gar kein 
Zweifel darüber bestehen, daß der BGS in den Jah-
ren 1977/78 bis heute außerordentlich gefordert 
worden ist und daß er auch alle diese Anforderun-
gen erfüllt hat. 

Sie haben behauptet, der BGS baue den Ver-
bandscharakter ab; der Abbau des Verbandscha-
rakters des BGS müsse beendet und der Verbands-
charakter wieder hergestellt werden. Ich möchte 
das unterstreichen, was einer meiner Vorredner ge-
sagt hat: Dies ist eine Gespensterdiskussion. Auch 
in Ihrem Antrag sprechen Sie wieder von der Wie-
derherstellung des Verbandscharakters. Sagen Sie 
uns doch bitte: Was verstehen Sie unter Verbands-
charakter? Ist das eine sehnsüchtige Erinnerung 
an die Zeiten, in denen nicht Polizeivollzugsbeam-
te, sondern Wehrdienstpflichtige im BGS tätig wa-
ren? Was verstehen Sie unter Verbandscharakter? 

Ich möchte Ihnen sagen, was ich darunter ver-
stehe. Die organisatorische Gliederung des BGS ist 
seit seiner Gründung im wesentlichen unverändert 
geblieben. Natürlich ist der BGS auch heute noch 
überwiegend verbandsmäßig gegliedert, und Sie 
wissen, daß dies auch in Zukunft so bleiben wird. 
Die beiden neuen Abteilungen in Frankfurt und 
Karlsruhe werden in Verbandsform aufgestellt. 
Von den 2 666 Planstellen, die dem BGS im Rah-
men des Ausbauprogramms innere Sicherheit zu-
wachsen, gehen 2 205 zu den Verbänden und nur 
461 zum Grenzschutzeinzeldienst. Ich kann nur 
wiederholen, was ich schon mehrfach öffentlich ge-
sagt habe: Niemand wird sagen können, der Ver-
bandscharakter des BGS werde dadurch aufgege-
ben, daß wir die BGS-Wache beim Bundesverfas-
sungsgericht teilweise einzeldienstlich organisiert 
haben und dies auch für die künftige Bewachung 
etwa des Gästehauses der Bundesregierung prü-
fen. 

Alle Aufgaben, die den BGS-Verbänden übertra-
gen worden sind, nehmen sie aus dem Verband 
heraus wahr. Dies gilt für die Aufgaben an der 
Grenze, also die Streifen an der Grenze — etwa 60 
Prozent der Aufgaben liegen nach wie vor dort —, 
ebenso wie für die Aufgaben im Personen- und Ob-
jektschutz. Wo es die Situation erfordert, wird der 
BGS auch im Verband eingesetzt. Daran kann 
überhaupt kein Zweifel bestehen, und das Beispiel, 
das uns allen vor Augen steht, ist Gorleben, wo 
der BGS im Verband eingesetzt wird. Daß dies 
auch bei der derzeitigen hohen Einsatz- und Aus-
bildungsbelastung jederzeit möglich und der BGS 
dazu jederzeit in der Lage ist, hat er an verschie-
denen Stellen unter Beweis gestellt. 

Der Verbandscharakter des BGS darf aber nicht 
verhindern, daß der Einsatzwert des BGS voll ge-
nutzt wird. Es trifft sicherlich zu, daß die große 
Ausbildungs- und Einsatzbelastung dazu zwingt, 
Einsatzschwerpunkte zu bilden. Das gilt für den 
BGS ebenso wie für die Polizeien der Länder. Na-
türlich ist auch in diesem Zusammenhang, Herr 
Kollege Jentsch, die Zahl der Grenzstreifen und 
der Grenzüberwachungsflüge im Jahr 1978 im Ver-
gleich zu 1977 zurückgegangen. In Ihrer Statistik 
haben Sie aber nicht erwähnt, daß es auch noch 
die Bayerische Grenzpolizei und den Zoll gibt, die 
auch an der Grenze zur DDR tätig sind. Dieser 
Rückgang läßt noch lange nicht den Schluß zu, der 
BGS sei nicht in der Lage, eine präzise Sicherung 
der östlichen Grenzen zu gewährleisten. Die Ver-
bände des BGS nehmen die Grenzsicherungsaufga-
ben nach wie vor sehr ernst. Stärke und Dauer der 
Präsenz an den Grenzen sind aber von der jeweili-
gen regionalen und überregionalen Sicherheitslage 
abhängig, und es muß auch hinzugefügt werden, 
daß sich die Lage durch die Grenzfeststellung, die 
gemeinsam mit der DDR getroffen werden konnte, 
an manchen früher umstrittenen Abschnitten so 
entschärft hat, daß dem auch bei der Streifentätig-
keit an der Grenze Rechnung getragen werden 
konnte. 

Wer fordert, daß wir die Einzeleinsätze der Ver-
bände im Personen- und Objektschutz noch weiter 
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zugunsten anderer Aufgaben einschränken, der 
muß gleichzeitig sagen, wo diese Einsätze abgebaut 
werden sollen. Herr Kollege Jentsch, soll das etwa 
im Personenschutz, bei der Sicherung deutscher 
Auslandsvertretungen oder bei der Lufthansa erfol-
gen? Welche Vorschläge machen Sie hier? 

Ich bejahe also den Verbandscharakter, aber er 
besteht für mich nicht darin, daß ein großer Teil 
der BGS-Angehörigen an der Grenze in Kasernen 
auf seine Aufgabe wartet, sondern ich bin der Mei-
nung, daß sie auch im täglichen Bedarf eingesetzt 
werden müssen. Sie sind eben nicht so verfügbar, 
wie Sie sich das vorstellen. Sie werden nach Be-
darf zusammengesetzt. Nichts anderes war geplant 
und nichts anderes ist vernünftig. 

Es trifft zu, daß Vollübungen im großen Verband 
zur Zeit nicht stattfinden. Das läßt die hohe Ein-
satz- und Ausbildungsbelastung nicht zu. Es wer-
den in Kürze wieder Übungen auf Einsatzabtei-
lungsebene stattfinden. Ich möchte in diesem Zu-
sammenhang Ihren Blick auf die „gute alte Zeit" 
— wie es so schön heißt — im BGS lenken. Ende 
der 50er und in den 60er Jahren hielt der BGS 
Übungen mit großem Aufwand an Menschen und 
Material ab. Aber damals, Herr Kollege Jentsch, 
war der BGS ein Verband mit nur wenigen Aufga-
ben. Heute, nach dem Bundesgrenzschutzgesetz 
von 1972, hat der Bundesgrenzschutz eine Fülle 
von Aufgaben. Ich bejahe diese Aufgaben und ich 
möchte auch, daß er diese Aufgaben wahrnimmt. 

Ein Wort noch zur verbandsmäßigen Führung. 
Der Polizeiführer trägt auch nach meiner Auffas-
sung die Verantwortung für Führung und Einsatz 
seines Verbandes. Dazu steht nicht im Wider-
spruch, daß die Beamten des BGS dem Personalver-
tretungsgesetz unterliegen, eine geregelte Arbeits-
zeit haben, und ihnen die Möglichkeit eingeräumt 
wird, außerhalb der BGS-Unterkunft zu wohnen. 
Wollen Sie daran etwas ändern, Herr Jentsch? Ich 
möchte daran nichts ändern. 

Ich habe allerdings manchmal den Eindruck, daß 
es vor allem diese Regelungen sind, also Fragen 
der Führung der Verbände, die hinter der Frage 
nach der Wiederherstellung des sogenannten Trup-
pencharakters stehen. Hierzu stelle ich eindeutig 
fest: Die Mitwirkung der Personalvertretung, die 
geregelte Arbeitszeit, das Wohnen außerhalb der 
Unterkünfte beeinträchtigen. die verbandsmäßige 
Führung des BGS, wie ich sie verstehe, nicht. 

Andererseits darf die klare Einordnung als Poli-
zei — das möchte ich ebenso eindeutig feststellen 
— nicht mißverstanden werden als Abbau von Ein-
satzwert, innerer Geschlossenheit und Disziplin, 
die den BGS auch weiterhin auszeichnen werden. 

Ein Wort noch, Herr Kollege Jentsch, zu der 
Verringerung der Zahl der geschützten Sonderwa-
gen. Sie haben in Ihrem Antrag behauptet, die 
Bundesregierung wolle mit der haushaltsbedingten 
Verringerung der Ersatzbeschaffung der geschütz-
ten Sonderwagen den Einsatzwert des BGS bewußt 
schwächen. Ich möchte demgegenüber erklären: 
Für die besonderen Aufgaben des BGS, die sich 
teilweise deutlich von denen der Bereitschaftspoli-

zei unterscheiden, ist zur Abwehr von Gefahren 
und schweren Störungen der öffentlichen Sicher-
heit die Ausstattung mit geschützten Kraftfahr-
zeugen in ausreichender Zahl unerläßlich. Nach 
der Konzeption, die im Programm für die innere Si-
cherheit in der Bundesrepublik Deutschland von 
1974 niedergelegt ist, kommt ein Einsatz des BGS 
insbesondere in Lagen, in denen die Kräfte der Be-
reitschaftspolizei zur Beseitigung ernster Störungen 
nicht ausreichen, in Betracht. Die Länder erwarten 
in solchen Fällen auf Grund des Sicherheitsverbun-
des Unterstützung durch den BGS auch mit ge-
schützten Fahrzeugen. 

Die Bundesregierung steht nach wie vor hinter 
dieser Konzeption und denkt nicht daran, sie zu 
ändern. Der BGS verfügt über einen Bestand von 
513 Sonderwagen. Aus fachlichen Erwägungen hal-
te ich eine Ausstattung mit Sonderwagen im bishe-
rigen Umfange grundsätzlich weiterhin für zweck-
mäßig. Allerdings wird kein vernünftiger Mensch 
sich dagegen sperren können, daß diese Ersatzbe-
schaffung in Stufen erfolgt. Ich möchte auch darauf 
hinweisen, daß eine fachgerechte Entscheidung 
über Fahrzeugtyp und Fabrikat erst im Jahre 1980 
erfolgen kann. 

Ein Wort noch zum angeblichen personellen Eng-
paß. Auch insoweit geht Ihr Antrag in die Leere. 
In personalwirtschaftlicher Hinsicht kann von ei-
nem Engpaß derzeit keine Rede sein, weil die vor-
handenen Planstellen des BGS nahezu vollständig 
besetzt sind. Es gibt ein geringes Fehl von etwa 
500 Beamten ;  im rechnerischen Jahresdurchschnitt 
ist dies bei einer Sollstärke von 22 384 überhaupt 
nicht zu vermeiden. Es ist bei dieser Situation zu 
berücksichtigen, daß die Zahl der noch in Ausbil-
dung befindlichen Beamten neuen Rechts gegen-
über den für verbandsmäßige Einsätze uneinge-
schränkt verfügbaren Polizeivollzugsbeamten im 
Moment noch sehr hoch ist. Dies ist jedoch eine 
geradezu zwangsläufige und unvermeidbare Folge 
des gesetzlichen Auftrages des BGS, ohne eine 
Übergangsphase die alte Struktur durch eine völlig 
neue Struktur zu ersetzen. 

Ich wiederhole: Wir haben und werden zwischen 
1976 und 1984 insgesamt 13 000 Beamte, mehr als 
die Hälfte des Bestandes des BGS, neu ausbilden 
müssen. Ich wiederhole auch, daß ein weiterer Ab-
bau der Einzelabordnungen für die Bundesregie-
rung unvertretbar ist. Die Bundesregierung hat alle 
Maßnahmen getroffen, die sie nach ihrer Ansicht 
treffen mußte und konnte. 

Ich möchte mit Nachdruck darauf hinweisen, daß 
mit der Vermehrung der Aufgaben des BGS eine 
stetige Personalvermehrung einhergegangen ist. In 
der Zeit von 1969 bis 1979 ist die Sollstärke des 
BGS von 19 543 Planstellen auf 22 384 Planstellen 
gestiegen, also eine Aufstockung um 2 841. Im Jah-
re 1980 werden weitere 885, im Jahre 1981 noch 
einmal 635 Planstellen hinzukommen. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang einen Blick 
auf die Vergangenheit werfen. In den Jahren zwi-
schen 1960 und 1970, in einer Zeit also, in der die 
heutige Opposition Regierungsverantwortung trug, 
belief sich die Iststärke des BGS zeitweilig auf 



13980 	Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode — 177. Sitzung. — Bonn, Donnerstag, den 11. Oktober 1979 

Bundesminister Baum 
14 000 Mann, heute sind es etwa 22 000 Mann. Wir 
haben heute eine Stärke des BGS, wie es sie vor-
her nie gegeben hat. 

Die Nachwuchssituation kann heute als gut be-
zeichnet werden. Obwohl die Bewerberlage 1979 
leicht zurückgegangen ist, wird das Einstellungs-
ziel für dieses Jahr erreicht. 

Auch ich möchte ein Wort an die Länder richten 
und möchte bitten, daß Bayern möglichst bald die 
vorbereitete Vereinbarung unterzeichnet. Wir ha-
ben ein dringendes Interesse daran, daß unsere Be-
amten, die ja in die Polizeien der Länder überge-
hen sollen, eine Sicherheit bekommen, daß dies 
auch fristgemäß geschehen kann. Ich appelliere 
also an die Länder, ich appelliere insbesondere an 
den Freistaat Bayern, zu den Absprachen zu ste-
hen, die wir, Bund und Länder, damals gemeinsam 
getroffen haben. 

I  Zusammenfassend möchte ich feststellen: Der 
Bundesgrenzschutz ist allen an ihn gestellten An-
forderungen bisher gewachsen gewesen. Ich bin si-
cher, daß dies auch in Zukunft so sein wird. Orga-
nisation, Ausstattung und Ausbildung garantieren 
eine leistungsstarke qualifizierte Bundespolizei, die 
auch künftig einen Beitrag zur inneren Sicherheit 
unseres Landes leisten kann. Es ist keine Rede da-
von und kann keine Rede davon sein, daß der BGS 
nur bedingt einsatzfähig sei. Schon heute steht er 
besser da als vor der Umstrukturierung im Jahre 
1972. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Siehe gestern 
abend im Fernsehen!) 

Der BGS ist ein unentbehrlicher Teil des Sicher-
heitsverbundes zwischen Bund und Ländern. Ich 
sage mit allem Nachdruck: Wir werden uns nicht 
beirren lassen beim konsequenten Ausbau des BGS 
zu einer einsatzfähigen Bundespolizei. 

Durch das Personaistrukturgesetz wird die Lei-
stungsfähigkeit des BGS weiter gesteigert werden. 
Alle Maßnahmen, die wir seit 1972 vorgenommen 
haben, dienten der Entwicklung des Bundesgrenz-
schutzes zu einer Bundespolizei, die unbestritten 
im Sicherheitsverbund zwischen Bund und Ländern 
ihre Aufgabe wahrnimmt. 

Herr Kollege Jentsch, ich fordere Sie auf: Sagen 
Sie deutlich, was Sie wollen! Ihre in Ihrem Antrag 
genannten drei Positionen, die Sie dem Parlament 
vorgelegt haben, gehen absolut ins Leere. Was 
wollen Sie? Wollen Sie jetzt Ihrerseits den Bundes-
grenzschutz ins Gerede bringen, oder wollen Sie zu 
einem erfolgreichen Abschluß dieser Umstrukturie-
rungsphase beitragen? 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor. Ich schließe die Aussprache. 

Der Ältestenrat hat Ihnen vorgeschlagen, den 
Antrag der Fraktion der CDU/CSU auf Drucksache 
8/3131 an den Innenausschuß — federführend — 
sowie an den Haushaltsausschuß — mitberatend — 
zu überweisen. — Ich sehe keinen Widerspruch. 
Dann ist das so beschlossen. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 8 auf: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten Dr. 
Hennig, Baron von Wrangel, Graf Huyn, 
Böhm (Melsungen), Lintner, Graf Stauffen-
berg, Dr. Abelein, Jäger (Wangen) und der 
Fraktion der CDU/CSU 

Sicherheit der Transitreisenden 
— Drucksache 8/2570 

—Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Ausschuß für innerdeutsche Beziehungen 

Interfraktionell ist eine Kurzdebatte vereinbart 
worden. Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat 
der Abgeordnete Dr. Hennig. 

Dr. Hennig (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Ich möchte ein-
leitend nichts über Präsenz sagen, obgleich es mir 
nach drei Jahren immer noch schwerfällt, mich 
daran zu gewöhnen. Ich werde mich auch nicht 
daran gewöhnen; haben Sie keine Sorge. Was mich 
aber stört und war mir mißfällt, ist, daß der eigent-
liche Delinquent noch nicht da ist, daß es nämlich 
der Kollege Egon Bahr, der genau weiß, was heute 
hier verhandelt wird, und der manche Dinge als 
einziger aufklären könnte, dennoch nicht für nötig 
hält, heute hier zu erscheinen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Aber der Min

-

ster ist wenigstens da!) 

— Ja, auch der Kollege Wehner ist da und wird 
ihn gebührend vertreten. 

Wir haben ja schon oft darüber gesprochen, daß 
es eine amateurhafte Verhandlungsweise war, ge-
wisse Dinge unter vier Augen zu besprechen, so 
daß es andere Augenzeugen über diesen Sachver-
halt nicht gibt. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Nun ist die Frage: Wer hat dort recht, Egon Bahr 
mit dem, was er damals als Staatssekretär im Bun-
deskanzleramt erklärte, oder die Bundesregierung, 
die heute etwas anderes erklärt? Das ist der eigent-
liche Hintergrund unseres Antrags. 

Dieser Antrag zum Thema Sicherheit der Transit-
reisenden ist von der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
übrigens bereits am 14. Februar 1979 eingebracht 
worden. Er berührt ein empfindliches Gebiet. Ich 
weiß dies, und ich werde das bei dem, was ich hier 
sage, berücksichtigen. Andererseits berührt er aber 
Dinge, die für die Bundesregierung und insbeson-
dere für den damaligen Verhandler, nämlich Egon 
Bahr, von höchster Peinlichkeit sind. Davon muß 
hier gesprochen werden; denn es besteht der 
schwere und von mir zu erhärtende Verdacht, daß 
der Staatssekretär im Bundeskanzleramt das Parla-
ment bewußt getäuscht hat. 

(Hört, hört! bei der CDU/CSU) 

Die Alternative dazu ist, daß die Bundesregierung 
seit 1971 eine gravierende Einschränkung des 
Transitabkommens mit der DDR hingenommen hat, 
ohne das gebührend zu kritisieren und auch öffent-
lich sichtbar zu machen, daß dort etwas passiert 
ist. Sie haben höchstens eine dritte Möglichkeit, 
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daß nämlich beide Alternativen stimmen könnten. 
Das mag wohl auch sein. 

Worum geht es im Kern? Das Bundesministerium 
für innerdeutsche Beziehungen hat mit Datum vom 
29. Januar 1979, also Anfang dieses Jahres, eine of-
fizielle Pressemitteilung herausgegeben, in der es 
heißt, daß DDR-Bewohner, die nach dem 31. Dezem-
ber 1971 geflüchtet sind, bei einer beabsichtigten 
Benutzung der Transitwege von und nach Berlin 
unter Umständen von den Behörden der DDR fest-
genommen werden können. In einer Sendung des 
ZDF, und zwar genau gesagt in „Kennzeichen D" 
vom 25. Januar, sei „irrtümlich" — so Herr Franke 
in der Mitteilung aus seinem Hause — behauptet 
worden, diese Personen könnten lediglich zurück-
gewiesen werden. „Irrtümlich", meine Damen und 
Herren! 

Im Dezember 1971 hat Egon Bahr als verantwort-
licher Verhandlungsführer und Staatssekretär im 
Kanzleramt dem Parlament das Gegenteil versi-
chert — und deswegen dieser unser Antrag! Er hat 
ausdrücklich gesagt, die DDR habe sich darauf 
festgelegt, daß diejenigen, die die DDR verlassen 
hätten, die Transitstrecken benutzen könnten. Es 
sei in einer für die DDR verbindlichen Art geklärt, 
daß diese Personen nicht einmal zurückgewiesen, 
geschweige denn festgenommen würden. Das be-
treffe rund 2,5 Millionen Menschen — so hat er 
uns damals im Brustton der Überzeugung verkün-
det. Das Schlimme ist: Er hat damals hinzugefügt, 
es sei eine besondere Schwierigkeit in den Ver-
handlungen gewesen, dies nicht nur im Prinzip zu 
erreichen; die DDR habe vielmehr zunächst darauf 
aufmerksam gemacht, dies könne nur mit dem Da-
tum der Unterschrift unter das Abkommen fixiert 
werden, also per Ende 1971, da man die Bestim-
mung ohne ein fixiertes Datum als eine indirekte 
Anregung zur Flucht ansehen könnte, da niemand 
von der Benutzung der Transitwege ausgeschlossen 
werde. In einer besonderen Anstrengung — so hat 
er uns erzählt, hat er dem Parlament weisgemacht 
— sei die Fixierung auf das Datum herausgebracht 
worden, so daß die vorliegende Regelung unbe-
grenzt sei. 

Egon Bahr hat dies sogar noch einmal bekräftigt 
und hat gesagt, daß selbst in dem Fall, daß jemand 
in der DDR einen Bankraub begehe, in die Bundes-
republik flüchte und nach einiger Zeit wieder die 
Transitwege benutzen wolle, der Betreffende dann 
nicht festgenommen werden könne, sondern zu-
rückgewiesen und allerdings der westdeutschen 
Polizei gemeldet werde. So wörtlich Egon Bahr — 
und das ist nun alles offensichtlich nicht mehr 
wahr. Nun wollen wir wissen: Was stimmt? Alle 
diese Fragen sind bis ins letzte Detail 1971 zwi-
schen der Bundesrepublik Deutschland und der 
DDR abschließend geregelt worden — so hat man 
uns gesagt. Sie sind Teil des Transitabkommens 
und damit, wie die drei wesentlichen Botschafter 
nach Paraphierung der Dokumente erklärt haben, 
Teil der zweiten Stufe der insgesamt dreistufigen 
Berlin-Regelung von 1971/72. Ihre befriedigende 
Beantwortung war Vorbedingung für die Unter-
zeichnung des Viermächte-Schlußprotokolls. Da ge-
hört das mit hinein. 

Der Schutz der Transitreisenden vor unbegründe-
ten Zwangsmaßnahmen ist von der Bundesregie-
rung in diesem schönen Buch „Die Berlin-Rege-
lung", in das man immer wieder einmal hinein-
schauen sollte, auf Seite 301 als die „Magna Char-
ta des Transitreisenden" bezeichnet worden. Diese 
Magna Charta wird nun willkürlich verletzt, und 
die Bundesregierung protestiert nicht nur nicht da-
gegen, sondern sie weist die darüber korrekt be

-

richtenden Journalisten zurecht. Dies ist ja nicht 
das erste Mal, daß wir etwas Derartiges erleben. 

Meine Damen und Herren, es führt kein Weg an 
der Feststellung vorbei, daß Egon Bahr und mit 
ihm die gesamte Bundesregierung durch diese Vor-
gänge schwer belastet worden sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Kernfrage ist: Was ist denn mit den Flüchtlin-
gen, die die DDR nach dem 31. Dezember 1971 ver-
lassen haben? Dürfen sie die Transitwege benutzen 
oder nicht? 

(V o r s i t z : Vizepräsident Frau Funcke) 

Wenn sich diese Flüchtlinge an das Innerdeutsche 
Ministerium oder an den Innensenator in Berlin 
wenden, bekommen sie Auskünfte, die nicht son-
derlich klar sind. Dazu gibt es ein Merkblatt der 
Bundesregierung, das auf Anforderung verschickt 
und verteilt wird, in dem es heißt, daß das unge-
nehmigte Verlassen der DDR mit Strafe bedroht sei 
und unter Umständen noch nachträglich zur Fest-
nahme führen könne. — Hört! Hört! kann ich nur 
sagen; das haben wir damals anders gehört. 

In diesem Merkblatt heißt es weiter, daß Perso-
nen, die bis zum 31. Dezember 1971 die DDR ohne 
Genehmigung der dortigen Behörden verlassen ha-
ben, hiervon nicht betroffen sind. 

Wir fragen und wollen dies im Ausschuß, der 
das dann zu beraten haben wird, gern einmal von 
Egon Bahr persönlich hören: Was ist mit denen, 
die danach geflüchtet sind und mit denen er sich 
damals gebrüstet hat? Das sind ja schließlich Tau-
sende. 

Meine Damen und Herren! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Es kommt ein Punkt hinzu, der diese 
Sache besonders heikel macht. Ich sprach davon, 
daß sich Geflüchtete an die Behörden hier oder in 
Berlin wenden .und Auskünfte bekommen, die nicht 
sonderlich klar sind. Im Zweifel wird ihnen abge-
raten, die Transitwege zu benutzen. Ein solcher 
Flüchtling — er hat mich ausdrücklich ermächtigt, 
das hier vorzutragen — hat einen Deutschlandex-
perten aus der SPD-Bundestagsfraktion angeschrie-
ben und ihn gefragt, was er in dieser Situation ma-
chen soll. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wie heißt der 
denn?) 

— Das ist der Kollege Dübber. Sie werden nicht 
bestreiten, daß er einiges von diesem Thema ver-
steht. Um so bedenklicher ist die Antwort, die die-
ser Mann bekommen hat. Der Kollege Dübber 
schrieb: 
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Die Antworten, die Sie von den verschiedenen 
Stellen bisher in Ihrer Angelegenheit erhalten 
haben, lassen sich schwerlich beanstanden, 
denn sie entsprechen der geltenden Rechtsla-
ge. 

— Daß man also nicht fahren dürfe, heißt das. 

Ich kann Ihre Situation persönlich verstehen. 
Ich habe mich Anfang der 50er Jahre in einer 
vergleichbaren Situation befunden. 

Es handelt sich um einen Studenten in Berlin. Das 
ist der ernste Hintergrund dieser Sache. Der 
Kollege Dübber fügt dann noch hinzu, daß dem 
Fragesteller finanziell leider nicht geholfen werden 
könne. Er darf also nicht fliegen und müßte eigent-
lich die Transitwege benutzen. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich Ihnen 
zum Schluß vor Augen führen, was der letzte Satz 
des Kollegen Dübber letzten Endes bedeutet, de n 

 er diesem Mann schrieb, einem im Jahre 1975 ge-
flüchteten, der dabei nichts verbrochen hat, der 
nicht aus der Nationalen Volksarmee desertiert ist, 
also niemand, der unter diese speziellen Dinge fal-
len könnte, ein ganz normaler Flüchtling. Er erhält 
die Antwort: 

Wenn Sie dies alles bedenken, müßten Sie 
vielleicht der Überzeugung nähertreten, ob 
nicht die Wahl des Studienplatzes Ihre Situa-
tion verändern könnte. 

Das heißt doch wohl, in schlichtes Deutsch übersetzt: 
Solche Leute, die aus der DDR geflüchtet sind, soll-
ten in Berlin nicht mehr studieren, sollten dort gar 
nicht mehr hingehen, weil sie das nicht ohne Ge-
fährdung auf den Transitwegen tun können. Dies 
ist ein sehr ernster Punkt, meine Damen und Her-
ren, der von einem Ihrer führenden Experten auf 
diesem Gebiet geltend gemacht wird. Darüber wird 
im Ausschuß bei den Beratungen über diesen unse-
ren Antrag intensiv zu reden sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Schulze. 

Schulze (Berlin) (SPD) : Frau Präsident! Meine 
Damen und Herren! Man könnte eigentlich ver-
sucht sein, auf das einzugehen, was Herr Kollege 
Hennig hier gesagt hat, nur möchte ich ungern in 
den schlechten Stil, den er uns vorgemacht hat, 
verfallen. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

Insofern will ich mich auf das Sachliche begrenzen. 
Wir können ja dann im Ausschuß noch eine ganze 
Menge dazu sagen. Ich möchte nur noch eines vor-
weg bemerken: Das, was Sie mit dem Kollegen 
Bahr gemacht haben, indem Sie das Wort Delin-
quent und ähnliches gebrauchten, halte ich wirk-
lich ernsthaft für einen schlechten Stil. 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

Vielleicht können wir so etwas demnächst heraus 
lassen. 

Der Ältestenrat, meine sehr verehrten Damen 
und Herren, hat für diesen Antrag eine Behandlung 
vorgesehen, die eine nähere inhaltliche Erörterung 
jetzt im Plenum für meine Begriffe nicht zuläßt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Warum denn 
nicht?) 

Daran will ich mich selbstverständlich halten. Dies 
war die Vereinbarung, Herr Kollege, nämlich die 
Redezeit so festzulegen. 

(Dr. Hennig [CDU/CSU] : Die entscheiden

-

de Frage aber können Sie in der Zeit be

-

antworten!) 

Es geht mir jetzt .nur darum, etwaige Mißver-
ständnisse — Herr Kollege Hennig hat sie, so mei-
ne ich, schon angedeutet — oder Unsicherheiten 
gar nicht erst aufkommen zu lassen. Insbesondere 
bei den Transitreisen könnte der Eindruck be-
stehen, daß dies alles nur noch unsicher ist. Ich 
sage: vom Antrag her könnte der Eindruck entste-
hen. Ich habe immer noch die Hoffnung, daß es 
von Ihnen nicht so gemeint war. 

Wer sich beim Stichwort „Sicherheit der Transit-
reisen" beunruhigt oder jedenfalls unbehaglich 
fühlt, dem möchte ich gerne folgendes vor Augen 
führen: Der Antrag, um den es hier geht, ist unter 
dem Eindruck der Festnahme des Transitreisenden 
Jablonski am 18. Dezember 1978 eingebracht wor-
den. Es stimmt auch, daß der Antrag schon sehr 
lange hier liegt. Aber dies war nicht unsere Ent-
scheidung, sondern eine Entscheidung des Älte-
stenrätes. 

In der Zwischenzeit haben wir über die näheren 
Umstände dieses bedauerlichen Falles erfahren: 
Herr Jablonski ist 1962 als Soldat der DDR ge-
flüchtet und hat bei seiner Flucht 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das kennen wir 
doch alles schon!) 

einen Kameraden hinterrücks erschossen und ist 
deswegen in der Bundesrepublik wegen Mordes 
rechtskräftig verurteilt worden. Außerdem hat ihn 
das Bundesministerium für innerdeutsche Beziehun-
gen vor Reisen in die DDR oder durch die DDR 
schriftlich gewarnt. Warum Herr Jablonski unter 
diesen Umständen doch die Landwege nach Berlin 
benutzt hat und sogar nach Ost-Berlin weiter woll-
te, ist allen, die damit befaßt sind, bis heute uner-
findlich. 

(Dr. Hennig [CDU/CSU] : Deshalb habe ich 
ihn auch nicht erwähnt!) 

Immerhin zeigen diese Einzelheiten, wie extrem 
dieser Fall gelagert ist und daß aus ihm keine ge-
nerellen Schlüsse gezogen werden können. Das ist 
das eine. 

Zum anderen gilt — dies will ich auch noch ein-
mal deutlich machen —: Das Viermächteabkommen 
und das Transitabkommen gewährleistet nicht nur 
einen reibungslosen Ablauf des Transitverkehrs 
von und nach Berlin, sondern sie bieten dem ein-
zelnen Reisenden auch einen sicheren Schutz. vor 
unvorhersehbaren Festnahmen. Die geringe Bedeu-
tung — ich sage geringe Bedeutung, weiß aber 
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trotzdem, was Festnahme wirklich heißt —, die den 
Festnahmen in der Praxis des Alltags zukommt, 
wird am besten aus folgenden Zahlen deutlich: 
Vom Inkrafttreten des Viermächteabkommens und 
des Transitabkommens an, also vom 3. Juni 1972 
an, bis zum 31. August 1979 haben Reisende die 
Transitwege von und nach Berlin insgesamt etwa 
110 Millionen Mal in beiden Richtungen benutzt. 
Während dieser gut sieben Jahre wurden insge-
samt 983 Personen durch DDR-Organe festgenom-
men, von denen bis heute 763 entlassen wurden. 
Festgenommen werden darf ein Reisender gemäß 
Artikel 16 des Transitabkommens nur im Fall des 
Mißbrauchs der Transitwege. Die DDR hat hierbei 
für sich jedoch betont, das könne in dieser Abso-
lutheit nicht für geflüchtete Militärpersonen gelten. 
Ferner hat die DDR nach dem Inkrafttreten des 
Transitabkommens erklärt, der genannte Grundsatz 
gelte nicht für solche Flüchtlinge, die die DDR 
nach dem 31. Dezember 1971 verlassen hätten. 

(Dr. Hennig [CDU/CSU] : Das ist der ent
-scheidende Punkt!) 

Trotz dieser Erklärung der DDR gibt es eine ver-
läßliche und eingeführte Praxis, die die Bundesre-
gierung befähigt, auch bei den genannten Perso-
nengruppen konkrete Ratschläge hinsichtlich der 
Benutzung der Transitwege von und nach Berlin 
zu erteilen. Dies geschieht fortlaufend. 

(Dr. Hennig [CDU/CSU]: Sie rät Ihnen 
ab!) 

Ferner: Über beide Probleme ist die Öffentlich-
keit informiert. Das vom Bundesministerium für in-
nerdeutsche Beziehungen herausgegebene und in 
großer Auflage verbreitete blaue Merkblatt, das 
hier schon zitiert worden ist, empfiehlt den Ange-
hörigen dieser beiden Personengruppen ausdrück-
lich, vor Antritt der Reise einen Rat des genannten 
Bundesministeriums oder des Innensenators von 
Berlin einzuholen. 

Über die Gründe, die zu den Ausnahmeregelun-
gen geführt haben, hat die Bundesregierung den 
Ausschuß für innerdeutsche Beziehungen mehrere 
Male umfassend unterrichtet, letztmals am 20. Juli 
1979 durch den Parlamentarischen Staatssekretär 
Kreutzmann. Auch über den Fall Jablonski ist im 
Ausschuß gesprochen worden. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Um den geht es 
hier gar nicht!) 

Wer heute die damalige Verhandlungsführung 
kritisieren will, sollte sich vor Augen halten, daß 
sowohl das Viermächteabkommen als auch das 
Transitabkommen nach der Natur der Sache nur 
ein Kompromiß zwischen den Maximalforderungen 
beider Seiten sein konnten. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU] : Herr Bahr 
hat es damals anders erzählt!) 

— Herr Bahr hat es nicht anders erzählt. Das kön-
nen Sie nachlesen, Herr Kollege Jäger. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU] : Lesen Sie es 
mal nach!) 

Die Sowjetunion und die DDR einerseits sowie 
die drei Westmächte und die Bundesrepublik an-

dererseits sind Staaten mit derart unterschiedlichen 
Gesellschaftsordnungen, daß die Auffassungen über 
einen freien Reiseverkehr beim besten Willen 
nicht auf einen Nenner gebracht werden können. 

Ein letztes, verehrte Kolleginnen und Kollegen: 
Vor diesem Hintergrund muß der Umstand gesehen 
werden, daß die DDR solche Personen nicht gern 
durch ihr Territorium fahren sieht, die sie selber als 
ihre eigenen Staatsbürger betrachtet 

(Zuruf von der CDU/CSU: Was steht im 
Vertrag?) 

oder die als ihre Soldaten desertiert sind. Für den 
letzten Punkt wird man sogar Verständnis aufbrin-
gen können. 

(Dr. Hennig [CDU/CSU] : Nicht für den an

-

deren!) 

Denn nach meiner Einschätzung duldet es kein 
Staat der Welt, daß seine desertierten Soldaten 
durch das eigene Territorium fahren und dabei 
eventuell sogar Schutz vor Festnahme genießen. 

Der Ältestenrat hat vorgeschlagen, den Ent-
schließungsantrag dem Innerdeutschen Ausschuß 
zu überweisen. Ich stimme diesem Vorschlag na-
mens meiner Fraktion ausdrücklich zu, weil ich 
glaube, daß wir dort  sehr ernsthaft und vielleicht 
ohne sehr viele Emotionen darüber reden können. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Ludewig. 

Ludewig (FDP) : Frau Präsidentin! Sehr geehrte 
Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Die Kollegen der CDU und der CSU im Inner-
deutschen Ausschuß und die Fraktion der CDU/ 
CSU haben einen Antrag zum Thema Sicherheit 
der Transitreisenden gestellt. Ein solches Thema 
zur Diskussion zu stellen und darüber vor der Of-
fentlichkeit zu sprechen, ist legitim und im Augen-
blick vielleicht sogar sehr angebracht, damit etwai-
ge Verunsicherungen beseitigt werden können. 
Niemand  sollte sich verunsichern lassen. Es be-
steht kein Grund zur Besorgnis. 

Deshalb begrüße ich die heutige Kurzaussprache. 
Ich erlaube mir den Hinweis, daß der Auslöser der 
Fall Jablonski war. Ich gehe etwas darauf ein. 
Staatssekretär Höhmann hat uns am 17. Januar 
1979 im Innerdeutschen Ausschuß einen aktuellen 
Bericht gegeben. Damals lag das Ereignis der Fest-
nahme am 18. Dezember 1978 nur kurz zurück. In 
der Offentlichkeit herrschte weithin der Glaube 
vor, ein Unschuldiger bzw. jemand, der für seine 
Tat schon einmal gebüßt hat, wäre auf der Transit-
strecke nach Berlin innerhalb der DDR widerrecht-
lich festgenommen worden. Am 20. Juni 1979 hat-
ten sich die Wogen noch nicht geglättet. Das ist 
der Tag, an dem Staatssekretär Dr. Kreutzmann 
uns einen weiteren Bericht gegeben hatte. Damals 
war die Verurteilung des Günter Jablonski wenige 
Tage alt! 

(Dr. Hennig [CDU/CSU] : Um den geht es 
hier nicht!) 
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Ich bringe hier, damit jeder versteht, wovon wir 

reden, noch einmal die Fakten: Er war 1962 als 
Angehöriger der Nationalen Volksarmee in der 
DDR auf Streife. Er hat seinen Streifenführer er-
schossen und ist in die Bundesrepublik Deutsch-
land geflüchtet. Am 14. Dezember 1962 hat ihn das 
Jugendgericht Schweinfurt zu neun Jahren Jugend-
strafe verurteilt; er war 18 Jahre und vier Monate 
alt. Er hat sechs Jahre davon abgesessen. 1974 hat 
er dann die Bundesregierung gefragt, ob er in die 
DDR fahren oder durch die DDR fahren könnte. 
Das Bundesministerium für innerdeutsche Bezie-
hungen hat ihm gesagt, ein Besuch in der DDR und 
die Benutzung der Transitstrecke durch die DDR 
nach West-Berlin seien ihm nicht zu empfehlen. 

(Dr. Hennig [CDU/CSU] : Deswegen habe 
ich davon auch kein Wort gesagt!) 

— Ich will Sie ja nicht widerlegen, Herr Dr. Hen-
nIg, ich will bei dieser Gelegenheit vor der Öffent-
lich nur einmal die Fakten ausbreiten. Ich meine, 
es käme dann praktisch klar zum Ausdruck, daß 
wir uns möglicherweise über Dinge aufregen, die 
der Aufregung nicht wert sind. — Auch Freunde 
und Bekannte in Leipzig, vom Schwiegervater ge-
fragt, hatten abgeraten. Trotzdem hat der Betroffe-
ne seine Reise am 18. Dezember angetreten. Er 
wollte nach West-Berlin fahren; er ist verhaftet wor-
den. Am 7. Juni hat der Prozeß vor dem Militär-
obergericht in Berlin stattgefunden. Die Anklage 
lautete: vorsätzliche Tötung und Fahnenflucht. Die 
Verhandlung war nicht öffentlich, die Urteilsverkün-
dung dagegen war öffentlich. Das Urteil vom 
12. Juni 1979 lautet auf „lebenslänglich" . Für die 
Urteilsbegründung wurde die Öffentlichkeit wieder 
ausgeschlossen; ich habe die nächsten Zeilen des-
halb auch gestrichen. 

Die Kernfrage für uns lautet natürlich: Hätte der 
Betroffene festgenommen werden dürfen oder 
nicht? „Wie ist die Rechtslage?", fragt sich auch 
der juristische Laie. Wir sind beim Ausdeuten die-
ser und jener Äußerung aus den Verhandlungen. 
Für mich hat es sich gelohnt, daß ich das Protokoll 
vom 20. Juni noch einmal ausführlich und genau 
nachgelesen habe. Ganz zweifellos hat die Verhaf-
tung des Günter Jablonski auch bundesrepublika-
nische Stellen zur Überprüfung sämtlicher bis da-
hin getroffener Vereinbarungen und Protokolle 
veranlaßt. Das kann uns ja gemeinsam beruhigen, 
Herr Dr. Hennig. Das Bundesministerium für inner-
deutsche Beziehungen hat am 29. Januar eine zwei-
mal erwähnte Pressemitteilung herausgegeben, 
nach der alle DDR-Bewohner, die nach dem 31. De-
zember 1971 geflüchtet sind, 

(Dr. Hennig [CDU/CSU] : Das ist der 
Punkt!) 

von den Behörden der DDR unter Umständen fest-
genommen werden könnten. 

(Dr. Hennig [CDU/CSU] : Das war das Ge

-

genteil von dem, was Herr Bahr gesagt 
hat!) 

Die Opposition sieht darin einen Widerspruch zur 
Aussage von Herrn Bahr, den sie mit dem Aus-
spruch zitiert hat: 

Selbst ein Bankräuber, der in die Bundesrepu-
blik Deutschland geflüchtet ist, könnte auf den 
Transitwegen nicht festgenommen werden, 
sondern er könnte höchstens zurückgewiesen 
und der Polizei gemeldet werden. 

Die Deutsche Demokratische Republik hat ihren 
Standpunkt folgendermaßen dargelegt: Erstens. Der 
Schutz vor Festnahmen auf den Transitstrecken 
könne sich nicht auf ihre eigenen Staatsbürger be-
ziehen — Staatsbürgerschaftsgesetz der DDR vom 
20. Februar 1967. Im Zusammenhang mit dem 
Verkehrsvertrag wurde am 16. Oktober 1972 ein 
neues Gesetz zur Regelung von Fragen der Staats-
bürgerschaft erlassen. Diesem Gesetz zufolge wer-
den alle Flüchtlinge, die vor dem 1. Januar 1972 
die Deutsche Demokratische Republik verlassen 
haben, aus der DDR-Staatsbürgerschaft entlassen. 
Faktum ist, daß bei Abschluß des Transitabkom-
mens dieses Gesetz in der DDR noch nicht in Kraft 
getreten war. Nach DDR-Auffassung zur Zeit der 
Verhandlungen über das Transitabkommen waren 
alle Flüchtlinge noch Bürger der DDR, und sie soll-
ten keinen Schutz genießen. Es handelte sich zu 
dieser Zeit um zirka 2,5 Millionen Personen. 

Das war für die Bundesregierung unannehmbar. 
Die Bundesregierung hat es durchgesetzt, daß auch 
Flüchtlinge die Transitwege benutzen können, es 
sei denn, sie hätten schwere Straftaten begangen, 
und zwar erstens gegen das Leben, zweitens gegen 
die Gesundheit eines Menschen oder drittens ge-
gen das Eigentum. Festgelegt wurde, daß die dafür 
vorgesehene Maßnahme die Zurückweisung und 
nicht die Festnahme sein sollte. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: So ist es!) 

Wenn man zusammenfaßt: Wer vor dem 31. De-
zember 1971 aus der DDR geflüchtet ist, hat wegen 
dieser Flucht keine Strafe zu erwarten. Darunter 
fallen nicht die Personen, die nach dem 31. 12. 1971 
geflüchtet sind. 

(Dr. Hennig [CDU/CSU]: Warum nicht!) 

Die DDR wollte noch eine Ausnahme machen, 
nämlich dann, wenn es sich um geflüchtete Militär-
personen handelt. Die DDR steht auf dem Stand-
punkt, diese Ausnahme müsse in jedem Fall gelten 
ohne Bezug auf den Stichtag und eben dann, wenn 
es sich um Soldaten handelt. So weit die andere 
Seite. Auch heute noch werden ehemalige Angehö-
rige der Nationalen Volksarmee vor der Einreise 
bzw. vor der Benutzung der Transitwege gewarnt. 
Dieses geschieht bei jedem, der bei den bei uns zu-
ständigen Stellen als solcher bekannt wird. Wer 
wegen eines präzisen Reisetermins anfragt oder 
sich überhaupt meldet, bekommt nicht nur ein 
Merkblatt geschickt, sondern er wird individuell 
beraten. Es wird möglicherweise zurückgefragt, es 
werden möglicherweise Erkundigungen eingezogen. 
Dieses ist die Praxis. So sieht die Wirklichkeit 
aus. 

Nun zurück zum Ausgangspunkt, zu Ihrem An-
trag. Sie fordern die Veröffentlichung von vertrau-
lichen Absprachen. So steht es kurz gefaßt darin. 

(Dr. Hennig [CDU/CSU] : Warum müssen 
sie vertraulich sein?) 
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Natürlich, sehr geehrte Herren Kollegen, werden 
wir — das wird einleuchtend sein und wohl nicht 
weiter darzulegen sein — die Bundesregierung 
nicht auffordern, die Offentlichkeit umfassend über 
Geheimabsprachen, wie Sie es genannt haben, auf-
zuklären, nicht in dieser Sache und auch in keiner 
anderen Sache. Denn vertrauliche Verabredungen 
werden ja wohl nach meinem Verständnis getrof-
fen, damit über den Gegenstand der Absprache nur 
ein ausgewählter Personenkreis Bescheid weiß. Ge-
heimhaltung oder, sagen wir, Vertraulichkeit und 
Aufklärung sind gewöhnlich ja wohl Gegensätze. 
Man brauchte keine Aufklärung, wenn es über-
haupt keine Vertraulichkeit und keine Geheimhal-
tung gäbe. Aufklärung richtet sich immer auf von 
der anderen Stelle vertraulich gehaltene Kenntnis-
se. Man brauchte die Vertraulichkeit nicht, wenn 
alles öffentlich gemacht werden könnte. Sie erwek-
ken mit Ihrem Antrag wieder einmal den Eindruck, 
die Bundesregierung habe etwas zu verbergen. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU] : Hat sie 
auch!) 

Der Antrag soll suggerieren, wir würden in unge-
nügendem Ausmaß unsere Interessen wahrnehmen. 
Das soll heißen, diese Regierung tut zu wenig für 
die Bürger. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Genau! Weiß 
Gott!) 

Dies, meine lieben Kollegen, ist falsch. Sie werden 
verstehen, daß es auch nicht angebracht ist, ver-
trauliche Absprachen jetzt öffentlich zu machen, 
zumal da die Erfüllung des Wunsches, daß betrof-
fene Personen vor einem Risiko geschützt werden, 
durch die Praxis der bundesdeutschen Behörden 
gewährleistet ist. 

(Dr. Hennig [CDU/CSU]: Weil' sie nicht 
mehr reisen!) 

Zu Ihrer zweiten Frage nach Veränderungen ge-
genüber dem Stand vor Abschluß des Transitab-
kommens. Da kann man schon von sehr vielen 
Veränderungen sprechen, nämlich von einer unge-
ahnten Zunahme des Reiseverkehrs, sehr geehrter 
Herr Dr. Hennig, von einer Zunahme. des Reisever-
kehrs in die DDR und von einer Zunahme des 
Transitverkehrs durch die DDR nach West-Berlin. 
110 Millionen Transitreisende seit 3. Juni 1972. Das 
sind beachtliche Zahlen. Ich will das nicht oft wie-
derholen. Aber ich denke immer noch oft an die 
Kerzen in den Fenstern. Das war unsere letzte gro-
ße Maßnahme zu Zeiten, als diese Abkommen noch 
nicht abgeschlossen waren. Das ist eine gute Ver-
änderung. Danach können Sie oft fragen. Dann be-
kommen Sie als Antwort oft den Hinweis auf die 
Leistungen, die diese Regierung mit dieser Koali-
tion erbracht hat. 

Sie fordern drittens von der Bundesregierung, 
daß sie gegenüber der DDR mit allem Nachdruck 
durchsetzt, daß Zurückweisungen nur im Rahmen 
der Tatbestände des Art. 16 des Transitabkommens 
erfolgen dürfen. In unserer Ausschußsitzung ist 
meines Erachtens hinreichend klargeworden, daß 
die Praxis der DDR-Organe dem entspricht, was 
Sie unter Ihrer dritten Forderung, vierter Spiegel

-

strich, erwähnen, daß nämlich keine Festnahme 
von Personen erfolgen darf, denen Taten vorgewor-
fen werden, die nach den Gesetzen der DDR zwar 
strafbar sind, aber nicht im Zusammenhang mit der 
Benutzung der Transitwege stehen. Allenfalls kön-
nen solche Personen von der Benutzung der Tran-
sitwege ausgeschlossen, also zurückgewiesen wer-
den. Zusätzlich kann auch den Behörden der Bun-
desrepublik, also z. B. der Polizei, Mitteilung ge-
macht werden. 

Aber, wie schon gesagt, das Zusammentreffen 
von zwei gravierenden Tatbeständen, Fahnenflucht 
und Mord, hat in diesem einen von Ihnen erwähn-
ten und von uns im Ausschuß ausführlich behan-
delten Fall zur Verhaftung geführt. Trotzdem bin 
ich überzeugt, daß die Bundesregierung sich auch 
für den  am 18. Dezember 1978 Festgenommenen 
und am 12. Juni 1979 zu lebenslänglicher Haft Ver-
urteilten einsetzt und hoffentlich auch seine vor-
zeitige Freilassung erreichen wird. 

Sie, meine Kollegen von der Opposition, und 
wir, wir alle in diesem Hause wissen, wie schwie-
rig solche Verhandlungen sind. Insofern sehen wir 
keinen Grund, daß die Bundesregierung zu beson-
derer Eile aufgefordert werden müßte. Wir hoffen, 
daß wir Sie bei der weiteren Ausschußberatung 
von diesem unserem Standpunkt überzeugen kön-
nen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat Herr 
Bundesminister Franke. 

Franke, Bundesminister für innerdeutsche Bezie-
hungen: Frau Präsidentin! Meine Damen und Her-
ren! Der Entschließungsantrag der Opposition, der. 
hier zur Debatte steht und der zur weiteren Bera-
tung an den innerdeutschen Ausschuß überwiesen 
werden soll, endet in seiner Formulierung mit der 
Bezugnahme auf Jablonski. Diese Drucksache liegt 
vor. Die Anworten sind in ihrer Formulierung na-
türlich entsprechend zubereitet, damit wir uns eng 
daran halten, um versuchen zu können, eine sach-
liche Basis für die Behandlung des sehr ernsten 
Themas zu finden, dessen Lösung ja nicht nur in 
unserem Ermessen liegt ganz gleich, wer wir 
sind —, sondern immer verlangt, daß wir auch mit 
jenen klarkommen, die daran beteiligt sind und die 
sogar einen sehr großen Anteil daran haben, daß 
sich die Dinge sinnvoll entwickeln können. 

Dieser Entschließungsantrag, meine Damen und 
Herren, 'veranlaßt mich, noch einmal folgendes in 
Ihr Gedächtnis zurückzurufen. Das kann gar nicht 
oft genug getan werden, damit wir die Dinge so se-
hen, wie sie wirklich sind. Hier geht es nicht um 
Peinlichkeiten für diesen oder für jenen, hier geht 
es auch nicht darum, daß alles widerspruchslos 
hingenommen wird. Im Gegenteil, wir haben ge-
meinsam Instrumentarien entwickelt, die auch in 
Anspruch genommen werden. Wir haben offizielle 
Adressen: Es gibt die Transit-Kommission, in der 
jeder einzelne Fall, der nach unserem Empfinden 
eine ungerechtfertigte Festnahme bedeutet, ange- 
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sprochen und zur Klärung gebracht wird, soweit 
das im Rahmen dieses Abkommens geklärt werden 
kann. 

Hier sind schon Zahlen genannt worden. Nach 
Inkrafttreten dieses Abkommens haben 110 Millio-
nen Reisende in beiden Richtungen — von hier 
nach Berlin und von Berlin nach hier — von der 
Möglichkeit des Transits Gebrauch gemacht. In 
den Jahren des Abkommens wurden 938 Personen 
verhaftet; davon wurden 763 schnellstens wieder 
entlassen. Die Zahl hat sich bis heute noch um ei-
niges erhöht. Jeder einzelne Fall wird überprüft. 
Wie Sie aus diesen Zahlen ersehen, sind per 
31. August 175 in unserem Sinne ungeklärte Fälle 
übriggeblieben. Davon sind in diesen Tagen bereits 
wieder einige Personen nach West-Berlin gekom-
men, und zwar jene, die sich auf der Autobahn 
nicht nach den Gesetzen der DDR bewegt haben, 
weil sie Alkohol genossen hatten oder weil sie die 
Geschwindigkeitsbegrenzungen überschritten hat-
ten. Sie sind eingesperrt und in diesen Tagen wie-
der entlassen worden. Heute nachmittag — das 
kann ich bei dieser Gelegenheit mit hinzufügen — 
sind Herr Bahro und Herr Hübner aus dem Ge-
wahrsam der DDR zunächst nach Ost-Berlin entlas-
sen worden. Wie das weitergehen wird, werden 
wir sehen. Jeder einzelne von Ihnen weiß aus un-
serer Praxis, daß wir uns um jeden einzelnen Fall 
intensiv und mit aller Ernsthaftigkeit bemühen und 
schon sehr viele Schicksale zur Zufriedenheit ha-
ben lösen können. Da hinein gehört das Ganze. 

Meine Damen und Herren, ich bitte Sie um die 
gebotene Sachlichkeit bei der Behandlung solcher 
Themen. Ich sage Ihnen noch einmal: Die Reisen 
nach Berlin und von Berlin in die Bundesrepublik 
sind so sicher, wie man es sich nur wünschen 
kann. 

Daß aber gewisse Dinge bei einer solch großen 
Zahl immer als „Ausfranser" zu werten sind, wird 
gerade demonstrativ durch den Fall Jablonski be-
wiesen. Lassen Sie mich das hier in aller Deutlich-
keit sagen: Ein Mann, der von dort drüben wegen 
Mordes verfolgt wird und sich wieder in die Nähe 
des Machtbereiches jener begibt, die diese Forde-
rung nach wie vor aufrechterhalten haben, dem ist 
nicht zu raten. Entweder kann er nicht lesen oder 
er wollte sich da irgendeiner Situation aussetzen, 
die unvertretbar ist und die ein Werk gefährdet, 
das noch längst nicht vollkommen ist. 

Ich bitte Sie sehr darum: Machen Sie sich nicht 
unnötig zu Befürwortern von Leuten, die wirklich 
nur unser aller Bedauern finden sollten, aber nicht 
so dargestellt werden sollten, als hätten sie sich in 
besonderer Weise für Recht und Freiheit einge-
setzt. Es ist peinlich, wenn man mit den Leuten 
darüber sprechen muß. Der Mann ist auch hier bei 
uns wegen Mordes verurteilt, und Mord bleibt 
Mord. Es gibt keine Motivation, die dem jungen 
Mann damals hätte Veranlassung geben können, 
wegzugehen, außer daß er meinte, hier könne er 
besser leben als drüben. Er hatte keine politische 
Motivation, die ihn zu einer solchen Tat veranlaßt 
hätte, um überhaupt die DDR verlassen zu können. 

Dieses binden Sie hier in diesen Antrag mit. ein. 
Das ist doch eine gewisse Peinlichkeit. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie schieben es 
bewußt auf ein Nebengleis!) 

— Nein, das ist kein Nebengleis. Das ist für Sie ja 
der Aufhänger gewesen. Das paßt Ihnen natürlich 
nicht. Aber ich bleibe doch dabei. Nehmen Sie 
doch bitte zur Kenntnis, daß kein Reisender mehr 
kontrolliert wird, wie dies früher der Fall war, es 
sei denn, es gibt Verdachtsmomente — und diese 
hat sich die DDR vorbehalten; da war nicht zu wi-
dersprechen - bei Mißbrauch der Transitwege. 
Die Transitautobahn führt durch das Gebiet der 
DDR, ob uns das paßt oder nicht. Die DDR hat ihre 
eigenen Gesetze. Wenn sie Leute, die nach 1971 
geflohen sind, nach wie vor als ihre Bürger be-
trachtet, können wir ihr das nicht verwehren. Wir 
können den Leuten nur sagen: Benutzt die Wege, 
die auch andere Leute benutzen, die bequemer rei-
sen wollen als mit dem Auto, aber nicht gefährdet 
sind. Ich meine jene, die die Flugzeuge benutzen. 
Auch rufen wir dazu auf: Bitte sehr, wendet euch 
in jedem Fall, wenn ihr selber nicht klar seht, wie 
die Lage ist, entweder an den Senator in Berlin 
oder an uns; dann bekommt ihr die richtige Aus-
kunft. 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Minister, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage? 

Franke, Bundesminister für innerdeutsche Bezie-
hungen: Einen Augenblick, einen Satz möchte ich 
noch hinzufügen bezüglich Ihrer Aussage betref-
fend die Bekanntgabe, bei der irrtümlich etwas ge-
sagt worden sei. Dieses war in der Tat nicht ein 
Irrtum irgendeiner Behörde oder irgendeiner 
Dienststelle hier bei uns in Bonn oder in Berlin, 
sondern in einer Fernseh- oder Rundfunkmeldung 
hieß es: Wenn dieser oder jener diese Autobahn 
benutzt, so kann er höchstens zurückgewiesen wer-
den. 

(Dr. Hennig [CDU/CSU] : So ist es aber 
auch!) 

— Entschuldigen Sie, ich versuche oft, mit den 
Fernsehanstalten und mit den Rundfunkanstalten 
über die Dinge, wie sie wirklich sind, zu reden. Ich 
bin nicht in der Lage, denen jedes Wort vorzu-
schreiben, damit sie es ablesen. Sie berichten, wie 
sie es verstehen oder wie sie es nicht verstehen. 
Ich bin auch nicht für die Rundfunksendungen und 
für die anderen Sendungen verantwortlich. Nur 
daraufhin habe ich das getan, damit nicht der Ein

-

druck entstand: Jetzt könnt ihr alle drauflosreisen, 
auch jene, die in die Kategorien gehören, von de-
nen die DDR ausdrücklich gesagt hat, es handle 
sich um Leute, die nach wie vor ihrem Zugriff aus-
gesetzt seien, Militärs oder andere Leute, die nach 
dem 31. Dezember 1971 geflohen sind. 

Nun will ich Ihnen noch etwas sagen. Ich habe 
die Zahlen doch genannt. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 
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— Das kommt auch noch dazu. 

(Abg. Dr. Hennig [CDU/CSU] meldet sich 
zu einer Zwischenfrage) 

— Lassen Sie mich doch das zu Ende bringen. Nun 
kommt noch folgendes hinzu. Wir bekommen in-
zwischen Jahr für Jahr durchschnittlich 4 500 bis 
4 800 einzelne Ausreisegenehmigungen aus der 
DDR. Daraus ist doch zu ersehen, ,daß viele DDR-
Bewohner wissen, daß es möglich ist — allerdings 
dauert das sehr lange —, auch mit Zustimmung der 
Behörden der DDR den Wohnsitz zu wechseln und 
aus der DDR in die Bundesrepublik zu kommen. 
Daß sich die DDR ihren Respekt selber verschafft 
— über die  ihr geeignet erscheinenden Wege —, 
das ist eine Sache, über die wir mit ihr nicht reden 
können. Das ist ihre besondere Angelegenheit. 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Bundesminister, 
gestatten Sie nun eine Zwischenfrage des Herrn 
Abgeordneten Hennig? 

Dr. Hennig (CDU/CSU) : Herr Minister, nachdem 
Sie nun diese Presseerklärung aus Ihrem Hause er-
neut verteidigt haben, 

Franke, Bundesminister für innerdeutsche Bezie-
hungen: Sie war notwendig! 

Dr. Hennig (CDU/CSU) : ... muß ich Ihnen die 
Kernfrage stellen — und Sie bitten, im Rahmen Ih-
rer Redezeit auch darauf zu antworten —, ob nun 
Flüchtlinge nach dem 31. Dezember 1971 die Tran-
sitwege benutzen :dürfen, und zwar ohne die Ge-
fahr, verhaftet oder zurückgewiesen zu werden, 
oder ob das nicht der Fall ist. Hat also Egon Bahr 
1971 richtig berichtet, oder ist das inzwischen wie-
der zurückgenommen worden? 

Franke, Bundesminister für innerdeutsche Bezie-
hungen: Nein, das hat sich nicht verändert. Nach 
wie vor besteht die DDR darauf, daß jene, die sich 
nach dem 31. Dezember 1971 unerlaubt aus der 
DDR entfernt haben, als ihre Bürger zu betrachten 
seien. Lassen Sie mich dazu noch folgendes sagen. 
Es kommt dabei natürlich auch auf eine gewisse 
Praxis an. Wir haben inzwischen praktische Erfah-
rungen. Es gibt sogenannte Bagatellfälle; dabei hat 
sich inzwischen herausgestellt, daß die Betreffen-
den in der Tat dann die Autobahn wieder unge-
fährdet benutzen können. Aber so unklar ist das 
nun einmal. Wir haben kein Rechtshilfeabkommen 
mit der DDR. Wir haben nur das vereinbaren kön-
nen, was in der Situation möglich war. Wenn, wie 
ich Ihnen gesagt habe, inzwischen 110 Millionen 
Reisende ungeschoren davongekommen sind, ist es, 
glaube ich, ein unvertretbarer Aufwand, den wir 
jetzt hier treiben. Wir bemühen uns um jede Klar-
stellung. Aber daß es immer . Gegensätze geben 
wird, ist Ihnen klar und ist mir klar. Das wird bei 
der staatlichen Ordnung der DDR, mit der wir es 
zu tun haben und die sich von unserer grundle-
gend unterscheidet, immer so sein. Es gibt in der 
DDR ein ganz anderes Verständnis von Freizügig

-

keit und Meinungsfreiheit. Das kennen wir alles. 
Darüber brauchen wir uns heute nicht zu unterhal-
ten. 

Dr. Hennig (CDU/CSU) : Herr Minister, ich ver-
stehe sehr gut, daß Sie auf die Praxis rekurrieren, 
und ich bin ja hier daran gehindert, die Vereinba-
rungen zu zitieren, weil sie geheim sind. 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege, wür-
den Sie bitte eine Frage stellen! 

Dr. Hennig (CDU/CSU) : Herr Minister, ich möch-
te mir die Frage erlauben: Was  ist vereinbart? 
Dürfen sie oder dürfen sie nicht? 

Franke, Bundesminister für innerdeutsche. Bezie-
hungen: Herr Kollege Hennig, wir haben im Aus-
schuß sehr eingehend darüber berichtet, und wir 
werden jetzt erneut eine Situation bekommen, in 
der wir alle diese Dokumente und Unterlagen ein-
gehend durchgehen werden, und dann werden wir 
sehen, wie die Dinge liegen. Es ist nicht möglich, 
das jetzt in dieser kurzen Debatte zu klären. Aber 
das Problem mußte angesprochen werden. Ich habe 
darauf geantwortet. Außerdem muß ich Ihnen noch 
sagen, daß manches an Vereinbarungen von der 
DDR sinngemäß und für die Reisenden aus der 
Bundesrepublik positiver, als es zunächst festgelegt 
war, gehandhabt wird. Auch das muß man bei die-
ser Gelegenheit einmal betonen, um zu sehen, wie 
in diesem schwierigen Bereich der Versuch ge-
macht wird, doch all die Kanten und Ecken abzu-
feilen. Trotzdem bleibt sehr viel übrig; das gebe 
ich gern zu. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Frau Funcke: Meine Damen und 
Herren, Wortmeldungen liegen nicht mehr vor. Ich 
schließe die Aussprache. 

Der Ältestenrat empfiehlt, den Antrag an den 
Ausschuß für innerdeutsche Beziehungen zu über-
weisen. — Ich sehe und höre keinen Widerspruch; 
dann ist so beschlossen. 

Ich rufe nun Punkt 9 der Tagesordnung auf: 

Beratung des Antrags der Fraktionen der 
CDU/CSU, SPD und FDP 

Wahl der vom Bundestag zu entsendenden 
Mitglieder für den Verwaltungsrat der Film-
förderungsanstalt 
— Drucksache 8/3201 — 

Dazu liegt ein gemeinsamer Vorschlag der Frak-
tionen der CDU/CSU, SPD und FDP vor. Erhebt 
sich Widerspruch gegen diesen Vorschlag? — Das 
ist nicht der Fall; dann ist so beschlossen. 

Ich rufe nun Punkt 10 der Tagesordnung auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Werten Gesetzes zur Änderung des Bundes

-

Seuchengesetzes 
— Drucksache 8/2468 — 
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Beschlußempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Jugend, Familie und Gesundheit 
(13. Ausschuß) 
— Drucksache 8/3176 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Reimers 

(Erste Beratung 135. Sitzung) 

Dazu wünscht der Herr Berichterstatter Dr. Rei-
mers das Wort. 

Dr. Reimers (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Auf Grund der Tatsache, daß 
einige redaktionelle Änderungen zu § 80 des Bun-
des-Seuchengesetzes, der nicht Gegenstand der 
Ausschußberatungen war, notwendig geworden 
sind, ist es erforderlich, diese redaktionellen Ände

-

rungen hier vorzutragen. Sie sollen in einer neuen 
Nr. 56 in den Entwurf eingefügt werden, die wie 
folgt lautet: 

56. Der § 80 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 1 erhält folgende Fassung: 

„1. das Gesetz über die Pockenschutz-
impfung vom 18. Mai 1976 (BGBl. I 
S. 1216)," 

b) In Nummer 3 wird das Wort „Vieh-
seuchenrechts" durch das Wort „Tier-
seuchenrechts" ersetzt. 

c) Nummer 6 erhält folgende Fassung: 

„6. das Gesetz über technische Assi-
stenten in der Medizin vom 8. Sep-
tember 1971 (BGBl. I S. 1515),". 

Die Nr. 56 des Ihnen vorliegenden Entwurfs in der 
Fassung der Beschlüsse des Ausschusses für Ju-
gend, Familie und Gesundheit wird Nr. 57. 

Meine Damen und Herren, ich möchte aber auch 
noch eine kurze Bemerkung zur Sache machen, die 
das Verhältnis von Exekutive und Legislative be-
trifft, denn bei Abgeordneten aller Fraktionen be-
stand bei der Ausschußberatung Unbehagen gegen-
über einigen sehr weitgefaßten Bestimmungen des 
Entwurfs, die zur Abänderung des Gesetzes durch 
Rechtsverordnung ermächtigen. Im wesentlichen 
geht es dabei um Ermächtigungen, die sich auf die 
Aufhebung, Einschränkung oder Erweiterung der 
Meldepflicht für übertragbare Krankheiten bezie-
hen. 

Für uns war einsichtig, daß man zu einer Aus-
weitung des Katalogs, nämlich dann, wenn Gefahr 
im Verzuge ist, wenn eine neue Krankheit auf-
taucht, wenn ein neuer Erreger erkannt wird, der 
Exekutive die Möglichkeit schnellen Handelns ge-
ben muß. Zunächst nicht einsichtig war aber für 
uns, warum auch die Herausnahme meldepflichti-
ger Krankheiten aus dem Gesetz durch Rechtsver-
ordnung ermöglicht werden soll. Die Bundesregie

-

rug hat vorgetragen — und uns damit schließlich 
überzeugt —, daß diese Regelung im Interesse ei-
ner schnellen Entlastung der Betroffenen notwen-
dig ist. Denn es kann eben geschehen, daß auf 

Grund der Krankheitslage die Meldepflicht nicht 
mehr notwendig ist und von den staatlichen Ge-
sundheitsämtern bereits als überflüssig einge-
schätzt wird, der Gesetzgeber aber noch nichts un-
ternommen hat. Dieses kann wieder dazu führen, 
daß die Meldemoral insgesamt absinkt, und genau 
das Gegenteil wird vom Gesetzentwurf bezweckt. 
Zum anderen ist es auch denkbar, daß der Verord-
nungsgeber selbst restriktiver, als es an sich not-
wendig ist, bei der Ausweitung der Meldepflicht 
entscheidet. Auch dies liegt nicht im Interesse des 
zu schützenden Bürgers. Aus diesen Gründen ha-
ben wir uns überzeugen lassen und unsere Beden-
ken  zurückgestellt. Im übrigen beziehe ich mich 
auf meinen Schriftlichen Bericht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Funcke: Ich danke dem 
Herrn Berichterstatter. Wortmeldungen zur Aus-
sprache liegen nicht vor. 

Wir kommen zur Einzelberatung und Abstim-
mung in zweiter Beratung. Wer den Artikeln 1 bis 
6, Einleitung und Überschrift seine Zustimmung ge-
ben möchte, den bitte ich um das Handzeichen. — 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Es ist einstimmig 
so beschlossen. 

Wir kommen zur 

dritten Beratung. 

Das Wort wird nicht gewünscht. Ich schließe die 
Aussprache. Wer dem Gesetz in dritter Beratung 
seine Zustimmung geben will, den bitte ich, sich zu 
erheben. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Es ist 
einstimmig so beschlossen. 

Wir haben nun noch über die Empfehlung des 
Ausschusses unter Ziffer 2 abzustimmen, die einge-
gangenen Petitionen für erledigt zu erklären. — 
Ich sehe und höre keinen Widerspruch; es ist so 
beschlossen. 

Ich rufe nun Punkt 11 der Tagesordnung auf: 

Zweite Beratung und Schlußabstimmung des 
von der Bundesregierung eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zu dem Abkommen 
vom 21. Mai 1974 zwischen der Bundesrepu-
blik Deutschland und der Republik Finnland 
über den Fluglinienverkehr 
— Drucksache 8/2878 —

Beschlußempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Verkehr und für das Post- und 
Fernmeldewesen (14. Ausschuß) 
- Drucksache 8/3189 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Tillmann 

(Erste Beratung 158. Sitzung) 

Wünscht der Herr Berichterstatter das Wort? — 
Das ist nicht der Fall. Das Wort wird auch sonst 
nicht gewünscht. 

Wir kommen zur Einzelberatung und Abstim-
mung in zweiter Beratung. Ich rufe die Art. 1, 2 so-
wie Einleitung und Überschrift auf. Die Abstim- 
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mung darüber wird mit der Schlußabstimmung ver-
bunden. Wer dem Gesetz als Ganzem seine Zustim-
mung geben will, den bitte ich, sich zu erheben. — 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Das Gesetz ist 
einstimmig angenommen. 

Ich rufe Punkt 12 der Tagesordnung auf: 

Zweite Beratung und Schlußabstimmung des 
von der Bundesregierung eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zu dem Abkommen 
vom 10. Mai 1977 zwischen der Bundesrepu-
blik Deutschland und der Republik Irak über 
den Luftverkehr 
— Drucksache 8/2882 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Verkehr und für das Post- und 
Fernmeldewesen (14. Ausschuß) 
— Drucksache 8/3190 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Tillmann 

(Erste Beratung 158. Sitzung) 

Wünscht der Herr Berichterstatter das Wort? — 
Das ist nicht der Fall. Das Wort zur Aussprache 
wird ebenfalls nicht gewünscht. 

Wir kommen zur Einzelberatung und Abstim-
mung in zweiter Beratung. Ich rufe die Art. 1 und 2 
sowie Einleitung und Überschrift auf. Die Abstim-
mung darüber wird mit der Schlußabstimmung ver-
bunden. Wer dem Gesetz als Ganzem seine Zustim-
mung geben will, den bitte ich, sich zu erheben. — 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Das Gesetz ist 
einstimmig angenommen. 

Ich rufe Punkt 13 der Tagesordnung auf: 

Zweite Beratung und Schlußabstimmung des 
von der Bundesregierung eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zu dem Übereinkom-
men vom 3. September 1976 über die Inter

-

nationale Seefunksatelliten-Organisation 
(INMARSAT) 
- Drucksache 8/3057 — 

a) Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuß) gemäß § 96 .der Geschäftsordnung 
— Drucksache 8/3255 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Müller 
(Nordenham) 

b) Beschlußempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Verkehr und für das Post-
und Fernmeldewesen (14. Ausschuß) 
— Drucksache 8/3207 —

Berichterstatter: Abgeordneter Sick 

(Erste Beratung 169. Sitzung) 

Wünscht der Herr Berichterstatter das Wort? — 
Das ist nicht der Fall. Wird das Wort zur Ausspra-
che gewünscht? — Das ist . ebenfalls nicht der 
Fall. 

Wir kommen zur Einzelberatung und Abstim-
mung in zweiter Beratung. Ich rufe die Art. 1 bis 3 
sowie Einleitung und Überschrift auf. Die Abstim

-

mung hierüber wird mit der Schlußabstimmung 
verbunden. Wer dem Gesetz als Ganzem seine Zu-
stimmung geben will, den bitte ich, sich zu erhe-
ben. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Das Ge-
setz ist einstimmig angenommen. 

Ich rufe Punkt 14 der Tagesordnung auf: 

a) Erste Beratung des von den Abgeordneten 
Erhard (Bad Schwalbach), Dr. Klein (Göttin-
gen), Vogel (Ennepetal), Dr. Bötsch, Hart-
mann und der Fraktion der CDU/CSU einge-
brachten Entwurfs eines Gesetzes zur Ände-
rung und Ergänzung beurkundungsrechtli-
cher Vorschriften 
— Drucksache 8/3174 —
Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Rechtsausschuß (federführend) 
Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 

b) Erste Beratung des von der Bundesregie-
rung eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
zur Heilung beurkundungsbedürftiger Rechts-
geschäfte 
— Drucksache 8/3230 — 
Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Rechtsausschuß (federführend) 
Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 

Zu diesem Punkt ist eine verbundene Debatte 
vereinbart worden. 

Wird zu Punkt 14 a) zur Begründung das Wort 
gewünscht? 

(Erhard [Bad Schwalbach] [CDU/CSU] : 
Frau Präsidentin, es ist außerordentlich 
schwierig, die Dinge in einer verbundenen 
Debatte auseinanderzunehmen! Man muß 

sich zu beidem äußern!) 

— Herr Kollege, Herr Bundesminister Vogel 
wünschte, zur Einbringung des unter Punkt 14 b) 
aufgeführten Entwurfs zu sprechen. Deswegen mußte 
ich die Frage stellen, ob Sie zuvor zur Einbrin-
gung der unter Punkt 14 a) aufgeführten Vorlage 
das Wort wünschen. 

(Erhard [Bad Schwalbach] [CDU/CSU] : Ich 
lasse dem Herrn Minister gern den Vor

-

tritt; denn dann habe ich um so leichter 
die Möglichkeit, ihm zu antworten!) 

In der Aussprache bekommen Sie dann alle das 
Wort. 

Zur Begründung hat Herr Bundesminister Vogel 
das Wort. 

Dr. Vogel, Bundesminister. der Justiz: Frau Präsi-
dent! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Nach § 313 des Bürgerlichen Gesetzbuches bedür-
fen  alle Verträge, die sich auf Grundstücke bezie-
hen, der notariellen Beurkundung. Diese .Bestim-
mung erfüllt zwei Funktionen. Zum ersten ist es die 
Beweisfunktion; man will bei Grundstücksgeschäften 
die Gewißheit haben, daß das Vereinbarte jederzeit 
leicht festgestellt werden kann. Zum zweiten ist es 
die Warnfunktion; die Beteiligten sollen durch den 
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Vorgang der notariellen Beurkundung nachdrück-
lich darauf aufmerksam gemacht werden, daß es 
sich hier nicht um ein alltägliches Geschäft, son-
dern, um ein Geschäft von erheblicher Bedeutung 
handelt. 

Die Praxis hat es bisher als zulässig erachtet, 
daß die notarielle Urkunde, die über einen solchen 
Vertrag errichtet wurde, auf Pläne oder auf Bau-
zeichnungen Bezug nahm. Außerdem hat es die 
Praxis als zulässig erachtet, daß in der notariellen 
Urkunde auch auf andere Urkunden Bezug genom-
men wurde, d. h. auf Urkunden, die nicht zwischen 
den Parteien errichtet worden waren. 

Nun sind in der ersten Hälfte dieses Jahres drei 
Urteile des Bundesgerichtshofs ergangen, die von 
dieser Praxis abweichen und die einschlägigen. Be-
stimmungen des Beurkundungsgesetzes anders aus-
legen, als sie die Praxis bisher verstanden hat. Im 
Kern sagen diese drei Urteile, daß solche Bezug-
nahmen nicht zulässig sind. Auch Baupläne und 
Bauzeichnungen müssen in die Urkunde als An-
lagen mit aufgenommen und zum Gegenstand der 
Erörterung gemacht werden. Auch eine andere no-
tarielle Urkunde, die nicht zwischen den Parteien 
errichtet worden ist, muß als Anlage beigefügt und 
infolgedessen auch verlesen werden. 

Diese Entscheidungen des Bundesgerichtshofs ha-
ben zwei Probleme aufgeworfen. Das erste Problem 
besteht darin, daß etwa 100 000 bis 110 000 Verträ-
ge — genau läßt sich dies nicht ermitteln —, die 
zwar beurkundet, aber noch nicht im Grundbuch 
vollzogen sind, möglicherweise zwar der bisheri-
gen Praxis entsprechen, nicht aber den .Anforde-
rungen des Bundesgerichtshofes genügen und des-
halb nichtig sind. Das hat einerseits dazu geführt, 
daß sich Bauträger unter Berufung auf diese Urteile 
von den Verträgen lösen wollten oder Nachfor-
derungen — gelegentlich in sehr rigider Weise — 
verlangt haben; andererseits haben sich aber auch 
einzelne Käufer unter Berufung auf diese Entschei-
dungen aus den Verträgen zu lösen versucht, ob-
wohl sie aus ganz anderen Gründen eine Lösung 
der Verträge wünschten. Dies alles hat zu einer 
gewissen Rechtsunsicherheit geführt. 

Zur Behebung dieser Rechtsunsicherheit gibt es 
zwei Wege. Der eine Weg bestünde darin, daß man 
die Vertragsparteien auf den Prozeßweg verweist, 
daß man ihnen rät zu versuchen, mit dem Grund-
satz „Treu und Glauben" nach § 242 BGB zu einer 
angemessenen Lösung zu kommen. Dies würde 
aber bedeuten, daß die Unsicherheit über lange 
Zeit fortbesteht. Auch läßt sich das Ergebnis eines 
solchen Prozessen an Hand der bisherigen Recht-
sprechung zu § 242 BGB in keiner Weile voraus-
sehen. 

Es verbleibt also der zweite Weg, daß nämlich 
der Gesetzgeber den Vertrauensschutz aus der 
Vergangenheit wiederherstellt und gewährleistet. 

Es liegen zwei Entwürfe vor. Der eine Entwurf 
stammt von der Opposition, der andere von der 
Bundesregierung. Letzterer hat den Bundestag des-
halb zeitlich später erreicht, weil wir den Weg 
über den Bundesrat genommen haben. Der Bundes-

rat hat dazu seine Stellungnahme abgegeben. Beide 
Entwürfe stimmen darin überein, daß die Nichtig-
keit von Verträgen, die vor Inkrafttreten des Ge-
setzes beurkundet worden sind, nicht aus der Bezug-
nahme auf nicht zu der Urkunde genommene An-
lagen, Pläne oder andere Urkunden hergeleitet 
werden kann. 

Wir haben darüber hinaus — das ist auch eine 
Frucht der Beratung mit den Ländern — eine Be-
stimmung aufgenommen, wonach auch Vereinba-
rungen, die getroffen worden sind, weil sich ein 
Vertragspartner auf die Nichtigkeit berufen hat — 
wenn also beispielsweise ein Bauträger Nachforde-
rungen erhoben hat, die geleistet wurden, weil der 
Betreffende in Sorge war, er würde sonst sein 
Grundstück oder sein Reihenhaus verlieren —, kei-
ne Bestandskraft haben, also nichtig sind. Das ist 
ein Problem, das in der Besprechung mit den Län-
dern deutlich geworden ist. Der Bundesrat hat ei-
ner solchen Regelung auch ausdrücklich zuge-
stimmt. Das spielt in der Praxis nach den Mittei-
lungen der Landesjustizverwaltungen in einer nen-
neswerten Zahl von Fällen eine Rolle. 

Meinungsverschiedenheiten bestehen gegenwär-
tig noch darüber, ob es richtig und notwendig sei, 
mit der Vertrauensregelung für die Vergangenheit 
sofort auch eine Änderung des Beurkundungsge-
setzes für die Zukunft zu verbinden. Der Bundesrat 
hat dies befürwortet; auch die Opposition schlägt 
das in ihrem Entwurf vor. Die Bundesregierung ist 
für Überlegungen und Beratungen in dieser Rich-
tung offen. Sie warnt aber davor, die Entscheidung 
darüber zu sehr zu beschleunigen, möglicherweise 
sogar zu übereilen. Wir müssen uns darüber im 
klaren sein, daß jede Änderung des Beurkundungs-
gesetzes, das die Verlesungspflicht einschränkt, an 
dem Maßstab der Warnfunktion gemessen werden 
muß. Das, was dafür zur Begründung geltend ge-
macht wird, daß man hier korrigieren, wieder zur 
alten Praxis zurückkehren solle — trotz der Urteile 
des Bundesgerichtshofs —, hat einen berechtigten 
Kern. Aber dieser Kern sollte dazu führen, dann 
auch im Bereich des Beurkundungswesens über-
haupt Überlegungen darüber anzustellen, wie man 
der Warnfunktion voll gerecht werden kann. 

Wir sind also offen in der Beratung auch dieses 
Punktes. Wir meinen nur, so eilbedürftig die Rege-
lung für die Vergangenheit, die Sicherung des Ver-
trauensschutzes ist, so sehr diese keinerlei Auf-
schub versträgt, so sehr sollte man doch sehr sorg-
fältig überlegen, ob im selben Zuge und mit dersel-
ben Eilbedürftigkeit auch die Änderung des Beur-
kundungsgesetzes für die Zukunft bereits jetzt in 
einem Zuge erledigt werden sollte. Dies wird si-
cherlich der Hauptpunkt der Verhandlungen im 
Rechtsausschuß sein. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Frau Funcke: Meine Damen und 
Herren, ich eröffne die Aussprache. Es ist inter-
fraktionell ein Kurzbeitrag je Fraktion vereinbart 
worden. Das Wort hat der Herr Abgeordnete Er-
hard. 
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Erhard (Bad Schwalbach) (CDU/CSU) : Frau Präsi-
dentin, der Gesetzentwurf der CDU/CSU-Fraktion 
ist auch einzubringen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege, ich 
habe Sie doch eben gefragt, ob Sie eine Begrün-
dung geben wollen. 

Erhard (Bad Schwalbach) (CDU/CSU) : Sie haben 
gefragt, ob der Bundesjustizminister das vorher tun 
sollte. Daraufhin bin ich zurückgetreten. Aber wir 
wollen darüber nicht streiten, Frau Präsidentin. Ich 
habe das Wort. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Funcke: Jetzt muß ich nur 
fragen: Wollen Sie zur Einbringung sprechen, oder 
wollen Sie einen Kurzbeitrag in der Debatte lei-
sten? Dies nur, damit es nachher nicht gegensätzli-
che Auffassungen gibt. 

Erhard (Bad Schwalbach) (CDU/CSU): Ich möchte 
den Entwurf, den wir vorgelegt haben, selbstver-
ständlich auch kurz begründen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Dann ist es gut. Sie 
haben das Wort. 

Erhard (Bad Schwalbach) (CDU/CSU) : Frau Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Die beiden Ge-
setzentwürfe beschäftigen sich mit demselben Ge-
genstand. Wer dabei zuerst zu Stuhl gekommen ist, 
kann kein Gegenstand längerer Betrachtung sein. 
Daß die Bundesregierung besonders lange ge-
braucht hat, einen Entwurf vorzulegen, auf den ich 
gleich noch kurz eingehen werde, ist ein anderes 
Problem. 

Das Entscheidende ist dies: Ein Senat des Bun-
desgerichtshofs hat durch die drei Entscheidungen 
das geltende Recht und eine jahrzehntelange 
Rechtsprechung umgestoßen. Offenbar wollte der 
Senat Verbraucherschutz im Einzelfall praktizieren. 
Dabei hat er in Zehntausenden von Fällen das Ge-
genteil bewirkt, Rechtsunsicherheit geschaffen und 
ein völlig unpraktikables Beurkundungsrecht er-
zwingen wollen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Völlig richtig! 
— Beifall bei der CDU/CSU und der 

FDP) 

Der Richter als Sozialingenieur hat nicht nur seine 
Grenzen gefunden, sondern sie auch deutlich über-
schritten, so daß der Gesetzgeber handeln muß. 
Der Gesetzgeber ist gezwungen, Rechtssicherheit 
wiederherzustellen: Insofern stimmen wir mit der 
Bundesregierung und dem Herrn Bundesjustizmini-
ster überein. 

Mit unserem Gesetzentwurf versuchen wir er-
stens, die Fortentwicklung des Beurkundungsrechts, 
die der Bundesgerichtshof bewirken wollte, soweit 
vertretbar, anzuerkennen und beizubehalten. 
Schriftstücke und Zeichnungen sollen Bestandteil 
der notariellen Urkunde werden, und auf sie soll  

verwiesen werden dürfen. Das ist im übrigen eine 
Forderung, die ich bereits 1977 dem Herrn Bundes

-

minister der Justiz anregend unterbreitet hatte. 
Dieser Vorschlag paßt auch lückenlos in das Beur-
kundungsgesetz hinein; denn wir haben dort be-
reits ein Vorbild für die Beurkundung von Grund-
pfandrechten und Schiffshypotheken. Er paßt aber 
auch in unsere neuere Rechtsentwicklung; denn 
mit der jüngsten Strafrechtsnovelle — gültig ab 
1. Januar 1979 — haben wir beschlossen, daß Straf-
urteile, die auf Bilder Bezug nehmen müssen, also 
Bilder darstellen müssen, weil sich aus ihnen der 
strafbare Tatbestand ergibt, auf diese Bilder verwei-
sen dürfen, ohne sie näher beschreiben zu müssen, 
wenn sich diese Bilder nicht etwa als Anlage zum 
Urteil befinden, sondern in den Akten des Gerichts 
vorhanden sind. 

Zweitens. Auf bereits öffentlich errichtete Ur-
kunden oder auf behördlich genehmigte Pläne usw. 
— wie z. B. auf Baugenehmigungen — darf in der 
Vertragsurkunde nach unserem Entwurf verwiesen 
werden, ohne daß diese erneut der notariellen Ur-
kunde beigefügt werden müssen, d. h., sie brauchen 
als Schriftstücke nicht verlesen zu werden. 

Drittens. Die durch die Rechtsprechung des Bun-
desgerichtshofs entgegen der bisherigen Rechtsauf-
fassung nichtigen Vertragsurkunden werden kraft 
ausdrücklicher gesetzlicher Bestimmung für wirk-
sam erklärt. Als unwirksam sind ja durch das drit-
te Urteil sogar solche Verträge bezeichnet worden, 
die bereits im Grundbuch durchgeführt waren. Aus 
Respekt vor der Rechtsprechung bleiben rechts-
kräftige Entscheidungen nach unserem Entwurf un-
berührt. 

Mit diesen Vorschlägen wird die eingetretene 
Rechtsunsicherheit beseitigt. Gleichzeitig wird für 
die Zukunft ein sinnvolles und praktikables Beur-
kundungsrecht geschaffen, wobei der Schutz der 
Vertragsparteien über mögliche bisherige Mängel 
ausgebaut und umfassend gesichert wird. 

Der von der Bundesregierung vorgelegte Gesetz-
entwurf – das, was der Bundesrat dazu gesagt hat, 
ist ja noch lange nicht Inhalt des Entwurfs der Re-
gierung — läßt sich nur mit einer recht harten Kri-
tik beurteilen. Er beseitigt nicht die Rechtsunsi-
cherheit. Er verlagert diese Unsicherheit nur und 
schafft überdies eine Fülle neuer Probleme. Außer-
dem enthält er sich auch nur des leisesten Ver-
suchs, das Beurkundungsgesetz für die Zukunft 
praktikabel zu erhalten. Ich kann mich sowohl aus 
meiner beruflichen wie aus meiner langjährigen 
Abgeordnetentätigkeit heraus nicht des Eindrucks 
erwehren, als hätten hier die Gesetzesformulierer 
jeden Bezug zur Rechtswirklichkeit und Rechtspra-
xis verloren. Allem Anschein nach sind sie — wie 
nach meiner Überzeugung auch die Richter des 
V. Senats beim Bundesgerichtshof — niemals in der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit, vor allem nicht im 
Grundbuchwesen vor Ort tätig gewesen; sonst 
wäre man nicht auf den Gedanken gekommen, von 
den Rechtspflegern zu erwarten, daß sie mit nich-
tigen Verträgen arbeiten. 

Wenn das, was die Bundesregierung vorschlägt, 
Gesetz wird, bleiben alle nach dem bisherigen und 
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jetzt noch geltenden Recht beurkundeten Verträge 
gegenüber Außenstehenden unwirksam, d. h. nich-
tig. Das heißt weiter: Das Grundbuchamt darf die 
Grundbuchanträge nicht eintragen, darf keine Auf-
lassungsvormerkung eintragen, darf keine vom Ver-
käufer bestellten Grundpfandrechte zur Finanzie-
rung des Kaufpreises durch den Käufer eintra-
gen. Die Folgen: Rechts- und wirtschaftliche Unsi-
cherheiten bleiben bestehen — im wesentlichen zu 
Lasten des Käufers, der ja gerade geschützt werden 
sollte. Weitere Folgen sind: kein Schutz vor Zwi-
schenverfügungen — z. B. Handwerkersicherungs-
hypotheken —, kein Schutz des Käufers, kein 
Schutz vor anderweitigem Verkauf, kein Schutz- im 
Konkursverfahren des Verkäufers und ebenso auch 
nicht vor Zwangsvollstreckungsmaßnahmen gegen 
den Verkäufer. Der Käufer kann aus den vorge-
nannten Gründen den Kaufpreis nicht bezahlen; er 
gerät in Verzug. Welche Rechtsfolgen ergeben 
sich? Der Zivilrechtler weiß: Eine breite Palette 
von Möglichkeiten tut sich hier auf. 

Unsicherheit besteht im Verhältnis zu den Gemein-
den wegen der Erschließungs- und Anschlußkosten 
und wegen solcher Verträge. 

Wenn der Verkäufer, wie dargestellt, den Kauf-
preis deshalb nicht erhält, weil keine Grundpfand-
rechte eingetragen werden können, muß gegebe-
nenfalls der Bau eingestellt werden. Alle Beteilig-
ten, nicht nur die Vertragsparteien, hängen recht-
lich in der Luft, und letztlich ist wieder der Käufer 
der Benachteiligte. 

Weiß der Bundesminister der Justiz nicht, wie 
viele Hunderte von Verträgen zur Zeit bei den 
Amtsgerichten liegen und nicht bearbeitet werden, 
und zwar aus den von mir genannten Gründen? 
Aber der Herr Bundesminister hat gemeint, er kön-
ne mit seinem Gesetzentwurf die Rechtsunsicher-
heit beseitigen. Für die Vergangenheit und für die 
Zukunft erfüllt der Gesetzentwurf der Regierung 
beides nicht. 

Warum sollen für die Zukunft endlose Baube-
schreibungen verlesen werden, warum umfangrei-
che Teilungserklärungen, die längst beurkundet 
sind, erneut verlesen werden? Zu Teilungserklä

-

rungen gehört auch die Gemeinschaftsordnung 
beim Wohnungseigentum. Die Verlesungen dauern 
für jeden einzelnen Fall viele Stunden, bis zu fünf 
Stunden, weil gegebenenfalls mehr als 100 Seiten 
verlesen werden müssen. Kein einziger Vertragsbe-
teiligter kann solches noch aufnehmen und einord-
nen. Die Sicherheitsfunktion der Beurkundung fällt 
tatsächlich fort. Wenn bei größeren Wohnungsei-
gentumskomplexen die Teilungserklärung und die 
dazugehörige vollständige genehmigte Bauzeich-
nung jeder Urkunde beigefügt werden müssen, 
werden dicke Pakete von Plänen die Grundakten 
füllen. Bei jedem einzelnen Wohnungsgrundbuch 
wird genau der gleiche Vorgang in vollem Umfang 
Bestandteil der Grundakten werden. Das alles wird 
höchst kostenaufwendig sein. Von wem wird es zu 
bezahlen sein? — Vom Käufer, also dem Verbrau-
cher. 

Im Bundesministerium der Justiz, so habe ich 
den Eindruck, hat man offenbar viel und lange ge-

dacht, viel aufgeschrieben, sehr viel in die Begrün-
dung, fast nichts in die Paragraphen. Das ganze 
läßt sich so beurteilen, daß der hohe Berg des ho-
hen Bundesministeriums der Justiz lange und 
schmerzhaft kreißte, aber geboren wurde eine lä-
cherliche Maus. 

Unsere Gesetzgebung muß einfach, klar und pra-
xisbezogen sein, sie muß Rechtssicherheit schaffen 
und die Lebensvorgänge wirksam regeln. 

Ich hoffe, daß der Rechtsausschuß schnell, von 
überflüssigen Fraktionsbindungen frei, eine sachge-
rechte Entscheidung für die zweite und dritte Le-
sung, die möglichst noch in diesem Jahr stattfinden 
sollten, finden wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Hennig 
[CDU/CSU]: Das wäre schön!) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Schmidt (München). 

Schmidt (München) (SPD) : Frau Präsident! Meine 
Damen und Herren! Der Bundesjustizminister hat 
in seiner Einbringungsrede darauf hingewiesen, 
wie wichtig die Schutzfunktion des Notars bei 
Grundstücksgeschäften ist. Ich gehe hier davon 
aus, daß niemand in diesem Hause — Sie nicht und 
wir nicht — an dieser Schutzfunktion grundsätzlich 
etwas ändern will. 

(Erhard [Bad Schwalbach] [CDU/CSU] : Im 
Gegenteil, stärken!) 

— Da stimmen wir überein, daß dies ein sehr 
wichtiger Punkt ist, weil eben bei diesen Geschäf-
ten häufiger auch Betroffene beteiligt sind, die 
nicht in der Lage sind, die wirtschaftlichen und 
rechtlichen Implikationen, die damit verbunden 
sind, zu durchschauen. Ich gehe auch davon aus, 
daß wir uns einig sind, daß dies eine sehr sensible 
Materie ist. 

Auf Grund der Rechtsprechung des Bundesge-
richtshofes sind insbesondere bei solchen Grund-
stücksgeschäften grobe Probleme aufgetreten, bei 
denen sich der Verkäufer verpflichtet hat, auf dem 
Grundstück ein Gebäude zu errichten. Wir alle 
wissen, daß viele Jahre zwischen dem Vertragsab-
schluß und der Eigentumseintragung liegen kön-
nen. Genau dies sind die Fälle, die hier eine ganz 
besondere Rolle spielen. Es wäre eigentlich ein 
Wunder gewesen, wenn nicht einige versucht hät-
ten und noch versuchen, aus dieser Rechtspre-
chung des Bundesgerichtshofs Honig zu saugen. Es 
gibt eine ganze Reihe von Fällen, in denen Bauun-
ternehmen versucht haben, die inzwischen gestie-
genen Baupreise nachträglich einzukassieren oder 
sogar noch weit darüber hinausgehende Forderun-
gen zu realisieren oder sich beispielsweise auch 
aus der Verpflichtung herauszustehlen, aufgetrete-
ne Baumängel zu beseitigen. Wenn dies so kom-
men würde und wenn dies möglich wäre, würde 
auf alle diese Erwerber eine Belastung zukommen, 
die sie vorher nicht einkalkuliert haben, die ihre 
ganzen Berechnungen über den Haufen wirft und 
möglicherweise dazu führt, daß sie aus dem ganzen 
Geschäft aussteigen müssen. 
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Aus diesem Grunde, Herr Kollege Erhard, sind 
wir der Meinung, daß es jetzt vor allen Dingen 
darauf ankommt, sehr schnell die Rechtsunsicher

-

heit bezüglich der Vergangenheit zu beseitigen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Aber ganz!) 

Ganz im Gegensatz zu Ihnen bin ich der Meinung, 
daß die Bundesregierung mit ihrem Entwurf aus-
schließt, daß aus solchen Fehlern der Vergangen-
heit, Fehlern jedenfalls, wie sie der Bundesge-
richtshof gesehen haben will, die Nichtigkeit eines 
Vertrages abgeleitet werden kann. Wir meinen, 
daß es darauf ankommt, schnell zu handeln. 

Nun komme ich zu Ihrem Entwurf. Im Grunde 
genommen sind wir ja einer Meinung, was den 
Umstand betrifft, daß wir die Mängel der Rechtsge-
schäfte aus der Vergangenheit heilen wollen. Jetzt 
komme ich aber zum zweiten Punkt, nämlich der 
Frage: Sollen wir damit gleichzeitig eine Ä nderung 
des Beurkundungsgesetzes verbinden? 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU] : Das bietet sich 
an!) 

— Herr Kollege Bötsch, dazu möchte ich Ihnen nur, 
folgendes sagen: Wir sind überhaupt nicht dagegen 
— das haben Sie auch aus den Äußerungen des 
Bundesjustizministers entnehmen können; die Re-
gierung ist also offensichtlich der gleichen Mei-
nung —, anläßlich dieser Geschichte darüber zu 
beraten, ob möglicherweise die Vorschriften des 
Beurkundungsgesetzes zu ändern sind. Nur meinen 
wir, daß es hierbei zwei Punkte zu unterscheiden 
gilt, nämlich einmal die Verpflichtung, jene Män-
gel zu heilen, die sehr große Unsicherheit hervor-
gerufen haben — das ist das dringlichste —, und 
auf der anderen Seite zu überlegen, was man für 
die Zukunft tun kann. Gerade Sie, Herr Kollege Er-
hard, haben ja in der Vergangenheit immer davor 
gewarnt — ich kenne Ihre diesbezüglichen Ausfüh-
rungen im Rechtsausschuß —, mit heißer Nadel 
und sehr schnell anläßlich eines ganz bestimmten 
_Tatbestandes Gesetze zu ändern. Wir sollten uns 
überlegen, ob es ein geeigneter Aufhänger ist, jetzt 
einige im übrigen sehr umstrittene Entscheidungen 
des Bundesgerichtshofes zum Anlaß zu nehmen, 
das Beurkundungsgesetz sehr schnell zu ändern. Ich 
glaube, so eilbedürftig ist dies auch wieder nicht. 
Ich betone hier, daß die SPD-Fraktion, genau wie 
Sie und andere, der Meinung ist, daß es für Partei-
en unzumutbar ist, stundenlange Vorlesungen über 
irgendwelche Urkunden anhören zu müssen, dann 
aber nicht mehr in der Lage zu sein, das eigentlich 
Wesentliche bei einem solchen Grundstücksge-
schäft, nämlich die Belehrungen des Notars, richtig 
in sich aufzunehmen. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Darum geht es!) 

Wenn man an diese Dinge herangeht, dann muß 
man sich auch Zeit lassen. Wir sollten uns davor 
hüten, bei jedem beliebigen Anlaß unbedingt sofort 
in aller Eile das zu tun, was gar nicht in Eile ge-
schehen muß, hinterher aber gehalten zu sein, weil 
ein solches Gesetz nicht vernünftig anwendbar ist, 
es wieder zu novellieren. Ich glaube, mit einem 
solchen Verfahren tut sich der Gesetzgeber keinen 
Gefallen. 

Zur Position der Richter sollten wir noch folgen-
des festhalten: Sie haben sicherlich auch mitbe-
kommen, daß sich eine ganze Reihe von Richtern 
dagegen ausgesprochen hat, daß wir als Parlament 
mit einem Gesetz Folgen, die durch ein Urteil ent-
standen sind, korrigieren. Dies wird als Urteils-
schelte empfunden. Dies ist aber weder die Absicht 
der Bundesregierung noch unsere Absicht, wenn-
gleich ich doch eines hinzufügen möchte: Es wäre 
auch für den Bundesgerichtshof absehbar gewesen, 
welche Folgen sein Urteil hat. Er hätte sicherlich 
auch eine Möglichkeit gefunden, nicht die ganzen 
Folgen lawinenartig auf uns zustürzen zu lassen. 
Dies ist aber nicht der Ort, um sich mit der dritten 
Staatsgewalt darüber auseinanderzusetzen. Unsere 
Aufgabe ist es jetzt, die Folgen dieser Entschei-
dung zu beseitigen. 

Ich möchte noch hinzufügen: Angesichts der An-
forderungen, die gerade bestimmte Richter bei der 
Auslegung von Treu und Glauben stellen, ist es 
äußerst unsicher, wie viele von den vom Herrn 
Bundesminister zitierten 100 000 oder 110 000 Fäl-
len zugunsten derjenigen ausgehen, die sich auf 
Treu und Glauben berufen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wenn man so hohe Anforderungen stellt und prak-
tisch nur solche Umstände anerkennt, wo eine 
ganz besondere Härte vorliegt, wo man sagen muß, 
dies ist nicht zuzumuten, würden wir, wenn wir 
den Vorschlägen der Richter folgen würden, jeden 
einzelnen Betroffenen dem Prozeßrisiko aussetzen 
und uns der Möglichkeit begeben, Rechtssicherheit 
zu schaffen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich bin der Meinung: Wir müssen 'Rechtssicherheit 
schaffen. Es wäre gut, Herr Kollege Erhard, wenn 
wir Übereinstimmung erzielen könnten, daß es in 
erster Linie darauf ankommt, jetzt Rechtssicherheit 
für die Vergangenheit zu schaffen. Dann sollten 
wir gemeinsam überlegen, wie wir am besten mit 
den Problemen, die anläßlich dieser Urteile aufge-
treten sind, fertig werden können und ob es nicht 
noch ein paar andere Dinge gibt, die wir dabei mit

-

erledigen könnten. 

Wir sollten auf jeden Fall eines nicht tun: uns 
jetzt zu übereilten Maßnahmen hinreißen lassen 
und sie später korrigieren. Wenn wir hier gemein-
sam vernünftig arbeiten, werden wir auch ein ver-
nünftiges Ergebnis erzielen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Frau Funcke:. Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Kleinert. 

Kleinert (FDP) : Frau Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen! Meine Herren! Das Wesentliche ist 
gesagt. Dem hier anwesenden sachlich interessier-
ten Kreis ist der Sachverhalt bekannt. Es ist nicht 
sehr sinnvoll, daraus für die  eine oder die andere 
Seite des Hauses Nutzen ziehen zu wollen. Wir ha-
ben es vielmehr mit einem Problem zu tun, das wir 
normalerweise dem Auswärtigen Amt überlassen: 
daß es hier diplomatische Schwierigkeiten zwi- 



13994 	Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode — 177. Sitzung. — Bonn, Donnerstag, den  11. Oktober 1979 

Kleinert 
sehen verschiedenen Verfassungsorganen gibt. Sol-
che Schwierigkeiten sollten wir, wenn sie sich er-
geben, mit der gebotenen Offenheit austragen. 

Wir haben bereits vor einigen Jahren im Zusam-
menhang mit der Bedeutung der Vormerkung im 
Grundbuch Veranlassung gehabt, eine gesetzliche 
Regelung zu treffen. Das war sehr bedauerlich. 

Wir haben jetzt wieder einen Fall, der, wie wir 
alle wissen — deshalb unterhalten wir uns dar-
über —, politische Dimensionen angenommen hat. 
Eine etwas pfleglichere Betrachtung des Verhältnis-
ses zwischen Verfassungsorganen stände nicht nur 
uns, die wir hier bemüht sind, sehr vornehm und 
betulich um die Angelegenheit herumzureden, gut 
an, sondern auch der anderen an diesem Fall betei-
ligten Seite. 

Deshalb, Herr Erhard, muß ich Ihnen sagen: Es 
ist Ihr gutes Recht als Opposition, den Entwurf des 
Bundesjustizministers als unzulänglich oder unvoll-
ständig anzugreifen. Aber dieser Entwurf trägt 
doch nur der Situation des Bundesjustizministers 
Rechnung, soweit er nämlich auch damit zu tun 
hat, daß der Bundesgerichtshof jedenfalls eine ihm 
zugeordnete Justizbehörde ist, wie auch immer 
man das im einzelnen semantisch werten mag. 

(Erhard [Bad Schwalbach] [CDU/CSU]: 
Gut, einverstanden! Alles weitere ge

-

schenkt!) 

Deshalb finde ich es sehr richtig, daß wir hier 
vom Parlament aus uns etwas näher . und etwas 
kerniger mit der Sache befassen, die weite Bevöl-
kerungskreise beunruhigt, als es der Herr Bundes-
justizminister mit seinem Entwurf getan hat. Er hat 
in der Begründung ganz deutlich klargestellt, daß 
weitere Überlegungen durchaus geboten sein kön-
nen. 

Ich teile nicht die Ansicht von Herrn Schöfber-
ger, daß etwa — — 

(Zurufe von der SPD: Schmidt war es!) 

— Entschuldigung, Herr Schmidt. Also diese Mün-
chener — na ja, Gott! 

(Heiterkeit) 

Ich teile nicht die Ansicht von Herrn Schmidt, 

(Dr. Hennig [CDU/CSU] : Die zwei dort 
sind auch aus München; seien Sie vorsich

-

tig! — Heiterkeit) 

daß wir hier bis zu irgendeinem späteren Termin 
damit warten können, die Dinge für die Zukunft zu 
regeln. Nur wenn der aktuelle Druck und die aktu-
elle Interessenlage der betroffenen Kreise uns ver-
anlassen, uns mit der Sache zu befassen, ist der 
Zeitpunkt richtig, uns — wie übrigens im Fall der 
Vormerkung — für die Zukunft und dann gleich 
rundum mit der Sache zu befassen. Jetzt etwa nur 
das zu regeln, was in der Vergangenheit durch die-
ses Urteil, mit dem wir uns zu befassen haben, 
zweifelhaft geworden ist 

(Erhard [Bad Schwalbach] [CDU/CSU] : 
Und die Verträge weiter nichtig zu hal

-

ten!) 

— damit haben wir uns ja zu befassen —, würde 
ich für unklug halten, weil die Erfahrung lehrt, daß 
einige Zeit nach dem aktuellen Anlaß, Herr 
Schmidt, das Interesse nachläßt, die Motivation, 
wie man heute so schön sagt, nachläßt und wir 
deshalb wohl nicht zu den Ergebnissen kommen 
würden, die wir in der plastischen Anschauung des 
Vorkommnisses haben würden. 

Darum bin ich ausdrücklich dankbar, daß die 
CDU/CSU-Fraktion hier einen Entwurf vorgelegt 
hat, der unseren weiteren Beratungen dienen kann, 
um auch zu überlegen, wie wir das, was hier in 
Zukunft zu geschehen hat, am besten regeln kön-
nen, um von den beteiligten Kreisen den Druck der 
Unsicherheit zu nehmen. 

Ich bin überhaupt nicht der Meinung, daß es der 
Sinn der Fortentwicklung des Rechts ist, eine jahr-
zehntelang gewachsene Rechtsprechung durch ein 
für alle Beteiligten völlig überraschendes Urteil zu 
ändern, nur um damit der Rechtsentwicklung zu 
dienen. 

Es ist meiner Meinung nach für das Verhältnis 
zwischen den Gewalten nicht gut, wenn der Bun-
desgerichtshof in Fragen, die rechtlich vielleicht 
gar nicht so besondere Qualität haben — wer sich 
mit der Vorlage befaßt hat, wird diese Ansicht tei-
len können —, die aber eine große praktische Qua-
lität haben, glaubt sich als Ersatzgesetzgeber profi-
lieren zu müssen. Leider sind wir durch diese fal-
sche Einschätzung der Aufgabe zum wiederholten 
Male in die Situation gekommen, daß wir hier 
nicht etwa eine Gesetzesflut auslösen, sondern das 
Notwendige tun müssen, um von vielen Menschen 
— mindestens vielen Zehntausend; über die Zahl 
mag man trefflich streiten — die Last zu nehmen, 
daß hier die für sie ganz lebensentscheidenden 
Verträge, die in der Mehrzahl der Fälle ihr gesam-
tes Vermögen betreffen, in Zweifel gezogen wer-
den können. 

In einer solchen Situation müssen wir hier han-
deln. Wir wollen handeln, aber nicht nur für die 
Vergangenheit, sondern auch für die Zukunft, um 
hier zu einer Klarstellung zu kommen. Wir bedau-
ern, daß wir aus konkretem Anlaß zu solchen Klar-
stellungen gezwungen sind. Wir möchten bei die-
ser Gelegenheit allen Betroffenen sagen: Möge sich 
niemand — von wem auch immer, sei er auch noch 
so gemeinnützig — ins Bockshorn jagen lassen! 
Wir werden rechtzeitig dafür sorgen, daß aus die-
ser kleinen Meinungsverschiedenheit zwischen 
dem Bundesgerichtshof und diesem Haus für die 
Betroffenen keine entscheidende Fehlentwicklung 
ihres ganzen Lebens werden kann. Sie mögen sich 
wehren, und wenn sie sich wehren, werden wir 
rechtzeitig dabei sein und dafür sorgen, daß dieses 
Sich-Wehren auch von Erfolg gekrönt ist. 

(Beifall bei der FDP und der SPD sowie 
bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat der 
Herr Bundesminister Vogel. 

Dr. Vogel, Bundesminister der Justiz: Frau Präsi-
dent! Meine sehr verehrten Damen und Herren! In 
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aller Kürze: Herr Kollege Erhard, wer Sie gut 
kennt — und wir kennen Sie ja gut —, der hat Ih-
nen deutlich angemerkt, welche Mühe es Ihnen ge-
macht und welche innerliche Überwindung es Sie 
gekostet hat, selbst bei einer solchen Gelegenheit 
noch ein gewisses Maß an Polemik und an Kritik 
hineinzubringen. In aller Freundschaft nur drei Be-
merkungen. 

Erstens. Von Verzögerung kann doch wohl im 
Ernst nicht die R ede sein. Ihre Drucksache trägt 
das Datum 13. September, die Vorlage der Bundes-
regierung trägt das Datum 3. Oktober. Dafür, daß 
wir noch mit elf Landesjustizverwaltungen beraten 
und den ersten Durchgang im Bundesrat erledigt 
haben, ist dieser Abstand von nur zwanzig Tagen 
ein Zeichen für ganz besondere Beschleunigung und 
für großes Tempo. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Und nur, weil Sie das Stichwort gegeben haben, 
benütze ich die Gelegenheit, um dem Bundesrat da-
für, daß er mit einer Vorbereitungszeit von weni-
gen Tagen die Vorlage im Rechtsausschuß und im 
Plenum behandelt hat, 'herzlich zu danken. 

Zweitens, Herr Kollege Erhard. Die Behauptung, 
daß die Fassung, die wir vorgeschlagen haben, die 
wir mit elf Landesjustizverwaltungen erörtert ha-
ben, mit den Leuten, die der Praxis nahestehen, mit 
der Notarkammer usw., die Unsicherheit vermehre, 
werden Sie ja wohl im Ernst nach näherer Prüfung 
nicht aufrechterhalten wollen. Wenn Sie sagen, Sie 
wüßten nicht, wie es im Justizministerium zugehe, 
dann will ich Ihnen das gern bestätigen. Aber daß 
wir hier praxisnah mit den Leuten geredet haben, 
ist einfach eine Tatsache. Ihr Vorwurf richtet sich 
in gutem Eifer verbal gegen mich, in Wirklichkeit 
aber gegen die Landesjustizverwaltungen, die mit 
uns gearbeitet haben. Das ist nicht gut. 

Die dritte und letzte Bemerkung, Herr Kollege 
Erhard. Jetzt sagen Sie, das Gesetz sei zu kurz. 

(Dr. Hennig [CDU/CSU] : Das hat er nicht 
gesagt!) ' 

Sonst höre ich immer, daß wir durch lange und 
umständliche Gesetze die Gesetzesflut fördern. 

(Erhard [Bad Schwalbach] [CDU/CSU]: Das 
reicht inhaltlich nicht!) 

— Aber, lieber Kollege Erhard, Sie sind manchmal 
mit sich selber nicht gut. Dann sagen Sie vor lau-
ter Bitterkeit Sachen, die Sie nachher gar nicht 
mehr wissen. Sie haben doch hier gesagt, die Berge 
hätten gekreißt und herausgekommen sei ein klei-
nes Mäuslein von einigen Sätzen. 

(Erhard [Bad Schwalbach] [CDU/CSU]: 
Darf ich eine Frage stellen?) 

- Gern. 

Erhard (Bad Schwalbach) (CDU/CSU) : Ich habe 
mir das, was ich da gesagt habe, vorher sogar auf-
geschrieben. Würden Sie so freundlich sein, das Pro-
tokoll darauf nachzulesen, ob ich von wenigen 
Sätzchen oder von einer lächerlichen Maus gespro-
chen habe? Und würden Sie weiterhin so freund-
lich sein, anzuerkennen, daß Ihr Gesetzentwurf die 

bestehenden Verträge für Dritte weiterhin für 
nichtig erklärt? Und wie wollen Sie dort Rechtssi-
cherheit schaffen? 

Dr. Vogel, Bundesminister der Justiz: Also, Herr 
Kollege Erhard, zu Ihrer ersten Bemerkung: Reden 
werden nicht immer besser, wenn man sie vorher 
aufschreibt. 

 
(Erhard [Bad Schwalbach] [CDU/CSU] : 
Ohne Aufschreiben werden viele schlech

-

ter!) 

Man kann natürlich immer b sagen, wenn der an-
dere a sagt. Das ist völlig gleich. 

Das zweite gebe ich natürlich nicht zu. Ich be-
streite in entschiedenster Weise, daß hier irgendei-
ne Unklarheit bleibt. Das Gegenteil ist ja gerade 
der Sinn der Maßnahme. 

Zum dritten machen wir uns ja beide lächerlich, 
ich, wenn ich noch weiter auf Ihre Darlegungen 
eingehe, und Sie, wenn Sie das immer noch ein biß-
chen weiter fortsetzen. Wenn Sie sagen, es ist 
eine Maus, dann ist es eben kein Elefant. Maus ist 
etwas Kleines, etwas Kurzes. Ich finde es gut, 
wenn eine Gesetzesvorlage der Bundesregierung 
kurz ist. Da habe ich gedacht, ich kriege ein Lob 
für eine kurze Vorlage. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Nun ist es dem armen Kollegen Erhard auch wie-
der nicht recht. Das nächste Mal machen wir es 
wieder länger. Dann sagt er: Gesetzesflut, die 
schreiben viel zu viel. Herr Kollege Erhard, lassen 
Sie uns so etwas mit gutem Humor im Ausschuß 
weiter behandeln. Ich bin völlig offen für die Fra-
ge, ob wir das Beurkundungsgesetz ändern sollten. 
Wir sollten das aber nicht über das Knie brechen. 
In den Urkunden, die nicht vorgelesen werden, 
stecken doch oft Dinge drin, die die Parteien 
eigentlich mit gutem Recht wissen sollten. Lassen 
Sie uns doch gemeinsam suchen. 

Dann mache ich Ihnen noch ein Angebot. Gehen 
wir doch — der Kollege Kleinert macht uns dies 
wirklich in angenehmer Weise deutlich — in sol-
che Debatten nicht immer herein, als wenn wir 
vorher ein Gläschen Salzsäure miteinander getrun-
ken hätten. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD und 
der FDP) 

Lassen Sie uns doch ganz locker und munter mit-
einander reden. Sind Sie denn am Abend glückli-
cher, wenn Sie jetzt auch noch an Hand dieser 
Frage dem Bundesjustizminister nachgewiesen ha-
ben, daß er nichts versteht, alles ganz falsch macht, 
die Leute beunruhigt und die Werte zerstört und 
verzehrt? Also alles mit etwas Abschlag. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD und 
der FDP) 

Vizepräsident Frau Funcke: Ich schließe die 
Aussprache. Der Ältestenrat empfiehlt, beide Ent-
würfe an den Rechtsausschuß — federführend — 
und zur Mitberatung an den Ausschuß für Raum- 
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Vizepräsident Frau Funcke 
Ordnung, Bauwesen und Städtebau zu überweisen. 
Das Haus ist damit einverstanden? - Ich sehe und 
höre keinen Widerspruch; es ist so beschlossen. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 15 auf: 

Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Durchführung der Richtlinie des Rates der 
Europäischen Gemeinschaften vom 22. März 
1977 zur Erleichterung der tatsächlichen 
Ausübung des freien Dienstleistungsverkehrs 
der Rechtsanwälte 
— Drucksache 8/3181 — 

Das Wort zur Begründung hat Herr Bundesmini-
ster Vogel. 

Vogel, Bundesminister der Justiz: Frau Präsi-
dent! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Schon weil die Sache einen sehr langen Titel hat, 
darf ich mich außergewöhnlich kurz fassen. Es 
geht darum, daß wir in der Europäischen Gemein-
schaft die Dienstleistungen liberalisieren und auch 
die freien Berufe allmählich grenzüberschreitend tä-
tig werden lassen wollen. Bei, den Ärzten ist das 
weit fortgeschritten. Nun gibt uns die Richtlinie 
den Auftrag, auch für die Berufsausübung der An-
wälte den ersten Schritt zu tun. Eine volle Nieder-
lassungsfreiheit quer durch die Rechtsgebiete ist 
freilich noch nicht möglich, weil die Rechtsordnun-
gen noch viel zu unterschiedlich sind und weil es 
infolgedessen nicht gewährleistet werden könnte, 
daß der Rechtsuchende tatsächlich den optimalen 
Rat bekommt. Wir wollen statt dessen im Rahmen 
der Richtlinie erlauben und es ermöglichen, daß 
auch Anwälte aus den anderen EG -Staaten vor un-
seren Gerichten auftreten und tätig werden, aber 
immer in Begleitung eines deutschen Rechtsan-
walts. Wenn Verfahrenshandlungen vorgenommen 
werden und es ausnahmsweise zu einer ,Divergenz 
zwischen dem ausländischen Kollegen und dem 
deutschen Anwalt kommt, dann hat die Entschei-
dung des deutschen Anwalts den Vorrang. 

Wir halten dies für eine vernünftige Ausfüllung 
der Richtlinie. Wir meinen, es ist ein Schritt zur 
Europäisierung auch auf diesem Gebiet, aber kein 
übereilter, sondern einer, der den Gegebenheiten 
Rechnung trägt. Das Gesetz selber ist wesentlich 
länger. Das hängt einfach mit der Vielzahl der Fra-
gen zusammen, die nach der Richtlinie irgendwie 
beantwortet werden müssen. Ich bitte, daß wir es 
noch in dieser Legislaturperiode zum Abschluß 
bringen, damit wir einer europäischen Verpflich-
tung gerecht werden. 

(Beifall bei der  SPD und der FDP) 

Vizepräsident Frau Funcke: Meine Damen und 
Herren, ich eröffne die Aussprache. Interfraktionell 
ist ein Kurzbeitrag je Fraktion vereinbart. 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Helmrich. 

Helmrich (CDU/CSU) : Frau Präsidentin! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Gestatten Sie 
mir zunächst eine allgemeine Vorbemerkung, die  

sowohl für diesen Gesetzentwurf der Bundesregie-
rung gilt als auch für andere. Die Frage, die ich 
anspreche, ist: Warum werden sämtliche Gesetz-
entwürfe der Fraktionen und des Bundesrates und 
Ausschußberichte mit einem Vorblatt veröffent-
licht, in dem es unter A. „Problem", unter B. „Lö-
sung", unter C. „Alternativen" und unter D. „Ko-
sten" heißt, während es bei den Entwürfen der 
Bundesregierung unter A. „Zielsetzung" heißt? Es 
gibt eine Anordnung des Präsidenten vom 1. De-
zember 1969, daß unter A. stets das Problem aufzu-
führen ist. In der Anweisung heißt es dann weiter, 
daß Entwürfe, die nicht so vorgelegt werden, zu-
rückzuweisen sind. Ich möchte den Präsidenten an 
dieser Stelle nur bitten, einmal nachzuprüfen, war-
um nicht entsprechend dieser Anordnung verfahren 
wird. 

(Dr. Emmerlich [SPD] : Das ist wirklich Se

-

mantik hoch drei!) 

Der Kollege Collet hat in seiner Erklärung dar-
über — wenn ich Ihnen das sagen darf — am 
24. Januar 1978 gesagt: 

Es setzt sich doch niemand plötzlich ein Ziel, 
weder die Regierung noch die Opposition noch 
irgendein sonstiger Antragsteller, sondern es 
gibt ein Problem in unserem Lande, das man 
lösen wall.  

Und es wäre uns sehr hilfreich, wenn das Problem 
in den Vorblättern etwas deutlicher dargestellt 
würde. 

Abgesehen von dieser Vorbemerkung möchte ich 
aber nun auf das hier eingebrachte Gesetz zu spre-
chen kommen. Herr Minister, Sie haben schon ge-
sagt, worum es geht. Lassen Sie mich deshalb zum 
Herzstück dieses Gesetzes, dem § 4, kommen. Sie 
haben darauf hingewiesen, daß jeder ausländische 
Advokat, der bei uns vor einem Gericht oder bei 
einer Behörde auftreten will, von einem bei einem 
deutschen Gericht zugelassenen Rechtsanwalt be-
gleitet werden muß. Nicht zu Unrecht hat man die-
se Vorschrift deshalb die „Gouvernantenklausel" 
genannt. Das bedeutet aber — und wir müssen die 
Bundesregierung, glaube ich, in der Beratung fra-
gen, ob das tatsächlich gewollt ist —, daß zwar je-
der Franzose vor einem deutschen Amtsgericht 
selbst klagen kann und selbst Prozeßhandlungen 
vornehmen kann, daß aber, sobald er sich eines 
Anwalts aus dem EG-Bereich bedient, dieser An-
walt einen deutschen -„Gouvernantenanwalt" 
braucht. Das heißt: Der Advokat aus dem EG-
Raum, der in Deutschland auftritt, kann weniger — 
beim Amtsgericht, wohlgemerkt — als der jeweili-
ge Staatsbürger aus Frankreich, Belgien usw. Ich 
weiß nicht, ob das das Ziel des Entwurfes sein soll. 
Es ist richtig, daß nach dem Wortlaut der Richtli-
nie diese Regelung dem Art. 5 Alternative II ent-
spricht. Aber ich knüpfe hieran die Frage, ob das 
Wort „Einvernehmen", das im deutschen 'Text der 
Richtlinie steht, in den übrigen Ländern im Sprach-
gebrauch dasselbe bedeutet wie das, was wir jetzt 
in unserem deutschen Gesetz daraus machen. Ich 
bitte, einmal zu prüfen, ob sich hier möglicherwei-
se ein Übersetzungsfehler eingeschlichen hat. Denn 
ich kann es beim ersten Draufblick nicht als rich- 
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tig empfinden, daß bei einer Liberalisierung des 
Verkehrs der Anwälte im EG-Raum über die Gren-
zen der französische Advokat vor dem. deutschen 
Amtsgericht weniger können soll, als der französi-
sche Staatsbürger ohnehin kann. Das zum ersten. 

Zum zweiten. Die Anwaltskammer nennt den 
Abs. 2 des § 4 problematisch, weil alle Handlungen, 
die nicht im Einvernehmen erfolgt sind, schlicht 
unwirksam sein sollen. Ich frage mich, ob wir die 
Richtlinie so restriktiv auslegen müssen. 

Am Rande sei zu Abs. 2 noch folgendes bemerkt. 
Solche Fehler sollten nach Möglichkeit nicht unter-
laufen. Alles, was nach Art. 1 getan werden kann, 
wird in Abs. 2 für unwirksam erklärt, wenn das 
Einvernehmen nicht. vorliegt. Das gilt auch, wenn 
der Advokat aus Frankreich einen Besuch im Ge-
fängnis ohne Begleitung macht. Dann wird dieser 
hinterher für unwirksam erklärt. Das ist ein Lap-
sus, den man sicherlich beseitigen kann. 

Die Frage, welche Stellung der Anwalt aus dem 
EG-Bereich in Deutschland haben soll, setzt sich 
dann fort, soweit es sich um die reinen Anwalts-
prozesse handelt, also ab Landgericht aufwärts. Da 
heißt es in der Begründung: § 78 ZPO bleibt unbe-
rührt. Die Bundesrechtsanwaltskammer hat darauf 
hingewiesen, daß es eindeutig ist, was das bedeu-
tet. Sie legt das Gesetz jetzt dahin gehend aus, daß 
ein französischer Advokat selbst nicht einmal mehr 
mit dem Einvernehmen eines deutschen Anwalts 
vor dem Landgericht Prozeßhandlungen vornehmen 
kann. Ich habe Zweifel, ob das so gemeint ist. In 
der Begründung wird der § 78 ZPO auch nur im 
Zusammenhang mit dem Lokalisationsprinzip ge-
nannt, und dann werden die entsprechenden Vor-
schriften aus dem GWB, dem UWG, dem Waren-
zeichengetz herangezogen. Soweit es sich in § 78 
ZPO nur um das Lokalisationsprinzip handelt, mag 
das richtig sein. Aber der § 78 ZPO enthält viel-
mehr als nur das Lokalisationsprinzip. Er enthält 
die Bestimmung, wann ein Anwaltsprozeß vorliegt, 
d. h., wann überhaupt ein Anwalt auftreten muß. Da 
meine ich, daß das, was bezüglich der Amtsgerich-
te jetzt an Einvernehmenshandlungen möglich ist, 
auch der ausländische Anwalt im Anwaltsprozeß 
tun können müßte. Das gebe ich zu bedenken. 

Das gleiche gilt für die Auseinandersetzung der 
Bundesregierung mit dem Bundesrat über die Frage 
des § 138 Abs. 2 der Strafprozeßordnung. Jeder 
amerikanische Anwalt, Professor oder sonstige 
Rechtskundige kann bei einem deutschen Gericht 
als Verteidiger zugelassen werden. Das geht nach 
dem Gesetzentwurf, soweit es sich um Anwälte aus 
dem EG-Bereich handelt, jetzt nicht mehr. Die Bun-
desregierung sagt mit Blick auf das Diskriminie-
rungsverbot: da der deutsche Anwalt nicht einem 
besonderen Zulassungsverfahren nach § 138 Abs. 2 
StPO unterworfen ist, darf auch der EG-Anwalt, 
der in Deutschland auftritt, einem solchen Verfah-
ren nicht unterworfen werden, sonst würde er ja 
diskriminiert. Aber ich frage Sie: Was ist die grö-
ßere Diskriminierung, nach einem Zulassungsver-
fahren nach § 138 Abs. 2 frei auftreten zu dürfen 
oder aber ohne ein solches Zulassungsverfahren 
nur mit einem Gouvernantenanwalt auftreten zu 

dürfen? Hier muß man, glaube ich, das Diskrimi-
nierungsverbot nicht allein vom Buchstaben her 
auslegen; eine sinngemäße Auslegung würde mög-
licherweise doch zu einem anderen Ergebnis, wie 
der Bundesrat es vorgeschlagen hat, führen kön-
nen. 

Ich komme zum Schluß und gebe der Hoffnung 
Ausdruck, daß sich mit Hilfe dieses Gesetzes eine 
Sonderkaste von europäischen Anwälten herausbil-
det,, die sich mancher Schwierigkeiten, die uns das 
EG-Recht beschert — wenn ich etwa auf das Ta-
baksteuergesetz und auf die darin enthaltenen De-
finitionen hinweise, die ja nur deshalb so schwie-
rig sind, weil sie EG-weit abgestimmt sind —, be-
sonders annimmt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abge

-

ordneten der FDP) 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege Helm-
rich, Sie haben zu Beginn Ihrer Rede das Bundes-
tagspräsidium aufgefordert, sich um die Vereinheit-
lichung des Deckblattes zu kümmern. Es trifft zu, 
daß der Bundestag die Übung hat, auf dem Deck-
blatt unter A von „Problem" zu sprechen. Ebenso 
trifft aber zu, daß die Bundesregierung und, wie 
Sie unschwer feststellen können, auch der Bundes-
rat Wert darauf legen, statt von „Problem" von 
„Zielsetzung" zu sprechen. Wir respektieren diese 
Wünsche und nehmen deswegen auch die kleine 
Uneinheitlichkeit in Kauf. — Herr Kollege Helm-
rich, wünschen Sie eine Frage an mich zu stel-
len? 

Heimrich (CDU/CSU) : Nein, keins Frage, son-
dern ich wollte nur sagen: Ich danke für Ihren 
Hinweis, aber ich bin der Auffassung, daß es ein 
sehr feiner Unterschied sein kann, ob man einen 
Gesetzentwurf lediglich mit einer Zielsetzung be-
ginnt oder aber ein Problem sieht, das es zu lösen 
gilt. 

Vizepräsident Frau Funcke: Sie haben, philolo-
gisch gesehen, völlig recht. 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Dr. Weber 
(Köln). 

Dr. Weber (Köln) (SPD) : Frau Präsident! Meine 
Damen und Herren! Herr Kollege Helmrich, es ist 
gleich 19.40 Uhr, und da habe ich keine Lust, hier 
etwas fortzusetzen, was von Ihnen begonnen wor-
den ist, was aber gar nicht den Gepflogenheiten 
dieses Hauses entspricht, nämlich an dieser Stelle 
Detailprobleme zu erörtern, die in die Ausschußbe-
ratungen gehören. Ich meine, das können wir den 
noch hiergebliebenen Damen und Herren Kollegen 
gar nicht zumuten. 

Wir können sicherlich auch davon ausgehen, daß 
die Gruppe von Bürgern, die von diesem Gesetz 
einmal betroffen sein wird, den Inhalt verstehen 
wird, gleichgültig, ob wir bei diesem Gesetzent-
wurf nun vorweg die „Zielsetzung" oder das „Pro-
blem" beschreiben. 
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Dr. Weber (Köln) 
An dieser Stelle gleich ein Wort an die Zunft 

der Rechtsanwälte, die von diesem Gesetz einmal 
betroffen sein wird und die vielleicht der Über-
schrift entnehmen zu können glaubt, entweder sei 
nun die im Heimatland gegründete berufliche Exi-
stenz gefährdet, weil ein Heer von Anwälten aus 
anderen EG-Staaten in die Bundesrepublik ströme, 
oder die Einkünfte aus dem Heimatland könnten 
nach diesem Gesetz durch eine Zweigniederlassung 
in einem anderen EG-Staat aufgebessert werden. Je 
nach ihrer Ambition können die Anwälte, wenn sie 
das Gesetz einmal ganz lesen, sich freuen oder 
auch enttäuscht sein. Denn durch dieses Gesetz 
wird nicht — der Herr Justizminister hat schon 
darauf hingewiesen — der europäische Rechtsan-
walt geschaffen. Es soll vielmehr nur die grenz-
überschreitende Tätigkeit der Rechtsanwälte ge-
setzlich geregelt werden. Es geht dabei um den so-
genannten Dienstleistungsverkehr, d. h., es soll die 
Ausübung anwaltlicher Tätigkeit in jedem anderen 
EG-Staat, dem sogenannten Aufnahmestaat, unter 
gleichzeitiger Beibehaltung der Niederlassung im 
Heimatstaat, im sogenannten Herkunftsstaat, er-
möglicht werden. Deshalb werden auch keine Be-
stimmungen darüber getroffen, wann oder durch 
welches Verfahren ausländischen Rechtsanwälten 
eine Zulassung zur deutschen Rechtsanwaltschaft 
ermöglicht wird. 

Was regelt das Gesetz? Nach bisherigem inner-
staatlichen Recht dürfen ausländische Staatsange-
hörige auf dem Gebiet der Rechtsberatung und 
Rechtsbesorgung bei uns grundsätzlich nicht tätig 
werden, soweit sie die zur geschäftsmäßigen Besor-
gung fremder Rechtsangelegenheiten erforderliche 
Erlaubnis nach dem Rechtsberatungsgesetz nicht 
besitzen. Für die Staatsangehörigen aus den Mit-
gliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft regelt 
dieser Gesetzentwurf nunmehr die Voraussetzun-
gen, unter denen sie anwaltlich in einem anderen 
EG-Staat tätig werden können. 

Dafür gilt erstens, daß derjenige tätig werden 
darf, der berechtigt ist, in einem anderen Mit-
gliedstaat der Europäischen Gemeinschaft seine 
berufliche Tätigkeit unter dem für uns bezeichnen-
den Begriff „Rechtsanwalt" auszuüben, wobei das 
Recht des Herkunftslandes maßgeblich ist. 

Zweitens sind alle gerichtlichen und außerge-
richtlichen Tätigkeiten vertretender und beratender 
Art erlaubt, die ein bei einem deutschen Gericht 
zugelassener Rechtsanwalt ausüben kann, sofern 
diese Tätigkeiten selbständig, also nicht in einem 
abhängigen Arbeitsverhältnis, ausgeübt werden. 

Drittens wird klargestellt, daß alle innerstaatli-
chen Vorschriften, die sich auf die Ausübung an-
waltlicher Tätigkeiten beziehen, auch auf den 
Dienstleistungserbringer anzuwenden sind. Dies 
gilt für Vorschriften, die den Anwälten in besonde-
ren Situationen eine besondere Stellung einräumen, 
ebenso wie für die Berufspflichten und Standesre-
gelungen. Diese Handlungsbefugnis des Dienstlei

-

stungserbringers wird für einen Teil der Recht e 
pflege eingeschränkt, nämlich u. a. für die gericht-
lichen Verfahren aller Gerichtsbarkeiten und be-
stimmte behördliche Verfahren. Der Dienstlei

-

stungserbringer muß in diesen Fällen im Einver-
nehmen mit einem Rechtsanwalt hier in der Bun-
desrepublik handeln, der selbst Prozeßbevollmäch-
tiger oder Verteidiger ist. Damit wird — über den 
Begriff des Einvernehmens können wir uns im Aus-
schuß noch unterhalten — der ordnungsgemäße 
Ablauf des Verfahrens nach deutschem Recht si-
chergestellt, und es wird letztlich die Verantwort-
lichkeit gewährleistet, wobei — ich meine, darauf 
sollten wir besonderes Gewicht legen — eine ge-
wisse Großzügigkeit auch bei der Auslegung des 
Begriffes „Einvernehmen" erlaubt sein muß. Das 
kommt auch bereits dadurch zum Ausdruck, daß es 
dem deutschen Rechtsanwalt z. B. überlassen blei-
ben soll, in welcher Weise er sein Einvernehmen 
im konkreten Fall zum Ausdruck bringt. 

Wir sollten diesen Gesetzentwurf begrüßen, weil 
er geeignet ist, innerhalb der Europäischen Ge-
meinschaft bestehende künstliche Barrieren abzu-
bauen, und  weil er sich als ein erster Schritt zur 
Freizügigkeit innerhalb der Europäischen Gemein-
schaft auf beruflichem Gebiet anbietet. 

Da — damit knüpfe ich an die Bemerkung des 
Herrn Bundesjustizministers an — das Recht in Eu-
ropa nicht so einheitlich geformt ist wie der 
menschliche Körper, wird es sicherlich noch einige 
Zeit dauern, bis wir zu einer Vereinheitlichung 
kommen, aber ich kann Ihnen versprechen, daß wir 
diesen Gesetzentwurf im Rechtsausschuß zügig be-
raten werden. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Kleinert. 

Kleinert (FDP): Frau Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen! Meine Herren! Meine Herren Vor-
redner haben in bemerkenswerter Weise schon ei-
nige Dinge angedeutet, die zeigen, wie gründlich 
wir uns im Rechtsausschuß mit der Problematik zu 
befassen haben werden. Ich meine, wir sollten als 
erstes bei dieser Gelegenheit ein herzliches Will-
kommen all denjenigen europäischen Kollegen sa-
gen, die in den dafür geeigneten Fällen vor unse-
ren Gerichten aufzutreten wünschen. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Ich glaube, dies alles wird sich in einem verhält-
nismäßig kleinen Rahmen abspielen; denn nach 
den Dichtern sind es wahrscheinlich die Advoka-
ten, die am meisten auf die Sprache als Mittel ihrer 
beruflichen Tätigkeit angewiesen sind. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sehr gut!) 

Von daher besteht überhaupt keine Veranlassung 
zu glauben, daß eine Überfremdung auftreten 
könnte und irgend jemand in seiner Existenz be-
droht werden könnte. Was auf uns zukommen 
kann, ist ausschließlich Bereicherung. 

(Heiterkeit — Zuruf von der CDU/CSU: 
Honorar!) 

In diesem Sinne kann man doch wirklich diesen 
Gesetzentwurf aus vollem Herzen begrüßen. Mit 
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Kleinert 
diesen Worten möchte ich es — weil Sie gerade so 
guter Stimmung sind — bewenden lassen. 

(Heiterkeit und Beifall bei allen Fraktio

-

nen) 

Vizepräsident Frau Funcke: Wird das Wort wei-
ter gewünscht? — Das ist nicht der Fall. Der Älte-
stenrat empfiehlt Überweisung der Vorlage an den 
Rechtsausschuß. Ist das Hohe Haus damit einver-
standen? — Ich sehe und höre keinen Wider-
spruch. So beschlossen. 

Ich rufe Punkt 16 der Tagesordnung auf: 

Erste Beratung des vom Bundesrat einge-
brachten Entwurfs eines Gesetzes über Fi-
nanzhilfen des Bundes zur Förderung des 
Baues von Erdgasleitungen 
— Drucksache 8/3081 

—Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Ausschuß für Wirtschaft 
Haushaltsausschuß gemäß § 96 GO 

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? — Das 
ist nicht der Fall. Wir kommen damit zur Ausspra-
che. Es ist Kurzdebatte vereinbart. Das Wort hat 
der Abgeordnete Spies von Büllesheim. 

Dr. Freiherr Spies von Büllesheim (CDU/CSU) : 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Stei-
gende Energiepreise verschärfen als solche die 
Wettbewerbsnachteile ländlicher Räume. Es war 
daher richtig, daß die Bundesregierung bereits im 
Jahre 1979 das Versprechen abgab, anläßlich der 
Erhöhung der Mineralölsteuer einen Teil der da-
durch aufkommenden Mittel zur Entzerrung der 
regionalen Disparitäten in der Energieversorgung 
einsetzen zu wollen. 

Wie es oft so ist: Die gute Absicht schlummerte 
dahin; sie kam nicht zur Ausführung. Steigende 
Energiepreise und knapper werdendes Mineralöl 
machen die Lösung schon lange gesehener Pro-
bleme inzwischen dringlicher. 

Der Gruppenantrag der Kollegen Schmidhuber, 
Warnke, Waigel und Kollegen vom 26. Juni 1978 
hat sich des Problems dann erneut angenommen 
und in der Nr. 3 die Förderung des Auf- und Aus-
baus der regionalen Erdgasnetze und ihre Einbin-
dung in das europäische Erdgasverbundsystem ge-
fordert. In Zeiten beginnender Energieknappheit ist 
es besonders wichtig, möglichst allen Regionen der 
Bundesrepublik auch Erdgas anbieten zu können, 
das für die Versorgungssicherheit notwendig ist. 
Außerdem wird Erdgas heute noch relativ kosten-
günstig angeboten, so daß dessen Nichtvorhanden-
sein die Wettbewerbsfähigkeit entfernt liegender 
Gebiete beeinträchtigt. Sicherlich reichen auch die 
Vorräte an Erdgas bei dem höheren Anteil heimi-
scher Erzeugung wesentlich weiter als beim 
Mineralöl. Außerdem sind breit gestreut langfristi-
ge Lieferverträge abgeschlossen worden, so daß 
sich hier eine gewisse Versorgungssicherheit er-
gibt, die beim Mineralöl nicht erreichbar ist. 
Schließlich besteht langfristig die Erwartung, daß 
das Angebot von . Gas durch die Vergasung von 

Kohle verbreitert wird und dadurch eine zusätzli-
che heimische Erzeugung zu beachtlichem Anteil 
weiter gewährleistet bleibt. 

Die Gaswirtschaft baut ihr Verteilernetz in der 
Bundesrepublik schnell und zügig aus. Es ist aber 
selbstverständlich, daß zunächst die Leitungen ge-
baut werden, die eine möglichst große Zahl von 
Abnehmern möglichst schnell erschließen. Ein an-
deres Verhalten der deutschen Gaswirtschaft kann 
im Rahmen unseres marktwirtschaftlichen Systems 
nicht erwartet werden. Das bedeutet aber gleich-
zeitig, daß die entlegenen Räume, die zum Abbau 
der regionalen Disparitäten in der Energieversor-
gung des Gasanschlusses besonders dringend be-
dürfen, auf diesen Anschluß besonders lange war-
ten müssen. 

Dieser Entwicklung soll durch den vorliegenden 
Gesetzentwurf begegnet werden. Es entspricht dem 
Art. 104 a des Grundgesetzes, daß der Bund den 
Ländern Finanzhilfen gewährt, wenn das zur Ab-
wehr einer Störung des gesamtwirtschaftlichen 
Gleichgewichts oder zum Ausgleich unterschiedli-
cher Wirtschaftskraft im Bundesgebiet erforderlich 
ist. Der Art. 104 a des Grundgesetzes bestimmt, daß 
die gemeinsam wahrgenommene Aufgabe durch 
Bundesgesetz oder auf Grund des Bundeshaushalts-
gesetzes durch eine Verwaltungsvereinbarung ge-
regelt werden kann. 

Die Bundesregierung hat im September 1978 den 
Entwurf einer Verwaltungsvereinbarung vorgelegt, 
die in ihrem Inhalt sehr weitgehend dem jetzt vor-
liegenden Gesetzentwurf entspricht. Wegen verfas-
sungsrechtlicher Bedenken einzelner Länder gegen 
neue Formen der Mischfinanzierung und ihrer dar-
aus folgenden mangelnden Bereitschaft, eine solche 
Verwaltungsvereinbarung abzuschließen, konnte 
dieser Weg dann letztlich nicht beschritten wer-
den. Ohne Beteiligung aller Länder ist eine recht-
lich abgesicherte verfassungsmäßige Regelung nur 
durch ein Gesetz möglich. 

Dieses Gesetz hat das Land Schleswig-Holstein 
im März 1979 im Bundesrat eingebracht. Der Bun-
desrat hat am 11. Mai 1979 beschlossen, den Ge-
setzentwurf beim Deutschen Bundestag einzubrin-
gen. 

Die Bundesregierung wiederholt in ihrer Stellung-
nahme, daß sie eine Verwaltungsvereinbarung für 
das geeignetere Mittel zur Lösung des Problems 
gehalten habe, daß sie aber gegen das Gesetz als 
solches keine grundsätzlichen Einwendungen erhe-
be. Alle Beteiligten sind also in der Notwendigkeit 
des Gesetzes und auch in der Zielsetzung völlig ei-
nig. Es geht darum, erstens den Disparitäten in der 
Wirtschaftskraft und Wirtschaftsentwicklung ent-
gegenzuwirken, zweitens die Versorgungssicherheit 
durch das zusätzliche Angebot von Gas überall in 
der Bundesrepublik zu verbessern, drittens auch in 
den bisher nicht mit Gas versorgten Räumen über 
den Einsatz von Gas den Mineralölanteil an der 
Energieversorgung zurückzudrängen, viertens soge-
nannte Inselgaswerke, d. h. bereits bestehende 
Ortsnetze, an das überregionale Erdgasverbundnetz 
anzuschließen. 
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Dr. Freiherr Spies von Büllesheim 
Die Beratungen in diesem Hause werden sich an-

gesichts dieser Situation vor allem mit folgenden 
noch offenen Detailfragen zu befassen haben: 
Erstens. Der Gesetzentwurf des Bundesrates sieht 

Finanzierungshilfen des Bundes in Höhe von höch-
stens 20 % vor. Das würde eine Gesamtförderung 
in Höhe von 40 °Io bei gleichem Länderanteil be-
wirken. Hier sollte hervorgehoben werden, daß das 
Gesetz den Ländern nur ein Angebot macht. Es 
steht den Länder frei, die angebotenen Bundesmit-
tel anzunehmen oder nicht. Es steht ihnen auch 
frei, selbst über den durch den Bundesanteil vorge-
gebenen Fördersatz hinaus für solche Projekte eine 
besondere, noch höhere Landesförderung für Einzel-
projekte zu gewähren. 

Zweitens. Die Bundesregierung hält einen För-
dersatz von bis zu 30 % — Bund und Land je 15 % 
— für eine ausreichende Förderung. Bei höheren 
Beihilfen bestehe die Gefahr, daß auch Leitungen 
verlegt würden, die auch langfristig unwirtschaft-
lich seien. 
Der Gesetzentwurf des Bundesrates sieht vor, 

daß alle Vorhaben gefördert werden, die am 1. Au-
gust 1978 noch nicht begonnen waren. Diese Rück-
wirkung sei notwendig, weil ab diesem Zeitpunkt 
bereits Leitungen gebaut worden seien in der Er-
wartung der Bezuschussung. 

Die Bundesregierung hält eine Rückwirkung 
nicht für notwendig. Bereits im November 1978 sei 
nämlich absehbar gewesen, daß der Weg einer 
kurzfristig abzuschließenden Verwaltungsvereinba-
rung nicht habe beschritten werden können. 

Beide Fragen sollten letztlich lösbar sein, zumal 
der Finanzrahmen des Gesetzes mit Finanzhilfen 
des Bundes in Höhe von 170 Millionen DM für fünf 
Jahre festgeschrieben ist. Werden also Projekte 
rückwirkend gefördert oder mit einem höheren 
Fördersatz versehen, so vermindern sich die in der 
Zukunft noch zur Verfügung stehenden Mittel. 

Noch offen sind weiterhin Fragen der verwal-
tungsmäßigen Abwicklung, des Rechts des Bundes-
ministers für Wirtschaft, einzelne Förderungspro-
jekte von der Förderung auszuschließen etc. 

Schließlich ist auch noch die Frage zu entschei-
den, ob hinsichtlich technischer Einzelfragen auf 
der Grundlage des Gesetzes noch eine Verwal-
tungsvereinbarung abgeschlossen werden soll, um 
das Gesetz von sonst notwendigen Einzelbestim-
mungen zu entlasten. 
Die Flächenländer sind an einer beschleunigten 

Verabschiedung des Gesetzes interessiert. Der Mi-
nisterpräsident von  Schleswig-Holstein,  Herr Dr. 
Stoltenberg, hat in seiner Rede vor dem Bundesrat 
erklärt, daß es letzlich gleichgültig sei, ob nun 
eine Förderung von 15 oder von 20 % von Bund 
und Land gewährt werde. Wichtiger sei es aus der 
Sicht des Landes Schleswig-Holstein, das Gesetz 
über die Finanzhilfen beschleunigt zu verabschie-
den, damit möglichst bald etwas geschehe. 

Die Fraktion der CDU/CSU wird bemüht sein, an 
dieser erwünschten und dringend notwendigen Be-
schleunigung mitzuwirken. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

 
Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat der 

Herr Abgeordnete Haase (Fürth).  

Haase (Fürth) (SPD) : Frau Präsident! Meine Her-
ren, die sie noch übriggeblieben sind! Der Gesetz-
entwurf, den die Landesregierung von  Schleswig-
Holstein  vorgelegt hat, ist an sich ein Abklatsch 
der Verwaltungsvereinbarung, die die Bundesregie-
rung vorgelegt hat. Diese Verwaltungsvereinba-
rung wurde mit dem Widerspruch des Landes Nie-
dersachsen hinfällig gemacht, und nunmehr hat in 
der berühmten Ländersolidarität wohl das Land 
Schleswig-Holstein versucht zu retten, was noch zu 
retten ist, und hat seinerseits diesen Gesetzentwurf 
eingebracht. Dagegen ist auch nichts zu sagen. Die 
SPD-Fraktion wird diesen Gesetzentwurf mit gro-
ßem Interesse beraten. 

Auch die revierfernen Gebiete sollen an die Erd-
gasversorgung angeschlossen werden. Darüber gibt 
es gar keinen Streit. 

Nach dem Gesetzentwurf soll es den Bund auch 
einiges kosten, nämlich 170 Millionen DM in vier 
Jahren — eine nicht unerhebliche Summe. 

Wenn ich das zusammennehme, dann darf ich 
doch einmal fragen, ob denn nun der Bau von Erd-
gasleitungen als Alternative zum Heizöl oder als 
Alternative zu anderen Energieträgern — wie z. B. 
der Fern- und Abwärme oder vielleicht auch der 
Stromversorgung — gedacht ist. Denn das kann ja 
wohl nicht so gemeint sein, daß wir einen Ener-
gieträger, der am Ort bereits vorhanden ist, durch 
einen anderen ersetzen oder ihm dadurch Konkur-
renz machen —, mit erheblichen Bundeszuschüssen 
bestückt. 

Welche Mehrungen wird nun das Erdgas zur Fol-
ge haben, wenn die Installationen erst einmal statt-
gefunden haben? Wie hoch schätzt man den zu-
sätzlichen Verbrauch? Wie hoch schätzt man über-
haupt die Ausweitungsfähigkeit der Menge des 
Brennstoffes Erdgas? Wieweit lassen das die Vor-
kommen zu? Eine weitere Frage, die zu stellen sein 
wird: Handelt es sich bei den öffentlichen Mitteln 
um Subventionen, die ohne Rücksicht auf die Un-
ternehmen selbst gezahlt werden? Das heißt: Wer-
den auch Unternehmen dabei sein, die — wie z. B. 
in Niedersachsen — von den niedersächsischen 
Erdgasfeldern profitieren und damit an den wind-
fall profits teilhaben? Wie kann die Mitsprache der 
Bundesregierung hinreichend abgesichert werden? 
Gibt es Rückzahlungsverpflichtungen für Subven-
tionsempfänger, wenn sie mit ihrem Projekt aus 
den roten Zahlen hinausgekommen sind? Oder 
sind das verlorene Zuschüsse? So gibt es eine 
ganze Reihe von Fragen, die hier zu stellen sind. 

(V o r s i t z: Vizepräsident Dr. von Weizsäcker) 

Abschließend noch eine Bemerkung zu § 7 des 
Gesetzentwurfs. Ich habe ja Verständnis dafür, 
wenn CDU/CSU-geführte Länder in jedem Fall ihre 
berlinfreundliche Gesinnung unter Beweis stellen 
möchten und dieses auch tun, indem sie, wie in § 7 
vorgesehen, eine Berlin-Klausel aufnehmen. Nur 
fordere ich dann dazu auf, den Inhalt des Gesetzes 
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so abzufassen, daß das Land Berlin von dem gan-
zen auch profitiert. Davon steht nichts im Gesetz. 
Im Gegenteil: Berlin ist ausdrücklich von diesem 
Gesetz und seiner Wirkung ausgenommen. 

(Zuruf des Abg. Dr. Freiherr von Spies 
von Büllesheim [CDU/CSU]) 

Dieses Gesetz läßt doch eine Reihe von Fragen 
offen, was hiermit demonstriert wurde. Ich glaube, 
wir haben in den Beratungen mehr Zeit, dieses 
noch zu korrigieren oder jenes zu unterstützen, je 
nachdem, für wie schlecht oder wie gut wir dieses 
Gesetz im einzelnen halten. 

Die SPD-Fraktion glaubt, daß dieses Gesetz mit 
wohlwollendem Interesse in die Beratungen kom-
men sollte. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Das Wort hat 
der Abgeordnete Zywietz. 

Zywietz (FDP) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Dieser Gesetzentwurf des Bundesrates 
beantragt für fünf Jahre — genaugenommen: für 
die Zeit von 1979 bis 1983 — Bundeszuschüsse in 
der Gesamthöhe von 170 Millionen DM zum Aus-
bau des Erdgasnetzes in bestimmten Regionen der 
Flächen-Bundesländer. Damit sind eigentlich die 
beiden Hauptabsichten dieser Vorlage angedeutet, 
nämlich zum einen regionalpolitische Hilfestellung 
für strukturschwache und benachteiligte Regionen 
zu geben, Disparitäten abzubauen, damit die" wirt-
schaftlichen Verhältnisse und damit die Lebensver-
hältnisse für alle Bewohner der Bundesrepublik in 
etwa gleiche Chancen gewähren, zum anderen 
energiepolitisch gesehen die Chancen für die Nut-
zung und Anwendung des Erdgases zu verbessern, 
um damit die Diversifizierung im energiepoliti-
schen Bereich weiter voranzutreiben. 

Sowohl der regionalpolitischen als auch der 
energiepolitischen Zielsetzung können wir im 
Grundsatz zustimmen. Regionalpolitik und Energie-
politik haben bei uns einen hohen Stellenwert. Die 
vorgesehenen Maßnahmen können sowohl in Rich-
tung einer Unterstützung schwach strukturierter 
Gebiete als auch einer Erhöhung der energiepoliti-
schen Sicherheit von Vorteil sein und uns ein gu-
tes Stück weiterbringen. 

Wir begrüßen auch die regionale Schwerpunkt-
bildung bei der Aufteilung der Finanzhilfen auf die 
Länder, wie sie im Zahlenspiegel, der dem Gesetz 
beigegeben ist, ihren Ausdruck findet. Wir meinen, 
daß der Bund mit einem Fördersatz von 15 % die-
ser ursprünglichen Länderaufgabe seine Unterstüt-
zung in ausreichender und richtiger Höhe zuteil 
werden läßt. Es ist eine Unterstützung, die, wie ich 
andeutete, auf die strukturschwachen Gebiete ab-
zielt, weil sich in den Stadtstaaten und in den Bal-
lungszentren die Ausbreitung von Erdgasnetzen 
von der Rendite her rechnen läßt. Dort sind keine 
weiteren Anreize durch öffentliche Mittel vonnö-
ten. 
Noch ein paar Bemerkungen aus energiepoliti-

scher Sicht; denn mit diesen regionalen Hilfsmaß

-

nahmen werden wir auch energiepolitische Reflexe 
hervorrufen, die wir begrüßen, weil sie genau im 
Rahmen der Zielvorstellung liegen, die in den auch 
hier wiederholt erörterten Darlegungen zur Ener-
giepolitik der Bundesregierung zum Ausdruck ge-
kommen ist: rationelle Energieverwendung und 
Substitution, eine Politik weg vom Ö1 — auch 
wenn das nicht so schnell geht, wie man sich das 
mitunter vorstellt —, eine Politik, die die Angebots-
palette im Bereich der Energieträger erweitern 
und eine Risikostreuung durch den Bezug aus meh-
reren Regionen sicherstellen will. All dies trifft auf 
das Erdgas, das hier eine Förderung erfahren soll, 
zu. 

Wir begrüßen es, daß hiermit auf dem Wärme-
markt ein Substitutionsprozeß eingeleitet werden 
kann, ein wenig weg vom Ö1 und mehr hin zum 
Erdgas. Mit dem Wärmemarkt hat man den richtigen 
Ansatzpunkt gewählt, weil dort etwa 40 % der ge-
samten Energie verwendet werden, so daß dort, so 
möchte ich einmal sagen, das kostbare Ö1 etwas 
„freier" gemacht werden kann für jene Verwen-
dungsbereiche, wo es sehr viel schwerer zu substi-
tuieren ist, nämlich im Bereich der Chemie als 
Vorprodukt und im Verkehrssektor. Damit unter-
stützen wir diese Nebeneffekte der Regionalmaß-
nahmen im energiepolitischen Bereich. 

Es sei nur angemerkt, daß mit dem Erdgas ein 
Energieträger gefördert wird, der besonders um-
weltfreundlich ist und der, wenn auch begrenzt 
wie alle Energieträger, dennoch von den Ressour-
cen her betrachtet eine erheblich längere Reich-
weite hat. Es ist ein Energieträger, bei dem wir 
nicht in so extrem hohen Maße wie beim Erdöl auf 
Bezüge aus dem Ausland angewiesen sind. Wir ha-
ben hier einen eigenen Produktionsanteil von un-
gefähr 30 % und können weitere Partien aus dem 
benachbarten Ausland beziehen. Damit sind wir 
nicht wie beim 01 nur auf die OPEC-Staaten ange-
wiesen. 

Ich möchte hinzufügen, daß mit Hilfe des 
15 %igen Anreizes des Bundes — wobei wir erwar-
ten, daß er durch 15 % Länderanteil ergänzt wird, 
so daß, daraus resultierend, wie man bislang weiß, 
60 bis 70 Projekte gefördert werden — die Planung 
und der Vollzug dieser Projekte auch in enger in-
formativer Fühlungnahme mit den Kommunen, mit 
den bisherigen Händlern der konventionellen 
Brennstoffe und nicht zuletzt mit den eventuell be-
günstigten oder betroffenen Bürgern geschieht, da-
mit sie nicht eines Tages relativ schnell vor voll-
endete Tatsachen gestellt werden, weil sie viel-
leicht noch in anderen Bereichen Investitionen ge-
tätigt haben und sich dann nur sehr schwer und 
vielleicht nur mit erheblichen Reibungsverlusten 
politischer Art diesem Angebot zuwenden kön-
nen. 

Ich möchte noch einige Anmerkungen hinsicht-
lich des Verfahrens des eingebrachten Gesetzes 
machen. Zwei Aspekte bedürften, wenn man den 
Gesetzentwurf betrachtet, nach unserer Auffassung 
noch einer Verdeutlichung. Es handelt sich um 
eine Programmaßnahme von 170 Millionen DM auf 
fünf Jahre. Wenn man den Beginn der Maßnahme 
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im Gesetz fixiert, dann sollte man auch das Aus-
laufen der Maßnahme im Gesetz zum Ausdruck 
bringen. 

Auch die Frage, in welcher Weise der Zuschuß-
geber, der Bund, an dieser Projektierung beteiligt 
wird, bedarf noch einmal der gutwilligen Überprü-
fung. Nur eine nachträgliche Vollzugsmeldung als 
Entgegenkommen der Bundesländer, wie es im Ge-
setzentwurf zum Ausdruck kommt, scheint mir in 
der Tat etwas zu wenig zu sein bei einem 
15 %igen Fördersatz und einer Gesamtsumme von 
150 Millionen, die der Bund zur Verfügung stellen 
soll. 

Abschließend möchte ich noch eine genauere Be-
trachtung zu einem Umstand anstellen, der mir 
eigentlich ein bißchen widersprüchlich und unan-
genehm zu sein scheint. Von Vorrednern ist darge-
legt worden, daß der gleiche Inhalt und die gleiche 
Zielsetzung in der regionalen Förderung und in der 
Energieförderung auch mit einem Verwaltungsab-
kommen hätte verwirklicht werden können. Ausge-
rechnet das Bundesland Niedersachsen hat diesen 
Verwaltungsweg blockiert. Hier hätte man einmal 
ein praktisches Beispiel dafür geben können, wie 
man mit weniger Bürokratie das gleiche Ziel er-
reicht. Der durchaus vernünftige und gangbare 
Weg ist sinnigerweise verstopft und blockiert wor-
den von einem Bundesland, das bei der Erhöhung 
des Förderzinses für die Gasvorkommen und die 
Erdölvorkommen in seinem Bereich, ich möchte 
einmal sagen, vom Bund sehr tolerant behandelt 
worden ist. Ausgerechnet dieses Land versperrt 
hier schnelle und unbürokratische Wege, um regio-
nalpolitisch und energiepolitisch das zu tun, was in 
diesem Gesetz zum Ausdruck kommt. Es entbehrt 
nicht einer gewissen Ironie, daß das eine CDU-
Land den kurzen, unbürokratischen, zum gleichen 
Ergebnis führenden Weg blockiert und das Nach-
barland mit Herrn Stoltenberg das in Gesetzesform 
einbringt und dann allerdings gleichzeitig die Peit-
sche durch die Aussage im Bundesrat hebt, der 
Prozentsatz — ob 15 oder 20 °/o — sei nicht der 
entscheidende Punkt, aber es sei Eile geboten. Auf 
diesen Hinweis hätte man verzichten können, wenn 
man den durchaus angebotenen Weg des Verwal-
tungsabkommens gegangen wäre. 

Wir werden uns allerdings — das darf ich für 
die FDP-Fraktion sagen —, auch wenn wir an die-
sen Formfragen Anstoß nehmen, bei den weiteren 
Beratungen mehr von den inhaltlichen von uns be-
grüßten Zielsetzungen leiten lassen. 

(Beifall bei der FDP) 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Weitere Wort-
meldungen liegen nicht vor. Ich schließe die Aus-
sprache. 

Der Ältestenrat schlägt Überweisung des Gesetz-
entwurfs des Bundesrats auf Drucksache 8/3081 an 
den Ausschuß für Wirtschaft sowie gemäß § 96 un-
serer Geschäftsordnung an den Haushaltsauschuß 
vor. Ist das Haus damit einverstanden? — Kein 
Widerspruch. Es ist so beschlossen. 

Ich rufe nun Punkt 17 der Tagesordnung auf: 

Erste Beratung des vom Bundesrat einge-
brachten Entwurfs eines Gesetzes zur Ä nde

-

rung des Beamtenversorgungsgesetzes 
— Drucksache 8/3194 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Innenausschuß (federführend) 
Haushaltsausschuß mitberatend und gemäß § 96 GO 

Das Wort zur Einbringung wird nicht gewünscht. 
Interfraktionell ist ein Kurzbeitrag für jede Frak-
tion vereinbart. Ich eröffne die allgemeine Aus-
sprache. Das Wort hat der Herr Abgeordnete Ber

-

ger. 

Berger (Herne) (CDU/CSU) : Herr Präsident! Mei-
ne Damen und Herren! Mit dem vom Bundesrat 
eingebrachten Entwurf eines Gesetzes zur Ände-
rung des Beamtenversorgungsgesetzes wird ein 
Problembereich erfaßt, der  durch das Haushalts-
strukturgesetz im Jahr 1975 geschaffen worden ist. 
Seinerzeit ist im Versorgungsrecht festgelegt wor-
den, daß Beamte ihre Pension nur aus dem Amt er-
halten, das sie zwei Jahre vor der Zurruhesetzung 
bekleidet haben. Diese Regelung ist praktisch ein 
Beförderungsverbot zwei Jahre vor der Pensionie-
rung. Sinn und Zweck dieser Regelung war es, 
Geld einzusparen und sogenannte Gefälligkeitsbe-
förderungen kurz vor Ruhestandseintritt auszu-
schließen. 

In den zurückliegenden vier Jahren hat sich ge-
zeigt, daß diese Bestimmung rechtlich bedenklich, 
problematisch in der Praxis und altenfeindlich ist. 
Rechtlich bedenklich ist die Begrenzung, weil sie 
den Grundsatz der amtsgemäßen Versorgung ein-
schränkt. Es gehört zu den hergebrachten Grund-
sätzen des Berufsbeamtentums, daß der Beamte die 
Pension grundsätzlich aus dem zuletzt ausgeübten 
Amt erhält. Problematisch in der Praxis ist die Re-
gelung, weil sie dann zu ungerechten Ergebnissen 
führt, wenn neue Beförderungsämter durch Gesetz 
geschaffen werden. 

Im Gegensatz zu der üblichen Beförderung, die 
von der Leistung des Beamten und der Beurteilung 
durch seinen Vorgesetzten abhängig ist, ist diese 
Beförderungsmöglichkeit an einen rein zufälligen 
Tatbestand geknüpft: an  das Inkrafttreten des Ge-
setzes. Hier muß der Beamte dafür büßen, daß — 
wofür er nichts kann — das Gesetz nicht zu einem 
früheren Zeitpunkt erlassen worden ist. Zahlreiche 
Härten hat es in diesem Zusammenhang nach der 
Einführung des neuen Spitzenamtes — bekannt un-
ter dem Stichwort A 9 plus Zulage — im Polizei-
vollzugsdienst gegeben. Dieses neue Spitzenamt, 
das Anfang 1979 im Polizeibereich eingeführt wur-
de, ist nicht zuletzt für ältere Beamte gedacht, weil 
diese häufig herausgehobene Dienstposten seit vie-
len Jahren wahrnehmen. Gerade diese Beamten 
können aber nach der jetzt geltenden Rechtslage 
von einer Beförderung nicht mehr für ihren Le-
bensabend profitieren, weil sie nach dem Gesetz zu 
alt waren. Das ist ungerecht. 

Die Zwei-Jahres-Frist ist auch altenfeindlich. Sie 
diskriminiert den älteren Beamten gegenüber dem 
jüngeren. Sie folgt damit dem Vorurteil unserer ju- 
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gendbesessenen Zeit. In den öffentlichen Medien 
und in der Werbung wird uns weisgemacht, daß 
nur die jugendlichen Menschen leistungsfähig und 
leistungsbereit seien. Dieses Vorurteil ist falsch. Je

-

der, der in Behörden oder Betrieben gearbeitet hat, 
weiß, daß gerade ältere Menschen auf Grund ihrer 
unersetzbaren Erfahrung wertvolle Dienste leisten 
können, die denen der jüngeren Beschäftigten in 
nichts nachstehen. 

Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion begrüßt des-
halb die Initiative des Bundesrats. Die Zurückfüh-
rung der Wartefrist von bisher zwei Jahren auf ein 
Jahr trägt den von mir soeben dargelegten Beden-
ken Rechnung. Andererseits werden durch diese 
Bestimmung die früher hier und da vorgenomme-
nen Gefälligkeitsbeförderungen ausgeschlossen. 
Der Dienstherr wird es sich genau überlegen, ob er 
einen unfähigen Beamten — auch solche soll es ja 
geben — auf einen höherwertigen Dienstposten be-
fördern und dort ein Jahr ertragen will. Durch die 
Befreiung von der einjährigen Wartefrist für die 
Fälle, denen die Schaffung eines neuen Beförde-
rungsamtes durch Gesetz zugrunde liegt, werden 
die dargelegten Härten, wie sie bei der Einführung 
des Spitzenamtes im mittleren Polizeivollzugsdienst 
eingetreten sind, beseitigt. Der Gesetzentwurf des 
Bundesrates ist sachgerecht und in sich ausgewo-
gen. 

Dem Bundesrat ist vom Bund der Steuerzahler 
der Vorwurf gemacht worden, er verfolge mit sei-
ner Gesetzesinitiative eine „Aktion Abendsonne", 
die den Pensionären des öffentlichen Dienstes Vor

-

teile bringen soll. Dieser Vorwurf ist grotesk und 
unhaltbar. Ich glaube, in meinem Beitrag bereits 
nachgewiesen zu haben, daß keine Privilegien ge-
schaffen, sondern vorhandene Ungerechtigkeiten 
beseitigt werden sollen. 

Auch die Haltung der Bundesregierung zu dem 
Gesetzentwurf ist mir unverständlich. Sie räumt ei-
nerseits selbst ein, daß infolge der Zwei-Jahres-
Frist Schwierigkeiten eingetreten sind. Anderer-
seits hat sie in ihrer Stellungnahme zu dem Gesetz-
entwurf des Bundesrats ohne jegliche Begründung 
erklärt, sie möchte an dieser Frist festhalten. Für 
diese Erklärung nimmt die Bundesregierung auch 
noch — wie bei ihren Stellungnahmen zu Gesetzent-
würfen des Bundesrates leider vielfach üblich ge-
worden — die verfassungsrechtlich höchstzulässige 
Frist von drei Monaten in Anspruch und macht 
dann eine Kabinettsvorlage im Umlaufverfahren 
mit dem Hinweis, daß die Frist abläuft. Dann war 
also am Ende der drei Monate noch Eile vonnö-
ten. 

Bei den weiteren Beratungen in den Ausschüssen 
des Deutschen Bundestages wird die Bundesregie-
rung die Gründe im einzelnen nennen müssen, die 
nach ihrer Auffassung für die Beibehaltung der 
Zwei-Jahres-Frist sprechen. Die älteren Beamten 
haben einen Anspruch darauf, daß ihre Interessen 
auch von der Bundesregierung und den Koalitions-
fraktionen, die sich auf Wahlveranstaltungen gerne 
als altenfreundlich bezeichnen, wahrgenommen 
werden. Es geht nicht an, daß sie mit pauschalen 
Erklärungen abgespeist werden. 

Lassen Sie mich zum Abschluß noch auf eines 
hinweisen. Es stehen noch zahlreiche ungelöste 
Probleme im Bereich der Versorgung an. Ich nenne 
nur beispielhaft und ohne Anspruch auf Vollstän-
digkeit die  Herabsetzung der flexiblen Altersgren-
ze für Bundesbeamte — meine Damen und Herren, 
Sie wissen sicher, daß die Betroffenen die durch 
das Haushaltsstrukturgesetz beschlossene Ver-
schlechterung um ein Jahr als „sozialliberales" 
Jahr bezeichnen —, die Begrenzung der zumutba-
ren Eigenleitsung durch Beiträge für eine beihilfen-
konforme — das heißt: für eine restkostendeckende 
— Krankenversicherung, die Gewährung ausrei-
chender Beihilfen bei notwendiger Unterbringung 
von Versorgungsempfängern in Alten- und Alten-
pflegeheimen, eine Verbesserung der Situation der 
sogenannten nachgeheirateten Witwen. — Ur-
sprünglich soll das von Ihnen, Herr Staatssekretär, 
einmal vorgesehen gewesen sein. Doch ich habe 
dann zu meinem Entsetzen gehört, es handele sich 
nur um Spielmaterial; diese Formulierung ist mir 
gegenüber in dem Zusammenhang gebraucht wor-
den. Und nun steht es im Entwurf wohl nicht mehr, 
obwohl gerade dieses Problem besonders dringend 
ist. — Der seit März 1978, also seit. mehr als ein-
einhalb Jahren, überfällige Disparitätenbericht der 
Bundesregierung wird wegen des verfassungsge-
richtlichen Verfahrens zur Pensionsbesteuerung 
noch immer zurückgehalten. Dies darf jedoch kein 
Hindernis dafür sein, wenigstens die notwendigen 
Neuregelungen in Angriff zu nehmen, die von der 
zu erwartenden Entscheidung des Bundesverfas-
sungsgerichts nicht berührt werden. Die Bundesre-
gierung und die Koalitionsfraktionen haben sich 
bisher stets um eine Regelung dieser Problemberei-
che gedrückt. 

Die CDU/CSU fordert die Bundesregierung auf, 
endlich auch die noch offenen Strukturprobleme 
auf dem Gebiet der Versorgung noch in dieser Le-
gislaturperiode zu lösen, anstatt die älteren Mit-
bürger mit leeren Versprechungen hinzuhalten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Wittmann (Straubing). 

Wittmann (Straubing) (SPD) : Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Die heu-
te in erster Lesung zur Beratung anstehenden Ge-
setzesvorlagen betreffen Besoldungsstrukturfragen 
mit unterschiedlicher Zielsetzung. Mit der Bundes-
ratsvorlage — Drucksache 8/3194 — soll erreicht 
werden, daß sich Beförderungen vor der Pensionie-
rung — weitergehend als bisher — auf das Ruhege-
halt auswirken. Mit der Vorlage der CDU/CSU-Bun-
destagsfraktion — Drucksache 8/2877 —, die wir 
beim nächsten Tagesordnungspunkt behandeln wer-
den, soll das neue Spitzenamt für Polizeivollzugsbe-
amte auf alle Laufbahnen des mittleren Dienstes aus-
gedehnt werden. 

Beiden Vorlagen ist gemeinsam, daß sie aus der 
Palette möglicher Strukturmaßnahmen nur zwei 
punktuelle Fragen herausgreifen, ohne daß sie in 
einen Gesamtzusammenhang gestellt werden. Ich 
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gebe zu, daß eine konzeptionelle Besoldungspolitik 
angesichts der gewachsenen Besoldungsstrukturen 
mit ihren zahlreichen Ungereimtheiten auf vielf a-
che, manchmal kaum überwindbare Hindernisse 
stößt. 

(Berger [Herne] [CDU/CSU] : So ist es ! — 
Dr. Hennig [CDU/CSU] : Ein bemerkens

-

werter Satz!) 
Ungeachtet dessen darf das Ziel einer Gesamtlö-
sung nicht aufgegeben werden. 

Auch die Opposition sollte sich die Sache nicht 
so leicht machen, einerseits von der Bundesregie-
rung ein umfassendes Besoldungsstrukturgesetz zu 
verlangen, andererseits heftig zu kritisieren, daß 
die Beratungen darüber noch nicht abgeschlossen 
sind, nicht zuletzt wegen zahlreicher Schwierigkei-
ten in den Ländern, und dann noch selbst einen 
Gesetzentwurf zu den einzelnen Maßnahmen vorzu-
legen. Dies, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, ist nichts anderes als der Versuch der Wahl-
werbung bei einer bestimmten Beamtengruppe. 

Der Gesetzentwurf des Bundesrates greift zwei-
fellos ein wichtiges Anliegen der lebensälteren Be-
amten auf. Ich denke hierbei insbesondere an die 
Polizeibeamten, die erst kurz vor der Pensionie-
rung in das neue Spitzenamt des mittleren Dienstes 
befördert werden konnten. Wir werden die Reali-
sierbarkeit dieser Maßnahme sehr sorgfältig prü-
fen.  

(Dr. Hennig [CDU/CSU] : Aber nicht zu 
lange!) 

Einige der möglichen Bedenken hat das Land Nie-
dersachsen bereits geltend gemacht, das gegen den 
Bundesratsentwurf gestimmt hat. 

Lassen Sie mich nochmals in Erinnerung rufen, 
daß wir mit dem Haushaltsstrukturgesetz im Jahre 
1976 die Zwei-Jahres-Frist eingeführt haben, um 
auf Dauer zu verhindern, daß ältere Beamte jeweils 
kurz vor der Pensionierung auf einen Beförde-
rungsposten verbracht werden. Herr Kollege Ber-
ger hat das ja hier mit dem Hinweis auf die Gefäl-
ligkeitsbeförderung sehr deutlich gemacht. Zur Zeit 
ist die Rechtslage so, daß ruhegehaltsfähige Dienst-
bezüge aus dem letzten Amt nur der Beamte erhält, 
der die Dienstbezüge dieses Amtes mindestens 
zwei Jahre erhalten hat. Bei Dienstunfähigkeit ver-
kürzt sich die Frist auf ein Jahr. 

Meine Damen und Herren, ich bin mir  aber  auch 
der Problematik bewußt, die einerseits in der Be-
achtung des versorgungsrechtlichen Beförderungs-
schnitts liegt und die ,andererseits dem Grundsatz 
der amtsgemäßen Versorgung Rechnung tragen 
soll. 
Ich hoffe, daß wir bei den Ausschußberatungen 

zu einer vernünftigen Regelung kommen. 
(Berger [Herne] [CDU/CSU] : Das wäre gut! 

— Beifall bei der  SPD und der FDP) 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Dr. Wendig. 

Dr. Wendig (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen, meine Herren! Herr Kollege Ber

-

ger, es wäre sicher ein Vergnügen, wenn wir bei 
einem größeren Publikum Zeit hätten, über die Fra-
ge zu sprechen, wie weit mit dem ersten Entwurf, 
über den wir sprechen, nämlich dem Entwurf be-
treffend Änderung des Beamtenversorgungsrechts, 
sicher ernst zu nehmende Probleme wie Altenpoli-
tik, Altenfeindlichkeit oder ähnliches berührt wer-
den. Ich möchte mich in diesem wirklichen Kurz-
beitrag auf das beschränken, was jetzt hier zur 
Entscheidung ansteht. 

Es ist völlig richtig, daß für lebensältere Beamte 
ein Problem besteht, das sich durch das Haushalts-
strukturgesetz und die Rückführung der Grenze 
von einem Jahr auf zwei Jahre verschärft hat. 

Der Vorschlag des Bundesrates betrifft zwei 
Punkte, nämlich erstens die Zwei-Jahres-Frist wie-
der auf eine Ein-Jahres-Frist zurückzuführen und 
zweitens Beförderungen und beförderungsgleiche 
Vorgänge, denen die Schaffung eines neuen Be-
förderungsamtes durch Gesetz zugrunde liegt, 
von dem Erfordernis der Ein-Jahres-Frist auszuneh-
men. 

Ich möchte hier für meine Fraktion keinen Hehl 
daraus machen, daß wir gegen die erste Lösungs-
möglichkeit immer noch einige Bedenken haben, 
obwohl hierbei sicherlich das letzte Wort nicht ge-
fallen ist. Sicher ist diese Änderung, wie Sie 
selbst gesagt haben, Herr Kollege Berger, 
durch das Haushaltsstrukturgesetz eingeführt wor-
den. Eine Änderung oder eine Lockerung des 
Haushaltsstrukturgesetzes in diesem einen Punkt 
würde eine ganze Reihe von Folgerungen nach 
sich ziehen. Wir kennen sie; sie liegen auf dem 
Tisch. Wenn wir an .diesem einen Punkt ansetzen, 
müssen wir auch alle Folgen, die sich aus einer 
Änderung ergeben können oder ergeben könnten, 
berücksichtigen. Das ist ja in diesen Bereichen ge-
rade sehr oft der Fall. 

Meine Fraktion hält dagegen das zweite vorge-
schlagene Lösungsmodell erwägenswert, wonach 
Beförderungen und beförderungsgleiche Vorgänge, 
denen die Schaffung eines neuen Beförderungsam-
tes durch Gesetz zugrundeliegt, von dem Erforder-
nis der Ein-Jahres-Frist auszunehmen sind. Es spricht 
in der Tat vieles dafür, daß der bisherige Aus-
schluß der Ruhegehaltsfähigkeit der zuletzt zuge-
standenen höheren Dienstbezügen mit dem Sinn 
und Zweck der strukturellen Besoldungsmaßnah-
men, die ja schließlich vom Gesetzgeber gewollt 
waren, nur schwer vereinbar ist. Mit dieser Proble-
matik hat sich bekanntlich auch die Innenminister-
konferenz mehrfach befaßt. Wie ich weiß, unter-
stützt auch die Bundesregierung in ihrer Stellung-
nahme zum Gesetzentwurf des Bundesrates diesen 
Punkt. Wir werden — das kann ich hier schon sa-
gen — diesem Teil der Vorlage sicherlich zustim

-

men.  

Ich möchte zusammenfassen. Wir werden die 
Vorschläge des Bundesrates sehr sorgfältig im In-
nenausschuß prüfen. Gegen eine Auflockerung des 
Haushaltsstrukturgesetzes in gewissen Bereichen 
bestehen Bedenken wegen möglicher Folgewirkun-
gen, die wir dabei immerhin berücksichtigen müs-
sen. Wir dürfen es nicht isoliert sehen. 
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Im übrigen aber möchte ich mich schon jetzt da-

für aussprechen, daß der Innenausschuß die Ge-
samtproblematik im Zusammenhang mit den Bera-
tungen zum Besoldungsstrukturgesetz, die bevor-
stehen und zu denen vielleicht unter dem nächsten 
Tagesordnungspunkt noch einiges zu sagen sein 
wird, erörtert. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Weitere 
Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich schließe die 
Aussprache. 

Der Ältestenrat schlägt Überweisung des Gesetz-
entwurfes des Bundesrates auf der Drucksache 
8/3194 an den Innenausschuß — federführend — und 
an den Haushaltsausschuß — mitberatend und ge-
mäß § 96 der Geschäftsordnung — vor. Ist das 
Haus damit einverstanden? — Es erhebt sich kein 
Widerspruch. Es ist beschlossen. 

Ich rufe Punkt 18 der Tagesordnung auf: 

Erste Beratung des von der Fraktion der 
CDU/CSU eingebrachten Entwurfs eines Ge-
setzes zur Änderung des Bundesbesoldungs-
gesetzes 
— Drucksache 8/2877 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Innenausschuß (federführend) 
Haushaltsausschuß mitberatend und gemäß § 96 GO 

Ich eröffne die allgemeine Aussprache. Das Wort 
hat der Abgeordnete Berger. 

Berger (Herne) (CDU/CSU) : Herr Präsident! Mei-
ne Damen und Herren! Der heute in erster Lesung 
zur Beratung anstehende Entwurf der CDU/CSU-
Bundestagsfraktion eines Gesetzes zur Änderung 
des Bundesbesoldungsgesetzes sieht die Einführung 
eines Spitzenamtes — A 9 plus Zulage von 225 DM 
— für den gesamten mittleren Dienst vor. Diese 
Regelung, die allerdings für höchstens 30 °/o der 
Beamten in der Spitzengruppe des mittleren Dien

-

stes gilt, besteht seit Anfang des Jahres nur für die 
Polizeivollzugsbeamten. 

Meine Fraktion ist der Auffassung, daß aus 
Gründen der Gleichbehandlung und aus dem Ge-
sichtspunkt der funktionsgerechten Besoldung das 
neue Spitzenamt auf den gesamten mittleren Dienst 
ausgedehnt werden muß. Sicherheitsaufgaben wer-
den beispielsweise auch von den Beamten des 
Strafvollzugsdienstes, der Zollverwaltung und der 
Sicherheitsbehörden wahrgenommen. Auch in an-
deren Bereichen des mittleren Dienstes werden ent-
sprechende quantitative und qualitative Leistungs-
anforderungen gestellt. 

Lassen Sie mich ein Wort zu den Kosten des Ge-
setzentwurfes sagen. Die zusätzlichen jährlichen 
Ausgaben im Bund, Ländern und Gemeinden wer-
den ca. 65 Millionen DM betragen. In aller Be-
scheidenheit kann ich feststellen, daß wir uns da-
mit im Rahmen des Möglichen und Erträglichen ge-
halten haben, besonders wenn man dazu die Ko-
sten einer linearen Gehaltserhöhung in Vergleich 
setzt. Eine Besoldungserhöhung von 1 % für den 

Gesamtbereich des öffentlichen Dienstes kostet 
nämlich 1,8 Milliarden DM. 

(Hasinger [CDU/CSU] : Hört! Hört!) 

Die von uns vorgeschlagene Strukturverbesse-
rung beträgt demnach — in Prozenten ausgerech-
net — noch nicht einmal ganz 0,02 %. Die vorge-
schlagene Strukturmaßnahme ist sachlich geboten 
und haushaltsmäßig vertretbar. Die Fürsorgepflicht 
gegenüber den betroffenen Beamten fordert eine 
alsbaldige gesetzliche Regelung. 

Nun ist es nicht so, daß diese Erkenntnis meiner 
Fraktion allein vorbehalten gewesen sei. Der Bun-
desrat hat bereits in seiner Empfehlung vom 
21. Dezember 1978 die gleiche Feststellung getrof-
fen und die Bundesregierung aufgefordert, umge-
hend einen Gesetzentwurf vorzulegen, mit dem ein 
neues Spitzenamt für den gesamten mittleren 
Dienst geschaffen werden solle. 

Der Bundesregierung ist diese Erleuchtung be

-
reits am 6. Februar 1978 gekommen. Denn sie hat 
in ihrer Stellungnahme zur Einführung des neuen 
Spitzenamtes im Polizeivollzugsdienst erklärt, die 
vom Bundesrat vorgeschlagene Amtszulage für das 
Spitzenamt des mittleren Polizeivollzugsdienstes 
werde im Rahmen einer ausgewogenen Gesamtlö-
sung der anstehenden strukturellen Besoldungsfra-
gen behandelt werden. Ferner hieß es, die Bundes-
regierung beabsichtige, einen entsprechenden Ge-
setzentwurf vorzulegen. Sogar der Bundesminister 
der Finanzen hat im Januar dieses Jahres seinen 
Zollbeamten versprochen, ihnen alsbald das neue 
Spitzenamt zukommen zu lassen. Trotzdem haben 
die Bundesregierung sowie die SPD und die FDP es 
bis auf den heutigen Tag nicht geschafft, ihr Ver-
sprechen wahrzumachen und einen Gesetzentwurf 
zur Einführung eines neuen Spitzenamtes im gesam-
ten mittleren Dienst einzubringen. 

Meine Fraktion war nicht mehr länger gewillt, 
dieses Versteckspiel weiter mitzumachen. Sie hat 
deshalb im Mai dieses Jahres den heute zur Erör-
terung stehenden Entwurf eingebracht. Die Initiati-
ve der CDU/CSU kann erst jetzt beraten werden, 
weil im Ältestenrat die Vereinbarung getroffen 
war, sie gemeinsam mit dem Entwurf eines Struk-
turgesetzes der Bundesregierung zu beraten. Aber 
auch der Ältestenrat sah wohl ein, daß man nun 
nicht mehr länger auf die Regierung warten 
kann. 

Wie recht die CDU/CSU damit hatte, einen eige-
nen Gesetzentwurf vorzulegen, zeigt die Behandlung 
des von dem Bundesinnenminister jetzt den Ver-
bänden zugeleiteten Entwurfs eines Strukturgeset-
zes. Dieser Referentenentwurf ist ein getreues Spie-
gelbild der Beamtenpolitik dieser Regierung. Er ist 
dürftig, mager und eine lästige Pflichtübung. Die 
Regierung scheut sich nicht, diesem Entwurf öf-
fentlich den Namen „Strukturgesetz" zu geben. In 
Wirklichkeit handelt es sich um ein reines Blend-
werk. Die Seiten und Paragraphen dieses soge-
nannten „Jahrhundertwerks" sind weitgehend da-
mit gefüllt, daß Zulageregelungen, die in anderen 
Rechtsvorschriften enthalten sind, in das neue Be-
soldungsgesetz übernommen werden. Dies ist allen- 



14006 	Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode — 177. Sitzung. — Bonn, Donnerstag, den 11. Oktober 1979 

Berger (Herne) 
falls für Besoldungsexperten und Perfektionisten 
von Interesse. Bei den wenigen vorgesehenen 
strukturellen Maßnahmen ist die Regierung heillos 
zerstritten. 

Selbst der für die Besoldung zuständige Bundes-
innenminister hat ein öffentliches Bekenntnis der 
Unfähigkeit dieser Regierung zur Lösung der anste-
henden Probleme abgelegt. Statt einen wohlabge-
wogenen und abgestimmten Entwurf der Regierung 
an die beteiligten Verbände zu verschicken, hat er 
in dem Übersendungsschreiben zugeben müssen, 
daß in wichtigen Fragen Bundesinnenminister, Bun-
desfinanzminister und Bundesarbeitsminister heil-
los zerstritten sind. 

Dies gilt leider auch für das neue Spitzenamt A 9 
plus Zulage. Hier hat sich — für alle Beteiligten 
unverständlich — der Bundesfinanzminister gegen 
das neue Spitzenamt bei den Soldaten ausgespro-
chen. Diese Einschränkung können wir nicht mit-
machen. Es muß bei der Einbeziehung des gesam-
ten mittleren Dienstes verbleiben. Auch die Solda-
ten haben einen Anspruch auf gerechte Behand-
lung. Sie sollten mit dem gleichen Prozentsatz wie 
der sonstige mittlere Dienst an den Zulagen in A 9 
beteiligt werden. 

Durch das zögernde und unentschlossene Verhal-
ten der Bundesregierung ist schon viel kostbare 
Zeit verstrichen. Wir fordern deshalb die Kollegen 
von der SPD und FDP auf, mit dazu beizutragen, 
daß die Gesetzesinitiative der Union in den Aus-
schüssen zügig beraten wird. Die betroffenen Be-
amten hätten zu Recht kein Verständnis dafür, 
wenn die Verabschiedung noch weiter hinausgezö-
gert würde. Hierzu besteht auch keinerlei Veran-
lassung. Der zu regelnde Sachverhalt ist eindeutig, 
ist unbestritten. Außerdem sind Regierung und Ko-
alitionsfraktionen im Wort. 

In gleicher Weise muß die Regierung unverzüg-
lich den Entwurf eines echten Strukturgesetzes ein-
bringen, damit dieser noch in dieser Legislaturpe-
riode verabschiedet werden kann. Statt redaktionel-
ler Mätzchen, die der bisherige Gesetzentwurf des 
Bundesinnenministers enthält, muß das Gesetz ei-
nen Beitrag zur Lösung der zahlreichen noch offe-
nen Probleme auf dem Gebiet des Besoldungsrechts 
bringen. Hierzu gehören insbesondere folgende 
Schwerpunktbereiche: Verwirklichung des Be-
schlusses des Bundesverfassungsgerichts vom März 
1977 zur besoldungsmäßigen Gleichstellung von 
Beamten mit drei und mehr Kindern, Einführung ei-
ner familienpolitischen Komponente beim Urlaubs-
geld, Bereinigung des Haushaltsstrukturgesetzes — 
soweit kein Bedürfnis für die im Jahre 1975 verfüg-
ten Restriktionen mehr besteht, müssen sie aufge-
hoben werden —, Verwirklichung der notwendigen 
strukturellen Maßnahmen für die Versorgungsemp-
fänger. 

Meine Fraktion hat bereits mehrfach auf diese 
noch offenen und regelungsbedürftigen Struktur-
probleme hingewiesen. Leider haben Regierung, 
SPD und FDP die Ohren fest verschlossen und den 
öffentlichen Dienst mit Leerformeln hingehalten, so 
etwa der anwesende Staatssekretär von Schoeler, 

der gesagt hat, es werde eine „ausgewogene Ge-
samtlösung der anstehenden besoldungs- und ver-
sorgungsrechtlichen Fragen" herbeigeführt. Dabei 
möchte ich deutlich herausstellen, daß die Herbei-
führung einer ausgewogenen Gesamtlösung struk-
tureller Besoldungs - und Versorgungsprobleme 
ohne die Regelung „A 9 plus Zulage" nicht denk

-

bar ist und daß daher im Hinblick auf die Vor-
dringlichkeit und nicht zuletzt auf Grund der Emp-
fehlung des Bundesrates vom 21. Dezember 1978 
eine isolierte Behandlung des Antrages der CDU/ 
CSU-Fraktion erforderlich wird, wenn der Entwurf 
der Bundesregierung für ein Besoldungsstrukturän-
derungsgesetz nicht spätestens zu Beginn des näch-
sten Jahres vorliegt. 

Ich bin jedoch von Hause aus ein optimistischer 
Mensch und lasse insbesondere hach den Ausfüh-
rungen meiner Vorredner zum vorangegangenen 
Tagesordnungspunkt trotz vieler leidvoller Erfah-
rungen mit dieser Regierung und den Koalitions-
fraktionen die Hoffnung nicht fahren, daß sie we-
nigstens in letzter Minute auf den Pfad der Tugend 
zurückkehren. Ich verlange ja nicht, daß sie all 
ihre hochtrabenden Versprechungen erfüllen. Mir 
würde es schon ausreichen, wenn wenigstens die 
dringlichsten Strukturprobleme angepackt würden. 
Die Unterstützung der Union wird ihnen dabei si-
cher sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Das Wort hat 
der Abgeordnete Wittmann (Straubing). 

Wittmann (Straubing) (SPD) : Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Die be-
amtenpolitischen Sprecher der Opposition werfen 
uns immer wieder Versagen auf dem Gebiet der 
Beamtenpolitik vor. 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Das ist so!) 

Der Kollege Berger hat dafür gerade wieder ein 
Musterbeispiel geliefert. 

Es ist das gute Recht der Opposition, zu kritisie-
ren, sofern sie dabei ernsthaft Sachlösungen an-
strebt und insgesamt glaubwürdig bleibt. Was die 
CDU/CSU betreibt, ist aber alles andere als glaub-
würdig. Sie bringt vor allem das Kunststück fertig, 
in Arbeitsteilung unter den Oppositionspolitikern 
gleichzeitig Politik für und gegen den öffentlichen 
Dienst zu vertreten. Ich darf Ihnen dafür ein Bei-
spiel geben. 

Unter der Überschrift „Verwaltete Bürger — Ge-
sellschaft in Fesseln" führte die CDU 1978 eine so-
genannte Fachtagung durch. Generalsekretär Rei-
ner Geißler hat eine Broschüre mit den Beiträgen 
auf dieser Fachtagung herausgegeben und hat sie 
mit einem Vorwort versehen. Nicht ein einziges 
Mal kommt in diesem Vorwort das Wort „Verwal-
tung" vor, obgleich es hier doch hauptsächlich 
oder zumindest überwiegend um Verwaltungspro-
bleme geht. Statt dessen kann man hier von den Ge-
fahren einer verbürokratisierten Gesellschaft, von 
den Ursachen und den Folgen der Bürokratisie-
rung, von bürokratischer Kontrolle, von Bürokrati- 
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sierung alle Bereiche der Gesellschaft lesen. Ich 
könnte das beliebig fortsetzen. 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU] : Machen Sie 
es doch! — Weiterer Zuruf von der CDU/ 

CSU: Kommen Sie lieber zum Thema!) 

Einige dieser Begriffe werden in dem kurzen Text 
gleich mehrmals an verschiedenen Stellen verwen-
det; die Worte „Bürokratisierung" und „Entbüro-
kratisierung" stehen in jeder fünften Zeile. In die-
sem Vorwort wird kein Wort darüber gesagt, wel

-

che Leistungen unsere öffentlichen Verwaltungen, 
d. h. die Beamten, die Angestellten und die Arbei-
ter im öffentlichen Dienst, heute erbringen. Äuße-
rungen darüber sind den Beamtenpolitikern im In-
nenausschuß und gelegentlich hier vorbehalten. In 
der breiten Offentlichkeit dagegen schwingt die 
CDU/CSU den Knüppel gegen die Verwaltungen. 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Herr Abge-
ordneter, gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Wittmann (Straubing) (SPD) : Gerne, Herr Kolle-
ge Berger. 

Berger (Herne) (CDU/CSU) : Herr Kollege Witt-
mann, können Sie mir klarmachen, welcher Zusam-
menhang zwischen der eingangs von Ihnen ge-
nannten Bürokratisierung und dem Antrag der 
CDU/CSU auf Einführung von A 9 plus Zulage be-
steht? 

Wittmann (Straubing) (SPD) : Herr Kollege Ber-
ger, wenn Sie etwas Geduld gehabt hätten, hätten 
Sie die Antwort bekommen; Sie bekommen sie 
jetzt im Zusammenhang mit Ihrer Gesetzesvorla-
ge. 

(Lachen bei der CDU/CSU — Würzbach 
[CDU/CSU] : Das ist ihm alles aufgeschrie

-

ben worden!) 

— Nein, darum brauchen Sie sich nicht zu küm-
mern; denn seine Reden schreibt der Wittmann 
selbst. 

Die Aktivitäten der CDU/CSU in der einen oder 
anderen Richtung lassen sich nur dann auf einen 
Nenner bringen, wenn man dahinter wahltaktische 
Überlegungen vermutet. Mit den Angriffen auf die 
Bürokratie sollen die Nicht-Beamten gewonnen 
werden, und mit den Besoldungsforderungen und 
Einrichtungen neuer Beförderungsämter sollen die 
Beamten gewonnen werden. Das ist doppelzüngig. 

(Hasinger [CDU/CSU] : Das ist eine Ver

-

drehung!) 

— Herr Kollege, wir reden jetzt über das Spitzen-
amt. 

(Hasinger [CDU/CSU] : Sie reden über et

-

was ganz anderes!) 

— Nein, ich rede über Beamtenpolitik, ich rede 
jetzt über das Spitzenamt. 

Herr Kollege Berger tut so, als ob der gesamte 
Deutsche Bundestag für das Spitzenamt gewesen  

wäre. Mit Herrn Kollegen Riedl aus München ha-
ben Mitglieder des Haushaltsausschusses dafür ge-
sorgt, daß diese Sache im Bundestag zweimal abge-
setzt worden ist, weil man gegen das Spitzenamt 
war, und jetzt tut man so, als ob alle dafür wären. 
Alle haben bei der Polizeizulage Magenschmerzen 
gehabt, und die gleichen Magenschmerzen haben 
jetzt all diejenigen, die es in dieser Frage ehrlich 
meinen. Der Kollege Berger weiß so gut wie ich, daß 
die Geschichte draußen nichts als Ärger bringt. 

(Dr. Hennig [CDU/CSU] : Ärger für Sie, 
ja!) 

Mit den beiden heute zur Beratung anstehenden 
Gesetzesvorlagen zum öffentlichen Dienst leisten 
CDU/CSU und Bundesrat ferner einen anschauli-
chen Beitrag zur Debatte über die Gesetzesflut. Ei-
nerseits bezeichnet die CDU/CSU den Bundestag 
als Gesetzesfabrik, auf der anderen Seite legt sie 
hier einen Gesetzentwurf zu einer einzigen Frage, 
nämlich zum Spitzenamt des mittleren Dienstes, 
vor und fordert von der Bundesregierung gleichzei-
tig ein Gesetz mit umfassenden und weiteren Rege-
lungen. Der Bundesrat leistet seinerseits einen Bei-
trag zur Erhöhung der Zahl der Beratungsunterla-
gen, indem er zu einer anderen punktuellen Frage 
einen eigenen Gesetzentwurf vorlegt. In der Tat 
kann man so die Zahl der Gesetzesvorlagen erhö-
hen. Wenn sie dann verabschiedet werden und die 
Seiten des Bundesgesetzblattes füllen, kann man 
das hinterher zum Beweis dafür nehmen, daß wir 
eine Gesetzesflut durch eine sozialliberale Gesetz-
gebungsmehrheit haben. So sieht das in der Praxis 
aus. 

(Dr. Hennig [CDU/CSU] : Das läßt sich 
wohl auch kaum bestreiten! — Hasinger 
[CDU/CSU] : Sie hätten es versuchen sol

-

len! — Weitere Zurufe von der CDU/ 
CSU) 

Dafür hätten wir keine Mehrheit bekommen, auch 
nicht von Ihren Herren im Haushaltsausschuß. 

(Hasinger [CDU/CSU] : Versuchen können 
Sie es doch!) 

Ich möchte noch eine letzte Bemerkung zu dem 
von Ihnen hier Vorgetragenen machen. Einerseits 
fordern Sie ein echtes Besoldungsstrukturgesetz 
mit nicht unerheblich höheren Haushaltsbelastun-
gen, die Sie im übrigen nicht beziffern, anderer-
seits haben Sie in der Haushaltsdebatte auf die 
Sparsamkeit und den Abbau öffentlicher Verschul-
dung gedrängt, während Sie gleichzeitig Steuersen-
kungen gefordert haben. Wie wollen Sie dies alles 
gleichzeitig noch glaubhaft vertreten? 

Zur Gesetzesvorlage der Opposition möchte ich 
auf meine Ausführungen zu Punkt 17 der Tages-
ordnung verweisen. Wir gehen davon aus, daß die 
Bundesregierung ein Besoldungsstrukturgesetz vor-
legen wird, in das wir auch diese Einzelfragen ein-
beziehen werden. Bundesregierung und SPD-Bun-
destagsfraktion werden weiterhin mit Konsequenz 
und Beharrlichkeit 

(Dr. Hennig [CDU/CSU] : Weiterhin?) 
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für Maßnahmen im öffentlichen Dienst eintreten. 
Der öffentliche Dienst jammert nicht so wie der 
Kollege Berger. 

(Beifall bei der SPD und der FDP 	La

-

chen bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Dr. Wendig. 

Dr. Wendig (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Herr Berger, ich 
freue mich immer sehr darüber, wenn Sie hoff-
nungsfroh sind; aber ich weiß nicht, ob ich Ihre 
Hoffnungsfreude voll aufrechterhalten kann oder 
einen Beitrag dazu leiste, sie ein bißchen zu redu-
zieren. 

Wir alle haben uns im vergangenen Jahr dafür 
ausgesprochen, für die Polizeivollzugsbeamten im 
mittleren Dienst ein neues Spitzenamt A 9 mit Zu-
lage zu schaffen. Im Innenausschuß waren wir uns 
bei den Beratungen einig, daß wir mit der Schaf-
fung der Zulage in  der  Besoldungsgruppe A 9 ein 
polizeispezifisches Problem befriedigend lösen 
wollten. Ich habe mich in der Richtung ganz präzi-
se geäußert, aber ich muß hier auch einmal darauf 
hinweisen, wie schwierig es im Grunde genommen 
— Herr Kollege Berger, hier spreche ich alle Mit-
glieder ,des Haushaltsausschusses in diesem Hohen 
Hause an, auch den Kollegen Riedl aus Ihrer Frak-
tion — in der damaligen Situation war, die Zustim-
mung zu bekommen, weil die Frage möglicher fi-
nanzieller Folgen nicht zu übersehen war. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Das, meine Damen und Herren, ist ja die faktische 
Situation — ich will jetzt keine Fronten aufreißen 
zwischen Besoldungspolitikern einerseits und 
Haushaltspolitikern andererseits —, in der wir uns 
im vergangenen Jahr befunden haben. 

Ich möchte nicht verhehlen, daß in meiner Frak-
tion bei der Beratung über das Spitzenamt für den 
mittleren Polizeivollzugsdienst sicherlich auch 
Überlegungen eine Rolle gespielt haben, welche 
Forderungen nach einer generellen Ausweitung 
dieses Spitzenamtes in näherer oder entfernterer 
Zukunft zur Debatte stehen würden. 

Die Bundesregierung hatte in ihrer Stellungnah-
me zum damaligen Bundesratsentwurf die Auffas-
sung vertreten, daß die Probleme im Zusammen-
hang mit der Schaffung dieses Spitzenamtes am be-
sten im Rahmen einer ausgewogenen Gesamtlö-
sung zu klären seien. Davon reden wir nun unun-
terbrochen. 

Für meine Fraktion habe ich in der Zweiten Le-
sung am 13. Dezember 1978 klar zum Ausdruck ge-
bracht, daß wir der Schaffung des Spitzenamtes im 
mittleren Polizeidienst zustimmen, weil wir den be-
sonderen Strukturen und den Aufgabenverteilungen 
der Polizeien vor allem in den Ländern Rechnung 
tragen wollten. Ich habe aber auch damals schon 
zum Ausdruck gebracht, daß ich keinesfalls in Ab-
rede stelle, daß in anderen Bereichen andere oder 

vergleichbare Besonderheiten vorhanden sein mö-
gen wie im mittleren Polizeivollzugsdienst. 

(Berger [Herne] [CDU/CSU] : Na also!) 

In welcher Breite diese Besonderheiten nun gege-
ben sind, also zum Beispiel beim gesamten mittle-
ren Dienst, bedarf sicher noch einer sehr sorgfälti-
gen Überprüfung. 

Damit kommen wir auf den Punkt, auf den letzt-
lich alles zuläuft. Das sind die Vorstellungen der 
Bundesregierung für ein Besoldungsstrukturgesetz. 
Wie Sie wissen, ist — davon war schon mehrfach 
die Rede — in dem Referentenentwurf, der bisher 
vorliegt — die Beteiligungsgespräche haben statt-
gefunden —, die Schaffung eines Spitzenamtes A 9 
plus Zulage für den gesamten mittleren Dienst vor-
gesehen. 

(Berger [Herne] [CDU/CSU] : Leider nicht 
für die Soldaten!) 

Herr Berger, ich halte es trotz Ihrer Ausführungen 
zum Besoldungsstrukturgesetz im ganzen für rat-
sam — auch unter arbeitsökonomischen Gesichts-
punkten —, die Einzelberatungen zu Ihrem Gesetz-
entwurf gemeinsam mit der Beratung des Besol-
dungsstrukturgesetzes durchzuführen. 

(Dr. Hennig [CDU/CSU] : Also in der näch

-

sten Legislaturperiode!) 

Denn, Herr Kollege Berger, Sie wissen doch auch 
auf Grund der Beteiligungsgespräche auf anderer 
Ebene ganz genau, wie der Stand der Entwicklung 
in der Bundesregierung ist. Es kann gar nicht die 
Rede davon sein, daß hier irgend etwas ad calen-
das graecas verschoben wird. 

(Berger [Herne] [CDU/CSU] : Aber nicht in 
dieser Legislaturperiode!) 

Wir werden sehr bald 

(Dr. Hennig [CDU/CSU] : In diesem Jahr?) 

— sicherlich in diesem Jahr — mit dem Besol-
dungsstrukturgesetz zu tun haben. Deshalb ist es 
jetzt fehl am Platze, zu diesem Einzelgesetzentwurf 
noch andere Dinge anzuführen, die nach Ihrer Auf-
fassung in ein Besoldungsstrukturgesetz aufgenom-
men werden sollten. Die Zeit dafür ist dann da, 
wenn wir über dieses Gesetz sprechen. 

(Würzbach [CDU/CSU] : Erzählen Sie  das 
mal den Soldaten draußen!) 

- Bitte, die sollen wir dann durchaus einbeziehen. 
Aber alle anderen Dinge, die der Kollege Berger 
aufgeführt hat und über die man in einer Gesamt-
struktur sicherlich wird reden müssen, muß man 
kostenmäßig quantifizieren. Für mich ist es einfach 
fehl am Platze, diese Dinge jetzt schon in die De-
batte einzuführen. 

Ich habe mit Verwunderung festgestellt, daß bei-
spielsweise der Kollege Haase als Haushaltsmann 
Ihrer Fraktion dem schon Beifall gezollt hat, ob-
wohl er offenbar gar nicht weiß, was das finanziell 
einmal bringen wird. 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU] : Ich weiß das 
schon!) 
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Ich will das damit keineswegs vom Tisch bringen. 
Ich will nur sagen: es hängt mit dem Besoldungs-
strukturgesetz zusammen, mit dem wir in absehba-
rer Zeit zu rechnen haben. 

Wir haben uns zweimal geschworen, daß wir 
strukturelle Veränderungen in der Besoldung nicht 
an einem Einzelpunkt aufhängen, sondern daß wir 
sie in einem breiteren Zusammenhang sehen wol-
len, in den sie hineingehören. Deswegen halte ich 
einen solchen Einzelantrag, wie sie ihn hier zu die-
sem Problem gestellt haben, für zu eng. Ich bin der 
Meinung, die Zeit, darüber zu reden, ist dann, wenn 
das Besoldungsstrukturgesetz der Bundesregierung 
im Entwurf vorliegt. Herr Berger, im Grunde wis-
sen Sie nach dem Stand der Beteiligungsgespräche 
doch auch genau, daß damit in sehr kurzer Zeit zu 
rechnen sein wird 

(Berger [Herne] [CDU/CSU] : Wann?) 

— in diesem Jahr jedenfalls — und daß das Gesetz 
damit auch noch in dieser Legislaturperiode in 
Kraft treten wird. 

(Berger [Herne] [CDU/CSU] : Gestatten Sie 
mir bitte eine Zwischenfrage?) 

— Bitte. 

Berger (Herne) (CDU/CSU) : Ist Ihnen bekannt, 
daß das Kabinett in den nächsten Tagen nicht zu 
einer Entschließung kommt und daher der Bundes-
rat frühestens am 19. Dezember zu einem etwaigen 
Kabinettsentwurf Stellung nehmen kann? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sehr gut!) 

Dr. Wendig (FDP) : Gut. Ich habe aber gesagt, 
daß der Gesetzentwurf eines Besoldungsstrukturge-
setzes mit Sicherheit noch in dieser Legislaturpe-
riode im Parlament beraten und verabschiedet wer-
den wird. 

(Berger [Herne] [CDU/CSU] : Das ist ganz 
ausgeschlossen!) 

— Das ist nicht ausgeschlossen! Ich kann Ihnen 
versichern, daß es die Absicht der Koalition und 
daher auch meiner Fraktion ist, ein solches Besol-
dungsstrukturgesetz — gleich welchen Inhalt es 
haben wird, will ich jetzt vorsichtig sagen - ganz 
bestimmt noch in dieser Legislaturperiode zu ver-
abschieden. Ich wundere mich eigentlich, daß dar-
über ein Zweifel besteht. Ich bin davon ausgegan-
gen, daß das auch für Sie klar ist. 

Ich meine deshalb, wir sollten diesen Gesetzent-
wurf, den Sie hier vorgelegt haben, als einen Teil-
punkt einer Besoldungsstruktur zusammen mit dem 
Besoldungsstrukturgesetz beraten, das — ich sage 
es noch einmal — sicherlich noch in dieser Legis-
laturperiode, mag es Januar sein, wenn wir es im 
Innenausschuß haben — - 

(Berger [Herne] [CDU/CSU] : Aha!) 

— Was heißt aha? — mag es also Januar sein. Das 
ist doch nicht der entscheidende Punkt. Entschei-
dend ist, daß wir nicht ein Einzelproblem lösen, 

sondern daß wir Besoldungsprobleme in größeren 
Zusammenhängen lösen. Darum bemühen wir uns 
seit Jahren, und davon sollten wir nicht abkom-
men. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Dr. 
Hennig [CDU/CSU] : Welchen Januar mei

-

nen Sie denn?) 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Weitere 
Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich schließe die 
Aussprache. 

Der Ältestenrat schlägt vor, den Gesetzentwurf 
der Fraktion der CDU/CSU auf Drucksache 8/2877 
an den Innenausschuß — federführend - und an 
den Haushaltsausschuß mitberatend und gemäß 
§ 96 unserer Geschäftsordnung zu überweisen. Ist 
das Haus damit einverstanden? — Kein Wider-
spruch. Dann ist das so beschlossen. 

Ich rufe jetzt Tagesordnungspunkt 19 auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung des Haus-
haltsausschusses (8. Ausschuß) zu dem An-
trag des Bundesministers der Finanzen 

Reichs - bzw. bundeseigene Grundstücke in 
Berlin-Tiergarten; Veräußerung für Zwecke 
des öffentlich geförderten sozialen Woh-
nungsbaues und für den Bau von sogenann-
ten Stadthäusern 

— Drucksachen 8/2685, 8/3209 —

Berichterstatter: Abgeordneter Grobecker 

Wird zur Berichterstattung das Wort gewünscht? 
— Das ist nicht der Fall. Anderweitige Wortmel-
dungen liegen nicht vor. 

Wer der Beschlußempfehlung des Ausschusses 
auf Drucksache 8/3209 zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Gegenprobe. — 
Enthaltungen? — Die Beschlußempfehlung ist ein-
stimmig angenommen. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 20 auf: 

Beratung des Berichts des Ausschusses für 
Wirtschaft (9. Ausschuß) zu der aufhebba-
ren 

Dreiundvierzigsten Verordnung zur Ände

-

rung der Außenwirtschaftsordnung 

Achtunddreißigsten Verordnung zur Ände

-

rung der Ausfuhrliste 
— Anlage AL zur Außenwirtschaftsverord-
nung — 

Neununddreißigsten Verordnung zur Ände

-

rung der Ausfuhrliste 
— Anlage AL zur Außenwirtschaftsverord

-

nung — 

Einundsiebzigste Verordnung zur Änderung 
der Einfuhrliste 
— Anlage zum Außenwirtschaftsgesetz — 

Zweiundsiebzigste Verordnung zur Ände

-

rung der Einfuhrliste 
— Anlage zum Außenwirtschaftsgesetz — 
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Vizepräsident Dr. von Weizsäcker 
— Drucksachen 8/3040, 8/3038, 8/3059, 
8/3039, 8/3071, 8/3191 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Unland 

(Hasinger [CDU/CSU] : Bürokratie im Par

-

lament!) 

Wird zur Berichterstattung das Wort gewünscht? 
— Das ist nicht der Fall. Anderweitig wird das 
Wort auch nicht gewünscht. 

Meine Damen und Herren, es handelt sich um ei-
nen Bericht des Ausschusses für Wirtschaft, von 
dem nur Kenntnis zu nehmen ist, wenn nicht An-
träge aus der Mitte des Hauses gestellt werden. — 
Solche Anträge liegen mir nicht vor. Ich stelle fest, 
daß das Haus von dem Bericht auf Drucksache 8/ 
3191 Kenntnis genommen hat. 

Meine Damen und Herren! Ich rufe jetzt noch 
Tagesordnungspunkt 2 auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes über die Gewährung eines einmali-
gen Heizölkostenzuschusses 1979 
— Drucksache 8/3220 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit (federführend) 
Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
Haushaltsausschuß gemäß § 96 GO 

a) Bericht des Haushaltsausschusses gemäß 
§ 96 der Geschäftsordnung 
— Drucksache 8/3254 —

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Rose 

b) Beschlußempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Jugend, Familie und Gesund-
heit 
— Drucksache 8/3250 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Marschall 

Wünscht einer der Herren Berichterstatter das 
Wort? — Das ist nicht der Fall. Ich eröffne die all-
gemeine Aussprache. Das Wort hat der Herr Abge-
ordnete Braun. 

Braun (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Wieder einmal befassen wir uns mit 
der Gewährung eines einmaligen Heizölkostenzu-
schusses. Was 1973 einmalig sein sollte, wiederholt 
sich nun für die Heizperiode 1979/80. Hier muß al-
lerdings die Frage gestellt werden, wie es weiter-
gehen soll, wenn die Preise für Heizöl nach Ab-
schluß der laufenden Heizperiode nicht merklich 
sinken. 

(Hasinger [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Ich möchte den Einleitungssatz zur Zielsetzung des 
Gesetzentwurfs in Frage stellen, daß der Anstieg 
der Preise in diesem Jahr so plötzlich und in sei-
nem Ausmaß nicht vorhersehbar gewesen sei. Mei-
ne Damen und Herren, der Entwurf datiert vom 
1. Oktober 1979 — das war vor elf Tagen. Zu die-
sem Zeitpunkt war das Ausmaß der Preissteigerun-
gen schon erkennbar. Bereits vor der Sommerpause 
haben zahlreiche Abgeordnete des Hohen Hauses 
die Bundesregierung in den Fragestunden immer 

wieder gefragt, ob und wann ein Heizölkostenzu-
schuß beabsichtigt sei. 

Die CDU/CSU-Fraktion stimmt diesem Gesetzent-
wurf, der hier vorliegt, zu, weil die sozial 
Schwächsten nicht weiter unter den hohen Heizöl-
kosten leiden sollen. Das trifft vor allen Dingen für 
die Heimbewohner zu, die ebenfalls in den Genuß 
dieses Zuschusses kommen und die keinen Einfluß 
darauf haben, welche Energieart in ihrer Einrich-
tung verwandt wird. 

(Hasinger [CDU/CSU] : Sehr wahr!) 

Wir müssen jedoch betonen, daß sich die Bun-
desregierung mit diesen sogenannten einmaligen 
Zuschüssen auf die Dauer nicht über die Runden 
retten kann. Es kann nicht nur eine Energieart ge-
genüber anderen besonders gefördert werden. Wie 
müssen die Preise anderer Energiearten steigen, 
z. B. für Kohle oder Gas? Gerade im letzteren Fall 
sind in diesen Tagen, in diesen Stunden erhebliche 
Preissteigerungen angekündigt worden. 

(Dr. Hennig [CDU/CSU] : 15 %!) 

Welche Preise für Heizung sind sozial vertretbar 
und zumutbar? Was muß geschehen, um eine Um-
stellung auf andere Energiearten finanziell zu er-
möglichen? 

Wir erwarten, daß sehr bald aus der Andeutung 
im Vorspann des Gesetzentwurfs, in dem es heißt, 
daß auf die Dauer eine Umstellung unumgänglich 
sei, eine konkrete Vorlage wird. Es sollten mehr 
Mittel für bauliche Maßnahmen im Sinne der Ener-
gieeinsparung bereitgestellt werden. Meine Damen 
und Herren, fragen Sie in Ihren Kreisverwaltungen 
nach, wie viele Anträge dort mangels Masse noch 
unerledigt vorliegen und nicht bedient werden 
können. 

(Würzbach [CDU/CSU] : Schön umständli

-

che Anträge!) 

Lassen Sie mich eine Bemerkung zur Finanzie-
rung dieses Heizölkostenzuschusses machen. Wir 
waren im federführenden Ausschuß der Meinung, 
daß der Bund die Gesamtkosten für dieses Gesetz 
mit geschätzten Ausgaben in Höhe von rund 500 
Millionen DM voll tragen müsse und auch tragen 
könne, da er durch die hohen Ölpreise auch ver-
mehrte Einnahmen an Mehrwertsteuer hat. 

Im Jahre 1973 haben nicht einmal 30 % der An-
spruchsberechtigten von dem Heizkostenzuschuß 
Gebrauch gemacht. 

(Hasinger [CDU/CSU] : Hört! Hört!) 

Vielleicht war damals das Antragsverfahren zu 
bürokratisch; vielleicht haben aus Unkenntnis zu 
wenige von der Möglichkeit der Antragstellung 
Gebrauch gemacht, und vielleicht ist auch bei der 
von mir eben erwähnten Möglichkeit, für bauliche 
Maßnahmen Anträge zu stellen, das Verfahren zu 
bürokratisch. Deswegen fordern wir Bund und Län-
der auf, alles zu tun, um dieses Verfahren so unbü-
rokratisch wie möglich zu gestalten, damit die Be-
troffenen so schnell wie eben möglich ihren Zu-
schuß erhalten. 



Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode — 177. Sitzung. — Bonn, Donnerstag, den 11. Oktober 1979 	14011 

Braun 
Wir stimmen diesem Gesetzentwurf zu, wie er in 

dem Bericht des Ausschusses für Jugend, Familie 
und Gesundheit vorgelegt wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Das Wort hat 
der Abgeordnete Marschall. 

Marschall (SPD) : Herr Präsident! Werte Zuhörer! 
Herr Braun hat in seinen Ausführungen soeben 
Kritik geäußert, ist aber in keiner Weise auf das 
eingegangen, was die energiepolitischen Maßnah-
men in der Bundesrepublik in den vergangenen 
Jahren beschreiben könnte, nämlich die Tatsache, 
daß unser Land als erstes Land ein Energiepro-
gramm vorgelegt hat, als andere noch nicht daran 
dachten, und daß gerade unser Land eine Fülle von 
Maßnahmen zur Energieeinsparung unter dieser 
Regierung ergriffen hat, die ebenso erfolgreich wa-
ren wie viele Maßnahmen zur Entwicklung alter-
nativer Energien. Ich glaube, daß dies in einer De-
batte entsprechend gewürdigt werden müßte. 

Wir sprechen heute über den vorliegenden Ent-
wurf eines Gesetzes über die Gewährung eines ein-
maligen Heizölkostenzuschusses 1979. Die sozialde-
mokratische Bundestagsfraktion begrüßt den Ent-
wurf entsprechend der Beschlußvorlage. Mit dieser 
Vorlage hat die Bundesregierung zügig auf die 
schwierige Situation reagiert, die für viele Mitbür-
ger durch stark gestiegene Kosten für leichtes 
Heizöl entstanden ist bzw. in der Heizperiode des 
nächsten Winters entstehen wird. 

Mit dem vorgesehenen einmaligen Zuschuß von 
120 DM für die erste, 60 DM für jede weitere im 
Haushalt lebende Person bis zum Höchstbetrag von 
420 DM werden Bürger mit geringem Einkommen 
von der Belastung der gestiegenen Heizölpreise 
zwar nicht voll entlastet; die dadurch entstehenden 
Härten werden aber ganz erheblich gemildert. Kin-
derreiche Familien werden zusätzlich entlastet. Die 
Nettoeinkommensgrenzen — 900 DM für Alleinste-
hende, 1 250 DM für Zweipersonenhaushalte und 
zusätzlich 250 DM für jede weitere im Haushalt le-
bende Person — erfassen diejenigen, die am mei-
sten unter den. Ölpreissteigerungen zu leiden ha-
ben. Dies gilt für Wohngeld- und BAföG-Empfän-
ger, für Anspruchsberechtigte auf Sozialhilfe ge-
nauso wie für Arbeitnehmer- und Rentnerhaushalte 
innerhalb der Einkommensgrenzen. 

Zu dem, was mein Vorredner vorhin angeführt 
hat: Die Heizölpreise je 1001 sind gegenüber der 
Heizperiode des Vorjahres von etwa 30 DM auf 
etwa 58 DM, also um nahezu 100 °/o, gestiegen. Bei 
Haushalten von Rentnern und Sozialhilfeempfän-
gern liegen daher die Mehrkosten für leichtes 
Heizöl zwischen 340 DM und 450 DM. Bei einem 
Vierpersonenarbeitnehmerhaushalt mit mittlerem 
Einkommen liegen die Mehrkosten für leichtes 
Heizöl gegenüber der vorjährigen Heizperiode bei 
rund 600 DM. Der vorgesehene Zuschuß — er ist 
übrigens gegenüber 1973 erheblich gesteigert; der 
Höchstbetrag stieg z. B. von 300 DM auf 420 DM — 
fängt einen erheblichen Teil der Mehrbelastung für 

Bürger mit geringem Einkommen auf. Hier beweist 
sich der demokratische Sozialstaat. Er ist in der 
Lage, sogenannte Grenzen des Sozialstaats, die an-
dere ihm aufschwätzen wollen, im Interesse der so-
zial schwächeren Mitbürger weiter hinauszuschie-
ben, wenn dies notwendig ist. 

In der zu Beginn der Heizölpreissteigerungen 
aufgeflammten Diskussion um Lohnnachschläge ha-
ben die Gewerkschaften eine verantwortungsbe-
wußte Haltung eingenommen. Karl Hauenschild, Vor-
sitzender der  IG Chemie, Papier, Keramik, hat da-
für plädiert, daß die Belastung durch die gestiege-
nen Ölpreise von der Volkswirtschaft insgesamt 
getragen wird. Aber die Gewerkschaften haben 
auch zu Recht gefordert, daß für die unteren Ein-
kommensgruppen gezielte Zuschüsse zur Milderung 
von Härten gewährt werden. 

Diesem berechtigten Anliegen trägt das Gesetz 
Rechnung. Der Heizölkostenzuschuß mildert für 
viele Haushalte die Auswirkungen gestiegener Le-
benshaltungskosten. Zirka ein Drittel der Preisstei-
gerungsrate ist durch die Ölpreise bedingt. Rechnet 
man die Ölverteuerung aus dem Lebenshaltungsko-
stenindex heraus, so ergibt sich eine Preissteige-
rungsrate von 3,8 statt 5,3 %. Die Auswirkung auf 
Haushalte mit geringem Einkommen wird nun 
durch den Zuschuß gemildert. Den Höherverdie-
nenden muß zugemutet werden, diese Belastung 
selber zu tragen. Der Anreiz zu wirtschaftlichem 
und sparsamem Umgang mit Energie, insbesondere 
mit Heizöl, muß grundsätzlich erhalten bleiben. 

Auf Antrag von SPD und FDP hat der federfüh-
rende Ausschuß beschlossen, eine zusätzliche Aus-
laufregelung bei den Einkommensgrenzen vorzu-
nehmen. Diese Regelung sieht vor, daß die vorge-
sehenen Einkommensgrenzen um bis zu 10 % über-
schritten werden können. So erhält z. B. ein Ein-
Personen-Haushalt mit einem Einkommen von 901 
bis 999 DM die Hälfte des Zuschusses. 

Die Bundesregierung hat für ihren Gesetzentwurf 
Gesamtkosten von voraussichtlich 480 Millionen 
DM angenommen. Nach den Erfahrungen mit dem 
Gesetz von 1973, das Vorbild für dieses Gesetz 
war, ist die Annahme nicht zu wagemutig, daß der 
Kostenrahmen auch unter Einschluß dieser zusätz-
lichen Regelung ausreichend ist. 

Von den tatsächlich entstehenden Kosten wird 
der Bundeshaushalt den Ländern zwei Drittel erset-
zen. Dies ist ein Entgegenkommen. Die öffentliche 
Fürsorge des Grundgesetzes ist seit jeher Aufgabe 
insbesondere der Länder und Gemeinden. Daß der 
Bund hier anteilig Kosten übernimmt, kann die 
grundsätzliche Verpflichtung der Länder zur Ko-
stentragung nicht in Frage stellen. Die Forderung 
des Bundesrates, der Bund solle die den Ländern 
entstehenden Kasten voll tragen, kann daher nicht 
akzeptiert werden. Wenn CSU-Generalsekretär 
Stoiber im Juli bereits angekündigt hat, man werde 
sich den „unheimlichen Heizkostenrechnungen des 
kleinen Mannes" im Herbst zuwenden, dann hat 
die Bayerische Staatsregierung im Bundesrat im 
zweiten Durchgang dieses Gesetzes Gelegenheit, 
mit dieser Ankündigung Ernst zu machen. 
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Marschall 
Es wird Aufgabe der Länder sein, die bürger-

freundlichen Regelungen des Gesetzes im Sinne 
der Verwaltungsvereinfachung in zweckmäßige Or-
ganisation umzusetzen. Durch das Gesetz wird dies 
ganz entschieden ermöglicht und vorbereitet. 

Lassen Sie mich zu Ende kommen. Den Haushal-
ten mit geringen Einkommen wird mit diesem ein-
maligen Zuschuß ermöglicht, sich allmählich und 
nicht abrupt auf die neue Situation einzustellen. Es 
ist jetzt am Bundesrat, dieses Gesetz seinerseits so 
schnell wie möglich zu behandeln, damit es zum 
nächstmöglichen Termin in Kraft treten kann. 
Mehr als 3 Millionen Haushalte brauchen diese  
Hilfe. Sie wollen auch eine schnelle Auszahlung. 

In diesem Sinne danke ich für die Aufmerksam-
keit der wenigen. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Das Wort hat 
der Abgeordnete Eimer (Fürth). 

Eimer (Fürth) (FDP) : Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Ein gutes Gesetz braucht wenig 
Worte. Das sieht man am Text des Gesetzes und 
an der schriftlichen Begründung. Auch die mündli-
che Begründung meines Kollegen Marschall erlaubt 
es mir, mich ebenfalls sehr kurz zu fassen. 

Das es ein einmaliger Zuschuß sein soll, wurde. 
bereits betont. Der Anregung meines Kollegen 
Braun, .daß man vielleicht daran denken sollte, eine 
allgemeine Subvention aller Energien möglicher-
weise auf Dauer vorzunehmen, kann ich nicht zu-
stimmen, denn dies würde dem Gedanken der Ener-
gieeinsparung zumindest nicht förderlich sein. 

Durch den kurzfristigen und starken Anstieg des 
Preises für leichtes Heizöl sind Härten entstanden, 
die anders kaum oder nicht beseitigt werden kön-
nen. Wir sehen deshalb in diesem Gesetz einen un-
bürokratischen Ausgleich für diese Härten. 

Bei der Sozialhilfe werden diese Kosten für Heiz-
öl sicher Einfluß auf den Warenkorb haben, der für 
die Berechnung der Sozialhilfe herangezogen wird. 
Dieser Hinweis auf die Sozialhilfe ist auch eine Be-
gründung für die Kostenaufteilung zwei Drittel 
Bund und ein Drittel Länder, die wir für gerecht 
halten. Gerade aus diesem Grund sollten sich die , 

 Länder hier beteiligen. 

Die von der SPD und der FDP eingebrachten Än-
derungen verbessern das Gesetz weiter. Mein Kol-
lege Marschall hat darauf bereits hingewiesen, so 
daß ich mich zur Begründung nicht weiter auslas-
sen muß. 

Ich betone nochmals: Ein gutes Gesetz braucht 
nur wenige Worte. Wir stimmen dem Gesetz zu. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Das Wort hat 
der Herr Parlamentarische Staatssekretär Zander. 

Zander, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Jugend, Familie und Gesundheit: Herr Präsi

-

dent! Meine Damen und Herren! Der Ihnen vorlie-
gende Gesetzentwurf über die Gewährung eines 
einmaligen Heizölkostenzuschusses an Haushalte 
mit geringen Einkünften orientiert sich an dem Ge-
setz aus dem Jahr 1973, als die Bevölkerung eben-
so unerwartet wie diesmal mit einer drastischen 
Verteuerung des leichten Heizöls konfrontiert wur-
de. Wie damals können wir auch diesmal nicht ta-
tenlos zusehen. Es ist eine Verpflichtung des Sozi-
alstaats, jenen Bürgern Hilfe zu geben, deren fi-
nanzieller Spielraum so eng ist, daß ihnen ange

-

sichts der Tatsache, daß die Preise für leichtes 
Heizöl sich im Zeitraum eines Jahres annähernd 
verdoppelten, eine kurzfristige Umstellung in ihren 
Verbrauchsgewohnheiten kaum möglich sein dürf-
te. Hierfür die notwendige Rechtsgrundlage zu 
schaffen, ist das Ziel dieses Gesetzes. 

Es sieht einmalig für die Heizperiode 1979/80 Zu-
schüsse an von den Preiserhöhungen besonders 
hart betroffene Haushalte vor. Die Einmaligkeit des 
Zuschusses und der vergleichsweise niedrige Be-
trag berücksichtigen zum einen, daß künftig alle 
Bevölkerungskreise unabhängig von der Art des 
verwendeten Heizstoffs gezwungen sein werden, 
höhere Heizkosten im Familienbudget vorzusehen. 
Andererseits soll jedoch nach den auf dem Wirt-
schaftsgipfel von Tokio vereinbarten Zielen ver-
mieden werden, daß der von der Preiserhöhung 
ausgehende Anreiz zum Energiesparen verloren-
geht. Die Beschränkung auf die vom leichten heiz

-

öl abhängigen Haushalte rechtfertigt. sich deshalb, 
weil es eine auch nur annähernde vergleichbare 
Preisentwicklung bei anderen Heizstoffen nicht 
gibt und aller Voraussicht nach in der vor uns lie-
genden Heizperiode nicht geben wird. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

Bei voller Inanspruchnahme wird dieses Gesetz 
etwa 480 Millionen DM kosten. Vorgesehen ist wie 
1973 eine Zweidrittelbeteiligung des Bundes. 

Im ersten Durchgang hat der Bundesrat mit sei-
ner Mehrheit vom Bund die volle Kostenübernah-
me gefordert. Die Begründung des Bundesrats für 
seine finanzielle Forderung ist kaum allzu überzeu-
gend. Denn jedermann kennt die Ursachen für die 
Ölpreissteigerungen und weiß, daß hierfür nicht 
die Bundesregierung verantwortlich zu machen ist. 
Schließlich haben wir in der OPEC weder Sitz 
noch Stimme. 

(Dr. Hennig [CDU/CSU] : Das hat der 
Bundesrat bestimmt nicht behauptet!) 

Auch Ihr Argument, Herr Kollege Braun, von dem 
steigenden Mehrwertsteueraufkommen ist abwägig. 
Denn gerade die Bevölkerungsgruppe, um die es 
hier geht, wird ihre Verbrauchsgewohnheiten än-
dern, so daß per Saldo ein steigendes Mehrwert-
steueraufkommen überhaupt nicht zu erwarten ist. 

Die Bundesregierung hat in ihrer Gegenäußerung 
dargelegt, was sie von dem Vorschlag des Bundes-
rats hält. Ich will das hier auch wegen der fortge-
schrittenen Zeit nicht im einzelnen wiederholen, 
sondern nur klarstellen: Es handelt sich beim Heiz-
ölkostenzuschuß nicht um eine energiepolitische 
Maßnahme, sondern um eine notwendige Soziallei- 
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stung auf einem Gebiet, auf dem von jeher die 
Verantwortung und auch die Kostenträgerschaft 
bei den Bundesländern liegen. Die Bereitschaft des 
Bundes, zwei Drittel der Kosten zu übernehmen 
und damit den Ländern ihre Last tragen zu helfen, 
läßt sich nur als Ausnahme von dieser Regel recht-
fertigen. Ich hoffe, daß der Bundesrat im zweiten 
Durchgang des Gesetzgebungsverfahrens zustim-
men wird. 

Dem Deutschen Bundestag und seinen Fraktionen 
danke ich am Ende der Beratung für die Bereit-
schaft zu einer so ungewöhnlich zügigen Behand-
lung dieses Gesetzes. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Weitere 
Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich schließe die 
Aussprache. 

Wir kommen zur Einzelberatung und Abstim-
mung in zweiter Beratung. Ich rufe §§ 1 bis 10, Ein-
leitung und Überschrift mit den vom Ausschuß 
empfohlenen Änderungen auf. Wer zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Ge-
genprobe! — Enthaltungen? — Das Gesetz ist in 
zweiter Beratung einstimmig angenommen. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 

ein. Wird das Wort gewünscht? — Das ist nicht 
der Fall. 

Wir kommen zur Schlußabstimmung. Wer dem 
Gesetz als Ganzem zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich, sich zu erheben. — Gegenprobe! — Enthaltun-
gen? — Das Gesetz ist einstimmig angenommen. 

Meine Damen und Herren, es ist noch über eine 
Beschlußempfehlung des Ausschusses abzustim-
men. Der Ausschuß empfiehlt auf Drucksache 8/ 
3250 unter Ziffer 2, die zu dem Gesetzentwurf ein-
gegangenen Eingaben und Petitionen für erledigt 
zu erklären. Ist das Haus damit einverstanden? — 
Kein Widerspruch. Dann ist so beschlossen. 

Wir sind damit, meine Damen und Herren, am 
Schluß unserer heutigen Tagesordnung. 

Ich berufe die nächste Sitzung auf morgen, Frei-
tag, den 12. Oktober, 9 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 21.16 Uhr) 

Berichtigungen 

175. Sitzung, Seite 13854* C, Zeile 6: Hinter dem 
Wort „Tiere" ist das Wort „nicht" einzufügen. 

176. Sitzung, Seite 13891 D, Zeile 12: Vor „30-km-
Nahbereichsradius" ist einzufügen: „25-km-Nahbe-
reichsradius und ein Flächenverlust von 60 % 
durch einen" . 





Deutscher Bundestag - 8. Wahlperiode - 177. Sitzung. - Bonn, Donnerstag, den 11. Oktober 1979 	14015* 

Anlage 1 

Liste der entschuldigten Abgeordneten 

Abgeordneter) 	entschuldigt bis einschließlich 

Dr. van Aerssen * 	 12. 10. 
Dr. Ahrens ** 	 12. 10. 
Dr. Aigner * 	 12. 10. 
Alber ** 	 12. 10. 
Amrehn ** 	 12. 10. 
Dr. Bardens ** 	 12. 10. 
Dr. Barzel 	 12. 10. 
Blumenfeld * 	 12. 10. 
Frau von Bothmer ** 	12. 10. 
Brandt 	 11. 10. 
Büchner (Speyer) ** 	 12. 10. 
Dr. Enders ** 	 12. 10. 
Dr. Evers ** 	 12. 10. 
Eymer (Lübeck) 	 12. 10. 
Feinendegen 	 12. 10. 
Fellermaier * 	 12. 10. 
Frau Dr. Focke * 	 12. 10. 
Friedrich (Würzburg) * 	12. 10. 
Dr. Fuchs * 	 11. 10. 
Dr. Geßner ** 	 12. 10. 
Gierenstein 	 12. 10. 
Handlos ** 	 12. 10. 
Dr. Hauff 	 12. 10. 
Dr. Holtz ** 	 12. 10. 
Dr. Jaeger 	 12. 10. 
Dr. h. c. Kiesinger 	 12. 10. 
Dr. Klepsch ** 	 12. 10. 
Koblitz 	 12. 10. 
Dr. Köhler (Duisburg) 	19. 10. 
Dr. Kreile 	 12. 10. 
Kunz (Berlin) 	 11. 10. 

* für die Teilnahme an Sitzungen des Europäischen 
Parlaments 

** für die Teilnahme an Sitzungen der Parlamentari-
schen Versammlung des Europarates 

Anlage zum Stenographischen Bericht 

Abgeordnete(r) 	entschuldigt bis einschließlich 

Lagershausen 	 12. 10. 
Lemmrich ** 	 12. 10. 
Lücker * 	 12. 10. 
Luster * 	 12. 10. 
Männing 	 12. 10. 
Marquardt ** 	 12. 10. 
Dr. Marx 	 12. 10. 
Mattick ** 	 12. 10. 
Dr. Mende ** 	 12. 10. 
Dr. Mertes (Gerolstein) 	19. 10. 
Dr. Müller ** 	 12. 10. 
Müller (Bayreuth) 	 12. 10. 
Dr. Müller-Hermann 	 12. 10. 
Pawelczyk ** 	 12. 10. 
Dr. Penner 	 12. 10. 
Dr. Pfennig ** 	 12. 10. 
Porzner 	 19. 10. 
Reddemann ** 	 12. 10. 
Russe 	 12. 10. 
Dr. Schäuble ** 	 12. 10. 
Scheffler ** 	 12. 10. 
Frau Schleicher * 	 12. 10. 
Schmidt (Wattenscheid) 	12. 10. 
Schmidt (Würgendorf) ** 	12. 10. 
Schulte (Unna) ** 	 12. 10. 
Dr. Schwarz-Schilling 	12. 10. 
Dr. Schwencke (Nienburg) ** 	12. 10. 
Seefeld * 	 12. 10. 
Dr. Freiherr Spies von 
Büllesheim 	 12. 10. 
Sybertz 	 12. 10. 
Frau Tübler 	 19. 10. 
Ueberhorst ** 	 12. 10. 
Dr. Vohrer ** 	 12. 10. 
Frau Dr. Walz * 	 12. 10. 
Wawrzik * 	 12. 10. 
Frau Dr. Wex 	 11. 10. 
Frau Dr. Wisniewski 	12. 10. 
Dr. Wittmann (München) 	12. 10. 
Wurbs 	 12. 10. 
Zebisch ** 	 12. 10. 




	177. Sitzung
	Bonn, Donnerstag, den 11. Oktober 1979
	Inhalt
	Redetext
	Anlage zum Stenographischen Bericht
	Anlage 1




